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Vorwort 


Was ſich in den ſchweren Kriegs⸗ und Nachkriegsjahren im 
Lande Baden politiſch abgeſpielt hat, ſoll in dieſem Buch geſchil⸗ 
dert werden. Keine erſchöpfende Darſtellung der Ereigniſſe im ein⸗ 
zelnen iſt beabſichtigt. Für die ſpätere Geſchichtsſchreibung mag 
das Buch immerhin als eine Art Vorarbeit angeſehen werden. 
Wie der Techniker das Modell ſeiner Maſchine in einem Quer⸗ 
ſchnitt zeigt, gleich ſo iſt hier der Verſuch unternommen, das Zeit⸗ 
geſchehen Revue paſſieren zu laſſen. 

Als Ziel meiner Arbeit ſchwebte mir vor, dem Leſer zu zeigen, 
unter welchen Begleitumſtänden es in Baden zur Staatsumwäl⸗ 
zung kam, und mit welchen Geburtswehen die junge Republik zu 
kämpfen hatte, ehe die politiſchen Zuſtände wieder erträglich wur⸗ 
den, und Leben und Eigentum der , gegen ungeſetzliche 
Angriffe genügend geſchützt waren. 

Ob mir dieſer Wurf gelang? Das zu beurteilen bleibe dem 
Leſer vorbehalten. | 


Karlsruhe, im Juni 1925. 
Der Verfaſſer 
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Verſuche zu einer Neuorientierung in Baden 


Der mit Aufnahme der Kriegshandlungen in Aktion getretene 
militäriſche Belagerungszuſtand ſchränkte die Machtbefugniſſe der 
zivilen Behörden des Staates naturgemäß ſehr ſtark ein. Damit 
war für die Landesregierung das Feld der Arbeit keineswegs ver⸗ 
ringert, denn jetzt waren ja auf wirtſchaftlichem und ſozialpoli⸗ 
tiſchem Gebiet große Anforderungen herangewachſen. Manches, 
was Baden — ſpeziell auf dem Gebiet der Kriegsfürſorge — ge⸗ 
leiſtet hat, iſt außerhalb des Landes als muſtergültig betrachtet 
worden. Der damalige Minifter des Innern, Freiherr von Bo d⸗ 
man, hat ſich perſönlich hierbei große Verdienſte erworben. 

Ans intereſſieren jedoch lediglich die eigentlichen politiſchen 
Vorgänge in Baden während der Kriegszeit. Sie ſind gekenn⸗ 
zeichnet durch ganz beſtimmte Verſuche einer Neuorientie⸗ 
rung, Verſuche, die allerdings, ſo intereſſant ſie geweſen ſein 
mögen, doch von vornherein zum Scheitern verurteilt waren, weil 
ſie an Stelle einer großzügigen Geſamtlöſung nur Teillöſungen des 
verfaſſungspolitiſchen Problems anſtrebten und dieſes Problem 
hieß: Amwandlung des Obrigkeitsſtaates in den demokratiſch⸗ 
parlamentariſchen Staat. Dabei brauchte die Frage „Monarchie 
oder Republik” zunächſt noch gar keine Rolle zu ſpielen. Man 
konnte ſich damals die Entwicklung der Dinge ſehr gut ſo denken, 
daß die monarchiſche Spitze blieb, der verfaſſungspolitiſche Anter⸗ 
bau aber ein demokratiſch⸗parlamentariſcher (nach engliſchem Sy⸗ 
ſtem) würde. Die Tatſache, daß die regierenden Gewalten da— 
mals die Notwendigkeit einer großzügigen Löſung verkannten, hat 
neben anderen Dingen die Revolution verurſacht. Die Revolu- 
tion hat die Frage „Monarchie oder Republik“ damit im Sinne 
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einer radikalen Amgeſtaltung, im Sinne der Republikaniſierung 
entſchieden. 

Bereits am 18. Dezember 1915 gab in der Budgetfom- 
miſſion der II. Kammer der badiſchen Landſtände die Re— 
gierung eine politiſch bedeutſame Erklärung ab, nämlich die, 
daß gegenüber der Sozialdemokratie der Grundſatz zu gel⸗ 
ten habe, daß wegen der Zugehörigkeit zu ihr eine Ausnahme 
behandlung in ſtaatsbürgerlicher Beziehung nicht ſtattfinden 
ſolle. Eine antimonarchiſche Geſinnung dürfe allerdings ein 
Beamter, weil mit dem geleiſteten Treueid unvereinbar, nicht 
bekunden. Eine Anterſuchung der politiſchen Geſinnung der 
Beamten werde nicht erfolgen. Zur Einführung eines Reverſes 
für die Angeſtellten der Staatsbahn, welches auf ein Verbot, der 
Eiſenbahner⸗Gewerkſchaft anzugehören, hinauslief, habe bisher 
feine Veranlaſſung vorgelegen. Die Zugehörigkeit zu einem Ver⸗ 
band ſei kein Hindernisgrund für die Beſchäftigung bei der Eiſen⸗ 
bahn. Ein Streikrecht könne nicht zugeſtanden werden, 
zumal ja die Verhältniſſe der Staatsarbeiter unter Mitwirkung 
des Landtags geregelt würden. 

In ſeinem Oſtererlaß vom Jahre 1917 hatte der Deutſche 
Kaiſer eine grundſätzliche Neugeſtaltung des preußiſchen Land⸗ 
tags und einen weſentlichen Ausbau der I. Kammer (des preußi- 
ſchen Herrenhauſes) angekündigt und dabei hervorgehoben, das 
Herrenhaus werde den gewaltigen Anforderungen der kommenden 
Zeit beſſer gerecht werden können, wenn es in weiterem Amfange 
als bisher führende Männer aus den verſchiedenſten Kreiſen und 
Berufen des Volkes in ſeiner Mitte vereinige. 

Hierauf bezugnehmend erhob der Deutſche Privatbe- 
amtenverein bereits am 12. Mai 1917 bei dem Großh. 
Staatsminiſterium die Forderung, daß auch die I. Kammer der 
badischen Landſtände reformiert und Vertretern der Privatbeam- 
ten Zulaß zu derſelben gewährleiſtet werde. Der Verband 
deutſcher Handlungsgehilfen zu Leipzig ſchloß ſich 
unmittelbar darnach dieſer Forderung an. 8 

In der Budgetkommiſſion der II. Kammer kam es 
über dieſe Frage und über die Frage der Einführung des Ver— 
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hältniswahlſyſtems und über andere For derungen 
nach Demokratiſierung des Staatsweſens zu einer Aus- 
ſprache. Der Abgeordnete Kopf (Str.) hat auf dem aufßer- 
ordentlichen Landtag am 5. Juni 1917 hierüber Bericht erſtattet 
und dabei ausgeführt, es ſei von der Sozialdemokratiſchen Frak⸗ 
tion die Abſchaffung der I. Kammer und die Abſchaffung aller 
Privilegien des Adels als Erfordernis der neuen Zeit bezeichnet 
worden, ebenſo die Einführung des Frauenſtimmrechts. Auf dem 
Gebiete der Gemeindeordnung und der Kreisverfaſſung ſeien 
ebenfalls erhebliche Anderungen, z. B. die Abſchaffung der Klaſ⸗ 
ſenwahl und der Staatsaufſicht über die Gemeinden, verlangt wor⸗ 
den. Das derzeitige Syſtem, wonach für die Beſetzung der Staats- 
ſtellen der Nachweis des Beſuchs gewiſſer Prüfungen verlangt 
werde, habe gleichfalls Kritik erfahren. Man wolle lediglich dem 
Tüchtigen, ohne Rückſicht auf eine examensmäßige Vorbildung, 
die Stelle gegeben wiſſen. Die Großh. Regierung habe ſich je⸗ 
doch gegenüber der Forderung nach einer Verfaſſungsänderung 
durchaus ablehnend verhalten, ebenſo die bürgerlichen Parteien, da 
erſt im Jahre 1904 die Verfaſſung einſchneidenden Anderungen 
unterworfen worden ſei. 


Der Staatsminiſter (der Miniſterpräſident in Baden führte 
allein den Titel „Staatsminiſter“), Freiherr von Duſch, be 
merkte in dieſer Sitzung dem ſozialdem. Abgeordneten Kolb gegen⸗ 
über, er bezweifle, ob aus der erwähnten Oſterbotſchaft des Kai⸗ 
ſers auch für Baden Konſequenzen zu ziehen ſeien. Bei einer 
ruhigen und objektiven Prüfung der einzelnen Vorſchläge müſſe man 
ſchließlich ſagen, daß kein Grund vorliege, dieſen Vorſchlägen nach⸗ 
zugehen, insbeſondere nicht in einer Zeit, wo man ſich mit nöti⸗ 
geren Dingen zu befaſſen habe. Auf die Abſchaffung der 
IJ. Kammer könne man ſich unter keinen Amſtänden 
einlaſſen. Eine andere Zuſammenſetzung derſelben könne in Er⸗ 
wägung gezogen werden. 

Zu einer Beſchlußfaſſung kam es nicht. 

Einige Tage ſpäter, am 13. Juni, befaßte ſich auch die 
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Neuorientierung; aber auch hier kam man über eine akademiſche 
Erörterung des Problems nicht hinaus. 

Gleichwohl wurden im Schoße der Regierung Betrachtungen 
darüber angeſtellt, ob auch in Baden die I. Kammer dahingehend 
zu reformieren ſei, daß der Arbeiterſchaft eine Vertretung geſichert 
werde. Anlaß hierzu gaben die Vorgänge in Preußen, Sachſen, 
vor allem aber jene in Bayern, wo eine volkstümliche Ausgeſtal⸗ 
tung der J. Kammer in die Wege geleitet wurde. 

Bei der feierlichen Eröffnung der Landſtände am 28. November 
1917, machte dann im Auftrag des Großherzogs der Miniſter des 
Innern, Freiherr von Bodman, Ausführungen, die gleichfalls 
erkennen ließen, daß die Regierung wohl im großen und ganzen 
zu einzelnen Reformen bereit ſei, die Frage einer wirklichen 
Neuorientierung aber nicht als dringlich betrachtete. Die 
Regierung glaubte, ihre Aufmerkſamkeit zunächſt auf die Amgeſtal⸗ 
tung in der Zuſammenſetzung der I. Kammer lenken zu ſollen, wozu 
auch die Wahlrechtsreform in Preußen den Anſtoß gab, wo man 
daran gedacht hatte, der Arbeiterſchaft eine Vertretung im Herren⸗ 
haus in der Stärke von 24 Sitzen zuzuweiſen. Aus einem Bericht 
des badiſchen Geſandten vom 5. November 1917 ging jedoch ber- 
vor, daß in Preußen dieſer Gedanke wieder aufgegeben wurde, 
nachdem für das Abgeordnetenhaus das allgemeine Wahlrecht in 
Ausſicht genommen worden war. Außerdem wurde das Argument 
geltend gemacht, die geplante Ausgeſtaltung des Herrenhauſes be- 
ruhe auf Berufsvertretungen; die „Zugehörigkeit zur Arbeiter⸗ 
ſchaft“ könne aber nicht als Beruf angeſehen werden! 

Die II. Kammer erhielt jetzt (29. November 1917) von der 
National⸗liberalen Fraktion einen Geſetzentwurf auf Ab⸗ 
änderung des § 51 der Verfaſſung vorgelegt, der die Zu ſtän⸗ 
digkeitsrechte des Landſtändiſchen Ausſchuſſes erweitert 
und deſſen Verſtärkung vorgeſehen wiſſen wollte. Ein an⸗ 
derer Antrag dieſer Partei ſtrebte die Einführung der Verhältnis 
wahl für die Wahlen der II. Kammer und eine andere Zuſammen⸗ 
ſetzung der I. Kammer unter entſprechender Verſtärkung der 
II. Kammer an. Ein Antrag der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Fraktion forderte gleichfalls die Einführung der Ver— 
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hältniswahl. Von der Fraktion der Fortſchrittlichen 
Volkspartei wurden zwei Anträge eingereicht mit For- 
derungen nach Reviſion der Verfaſſung und Einführung des 
Frauenſtimmrechts. Die Zentrumsfraktion forderte 
in einem Antrag die Abänderung der Verfaſſung in der Richtung, 
daß für die Wahl der Abgeordneten der Städte zur II. Kammer 
das Verfahren nach den Grundſätzen der Verhältniswahl Platz 
greifen ſolle. Die Zahl der Mitglieder der I. Kammer wünſchte die 
Zentrumsfraktion vermehrt um je einen Dekan der katholiſchen 
und evangeliſchen Kirche, um ein weiteres Mitglied aus der Land- 
wirtſchaftskammer, um ein weiteres aus der Handwerkskammer, 
um drei Mitglieder aus Arbeiterkreiſen und ſchließlich um einen 
Stellvertreter des Erzbiſchofs; auch forderte dieſe Fraktion den 
Ausbau des Gemeinde-Wahlrechtes. 

Anläßlich der Beratung des Voranſchlags, die in der Sitzung 
der II. Kammer vom 15. Januar 1918 begann, ſetzte ſich Staats⸗ 
miniſter Freiherr von Bodman als Nachfolger des inzwiſchen 
krankheitshalber in den Ruheſtand getretenen bisherigen Staats- 
miniſters, Freiherrn von Duſch, in ſeiner Etatrede mit dieſen An⸗ 
trägen auseinander und verlieh dabei der prinzipiellen Bereitwillig⸗ 
keit der Regierung zu einer Verfaſſungsreform Ausdruck, mahnte 
allerdings zur Zurückhaltung. Die Bedenken der Regierung gegen 
das Frauenſtimmrecht hielt er aufrecht. Sie fanden die Beachtung 
der Wortführer der bürgerlichen Parteien. 

In einer intereſſanten Debatte über dieſe Dinge wurde die 
Frage der Demokratiſierung des Staates behandelt. Staatsmini⸗ 
ſter von Bod man erwiderte dabei insbeſondere auf Darlegun- 
gen der Abgeordneten Kolb (Soz.) und Muſer (Fortſchr.), wobei 
er die verfaſſungsmäßigen Rechte der Krone verteidigte und es für 
unmöglich erklärte, daß vom Großherzog vor der Ernennung der 
Miniſter das Parlament gehört werde. Die Ernennung der Mini- 
ſter aus der Beamtenſchaft allein ſei in Baden nicht immer Praxis 
geweſen. Einer Berufung von Politikern zu Chefs der Miniſte— 
rien ſtellte ſich der Miniſter nicht prinzipiell ablehnend gegenüber. 

Mittlerweile hatte auch die Gemeinſchaft der kaufmän⸗ 
niſchen Verbände in Baden Vorſtellungen für eine ander- 


6 


weitige Zuſammenſetzung der I. Kammer erhoben. Der Ver— 
band der Beamten- und Lehrervereine Badens und 
der Architekten- und Ingenieurverein ſchloſſen ſich die— 
ſem Vorgehen an, ebenſo der Landes verband techniſcher 
Vereine und die Vereinigung der höheren tech— 
niſchen Staatsbeamten, ſchließlich auch die is raeli— 
tiſche Religionsgemeinſchaft Badens, die ſchon 
in den Jahren 1905 und 1909 eine Vertretung in der I. Kammer 
angeſtrebt hatte. 

Die Verfaſſungskommiſſion der II. Kammer hat über dieſe An⸗ 
träge bis in den Sommer 1918 hin verhandelt. (Protokoll vom 
5. Juni 1918). Die von ihr geſtellten Beſchlüſſe gingen dahin, die 
Regierung aufzufordern, einen Geſetzentwurf vorzulegen, der für 
die Wahlen zur II. Kammer das Verhältniswahl⸗Syſtem vorſieht; 
desgleichen der Regierung zu empfehlen, das Stellvertretungsrecht 
des Erzbiſchofs und des evangeliſchen Prälaten in einem Geſetzent— 
wurf zu gewähren. Gleichfalls ſtimmte die Kommiſſion einer Min⸗ 
derung der Adelsvertreter in der I. Kammer und der Wahl von . 
zwei Vertretern der Arbeiter in dieſe zu. Für die Einführung des 
Frauenſtimmrechts hat ſie ſich nicht entſchieden. Dieſen Beſchlüſſen 
trat die II. Kammer bei. 

Wie der Berichterſtatter der Kommiſſion, Abgeordneter Wit⸗ 
temann, in der Sitzung derſelben vom 13. Juni 1918 ausführte, 
waren die anderen weitergehenden Anträge abgelehnt worden. 
Wörtlich ſagte er: „Die Anträge, die geſtellt worden waren, haben 
ſomit nur in beſcheidenem Maße Erfüllung gefunden. Ihre Kom- 
miſſion iſt eigentlich eine Begräbnisſtätte für ſehr viele 
Wünſche und Anregungen geworden und unwillkürlich fällt einem 
das Dichterwort ein: Es kreißen die Berge in heftigen Wehen, 
hervor lommt — ein lächerlich Mäuslein.“ 

Die Sitzung der II. Kammer am 16. Juli 1918 beſchäftigte 
ſich ſodann mit dem Antrag der National-liberalen Fraktion auf 
Zuſtändigkleits-Erweiterung des Landſtändiſchen Aus: 
ſchuſſes und mit einem weiteren Antrag derſelben auf Anderung des 
8 44 der Verfaſſung, nach welchem bei Auflöſung des Landtags 
die Wahl desſelben innerhalb von 60 Tagen ſtattzufinden habe. 
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Dieſe Anträge fanden Annahme. Ein Antrag der Fraktion der 
Fortſchrittlichen Volkspartei auf Wiederherſtellung 
der SS 60 und 61 der Verfaſſung nach ihrem Wortlaut vor der 
Verfaſſungsänderung von 1904, der alſo die Wiederherſtellung der 
durch die VBerfaſſungsreform von 1904 beſchnittenen Rechte der 
II. Kammer gegenüber der J. anſtrebt, fand keine Zuſtimmung. 
Staatsminiſter von Bodman beſtritt, daß die Rechte der 
II. Kammer bei jener Verfaſſungsänderung irgendwie benachteiligt 
oder beſchränkt worden ſeien. Weſſen Meinung die richtige war, 
mag hier unerörtert bleiben. 

Die I. Kammer beſchäftigte ſich in ihrer Sitzung vom 
15. Auguſt 1918 mit den Beſchlüſſen der Zweiten. Der Berichter⸗ 
ſtatter des „Ausſchuſſes für die Beratung der Beſchlüſſe der 
II. Kammer“, Präſident des Verwaltungsgerichtshofs, Abgeordne⸗ 
ter Dr. Glockner, billigte im Namen des Ausſchuſſes die An⸗ 
träge der II. Kammer im allgemeinen. Es ſollten aber neben den 
Arbeitervertretern auch die Vertreter der der Städteordnung unter⸗ 
ſtehenden Städte in der I. Kammer durch den kraft ihres Amtes zu 
erfolgenden Zuzug der Oberbürgermeiſter der Städte Karlsruhe 
und Mannheim vermehrt und jene der Handelskammern auf fünf 
erhöht werden. Die Mehrheit der Kammer trat dieſen weiterge⸗ 
henden Anregungen nur teilweiſe bei. 

So bedeutungsvoll für das politiſche Leben des Landes dieſe 
Vorgänge in den Landſtänden in normaler Zeit hätten wirken kön⸗ 
nen, ſo wenig Eindruck hinterließen dieſe angeſichts der ſich auf den 
Kriegsſchauplätzen und in Deutſchland einander überſtürzenden Er⸗ 
eigniffe. Prinz Mar von Baden ward Reichskanzler. In 
ſeiner Programmrede erklärte er mit einem Hinweis auf die Neu⸗ 
orientierung in Preußen, er zweifle nicht daran, daß auch die Bun⸗ 
desſtaaten, die in der Entwicklung ihrer verfaſſungsmäßigen Zu⸗ 
ſtände noch rückſtändig ſeien, dem preußiſchen Beiſpiel entſchloſſen 
folgen würden. 

Die linksorientierte Preſſe des Landes griff dieſe 
Bemerkung auf und legte der badiſchen Regierung die Frage vor, 
ob nicht nun auch in Baden der Parlamentariſierung und Demo: 
kratiſierung der Weg freigemacht werden ſollte. Nachdem man gar 
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in Bayern der Demokratiſierung der Verfaſſung näher getreten 
war, wurde die Diskuſſion über die Reformierung der badiſchen 
Verfaſſung beſonders lebhaft. 

Eine Befragung des Prinzen Map durch den badiſchen Juſtiz— 
miniſter Dr. Düringer in Berlin, ob ſeine Programmrede auch 
für badiſche Verhältniſſe gelten ſolle, ergab, daß ihm bei ſeiner 
Rede zunächſt „die Verhältniſſe im Reich bezw. in Preußen vorge⸗ 
ſchwebt hätten, daß er aber der Anſicht ſei, Baden wäre mit ſeinen 
parlamentariſchen Bräuchen das am weiteſten vorgeſchrittene Land. 
Das Verlangen nach Abſchaffung der I. Kammer halte er für einen 
Anſinn, ebenſo die Erſetzung der Beamtenminiſter durch Parlamen- 
tarier, wenn dazu kein fachlicher Anlaß vorliege. Hinſichtlich der 
Proportional- und der Gemeindewahlen „müſſe man mit ſich reden 
laſſen.“ 

Die ſchnelle verfaſſungspolitiſche Amſtellung im Reich, in 
Bayern und anderen Bundesſtaaten, war naturgemäß die Folge 
der erſchütternden Ereigniſſe auf dem Kriegsſchauplatz. Am 29. Sep⸗ 
tember 1918 hatte General Ludendorff gefordert, an Amerika 
den Waffenſtillſtand anzubieten. Zum 1. Oktober ließ der Kaiſerl. 
Legationsrat von Lers ner an das Auswärtige Amt im Auftrag 
Ludendorffs den dringenden Wunſch übermitteln, das Friedensan⸗ 
gebot müſſe ſofort hinausgehen; „heute halten die Truppen noch, 
was morgen geſchehe, ſei nicht vorauszuſehen!“ Schließlich ließ 
Generalfeldmarſchall von Hindenburg der Reichsregierung 
mitteilen, wenn Sicherheit beſtehe, daß Prinz Max von Baden 
die Regierung bilde, jo ſei er mit einem kurzen Aufſchub der Hin- 
ausgabe des Friedensangebots einverſtanden. 

Als dann bekannt wurde, daß der Frieden nur unter ſehr ſchwe⸗ 
ren, ja unter geradezu furchtbaren Bedingungen erreichbar war, 
hielt es Staatsminiſter von Bodman angeſichts dieſer nieder⸗ 
ſchmetternden Nachricht für angebracht, am 11. Oktober ſämtliche 
Amtsvorſtände der Bezirksverwaltung zu einer Beſprechung nach 
Baden-Baden einzuladen, um ihnen für die kommenden Tage und 
Wochen Verhaltungsmaßregeln zu empfehlen. Allerdings mochten 
auch damals verſchiedene prominente Perſönlichkeiten nicht an ein 
ſolch ſchlimmes Ende glauben. 5 
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Am 19. Oktober fand im Miniſterium des Innern zwiſchen 
Vertretern der Regierung und der Landſtän de eine 
Ausſprache ſtatt. Dabei wurde der Reichsregierung für ihre 
für die Erzielung eines annehmbaren Friedens unternommenen 
Schritte Vertrauen ausgeſprochen und die Auffaſſung vertreten, ein 
feindlicher Einfall in unſer Land ſei nicht zu befürchten. Sollte der 
Friede, wie die von Wilſon dem deutſchen Friedensangebot gegen⸗ 
über gemachten Schwierigkeiten erwarten ließen, nur unter unehren⸗ 
haften Bedingungen erreichbar ſein, ſo müßte alles getan werden, 
um weiterkämpfen zu können. Am die Stimmung des Volkes zu 
heben, wurde eine erneute Prüfung der Beſeitigung der 
Gemeinde⸗Klaſſenwahl und des Ausbaues der Verfaſ⸗ 
ſung nachdemokratiſchen Richtlinien zugeſagt. 
Einer ſofortigen Einberufung des Landtags wurde jedoch wider⸗ 
raten. 

Aber dieſe Frage erhoben ſich nun in der Linkspreſſe wiederum 
lebhafte Erörterungen. Angeſichts der Wendung auf dem Kriegs⸗ 
ſchauplatz und der drohenden Gefahr eines feindlichen Einmarſches 
— Bulgarien war vom Vierbund bereits abgefallen, in Angarn die 
Revolution ausgebrochen, in Öjterreich der Staatszuſammenbruch 
bereits im Gange, Ludendorff vom Kaiſer ſeiner Dienſte enthoben, 
der Einfluß der Militärgewalten auf die Zivilgewalt beſeitigt und 
die Notwendigkeit feſtgeſtellt, den angeſonnenen harten Bedingun⸗ 
gen eines Waffenſtillſtandes zuzuſtimmen — wurde erklärt, es ſei 
einfach unmöglch, den Landtag nicht einzurufen. 

Dieſe Preſſe⸗Artikel gaben der badiſchen Regierung Veranlaſ⸗ 
fung, unterm 2. November mitzuteilen, es ſei vom Staatsminiſte⸗ 
rium beſchloſſen worden, ſofort einen Geſetzentwurf für die 
Einführung des Verhältniswahlſyſtems und für 
Abſchaffung der Gemeinde⸗Klaſſenwahl ausarbei- 
ten zu laſſen. Die Regierung werde auch die Aufhebung des § 40 a 
der Verfaſſung vorſchlagen. Nach dieſer Beſtimmung verlor be— 
kanntlich ein Mitglied der II. Kammer, das ein beſoldetes Staats- 
amt annahm oder im Staatsdienſt in ein Amt eintrat, mit welchem 
ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden war, Sitz 
und Stimme in der Kammer, was jedesmal eine Neuwahl notwen⸗ 
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dig machte. Endlich ſchlug die Regierung entſprechend einem Be— 
ſchluß der II. Kammer den Ausbau des Landſtändiſchen Ausſchuſ⸗ 
ſes zur Sicherung einer dauernden Zuſammenarbeit zwiſchen Re— 
gierung und Landſtänden vor. 

Als letzte der ſüddeutſchen Regierungen hatte ſich die Ba— 
diſche Regierung zu dieſen Verfaſſungsänderungen entſchloſſen. 
Ruhe kehrte damit nicht ein. Unter dem herben Eindruck der An⸗ 
ruhemeldungen aus Kiel und Wilhelmshaven hatten Redakteure 
verſchiedener Zeitungen im Lande Baden und Abgeordnete den 
Staatsminiſter beſchworen, die verfaſſungsmäßige Neuordnung 
ſchnellſtens in die Wege zu leiten. And offenbar war die 
Regierung jetzt endlich von der Notwendigkeit einer ſolchen Neu- 
orientierung überzeugt. In einer Sitzung mit den Fraktionsvorſit⸗ 
zenden der Landſtände, die am 9. November für den 13. November 
angeſetzt worden war, ſollte eine Verſtändigung über die Frage 
einer früheren Einberufung des Landtags herbeigeführt werden. Zu 
dieſer Sitzung kam es jedoch nicht mehr. 

Es war zu ſpät! 
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Zu ſpät! 


Mit dem 9. November (Samstag) begann der Zuſammen⸗ 
bruch der monarchiſchen Staatsform in Baden. 

Es wirkt tragiſch, daß der in der Öffentlichkeit nicht mehr be- 
kannt gewordene, vom Miniſterium des Innern fertiggeſtellte „Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes für die Abänderung der Verfaſſungsurkunde 
des Großherzogtums“ das Datum vom 9. November 1918 trägt. 
Die in dem Entwurf gemachten Vorſchläge betreffen die Schaffung 
einer Vertretung der Arbeiterſchaft in der I. Kammer, die Schaf⸗ 
fung einer Stellvertretungsmöglichkeit für die geiſtlichen Mitglieder 
der I. Kammer, die Einführung der Verhältniswahlen für die 
Wahlen zur II. Kammer, die Beſeitigung der aus § 40 a der Ver⸗ 
faſſungsurkunde ſich ergebenden Schwierigkeiten beim Eintritt von 
Landtagsabegordneten in leitende Staatsſtellen oder höhere Staats⸗ 
ämter, die Erweiterung der Zuſtändigkeiten des Landſtändiſchen 
Ausſchuſſes und die ausdrückliche Hervorhebung des Wahlrechtes 
für alle Kriegsteilnehmer. 

In der Begründung wird darauf verwieſen, die Regierung 
habe bei den Beratungen der II. Kammer im Sommer über dieſe 
Frage grundſätzlich anerkannt, daß die Verhältniswahl ein Fort⸗ 
ſchritt ſei. In der Sitzung vom 15. Juni 1918 habe ſie die durch 
dieſe Wahl garantierte Gewährung einer Vertretung an die Min- 
derheiten als eine Erweiterung des Wahlrechtes in dem Sinne er⸗ 
klärt, daß das Volk in weiterem Amfange zur Teilnahme an den 
Staatsgeſchäften, an der Geſetzgebung und damit auch an der Lei— 
tung des Staates beigezogen werde. Es würde durch die Vertre- 
tung der Minderheiten eine Nutzbarmachung aller Kräfte des Vol- 
les erleichtert oder herbeigeführt werden. Trotzdem glaubte, jo jagt 
die Begründung weiter, die Regierung ſich nicht für die jofortige 
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Einführung der Verhältniswahl ausſprechen zu dürfen, weil nach 
ihrer Aberzeugung noch kein Syſtem gefunden ſei, welches die 
Nachteile vermindert, die mit der Verhältniswahl verbunden ſind, 
und die darin erblickt werden, daß das Syſtem dieſer Wahl ein 
ſchwer verſtändliches und darum ein nicht volkstümliches ſei, und 
daß ferner eine Loslöſung der Gewählten vom Bezirke ſtattfinde. 
Die Stellung der Parteien in der II. Kammer zu dem Problem 
habe dieſe Auffaſſung der Großh. Regierung geſtärkt; ſie konnte 
nicht annehmen, daß ein in dieſer Richtung weitergehender Geſet— 
zesvorſchlag Annahme gefunden haben würde. 

„Zwiſchen jenen Verhandlungen und der nunmehrigen Vorlage 
eines Geſetzentwurfs über die Einführung der Verhältniswahl bei 
der Wahl zur II. Kammer der Ständeverſammlung liegt“, ſo wird 
weiterhin hervorgehoben, „die Neugeſtaltung des innerpolitiſchen 
Lebens im deutſchen Reiche und die Einführung der Verhältnis: 
wahl für eine größere Anzahl von Reichstagswahlkreiſen durch das 
Reichsgeſetz vom 24. Auguſt 1918. Der Neugeſtaltung des inner⸗ 
politiſchen Lebens glaubt die Großh. Regierung heute Rechnung 
zu tragen, wenn ſie die von dem Staatsminiſterium am 15. Juni 
1918 als Vorteile der Verhältniswahl hervorgehobenen Gefichts- 
punkte gegenüber den Nachteilen in den Vordergrund ſtellt. In der 
Syſtemfrage dürfte nach Anſicht der Großh. Regierung eine Eini⸗ 
gung am leichteſten zu erzielen ſein, wenn hierbei Anlehnung an 
das im Reichstag mit großer Mehrheit angenommene Reichsgeſetz 
vom 24. Auguſt 1918 erfolgt“. 

Als am Vormittag des 11. November, einem Montag, Staats- 
miniſter von Bodman ſeinen Nachfolgern, dem Miniſter des 
Innern, Dr. Haas, und dem Miniſter für Ernährungsweſen, 
Trunk, ſeine ſeit 1907 geführten Geſchäfte der inneren Verwal⸗ 
tung Badens abtrat, mag bei dieſem Mann, auf den während des 
Krieges, insbeſondere aber in den jüngſten Tagen vor ſeinem Ab⸗ 
gang ſo furchtbar viel Schweres eingeſtürmt war, eine Frage offen 
geblieben ſein: 

„Wie war nur ein ſolches Ende möglich? Die Großherzogliche 
Regierung abgelöſt durch eine Volksregierung! Die Großherzog- 
liche Dynaſtie vor der Gefahr, entgegen dem klaren Recht und der 
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Verfaſſung, ſtaatspolitiſch endgültig ausgeſchaltet zu werden, um 
der republikaniſchen Staatsform die Bahn frei zu machen!“ 

Es war ja richtig: Regierung und Landſtände haben, als es 
noch Zeit geweſen wäre, mit politiſchen Reformen bei den breiten 
Schichten des Volkes Sympathien für die monarchiſche Staatsform 
wachzuhalten, den Ernſt der Lage völlig verkannt. Man glaubte, 
mit kleinen Konzeſſionen an die unteren Stände der Zeitlage Rech⸗ 
nung tragen zu können. And leider wurde die Regierung durch 
Mitglieder des Landtags noch in dieſer Auffaſſung beſtärkt. Es 
gab Abgeordnete, die dem Staatsminiſter gegenüber noch im Sep⸗ 
tember und Oktober ihre warnende Stimme gegen die Einberufung 
der Landſtände erhoben, weil ſie die Befürchtung hegten, wenn 
man einmal den Wünſchen auf Parlamentariſierung der Staats⸗ 
verwaltung ein Entgegenkommen zeige, es dann kein Halten 
mehr gebe! 


Warum zu ſpät? 


Die Frage, ob, wenn etwa der Verlauf der Verhandlungen in 
den Landſtänden über die Neuorientierung in Baden ein anderer 
geweſen wäre, unſer Land nicht mit in den Strudel des Zuſammen⸗ 
bruchs hineingeriſſen worden wäre, muß mit einem „Nein“ beant⸗ 
wortet werden. Denn ſchon längſt war ja die Verfaſſungsfrage 
nicht die einzige, die unſer Volk aufs tiefſte beunruhigte. Es wirk⸗ 
ten hier verſchiedene Arſachen mit. So zunächſt das Erſuchen der 
Oberſten Heeresleitung an die Reichsregierung, den Feindſtaaten 
den Frieden anzubieten, alſo die Erkenntnis, daß alle Opfer des 
Volkes vergeblich geweſen waren, daß alle früheren Siegesverſiche⸗ 
rungen der regierenden Gewalten und ihre Vertreter durch die Tat⸗ 
ſachen widerlegt wurden. Dann aber noch eine weitere Arſache, 
nämlich die Aberzeugung, daß man den Frieden zur rech⸗ 
ten Zeit zu beſſeren Bedingungen hätte haben 
können, der rechte Augenblick aber mehrfach verſäumt worden 
war. 

Parallel mit den Auseinanderſetzungen in den deutſchen Par- 
lamenten über die Neuorientierung verlief bekanntlich auch der im 
deutſchen Volke immer heftiger werdende Streit über die Frie⸗ 


e 


densziele. Einer ſeiner Gipfelpunkte war die Annahme der 
Friedensreſolution durch den Reichstag im Jahre 1917. Aber na- 
türlich vermag auch dieſer Vorgang nicht allein den Zuſammen— 
bruch des alten Staates zu erklären. Hiezu kommt noch ein an⸗ 
deres Moment und es iſt ſicherlich das bedeutſamſte von allen. Am 
furchtbarſten rüttelte nämlich an den Fundamenten des Staatsge⸗ 
bäudes die Tatſache der im Verlaufe des Krieges fortdauernd an- 
wachſenden Verſchlechterung der Exiſtenzmöglich— 
keiten der breiten Volksſchichten. Dieſe zehrte an der 
Nervenkraft des Volkes und übte ſelbſt auf die Kriegsführung ihre 
verhängnisvolle Rückwirkung aus; denn auch das Heer konnte ja 
ſchließlich kaum mehr genährt und nur unzulänglich ausgerüſtet 
werden. 

Eine Geſchloſſenheit des Volkes beſtand alſo nicht mehr, die 
Gegenſätze waren immer ſchroffer geworden, der feſte Glaube an 
Sieg war dahingeſchwunden, die Ernährung der Volksgenoſſen 
war nicht mehr durchzuführen. Das Heer litt Not an den drin⸗ 
gendſten Kriegsmitteln, die militäriſche Lage war verzweifelt, un⸗ 
ſer Rücken durch den Zuſammenbruch unſerer Verbündeten be⸗ 
droht: ſo konnte der Zuſammenbruch Deutſchlands nur wie durch ein 
Wunder verhindert werden. Dieſes Wunder aber geſchah nicht! 

So wie nach dem Zuſammenbruch die Ordnung im Staate 
einigermaßen wieder hergeſtellt war, wurde der Vorwurf laut, der 
Kampfeswillen des Volkes ſei mit unlauteren Mitteln und in 
böſer Abſicht gebrochen worden. Auch die Dolchſtoßlegende ver— 
läuft in dieſer Richtung. Nach zwei Richtungen hin iſt deshalb 
an dieſer Stelle noch eine kurze Betrachtung am Platze. 

1.) Schon im Mai 1915 haben die Spitzen⸗ Verbände 
der Induſtrie, Land wirtſchaft ſowie des Mittel⸗ 
ſtandes an den Reichskanzler von Bethman Hollweg und an die 
Länderregierungen eine Eingabe gerichtet, in welcher mit Befriedi⸗ 
gung die in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ veröffent⸗ 
lichte Erklärung aufgenommen wurde: „daß kein Arteilsfähiger 
daran denken kann, die für Deutſchland günſtige Kriegslage zugun⸗ 
ſten eines vorzeitigen Friedensſchluſſes mit irgend einem jei- 
ner Feinde preiszugeben.“ Das Ziel des Friedens müſſe ſein, eine 
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beſſere Sicherung unſerer Grenzen gegen Oſten und Weſten . . 
kurz, politiſch, militäriſch, maritim und wirtſchaftlich diejenigen 
Machterweiterungen, „die uns größere Stärke nach außen gewähr⸗ 
leiſte!n Aber auch kein lauer Frieden, der nicht 
die volle politiſche Ausnutzung .. . der militäriſchen Erfolge in 
ſich begreift“, dürfe es ſein. 5 

Eine der ſtärkſten Argumente der Feindſtaaten im Kampfe ge⸗ 
gen den deutſchen Eroberungswillen war denn auch dieſen der Hin⸗ 
weis darauf, daß die deutſche Regierung nicht den Mut habe, von 
den Forderungen der deutſchen Wirtſchaftsverbände abzurücken und 
ſich eindeutig zu erklären, ob einem Frieden mit einem freien Bel⸗ 
gien deutſcherſeits zugeſtimmt würde. 

Als der Reichstag von ſich aus in einer Friedensre⸗ 
ſolution gegenüber den Kriegszielen der Wirtſchaftskreiſe das 
Bekenntnis für einen „vernünftigen Frieden“ präziſierte, da ſprach 
der Vorſtand der Deutſchen Vaterlandspartei in einer 
Eingabe an den Reichstag: „Dieſe Friedensbeſtrebungen bringen 
Deutſchland in ſchwere Gefahr; denn die immer ſtärker werdende 
Wirkung des A-Bootkrieges läßt den Augenblick näherkommen, in 
dem England, in der Erkenntnis, daß es den Krieg verlieren muß, 
verſuchen wird, uns durch Friedensangebote das abzuliſten, was 
es uns mit den Truppen nicht abringen kann.“ 

Dieſe Kriegszielpropaganda führte zu ſcharfen politiſchen Er⸗ 
örterungen, was dem Prinzen Max Veranlaſſung gab, in der 
I. Kammer (19. Dezember 1917) zu bemerken, „die Feinde ſprechen 
von Autoritäten, die einem widerſtrebenden Volke ihren Willen 
aufzwingen und maßen ſich die geradezu groteske Rolle an, das 
deutſche Volk von dieſen Tyrannen“ befreien zu wollen 
Aus dieſer Tatbeſtandsaufnahme ergibt ſich, daß wir .... dar- 
nach ſtreben, Klarheit zu ſchaffen, mit welcher Geſinnung wir im 
Gegenſatz zu den feindlichen Regierungen an die Ordnung der 
Dinge heranzutreten entſchloſſen find. In einer Anterredung 
mit dem Direktor des Wolff'ſchen Depeſchenbüros (15. Februar 1918) 
ſagte Prinz Max: „die große Maſſe des arbeitenden deutſchen 
Volkes wehrt ſich mit ſtarkem und geſundem Inſtinkt gegen alle 
Verſuche, Deutſchlands Verteidigungskräfte zu ſchwächen. Darum 


Ba 


bedauere ich die Agitation, die darauf hinzielt, breite Schichten un⸗ 
ſerer Bevölkerung als unpatriotiſch zu brandmarken und zu ifolie- 
ven... Aber die Kriegsziele muß in jedem Lande 
heute geſtritten werden. . .. Wir müſſen aufhören, 
bei unſeren inneren Auseinanderſetzungen bei dem politiſchen 
Gegner immer nach unpatriotiſchen Motiven zu 
ſuchen.“ 

Die Kluft beſtand; einen geſchloſſenen Willen in der Frage 
des Kriegszieles gab es nicht. 


2.) Wie ſchon erwähnt, war das völlige Verſagen der Ver— 
ſorgung des Volkes mit Lebensmitteln die wichtigſte aller Arſachen 
des Zuſammenbruches. Es iſt deshalb angezeigt, der Frage der 
Kriegswirtſchaft noch etwas näherzutreten. Wie in der Frage der 
Kriegsziele und der Neuorientierung des Staatsweſens gingen die 
Meinungen der politiſchen Parteien auch in der Frage der 
Kriegswirtſchaft auseinander. Je länger der Krieg 
dauerte, deſto mehr hielt ſich eine dünne Schicht des Volkes nicht 
mehr an die kriegswirtſchaftlichen Anordnungen und legte Lebens⸗ 
gewohnheiten an den Tag, die bei den ärmeren Volksſchichten und 
beim Mittelſtand Empörung auslöſten. Die Vorgänge auf dem 
Lebensmittelmarkt waren jedenfalls die größte Gefahr für einen 
ruhigen Fortbeſtand des Staats. Die Größe dieſer Gefahr haben 
viele Zeitgenoſſen bei weitem nicht richtig einzuſchätzen gewußt. 


Im Frühling des Jahres 1916 gelangte die badiſche Regierung, 
alſo das Miniſterium des Innern, zu der Erkenntnis, es ſei an⸗ 
geſichts der ſteigenden Ernährungsnotlage notwendig, in Kon⸗ 
ferenzen der Regierung mit den Vertretern der Preſſe von Zeit 
zu Zeit Auskunft über die Ernährungslage zu geben. Die Preſſe⸗ 
konferenzen begannen im Mai 1916 in vierwöchentlichen Abſtänden; 
zu ihnen wurden zunächſt nur die Vertreter der in Karlsruhe an⸗ 
ſäſſigen Zeitungen und Korreſpondenz-Büros eingeladen. Im No⸗ 
vember desſelben Jahres regte die Landesorganiſation der Badi⸗ 
ſchen Redakteure an, zu dieſen Konferenzen allen Zeitungen des 
Landes Zutritt zu gewähren, welchem Wunſche auch entſprochen 
wurde. 
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Das Stellvertretende Generalkommando des XIV. Ar⸗ 
meekorps hat dann im Auftrage des Großen Generalſtabs im April 
1917 der Badiſchen Regierung gegenüber die Notwendigkeit be⸗ 
tont, die Vertreter der Preſſe auch über die Kriegsführung laufend 
zu informieren; denn je mehr ſich die Ernährungslage verſchlechterte, 
deſto ſorgenvoller ſah das Volk ja auch dem Kriegsausgang ent⸗ 
gegen. Am 30. Juni 1917 fand die erſte kombinierte Preſſekonfe⸗ 
renz ſtatt. Später (am 19. November 1917) veranſtaltete auch 
das Kriegspreſſeamt für die Bezirke des XIV., XIII. und XV. 
Korps (Baden, Hohenzollern und Elſaß) eine Preſſebeſprechung 
in Karlsruhe. 

Dieſe Beſprechungen mit den Vertretern der Preſſe ſpiegelten 
der Zeiten Lauf und den Niedergang der Volkskraft ſehr treffend 
wieder; ein Inſtrument für die Führung des geſamten Volkes auf 
einer einheitlichen politiſchen Linie, für die Erhaltung der Volks⸗ 
kraft und für die Sicherung der Ernährungslage, konnten ſie aller⸗ 
dings nicht werden. Die auf ihnen gebotene „Aufklärung“ über 
das „Wie“ und „Warum“ der Kriegsnotlage reichte eben nicht aus, 
hungernde Menſchen hoffnungsfreudig zu machen. Der Pſychologie 
der Maſſen des Volkes konnte damit nicht Rechnung getragen wer⸗ 
den. And auch die militäriſche Aufklärung war ja meiſtens mehr 
als dürftig, wenn nicht geradezu falſch. 
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Der Zuſammenbruch 


Anter dem Eindruck der Meldungen über die revolutionären 
Ereigniſſe im Reich und über die unmenſchlich harten und ganz 
kurz befriſteten Bedingungen des Waffenſtillſtandes, ſammelten 
ſich bald auf den Straßen und öffentlichen Plätzen des Landes 
große Menſchenmengen an. Von München war die Nachricht von 
der Abſetzung der Dynaſtie Wittelsbach eingetroffen. Bald ſah 
man auch in Mannheim, in Karlsruhe und in den ſonſtigen Garni» 
ſonsſtädten des Landes Angehörige der Marine auftauchen, die — 
ob in einer beſonderen Miſſion oder aus Senſationslüſternheit, das 
konnte eigentlich nie ganz aufgeklärt werden — von einem wilden 
Auseinanderlaufen der Marine erzählten. Angeſichts dieſer Erre- 
gung hielt man es in einzelnen Städten für zweckmäßig, aus ge- 
eigneten Vertretern der geſamten Bürgerſchaft ſogenannte Wohl⸗ 
fahrtsausſchüſſe zu errichten, die an der Aufrechterhaltung der öf- 
fentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit mitarbeiten ſollten. 
Oberbürgermeiſter Dr. Kutzer von Mannheim ſchrieb am 9. No- 
vember an den Miniſter des Innern, es hätten ſich daſelbſt füh⸗ 
rende Mitglieder aller politiſchen Parteien zu einem ſolchen 
„Wohlfahrtsausſchuß“ vereinigt. In Karlsruhe vollzog ſich gleiches. 


Von Mannheim erſchien noch am 9. November im Auftrage 
der dortigen politiſchen Parteien im Miniſterium des Innern eine 
Abordnung, der ſich dann eine ſolche der Karlsruher politiſchen 
Parteien anſchloß — Wortführer war der ſozialdemokratiſche Ab⸗ 
geordnete Anton Geiß —, um die Forderung nach dem 
Rücktritt der Großherzoglichen Regienung und 
nach der Berufung einer Volksregierung zu er⸗ 
heben. Staatsminiſter von Bodman teilte hierzu mit, das Ge— 
ſamtminiſterium habe ſchon am Tage zuvor (Freitag) ſeinen Nüd- 
tritt beſchloſſen, der Großherzog wolle ſich jedoch ſeine Entſchlie— 


e 


ßung hierüber bis nach dem Zuſammentritt des Landtages vorbe- 
halten. Während der Anterhaltung über dieſe Angelegenheit kam 
von Mannheim die telephoniſche Mitteilung, es habe ſich dort ein 
Soldatenrat gebildet, und die öffentlichen Gebäude ſeien von 
ihm beſetzt. 

Die Vorgänge im einzelnen hier zu ſchildern, würde zu weit 
führen. An allen Garniſonsplätzen des Landes bildeten ſich Sol⸗ 
datenräte, die nicht nur die Herrſchaft über die Truppen ausübten, 
ſondern häufig auch Anſtalten zur Abernahme der örtlichen Zivil⸗ 
gewalt trafen. 

Am 10. November wurde die Abdankung des Kaiſers, die Be⸗ 
rufung Eberts zum Reichskanzler, die Inausſichtnahme einer Wahl 
für eine Nationalverſammlung bekannt. Großherzog Frie⸗ 
drich hatte am Abend zuvor noch dieſen Aufruf veröffentlicht: 


An das badiſche Volk! 

Angeſichts der ſich überſtürzenden Ereigniſſe im Reiche wende 
ich mich, geſtützt auf die Aberzeugung von der Anerſchütterlichkeit 
des Vertrauensverhältniſſes, das in Baden Fürſt und Volk in 
guten und ſchlimmen Tagen vieler Jahrzehnte verbunden hat, heute 
unmittelbar an das badiſche Volk. 

Baden hat ſich bisher der volkstümlichſten Einrichtungen im 
Reiche erfreut, jo daß hier am wenigſten Grund vorlag, zu über— 
eilten Entſchlüſſen zu ſchreiten. Es iſt aber mein feſter Wille, in 
Anlehnung an die Entwicklung der deutſchen Volksſtaaten den 
Landſtänden den Ausbau auch der badiſchen Verfaſſung und die 
Neugeſtaltung der Regierung in dem Sinne vorzuſchlagen, wie 
er den Wünſchen der überwiegenden Mehrheit des badiſchen Vol⸗ 
kes entſpricht. 

Der Landtag iſt auf den 15. November 1918 einberufen. 

Mit der vom Vertrauen des Volkes getragenen Regierung 
wird dieſer Landtag die Verfaſſungsfragen zu erörtern haben. 

Ich gebe mich der feſten Hoffnung hin, daß das badiſche Volk, 
nachdem es die unendlichen Beſchwerniſſe von vier Kriegsjahren 
mit Ruhe und Kraft ertragen hat, auch jetzt in den wenigen Ta— 
gen, die bis zum Zuſammentritt der Landſtände noch vergehen 
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werden, Ruhe und Beſonnenheit bewahren wird. Nur eine fried- 
liche Entwicklung kann in dieſer ſchwerſten Zeit, die über das ba⸗ 
diſche Volk gekommen iſt, die künftige Wohlfahrt des Landes ver— 
bürgen. N 
Karlsruhe, den 9. November 1918 
Friedrich v. Bodman. 


Die Einberufung der II. Kammer auf 15. November zum 
Zwecke des Ausbaues der badiſchen Verfaſſung und der Neugeſtal— 
tung der Regierung, übte auf den Fortgang der Bewegung keinen 
Einfluß mehr aus. Gegen den Wohlfahrtsausſchuß zu Karlsruhe 
war in der Nacht vom Samstag zum Sonntag vom Soldatenrat 
agitiert worden. Das Mißtrauen des Soldatensrates bezog ſich 
nicht nur auf die bürgerlichen Parteien, ſondern auch auf die 
„Regierungs- Sozialiſten“. Der Wohlfahrtsausſchuß 
mußte ſich deshalb mit dieſer neuen Situation befaſſen; er kam 
auch ſchon angeſichts der Vorgänge im übrigen Reich zu dem Ent— 
ſchluß, daß die Bildung einer „Vorläufigen Volksregierung“ kei⸗ 
nen Aufſchub mehr vertrage. 

Miniſter von Bodman bezeichnete dieſe Art von Regierungs- 
bildung als verfaſſungsmäßig nicht möglich. Man könne dem 
Großherzog als dem Träger der Staatsgewalt das Recht der Mi⸗ 
niſterernennung nicht ſtreitig machen. Bald aber mußte auch er 
einſehen, daß dieſe formaljuriſtiſchen Einwendungen keine Geltung 
mehr behalten konnten. Der Großherzog mußte wohl oder 
übel in die Berufung einer von den Vertrauensmännern der poli⸗ 
tiſchen Parteien und vom Soldatenrat in Vorſchlag gebrachten 
vorläufigen Volksregierung ein willigen. Staatsminijter 
v. Bodman übergab auf dem Karlsruher Rathaus am 10. Novem- 
ber nachfolgende 

Rundgebung 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben, mich beauf⸗ 
tragt, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Der Großherzog begrüßt es lebhaft, daß nach Ihrer aller An⸗ 
ſicht Baden unter allen Amſtänden ein Beſtandteil des Deutſchen 


Reiches bleiben ſoll. 
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Die Errichtung einer proviſoriſchen Regierung lediglich durch 
in Karlsruhe wohnende Parteivertreter und Mitglieder des Sol- 
datenrates vermag der Großherzog zwar als verfaſſungsmäßig nicht 
anzuerkennen, will jedoch in Anbetracht der durch die Zeitumſtände 
geſchaffenen beſonderen Lage einen Widerſpruch gegen die beab- 
ſichtigten Maßnahmen nicht erheben. Folgeweiſe nimmt der Groß- 
herzog lediglich Kenntnis von der Errichtung einer proviſoriſchen 
Volksregierung und der Abſicht der Berufung einer verfaſſungs⸗ 
gebenden Verſammlung. 

Der Großherzog gibt ſich der Hoffnung hin, daß die proviſo⸗ 
riſche Regierung ihr Ziel, unſerer geliebten Heimat Ruhe und 
Ordnung zu erhalten, erreichen möge. 

Seine Königliche Hoheit haben geruht, die gegenwärtigen Mi⸗ 
niſter in Gnaden ihrer Amter zu entheben und in den einſtweiligen 
Ruheſtand zu verſetzen. 

Karlsruhe, den 10. November 1918. 


Der Großherzoglichen Kundgebung folgte gleich darauf der 
Aufruf des Wohlfahrtsausſchuſſes und des Sol— 
datenrates von Karlsruhe: 


Kundgebung 


Wir geben bekannt, daß ſich heute eine proviſoriſche Regierung 
für Baden bildete, welche die Macht übernommen hat. 

Sie beſteht aus folgenden Perſonen: Vorſitzender Anton Geiß, 
Landtagsabgeordneter, Mannheim. Miniſterium des Auswärti⸗ 
gen: Oberbürgermeiſter Dietrich, Landtagsabgeordneter in 
Konſtanz. Miniſterium für ſoziale Fürſorge: Metallarbeiter 
Adolf Schwarz, Vorſitzender des Arbeiter- und Soldatenrates 
in Mannheim. Miniſterium für militäriſche Angelegenheiten: 
Landſturmmann Brümmer, Vorſitzender des Soldatenrates in 
Karlsruhe. Miniſterium des Innern: Dr. Ludwig Haas, 
Neichstagsabgeordneter, Karlsruhe. Miniſterium der Finanzen: 
Proſeſſor Wirth, Reichstagsabgeordneter, Freiburg. Mini— 
ſterium der Juſtiz: Rechtsanwalt Marum, Landtagsabgeord— 
neter in Karlsruhe. Miniſterium des Verkehrs: Geſchäftsführer 
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Leopold Rückert in Karlsruhe. Miniſterium des Anterrichts: 
Fritz Stockinger, Landtagsabgeordneter in Pforzheim. Mini⸗ 
ſterium für Ernährungsweſen: Rechtsanwalt Trunk, Stadtrat 
in Karlsruhe. Miniſterium für Abergangswirtſchaft und Woh⸗ 
nungsweſen: Arbeiterſekretär Martzloff in Freiburg. 

Die neue Regierung wird eine auf Grund des allgemeinen 
Wahlrechts hervorgegangene Landesverſammlung darüber entſchei⸗ 
den laſſen, welche Staatsform, ob Monarchie oder Republik, für 
Baden maßgebend ſein ſoll. Ohne Rückſicht darauf, wie dieſe Ent⸗ 
ſcheidung ausfällt, ſoll Baden für die Zukunft ein Beſtandteil des 
Deutſchen Reiches bilden. 

Wir fordern das badiſche Volk auf, den Anordnungen der neuen 
Regierung Folge zu leiſten und die Ruhe und Ordnung zu be— 
wahren. Die Beamten bleiben in ihren Stellungen und haben 
in treuer Weiſe ihre Pflicht zu erfüllen. 

Die Soldaten werden aufgefordert, in die Kaſernen zurüdzu- 
kehren und den dienſtlichen Anforderungen zu gehorchen, ſoweit ſie 
nicht für den Soldatenrat in Anſpruch genommen werden. 

Nur wenn dieſem Rufe Folge geleijtet wird, iſt es möglich, 
Ruhe, Ordnung und gute Verpflegung durchzuführen. 


Karlsruhe, den 10. November 1918. 


Der Soldatenrat: Der Wohlfahrtsausſchuß: 
Brümmer, H. Sauer, Stadtrat, Vorſitzender, 
Weſer. Erſing, Gewerkſchaftsſekretär, 


Baſchang, Stadtverordneter, 
Rebmann, Landtagsabgeordneter. 


Staatsminiſter Freiherr von Bodman erwarb ſich bei den 
Verhandlungen mit dem Großherzog über die von ihm zu fällen- 
den Entſcheidungen große Verdienſte. Er hatte ja auch bisher 
pflichtgemäß den Großherzog und ſeine Regierung dem Volke 
gegenüber vertreten und konnte ſich der Verpflichtung nicht ent- 
ziehen, bei allen dieſen ganz neuartigen Verhandlungen die Ver: 
mittlerrolle zu übernehmen. Die Vorläufige Regierung ließ es ſich 
übrigens angelegen fein, den Großherzog bei der Auseinander— 
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ſetzung über die ſtrittig gewordenen Fragen ſchonend und rückſichts⸗ 
voll zu behandeln; denn er perſönlich hatte an dem Zuſammenbruch 
gewiß keine Schuld. 

Der Vorläufigen Regierung war aus dieſer Erwägung heraus 
die Flucht des Großherzogs und ſeiner Angehörigen unangenehm. 

Es ſpielte ſich nämlich am Montag abend (11. November) vor 
dem alten Schloß, in welchem ſich die Großherzogliche Familie zu⸗ 
ſammengefunden hatte, eine ſinnloſe Schießerei ab. Die damit im 
Zuſammenhang ſtehenden Ereigniſſe, bei denen einige nicht mehr 
nüchterne Sodaten eine Rolle ſpielten, veranlaßten die Großher⸗ 
zogliche Familie, noch am Abend das Schloß zu verlaſſen und mit⸗ 
tels Automobils das Schloß Zwingenberg am Neckar aufzuſuchen. 
Von der Bevökerung iſt dieſe Schießerei verurteilt und bedauert 
worden, nicht zum wenigſten von der Vorläufigen Regierung ſelbſt. 


Die hiſtoriſche Gerechtigkeit verträgt aber die Feſtſtellung, daß 
die Revolution in Baden — abgeſehen von derartigen Exzeſſen und 
Häßlichkeiten — relativ ruhig verlief. Früher ſind Revolutionen 
immer mit Szenen der Gewalt verlaufen. Wir dürfen heute froh 
ſein, daß damals nichts Schlimmeres paſſiert iſt. And daß es auch 
in den nächſten Tagen nicht zu Schlimmerem kam, iſt zweifellos 
das Verdienſt der Parteien, die beſonnen und raſch genug dem 
wild dahinſchießenden Strom ein Bett gruben, und der Vorläufigen 
Volksregierung, die ſofort an die Stelle der alten und zuſammen⸗ 
gebrochenen Autorität eine neue ſetzte und ſie allen Widerſtänden 
zum Trotz zu befeſtigen ſuchte. Wenn dieſe Autorität anfänglich 
auch ſchwach geweſen ſein mag — fie hielt ſich dank der Anter⸗ 
ſtützung der Arbeiter⸗ und Soldatenräte aufrecht — ſo war ſie doch 
immerhin viel beſſer, als gar keine Autorität oder gar als eine 
Diktatur. 

Am Nachmittag des 11. November tagte im Miniſterium des 
Innern eine Landes verſammlung der Soldatenräte. 
Das Ergebnis dieſer Tagung hat die Vorläufige Volksregierung 
in einer Bekanntmachung veröffentlicht, in welcher ſie die Bildung 
von Soldatenräten und diejenige eines Landesausſchuſſes 
badiſcher Arbeiter- und Soldatenräte billigte, da⸗ 
bei aber die Aufforderung an die Soldaten richtete, ſich Zuchtloſig— 
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keiten fernzuhalten und für die Erhaltung von Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit zu ſorgen. 

Dieſe Bekanntmachung hatte nicht ohne weiteres den gewünſch— 
ten Erfolg. Wild durch- und nebeneinander bildeten ſich im Lande 
Arbeiter- und Soldatenräte, ſchließlich auch Bauern- und Be— 
amtenräte. Den von den politiſchen Parteien gegründeten „Wohl— 
fahrtsausſchüſſen“ wurde dadurch gänzlich das Betätigungsfeld ent- 
riſſen. 

In Mannheim forderten Wortführer der Anabhängigen 
ſozialdemokratiſchen Partei die Ausrufung einer Räteregie- 
rung und damit die Ausrufung der Republik. Das 
Verlangen nach einer Räterepublik fand ſonſt im Lande zwar fei- 
nen großen Anklang, dagegen wurde der Ruf nach der Republik 
immer ſtürmiſcher. Ihm konnte ſich die Vorläufige Regierung 
nicht entziehen; fie mußte den Großherzog zum Thronverzicht ver— 
anlaſſen. Zum zweiten Male mußte jetzt Freiherr von Bod— 
man, wenn auch mit ſtarkem Widerwillen, die Vermittlerrolle 
übernehmen; er begab ſich mit dem Miniſterpräſidenten Geiß 
nach Zwingenberg und ſtellte nun hier, zunächſt ohne Beiſein des 
Miniſterpräſidenten, dem Großherzog die neue Sachlage vor. Im 
Reich wie in verſchiedenen Ländern des Reiches war bereits die 
republikaniſche Staatsform ausgeſprochen. Nach einer ſtunden⸗ 
langen Erörterung aller Möglichkeiten für den Fall einer Ableh— 
nung des Erſuchens entſchloß ſich ſchließlich der Großherzog, der 
Vorläufigen Volksregierung eine Erklärung zukommen zu laſſen, in 
welcher es heißt: 

„Ich will kein Hindernis derjenigen Neugeſtaltung der ſtaats⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe des badischen Landes ſein, welche die ver- 
faſſungsgebende Verſammlung beſchließen wird. Bis zu deren 
Entſcheidung verzichte ich auf die Ausübung der Regierungsgewalt. 
Ich wünſche auch für den Fall, daß die proviſoriſche Regierung es 
für ein Gebot der Stunde erachten ſollte, die republikaniſche 
Staatsform ſchon vor der Entſcheidung der verfaſſungsgebenden 
Verſammlung zu beſchließen, daß die Beamten im Intereſſe der 
Aufrechterhaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit ihren Dienſt 
weiterführen und daß niemand ſich durch Rückſicht auf meine Per- 
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ſon oder die Treue und Anhänglichkeit für mich und mein Haus ab⸗ 
halten läßt, Anordnungen der neuen Regierung zu befolgen. Gott 
ſchütze mein liebes Badner Land!“ 

Die Vorläufige Volksregierung verbreitete am 14. November 
dieſe Erklärung und fügte ihr folgende Proklamation an: 

„1. Der Großherzog hat auf die Ausübung der Negierungs- 
gewalt verzichtet. 

2. Alle Staatsgewalt iſt in den Händen der Badiſchen Vor⸗ 
läufigen Volksregierung. 

3. Wir erklären hierdurch, daß Baden eine 
freie Volksrepublik iſt. 

4. Endgültig über die Staatsform entſcheidet die badiſche Na⸗ 
tionalverſammlung. 

5. Die Nationalverſammlung wird am Sonntag, den 5. Ja⸗ 
nuar 1919 gewählt; ſie tritt innerhalb 10 Tagen nach der Wahl 
in Karlsruhe zuſammen. 

6. Die Wahl zur Nationalverſammlung findet nach dem glei⸗ 
chen, geheimen, direkten und allgemeinen Wahlrecht auf Grund 
des Verhältniswahlſyſtems durch alle mindeſtens 20 Jahre alten 
männlichen und weiblichen Perſonen ſtatt, welche am Tage der 
Wahl Badener ſind. 

Karlsruhe, den 14. November 1918. 

Die Badiſche Vorläufige Volksregierung: 
Der Präſident: 
(gez.) Geiß. 


Die Form der Abdankung war, wie der Wortlaut der Groß⸗ 
herzoglichen Erklärung ausweiſt, nicht ganz klar. Man konnte ſie 
in ſtaatsrechtlicher Hinſicht als Swifchenform einer Abdankung an⸗ 
ſehen. Schrieb doch ſelbſt das Karlsruher „Tagblatt“ noch am 
ſelbigen Tage: „Nur keine Halbheiten! Das Reich ift eine ſozia⸗ 
liſtiſche Republik geworden. Die Bundesſtaaten ſind dem Vor⸗ 
bild gefolgt, mit Ausnahme von Baden, wo man ſich noch nicht hat 
entſchließen können, der Anklarheit ein Ende zu machen.“ 

Dieſer Artikel war allerdings vor der Veröffentlichung der Ab⸗ 
dankungsurkunde des Großherzogs geſchrieben; aber auch nachträg- 
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lich hat eine ganze Anzahl Blätter eine klarere Entſcheidung ge⸗ 
fordert. 

In einem Extrazug, den die Miniſter Dietrich, 
Rückert, Haas und Trunk begleiteten, verließen die Groß— 
herzoglichen Herrſchaften in der Nacht vom 17./18. November 
Zwingenberg, um in dem dem Grafen Douglas gehörenden 
Schloß Langenſtein im Hegau Wohnung zu nehmen. Hier fand 
ſich Freiherr von Bodman wiederum ein, um dem Großherzog 
zum drittenmale eine dringende Forderung der Vorläufigen Re— 
gierung vorzutragen, diejenige nämlich, in die endgültige Ab» 
dankung einzuwilligen. Der Großherzog hoffte noch immer, die 
neu zu wählende Nationalverſammlung werde ſich für die monar— 
chiſche Staatsform und damit für die Dynaſtie Zähringen ent- 
ſcheiden. Es war nicht leicht, ihn von dieſer ſeiner Auffaſſung ab- 
zubringen. Schließlich aber entſchloß er ſich, folgende Kund— 
gebung zu erlaſſen: 

„Wie ich am 14. November 1918 erklärt habe, will ich kein 
Hindernis ſein derjenigen Neugeſtaltung der ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe des badiſchen Landes, welche die verfaſſungsgebende 
Verſammlung beſchließen wird. Nachdem mir nun bekannt ge⸗ 
worden iſt, daß viele Badener ſich durch den Treueid, den ſie als 
Beamte, Soldaten oder Staatsbürger geleiſtet haben, in ihrem 
Gewiſſen gehemmt fühlen, bei der Vorbereitung der Wahlen zur 
verfaſſungsgebenden Verſammlung ſich ſo zu betätigen, wie ſie es 
nach den tatſächlichen Verhältniſſen und insbeſondere nach der 
Lage im Reich für geboten erachten, entbinde ich die Beamten, 
Soldaten und Staatsbürger ihres Treueides und verzichte auf den 
Thron. Dieſen Verzicht erkläre ich mit Zuſtimmung meines Vet⸗ 
ters, des Prinzen Max von Baden, auch für ihn und ſeine Nach⸗ 
kommenſchaft. 

Mein und meiner Vorfahren Leitſtern war die Wohlfahrt des 
badiſchen Landes. Sie iſt es auch bei dieſem meinem letzten ſchwe⸗ 
ren Schritt. Mein und der Meinigen Liebe zu meinem Volke 
höret nimmer auf! Gott ſchütze mein liebes Badner Land! 


Schloß Langenſtein, den 22. November 1918. 
Friedrich.“ 
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In einer Nachtſitzung der Vorläufigen Regierung vom 22. No- 
vember hat Freiherr von Bodman über ſeine Miſſion Bericht 
erſtattet und eine Niederſchrift über die noch auszufertigende Ar⸗ 
kunde abgegeben. Ebenſo wie Dr. Haas gedachte der damalige 
Juſtizminiſter Marum (Soz.) bei dieſer Gelegenheit „der wür⸗ 
digen Art und Weiſe, in welcher dieſe Angelegenheit ihren Ab- 
ſchluß gefunden hat. Bei dieſer Gelegenheit darf ich auch wieder⸗ 
holen, daß uns nicht etwa ein Haß gegen die Perſon des Groß⸗ 
herzogs leitete; wir erkennen vielmehr an, daß der Großherzog 
Großes geleiſtet hat und daß er von dem beſten Willen beſeelt ge⸗ 
weſen iſt, das Glück der badiſchen Heimat und des badiſchen Volkes 
zu fördern. . . . Neben dieſer Anerkennung, die wir der Perſon 
des Großherzogs zollen, halten wir uns aber auch für verpflichtet, 
Freiherrn von Bodman unſeren herzlichſten Dank auszusprechen 
für die Vermittlung, die er in den letzten Tagen in dem ganzen 
Verkehr mit Seiner Königlichen Hoheit, dem Großherzog, geleiſtet 
hat. . . . Alle dieſe Dinge, die zu behandeln ſehr delikat und pein⸗ 
lich war, hätten nicht auf die würdige Weiſe erledigt werden kön⸗ 
nen, wenn nicht Herr von Bodman in einer Weiſe, die ihm 
ſicherlich perſönlich ſchwergefallen iſt, . . .. dieſe für ihn ſchwere 
Pflicht auf ſich genommen hätte.“ 

Dieſer Anerkennung ſchloſſen ſich auch die übrigen Miniſter 
in ähnlichen Ausführungen an. Miniſter Schwarz (A. S. P. D.): 
„Auch wir können es vom menſchlichen Standpunkt aus unbedingt 
begreifen, . ... daß es dem Einen und Anderen, der ungewollt in 
dieſen Strudel mit hineingeriſſen wurde, nicht ſo leicht geworden 
iſt, dem zu entſagen, was er ſeither ſeinem Volke geweſen iſt.“ 

Damit war die peinliche Auseinanderſetzung mit dem Groß⸗ 
herzog zu einem Abſchluß gebracht. Offen ſtand lediglich noch die 
Vermögensauseinanderſetzung. Die Neuwahl für die ba⸗ 
diſche Nationalverſammlung war auf 5. Januar 1919 
ausgeſchrieben; keineswegs aber konzentrierte ſich jetzt das öfſent⸗ 
liche Intereſſe vorwiegend auf die Agitation für dieſe Wahl. Denn 
noch glich das öffentliche Leben einem großen überſprudelnden 
Hexenkeſſel. 
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Das Regiment der Soldaten- und Arbeiterräte 


Am 12. November 1918 bereits war vom Ministerium 
des Innern den Bezirksämtern zur Orientierung der Be— 
amtenſchaft folgende telegraphiſche Weiſung zugegangen: 

„Im Hinblick auf die gegenwärtige Lage wird mit Zuſtimmung 
Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs beſtimmt: 

Die Beamten haben auf ihren Poſten zu verbleiben und ihren 
Dienſtverrichtungen nachzugehen. Sie fügen ſich den Beſtim⸗ 
mungen der proviſoriſchen Regierung, deren Beſtellung heute hier 
erfolgt iſt.“ 

Obwohl dieſe Erklärung die Beamten von Gewiſſensſkrupeln 
befreite, lagen nun doch für ſie, und zwar nicht nur für die Be⸗ 
amten des Staates, ſondern auch für jene der Gemeinden eine Zeit 
mancherlei ſeeliſcher Erſchütterungen. Soldaten- und Arbeiterräte 
maßten ſich verſchiedentlich in falſch verſtandenem Machtgefühl Zu⸗ 
ſtändigkeiten an, eine Methode, die teilweiſe einen ſchweren Ein⸗ 
griff in die Verwaltungsmaſchinerie des ſtaatlichen und gemeind⸗ 
lichen Lebens darſtellte. Angeſichts des fürchterlichſten Mangels 
an Lebensmitteln und an Bedarfsſtoffen aller Art, wie Holz und 
Kohlen, gingen die Räte zur eigenmächtigen Beſchlagnahme von 
Warenbeſtänden über. Ohne Rückſicht auf die Eigentumsverhält⸗ 
niſſe wurden ſolche requiriert und verteilt. Ging es ſo weiter, 
dann drohte der völlige Untergang aller ſtaatlichen und wirtſchaft— 
lichen Ordnung. In den Gewerkſchaften und innerhalb der Vor— 
läufigen Volksregierung erkannte man bald die Gefahr, die dem 
neuen Staatsweſen von dieſen Zuſtänden drohte. 
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Die Soldatenräte 


Das Stellvertretende Generalkommando des 
XIV. A. K. hatte unterm 15. November 1918 den Garniſonen 
eine Bekanntmachung des Inhaltes zugehen laſſen, daß eine Lan⸗ 
desverſammlung der Soldatenräte vom 11. und 14. November 
— dieſelbe war aus Freiburg, Kehl, Offenburg, Raſtatt, Heidel⸗ 
berg, Mannheim und Ettlingen beſchickt — einen Landes aus⸗ 
ſchuß eingeſetzt habe, der beim Miniſterium für militäriſche An⸗ 
gelegenheiten in Karlsruhe amtiere, und der das Recht habe, den 
Soldatenräten allgemein gültige und bindende 
Anweiſungen zu geben. Die Soldatenräte verpflichteten 
ſich, wenn ſie Beanſtandungen bei Behörden erheben wollten, und 
wenn ſie Maßnahmen, die einen Eingriff in die Tätigkeit der Be⸗ 
hörden, insbeſondere die Lebensmittelverſorgung darſtellten, für 
notwendig fänden, das zuſtändige Miniſterium zu verſtändigen; 
dieſes werde dann ſeinerſeits für Abhilfe ſorgen und den zuſtän⸗ 
digen Soldatenrat benachrichtigen. Die Demobilmachungsarbei⸗ 
ten der beſtehenden militäriſchen Stellen und Behörden dürften in 
keiner Weiſe beeinflußt oder geſtört werden. Die militäriſchen 
Dienſtſtellen wurden angewieſen, die für die Arbeit der Soldaten⸗ 
räte erforderliche räumliche Verbindung derſelben mit den Garni⸗ 
ſonen ſicherzuſtellen. 


Anterm 18. November ſtellten der Miniſter des Innern 
und der Miniſter für militäriſche Angelegenhei⸗ 
ten in gleicher Sache den Bezirksämtern einen Erlaß zu, in wel⸗ 
chem ſcharf unterſtrichen wurde, daß die Bezirksämter und die ſon⸗ 
ſtigen Staatsverwaltungsbehörden ſowie die Gendarmerie und Po⸗ 
lizeilediglich der Volksregierung und den zuſtän⸗ 
digen Miniſterien unterſtellt ſeien und nur von 
dieſen Weiſungen entgegenzunehmen hätten. 
Die Bezirksämter wurden andererſeits geichzeitig angewieſen, bei 
Durchführung von Maßnahmen, die der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit dienen, ſich mit den etwa vorhandenen Soldaten und 
Arbeiterräten ins Benehmen zu ſetzen. 
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In dieſen Vereinbarungen und Verfügungen erblickten die Sol⸗ 
datenräte eine Beſchränkung ihrer Befugniſſe. Von verſchiedenen 
Orten kamen lebhafte Proteſte. In einem Freiburger Proteſt 
wurde davon geſprochen, man wolle den Räten die durch die Revo⸗ 
lution erlangte vorläufige Gewalt aus den Händen winden. Sie 
hätten dieſelbe maßvoll gebraucht und ein freundliches Einverneh⸗ 
men mit den beſtehenden Behörden geſucht. Die Kundgebung 
der Vorläufigen Regierung werde nun das Gegenteil hervorrufen; 
eine Zurückziehung der Anweiſungen an die Bezirksverwaltung des 
Staates bis zur Neuregelung der Verfaſſung durch die National- 
verſammlung ſei notwendig, denn eine proviſoriſche Regierung 
könne nur im Einvenehmen mit den Arbeiter- und Soldatenräten 
wirken, und die Kommandoſtellen des Heeres könnten nur nach 
Maßgabe der beſtehenden Geſetze, jedoch unter genaueſter Berück— 
ſichtigung der geänderten Machtverhältniſſe und unter Kontrolle 
der Arbeiter- und Soldatenräte Gewalt ausüben. 


Eine Zurücknahme der Anweiſungen erfolgte nicht, waren doch 
mancherlei Abergriffe vorgekommen. So gehörte z. B. die Be- 
nützung von Automobilen durch die Soldatenräte zu den 
umſtrittenſten Kapiteln. Den Soldatenräten war die Benützung 
von ſolchen behördlich zugeſtanden, ſofern es die Dienſtgeſchäfte 
erforderten; ſie waren ſehr viel mit dem Abtransport von Heeres⸗ 
gütern beſchäftigt, wozu die Benützung von Kraftwagen ſicher am 
Platze war. Anbeſtrittenermaßen wurde damit aber Mißbrauch 
getrieben. 


Am Ordnung zu ſchaffen, wurde beim Miniſterium für mili⸗ 
täriſche Angelegenheiten eine Abteilung „Kraftfahrzeuge“ errichtet, 
deren Aufgabe es war, alle Kraftwagen und deren Zubehörteile, 
wie Betriebsſtoffe, die als herrenloſes Gut im Lande herumlagen, 
zu erfaſſen, unberechtigte Verkäufe zu verhindern und dem Fahr⸗ 
unweſen der Soldatenräte Einhalt zu gebieten. Da alich Arbeiter ⸗ 
räte dabei nicht ſelten beteiligt waren, wirkten das Miniſterium 
des Innern und das Miniſterium für militäriſche Angelegenheiten 
mit der Landeszentrale der Arbeiter- und Volksräte zuſammen. Es 
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wurde, weil auch viele Militärwagen unrechtmäßig in den Beſitz 
von Privatperſonen gekommen waren, zunächſt der geſamte Kraft⸗ 
wagenverkehr geſperrt (15. Dezember 1918). Nur Wagen, die 
während des Krieges zugelaſſen waren, bekamen vorläufige Fahrt⸗ 
ausweiſe. 


Der Landesausſchuß der Soldatenräte ſiedelte mit der im De⸗ 
zember 1918 erfolgten Verlegung des Stellvertretenden General⸗ 
kommandos nach Durlach, die eine Folge der militäriſchen Näu⸗ 
mung der neutralen Zone war, gleichfalls nach Durlach über. 


ſammlungen der Arbeiterräte nahmen in der Regel auch die Sol⸗ 
datenräte teil. Mit der Auflöſung des Miniſteriums für mili⸗ 
täriſche Angelegenheiten (7. Januar 1919) ging ein Teil ſeiner Ge⸗ 
ſchäfte auf den Landesausſchuß der Soldatenräte über. Vom Mo⸗ 
nat Mai 1919 an vollzog ſich die Auflöſung der Soldatenräte. 


Die Arbeiter⸗(Volks⸗) Räte 


Damals nicht gerne geſehen und doch wie die ſpätere Entwick⸗ 
lung zeigte, geradezu Rettung bringend, war die für den 21. und 
22. November erfolgte Einberufung einer Landes verſamm⸗ 
lung von Arbeiter- und Soldatenräten nach Mann⸗ 
heim; ſie wurden vom Mannheimer Arbeiterrat durchgeführt. Von 
70 Orten waren über 100 Delegierte anweſend. Dieſe Einbe⸗ 
rufung entſprang freilich zunächſt einem Gefühl des Mißtrauens 
gegenüber der Geſtaltung der Verhältniſſe in Karlsruhe; die Lan⸗ 
desverſammlung erklärte ſich deshalb als Vorparlament der freien 
Republik. Man beſchloß, alle 4 Wochen zu einer Sitzung zuſam⸗ 
menzutreten. Ein aus 11 Mitgliedern zuſammengeſetzter Landes- 
ausſchuß (Elferausſchuß) bekam die Vollzugsgewalt“. Dieſem 


»Mitglieder des Landesausſchuſſes waren: Dr. Seitz⸗Aberlingen, Löhle⸗ 
Konſtanz, Dr. Engler u. Hammerſchlag⸗Freiburg, Mathis⸗Ettlingen, Mellert- 
Raftatt, Kluge-Pforzheim, Maier- Heidelberg, Adam u. Hermann Remmele- 
Mannheim. 


au 


ſtand ein „Engerer Dreier-Ausſchuß' von drei Genoſſen 
mit dem Sitz in Karlsruhe vor. Er ſollte als Rontrollorgan 
der Vorläufigen Regierung gegenüberſtehen und führte 
die Bezeichnung „Landeszentrale der Arbeiter-(Volks⸗) Räte“. Re⸗ 
gierung und Engerer Ausſchuß wurden von der Landesverſamm⸗ 
lung aufgefordert, Richtlinien für die Arbeiter auszuarbeiten, die 
dann auch für die ſtaatlichen und kommunalen Behörden Geltung 
haben ſollten. 


Die Vorläufige Regierung empfand dieſe Beſchlußfaſſung im 
erſten Augenblick durchaus als einen Ausdruck des gegen fie ge: 
richteten Mißtrauens. Die Mitglieder des Engeren Ausſchuſſes, 
Kluge, Maier und ich, legten in der Sitzung des Staats- 
miniſterium vom 27. November 1918 die Richtlinien und Grund- 
ſätze für Arbeiter- und Volksräte vor. Einem Antrag des Zen⸗ 
trums, auch den mittlerweile gegründeten Bauernräten eine Ver— 
tretung in dem Dreierausſchuß (Engerer Ausſchuß) der Arbeiter⸗ 
räte einzuräumen, wurde nicht beigetreten. Beſſer ſei es, ſo argu⸗ 
mentierte ſchon damals der Dreierausſchuß, daß ſo, wie die 
Bauernräte, auch die Soldatenräte ihre eigene Spitze behalten und 
die Arbeiterräte ebenfalls in einer ſelbſtändigen Zuſammenfaſſung 
tätig ſein ſollten. Jeder Gruppe von Räten ſollten die ihnen ihrer 
Natur nach gehörenden Zuſtändigkeiten zugemeſſen werden. Der 
Landesausſchuß der Soldatenräte habe ſeine Delegation in das 
Stellvertr. Generalkommando und in das Kriegsminiſterium zu ent⸗ 
ſenden. Eine völlige Loslöſung der Soldatenräte von den Arbeiter⸗ 
räten könne nach Sachlage zwar noch nicht ſofort erfolgen; ſie werde 
aber auf Grund der Waffenſtillſtandsbedingungen mit der Ent⸗ 
fernung des Militärs aus der neutralen Zone ſchließlich von ſelbſt 
kommen. Wenn einzelne Bauernräte ſich der Landeszentrale der 
Arbeiterräte anſchließen wollten, ſo ſolle man darin keine Regel 
erblicken. 


Mit der Gründung einer Landeszentrale der Arbeiterräte wa— 
ren aber die Soldatenräte von Freiburg und Karlsruhe nicht ein— 
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verſtanden geweſen. Sie beriefen ihrerſeits auf den 25. November 
nach Karlsruhe eine neue Landesverſammlung ein, auf welcher die 
Mannheimer Beſchlußfaſſung rechtsungültig gemacht werden ſollte. 
Das Ergebnis dieſer Verſammlung und der mit dem Landesaus- 
ſchuß der Soldatenräte gepflogenen Verhandlungen war eine 
Verſtändigung. In Fragen, zu welchen die Soldatenräte ſo gut 
wie die Arbeiterräte Stellung nahmen, ſollten die beiden zentralen 
Inſtanzen zu gemeinſamen Beratungen zuſammentreten. Von an⸗ 
fänglichen Reibungen abgeſehen, ließ ſich ein erträgliches Zuſam⸗ 
menarbeiten auch ermöglichen. 

Die Vorläufige Regierung fand ſich mit dieſer Zuſammenfaſ⸗ 
ſung der im Lande gebildeten Räte in Landesorganiſationen ab; ſie 
ſtimmte den von der Landeszentrale der Arbeiterräte aufgeſtellten 
Richtlinien für die Arbeiterräte zu, die in ihrem erſten Teil 
die Aufgaben der Räte ſpezifizierten, dann die Amtsſtädte des Lan⸗ 
des zu Vorortszentralen und die Landeshauptftadt zum Sitz der 
Landeszentrale erklärten. Bezüglich der Stellung der Lan⸗ 
des zentrale der Arbeiterräte zur Regierung 
wurde gejagt, daß fie von den wichtigſten Negierungsverhandlun⸗ 
gen vorher Kenntnis erhalten ſolle, praktiſch wurde das durch den 
Beizug der Vertreter der Landeszentrale zu den Sitzungen der Ne- 
gierung erreicht. Den Arbeiter- und Volksräten wurde ein Kon - 
trollrecht in der Bezirks verwaltung des Staa- 
tes und in den Gemeinden zugeſtanden, ihnen aber aus⸗ 
drücklich jeder ſelbſtändige Eingriff in die Dienſtaus⸗ 
übung der Behörden unterſagt. Ebenſo ſtreng unterſagt wur⸗ 
den die Anmaßung einer ſelbſtändigen Beſchlagnahme, ſowie Ein⸗ 
griffe in den Verkehr oder in die Rechtspflege. 

Damit war der erſte entſcheidende Schritt für die 
Klärung der Rechtslage zwiſchen den Volks⸗, Arbeiter-, 
Soldaten- und Bauernräten einerſeits und den Organen der Re— 
gierung ſowie denen der Gemeinden andererſeits getan. 

Die Landeszentrale der Arbeiterräte nahm ihre 
Arbeit am 25. November in Karlsruhe auf. Ihr Domizil 
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hatte die Zentrale im Schloſſe aufgeſchlagen. Am mit den örtlichen 
Arbeiterräten in gute Fühlung zu kommen, wurde ein Mitteilungs⸗ 
blatt geſchaffen, welches nach Bedarf erſchien. Die Landeszentrale 
vermittelte den ſchriftlichen Verkehr der örtlichen Räte mit den 
einzelnen Miniſterien und wirkte in Differenzfällen als Schlich- 
tungsorgan. Amgekehrt bedienten ſich die Regierungsorgane der 
Landeszentrale als eines Vermittlers zwiſchen ihnen und den ürt- 
lichen Räten. Dieſes Hand-in-Hand-arbeiten hat ſich als durchaus 
zweckentſprechend erwieſen. 

Bezüglich des Kontrollrechtes der Arbeiterräte bei 
den Bezirks ämtern und Gemeindeverwaltungen 
wurde eine Verſtändigung der Landeszentrale mit der Vorläufigen 
Regierung erſt nach längeren Verhandlungen erzielt. Einige ört— 
liche Räte wußten in dieſem Punkte nicht Maß zu halten. Aber 
auch manch ein Amtmann und Bürgermeiſter verhielt ſich den Nä- 
ten gegenüber unter Berufung auf die noch beſtehenden Geſetze 
allzuſehr zurückhaltend; ſie wollten von einem durch die Revolution 
geſchaffenen Kontrollrecht nichts wiſſen, obwohl für jeden ruhigen 
Beurteiler der Sachlage feſtſtand, daß es einen andern Weg aus 
dem Chaos nicht gab. Die Landeszentrale ſah ſich infolgedeſſen 
genötigt, den örtlichen Räten gegenüber folgende, in einigen 
Städten des Landes als durchaus zweckmäßig erprobte Anordnun⸗ 
gen zu erlaſſen. 


„1. Kontrolle beim Bezirksamt: Die Räte beſtimmen einen 
oder zwei Vertreter, die mit dem Bezirksamt in ſtändiger Fühlung 
ſtehen. Vor Erlaß wichtiger Verordnungen und Verfügungen ſol⸗ 
len dieſe Vertreter vom Bezirksamt gehört werden. Ebenſo ſoll 
das Bezirksamt jederzeit Anträge und Beſchwerden der Arbeiter: 
und Volksräte entgegennehmen und innerhalb ihrer geſetzlichen Zu— 
ſtändigkeit möglichſt berückſichtigen. In den Betriebsratsſitzungen 
haben ein bis zwei Vertreter der A. u. V. Räte beratende Stimme. 


2. Kontrolle bei den Gemeindeverwaltungen: Wo die Arbei— 
terſchaft in den Gemeinderäten bisher keine Vertreter hatte, nehmen 
ein oder zwei Vertreter der Räte an den Gmeinderatsſitzungen 
mit beratender Stimme teil. In den wichtigen Kommiſſionen der 
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Gemeinden ſollen gleichfalls die Räte entſprechende Vertretung 
haben.“ 


Anbeſtrittenermaßen entbehrten dieſe Anordnungen der geſetz⸗ 
lichen Unterlagen. Am dieſe zu ſchaffen, erließ die Vorläufige Ne- 
gierung ſchließlich zwei Notgeſetze, die, wie wir nachſtehend 
ſehen, für den Verkehr der örtlichen Räte mit den Behörden den 
erforderlichen Rechtsboden ſchufen. 


1. Verordnung über die Zuſammenſetzung der 
Bezirksräte. 

Die Badiſche Vorläufige Regierung verordnet, mit Geſetzes⸗ 
kraft, was folgt: 

1. Das Miniſterium des Innern kann mit Wirkung bis zur 
nächſten ordentlichen Erneuerung für jeden Amtsbezirk ein weiteres 
Mitglied des Bezirksrates ernennen, ohne an die Vorſchriften des 
Verwaltungsgeſetzes gebunden zu ſein. 

2. Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündigung in Kraft. 


Karlsruhe, den 18. November 1918. 


Der Präſident: Der Miniſter des Innern: 
Geiß. Haas. 


2. Verordnung über die Zuſammenſetzung der 
Gemeinde⸗(Stadt⸗) Räte. 


Die Badiſche Vorläufige Volksregierung verordnet mit Ge⸗ 
ſetzeskraft, was folgt: 

In Gemeinden mit mehr als tauſend Einwohnern, in welchen 
die Arbeiterſchaft im Gemeinde⸗(Stadt⸗ rat keine Vertreter hat, 
kann der Gemeinde-(Stadt⸗)rat auf Antrag des örtlichen Volksrates 
ſich durch Zuwahl bis zu zwei weiteren Mitgliedern ergänzen. 

Wird dahin gehenden Anträgen, obwohl fie nach den obwalten- 
den Verhältniſſen begründet erſcheinen, von Gemeinde-(Stadt-)rat 
nicht oder hinſichtlich der Perſonen in ungeeigneter Weiſe entipro- 
chen, ſo werden auf erhobene Beſchwerde die weiteren Mitglieder 
vom Miniſterium des Innern ernannt, oder die erforderliche Ande— 
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rung der Ernennung verfügt. Die Verordnung tritt mit ihrer 
Verkündigung in Kraft. Ihre Wirkſamkeit erliſcht mit der näch⸗ 
ſten Erneuerungswahl der Gemeinde-(Stadt-)räte. 


Karlsruhe, den 18. November 1918. 
Badiſche Vorläufige Volksregierung: 
Der Präſident: Der Minifter des Innern: 
Geiß. Haas. 


Größere Auseinanderſetzungen gab es auch zwiſchen den Ar— 
beiterräten und den Kommunalverbänden. Den länd⸗ 
lichen Kommunalverbänden wurden nicht erſt ſeit Ausbruch der 
Revolution Vorwürfe wegen unzulänglicher Geſchäftsführung ge- 
macht. Nicht immer ſollte die Verteilung der Lebensmittel nach 
den Grundſätzen der Anparteilichkeit erfolgt ſein. Beſonders gab 
der Amſtand, daß die Kommunalverbände lange Zeit nicht öffent- 
lich Rechnung ablegten, Anlaß zu Mißdeutungen. 

Das Miniſterium für Ernährungsweſen hatte 
ſchließlich die Bezirksämter angewieſen, die Ausſchüſſe der 
Kommunalverbände durch Zuwahl von Arbeitnehmern zu er- 
gänzen. Bei der Auswahl geeigneter Perſönlichkeiten mußten die 
Arbeiter- oder Volksräte gehört werden. Bis zum 16. Februar 
1919 waren dieſe Ergänzungswahlen zu erledigen. Ferner ver- 
anlaßte das Miniſterium, daß der Abſchluß der Rechnungen der 
Kommunalverbände nach Ablauf des Geſchäftsjahres mit möglich- 
ſter Beſchleunigung erfolgte. 

Eine Anzahl Arbeiterräte hatte es für notwendig gehalten, 
Hausſuchungen nach Lebensmittelvorräten durchzuführen und Be— 
ſchlagnahme-Verfügungen zu erlaſſen, obgleich in den von der Lan— 
deszentrale mit der Vorläufigen Regierung abgeſchloſſenen Richt⸗ 
linien ſolche nur im Einvernehmen mit den zuſtändigen Polizei- 
organen durchgeführt werden durften. Am Ordnung zu ſchaffen, 
ſchritt man zu dem Ausweg, die Kontrolleure der Arbei— 
terräte der Polizei anzugliedern und ſie durch Handſchlag amt— 
lich zu verpfichten. Am die Möglichkeiten zu Durchſtechereien im 
Verkehr mit Lebensmitteln zu verringern, traten die örtlichen Räte 
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frühzeitig dafür ein, daß die ſeit 1917 gegebenen Lebensmittelſon⸗ 
derzulagen für Schwer- und Schwerſtarbeiter in der Kriegsindu⸗ 
ſtrie fortfielen, und damit den Fabriken das Recht zur eigenen 
Viehverwertung und Verteilung von Lebensmitteln genommen 
wurde. 

Akut wurde im Laufe der Zeit auch die Frage einer Stellung⸗ 
nahme zu der Vertretung wirtſchaftlicher Inter- 
eſſen in den gewerblichen Betrieben. Die Fälle waren 
nicht gering, in welchen Arbeiter unter Amgehung der gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſationen auf Anternehmer zur Erreichung finanzieller 
Vorteile direkten Druck ausübten. Weder Ziel noch angewandte 
Mittel waren immer einwandfrei. Anter Anlehnung an die Auf⸗ 
faſſung des Berliner Vollzugsrates veröffentlichte die Landes⸗ 
zentrale eine Kundgebung, nach welcher „die Vertretung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen für alle in den Betrieben der Induſtrie, des 
Gewerbes⸗ des Handels, der Gemeinden und des Staates beſchäftig⸗ 
ten Perſonen als Aufgabe der jeweils zuſtändigen gewerkſchaftlichen 
Organiſationen“ erklärt wurde. In Fabrikbetrieben uſw., wo die 
Arbeiterausſchüſſe nicht mehr beſtehen, oder von den Anternehmern 
aufgelöſt wurden, müßten möglichſt umgehend .... Neuwahlen 
von ſolchen vorgenommen werden. Dieſen Ausſchüſſen ſtehe ein 
Kontrollrecht im Fabrikbetrieb zu, das ſich auf alle die Arbeiter 
und Angeſtellten betr. Fragen erſtrecke. Nur „wo es zwiſchen Ar⸗ 
beitern und Angeſtellten und den Gewerkſchaften, zu Meinungs- 
differenzen kommt, üben die Arbeiterräte ein Kontrollrecht bezw. 
eine vermittelnde Tätigkeit aus.“ 

So häuften ſich anfänglich die Abergriffe, bis durch Ausſcheiden 
unzuverläſſiger Perſonen aus den Räten und durch beſſere Zu⸗ 
ſammenarbeit mit den Behörden die Vorausſetzungen für eine An⸗ 
terlafjung ſolcher geſchaffen waren. In Villingen z. B. hat der 
Soldatenrat einen ſtädtiſchen Reviſor auf eine Denunziation hin 
ſeines Amtes enthoben. Die Sparkaſſe in Waldkirch war vom 
Soldatenrat angewieſen worden, Beträge über 1000 Mk. nur nach 
vorheriger Verſtändigung des Soldatenrates auszuzahlen. Es 
ſollte damit einem etwaigen Abfluß von Geldeswerten nach der 
Schweiz vorgebeugt werden. Mitglieder des Arbeiterrates in 
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Lörrach verſuchten den Bürgermeiſter von Badiſch-Rheinfelden 
ſeines Amtes zu entheben. In Markdorf ſpielte ſich ein ähnlicher 
Vorgang ab. Der A. u. S. Rat in Kehl verſuchte ſeine Exiſtenz⸗ 
mittel ohne Einhaltung der vorgeſchriebenen Kontrollvorſchriften 
von der Gemeinde zu erhalten, mit der Drohung, Gewalt gebrau- 
chen zu wollen, wenn man ihm nicht willfahren würde. Der Ar- 
beiterrat in Heidelberg griff direkt einem Prozeßverfahren gegen 
einen Tabakhändler vor. Die Landeszentrale ſchritt in allen dieſen 
und in vielen anderen ihr zur Kenntnis gebrachten Vorkommniſſen 
vermittelnd ein, in der Regel mit dem Erfolg, das die Diffe— 
renzen dann unter Beachtung der geſetzlichen 
Vorſchriften ausgetragen wurden. 

Die Preſſefreiheit zu ſchützen und die Zenſur der Preſſe 
abzubauen, wurde gleichfalls nötig. In einigen Orten wurden die 
Räte durch das wenig kluge Verhalten eines Teils der Preſſe pro— 
voziert. Was die A. u. S. Räte Gutes geleiſtet hatten, das blieb 
in der Kritik jener Zeitungen unerwähnt; einzelne Abergriffe aber, 
die da und dort einmal vorkamen, wurden verallgemeinert. Es kam 
infolgedeſſen an einigen Orten zu unliebſamen Eingriffen von Sol⸗ 
daten oder Arbeitern in den Betrieb von Zeitungsunternehmungen. 
In Villingen wurde ein Redakteur genötigt, die Stadt zu verlaſſen, 
weil er die Tätigkeit der Räte kritiſierte. Der Soldatenrat in Kon⸗ 
ſtanz ließ ſich einen ähnlichen Abergriff zu ſchulden kommen. Der— 
artige Vorgänge hörten auf, nachdem der Zeitungsverlegerverein 
die ihm angeſchloſſenen Preſſeorgane zur Sachlichkeit und zu loya— 
lem Verhalten ermahnt hatte. 

Der büromäßige Betrieb der Arbeiterräte nahm einen 
Amfang an, der ſich in ehrenamtlicher Tätigkeit nicht erledigen 
ließ. Die in den Arbeiterräten beſchäftigten Perſonen mußten in— 
folgedeſſen zu Laſten der Staatskaſſe honoriert werden. Am 
6. Dezember 1918 erließ das Miniſterium des Innern ein Zirku— 
lar an die Bezirksämter, laut welchem die voll beſchäftigten Mit— 
glieder der Arbeiterräte eine Vergütung bis zu 10 Mark für den 
Tag aus der Staatskaſſe gewährt wird. Im allgemeinen ſollte die 
Tätigkeit der Arbeiterräte jedoch eine ehrenamtliche ſein. Der Satz 
von 10 Mark war derſelbe, wie er den Mitgliedern der Soldaten— 
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räte von den Militärbehörden zugebilligt worden war. (Erlaß vom 
21. November). 

Anfänglich war die Zahl der voll honorierten Perſonen nicht 
überall im Lande auf das notwendigſte Maß beſchränkt geblieben. 
Nach und nach gelang es der Vorläufigen Regierung in Verbin⸗ 
dung mit der Landeszentrale eine Beſchränkung dieſer Zahl zu er⸗ 
reichen. 


Der Landesbauernrat 


In der Vollzugsverſammlung der Bad. Landwirt 
ſchaftskammer vom 15. November 1918 wurde Mitteilung 
davon gemacht, der Vorſtand der Landwirtſchaftskammer habe in 
einem Schreiben an die Vorläufige Regierung feine Bereit- 
willigkeit zur Mitarbeit erklärt und plane die Bil- 
dung eines Landes bauernrates. Die Landwirtſchafts⸗ 
kammer müſſe Wert auf die Schaffung eines Landwirtſchaftsmini⸗ 
ſteriums legen. Ernährungsminiſter Trunk, der in der Ver⸗ 
ſammlung zugegen war, hatte in ſeiner Begrüßungsanſprache die 
Anerkennung des Landes⸗Bauernrates in Ausſicht geſtellt, jedoch 
gebeten, die Forderung nach der Bildung eines Landwirtſchaftsmi⸗ 
niſteriums aufzugeben. Gleichwohl beſchloß die Verſammlung, ne⸗ 
ben der Errichtung des Landesbauernrates und neben der Schaf- 
fung von örtlichen und Bezirksbauernräten von der Vorläufigen 
Regierung die Bildung eines Miniſteriums für Landwirtſchaft zu 
fordern, nachdem auch für die Arbeiter- und Soldatenangelegen⸗ 
heiten beſondere Miniſterien errichtet worden ſeien. 

Der zunächſt aus Mitgliedern des Vorſtands der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer zuſammengeſetzte Landesbauernrat verkündete in 
einer Publikation, er wolle dafür wirken, daß die landwirtſchaftliche 
Produktion gefördert werde, und die Ernährung von Volk und 
Heer ſich in geordneter Weiſe vollziehe. Zur Erreichung dieſes 
Zieles wolle er mit den Soldaten- und Arbeiterräten in Fühlung 
treten. In einem Aufruf an die Landwirtſchaft vom 5. Dezember 
1918 erklärte ſich der Landes-Bauernrat gleich- 
berechtigt mit der Organiſation der Soldatenräte und der Arbei— 
terräte. Die Forderung nach Errichtung eines Landwirtſchaftsmini— 
ſteriums kehrte in dieſem Aufruf wieder. Dem landwirtſchaftlichen 
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Berufsſtand käme allein und ausſchließlich die Förderung der land— 
wirtſchaftlichen Produktion zu. Die bisher noch von der Regie- 
rung verwalteten Gebiete der Landwirtſchaftspflege wie Tierzucht, 
Anterrichtsweſen, ſeien an die Landwirtſchaftskammer abzutreten. 
Dem Antrag auf Schaffung eines Landwirtſchaftsmi— 
niſteriums ſtimmte die Regierung nicht zu; ſie verwies den 
Landes-Bauernrat mit dieſer Forderung an die Nationalverfamm- 
lung. Die Finanzierung der Bauernräte erfolgte nach anfängli⸗ 
chem Sträuben der Regierung nach den gleichen Grundſätzen, wie 
ſie für die Arbeiterräte geregelt worden war. Eine Vertretung in 
der Regierung erhielt der Landesbauernrat vorerſt nicht. 
Was die allgemeine Tätigkeit der Bauernräte anlangt, ſo nahm 
dieſe bei weitem nicht den Amfang an wie jene der Arbeiter- und 
Soldatenräte. Es war dies auch ganz natürlich; denn der Landes— 
Bauernrat richtete das Hauptaugenmerk ſeiner Tätigkeit darauf, bei 
der politiſchen Neuorientierung die Intereſſen der Landwirt⸗ 
ſch aft zu vertreten und dem Ernährungsminiſterium in der Ver— 
f ſorgung der Städte mit landwirtſchaftlichen Produkten nach Mög⸗ 
lichkeit behilflich zu ſein. 
In einer am 27. Februar 1919 von der Vorläufigen Volksre⸗ 
gierung anberaumten landwirtſchaftlichen Tagung, in welcher die 
Miniſter Dr. Haas, Dr. Wirth, Trunk und Staatspräſident Geiß 
die tagespolitiſchen Probleme behandelten, wurden auch die Forde- 
rungen des Landes-Bauernrates und der Landwirtſchaftskammer 
nach größerer Berückſichtigung ihrer politiſchen und wirtſchaftlichen 
Intereſſ en diskutiert. Was dieſe Intereſſen anbelangt, ſo haben ſich 
die Bauernräte im weſentlichen für höhere Preiſe für landwirt— 
ſchaftliche Produkte und für den Abbau der Zwangswirtſchaft ein- 
geſetzt. Die Nutzbarmachung von Waldgelände und andere ähnliche 
programmatiſche Forderungen der Landwirtſchaft bildeten den 
Stoff für die Tätigkeit des Landes⸗Bauernrates, der dann im Sep- 
tember des Jahres 1919, mit der Einſtellung der Finanzierung 
desſelben durch die Regierung, ſeine Tätigkeit einſtellte. 
Ein engerer Verkehr der Bauernräte mit den Arbeiter- und 
Soldatenräten kam nicht zuſtande; im Gegenteil, die verſchärfte 
Notlage auf dem Lebensmittelmarkt erzeugte fortdauernd eine im- 
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mergrößere Spannungzwifhenden Städternund 
den Landbewohnern. Der Währungsverfall und die dar- 
aus ſich ergebende Notwendigkeit einer Erhöhung der Preiſe für 
landwirtſchaftliche Produkte, wurden von den Maſſen des Volkes 
nicht begriffen und verſchlimmerten dieſen Zuſtand. Als ſchließlich 
gar infolge Zurückhaltung der Kartoffelvorräte das Ernährungsmini⸗ 
ſterium und ſpäter das Miniſterium des Innern mit Hilfe militä⸗ 
riſch⸗polizeilicher Organe zwangsweiſe eine Erfaſſung derſelben 
durchführen mußte, da ſteigerte ſich die Entfremdung zwiſchen Stadt 
und Land immer mehr. In dieſem Strudel der Zeitereigniſſe konn⸗ 
ten die Bauernräte nach Lage der Dinge nur unzulängliche Hilfe 
für die Landwirtſchaft und bei der Durchführung der Regierungs- 
maßnahmen leiſten. Das Chaos war eben groß. 


Bürgerräte 


Neben den Soldaten- und Bauernräten bildeten ſich ſchließlich 
auch Bürgerräte, die jedoch eine größere Bedeutung nicht er⸗ 
langten. Der Landesverein der Beamten- und Lehrervereine be⸗ 
antragte ein Vertretungsrecht bei der Landeszentrale der Arbeiter⸗ 
und Volksräte; zu den Beratungen des Elfer (erweiterten) Aus⸗ 
ſchuſſes ſollten 4 Vertreter dieſer Vereinigung zugelaſſen werden, 
ebenſo entſprechende Vertretungen zu den Landesverſammlungen 
der Arbeiterräte. Dieſem Antrag wurde nicht ſtattgegeben, um, wie 
die Landeszentrale damals der Regierung berichtete, die Homogeni⸗ 
tät der Zentralleitung der Arbeiter- und Volksräte zu erhalten. Die 
Beamten- und Lehrergruppen hatten wie die übrigen Volksſchichten 
die Möglichkeit, in den örtlichen Räten eine Vertretung zu erlan⸗ 
gen. Mitbeſtimmend für dieſe Haltung der Landesleitung der Ar- 
beiterräte war die ſtrenge Einſtellung darauf, alles zu vermeiden, 
was dazu hätte beitragen können, die Zentralinſtitution der Arbei⸗ 
terräte zu einem Diskuſſionsklub werden zu laſſen, wie das leider 
bei vielen örtlichen Räten der Fall war. Dieſe Stellung wurde 
auch Studenten und einzelnen Profeſſoren gegenüber eingehalten, 
die ſich damals anboten, mitzuhelfen, die Republik in die richtige 
„Form“ zu bringen. 
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Die Polizeimacht der vorläufigen Regierung 


„Innerhalb 30 Tagen müſſen große Teile Badens, darunter 
wichtige Städte, militäriſch geräumt werden, außerdem werden als- 
bald die zurückflutenden Truppen in großen Mengen durch Baden 
durchziehen. Zur Aufrechterhaltung der Ordnung ſind daher ſofort 
Volkswehren zu bilden. Die Bezirksämter werden angewie— 
ſen, dieſe Organe in der Weiſe zu bilden, daß Bezirkshauptleute 
im Einvernehmen mit etwa vorhandenen Soldaten- und Urbeiter- 
räten aufgeſtellt werden, welche mit dem vorhandenen Grundſtock 
an Sicherheitsorganen, an Gendarmerie, Forſt- und Grenzſchutzper⸗ 
ſonal geſchloſſene Wehrkörper aufſtellen. In allen Städten iſt die 
Volkswehr ſo ſtark zu bemeſſen, daß ſtändig eine große Truppe 
zum Angriff bereit ſteht, die auch ſtarken Banden, die ſich bilden, 
entgegenzutreten die Macht hat. Beſonders ſtarke Volkswehren 
find an den Rheinbrückenköpfen aufzustellen, um ungeordnet zurück⸗ 

kehrenden Soldaten die Waffen abzunehmen Oberſtes Ziel 
iſt: Aufrechterhaltung der Ordnung, Sicherung der Verpflegung 
des Landes, Schutz von Frauen und Kindern.“ 

So telegraphierte am 12. November 1918 der Miniſter des 
Innern, Dr. Haas, und der Miniſter für militäriſche Angelegen⸗ 
heiten, Brümmer, an die Bezirksämter. 

Der Vorläufigen Volksregierung ſchwebte damals 
der Gedanke vor, die Volks wehren von den Bezirksämtern 
organiſieren zu laſſen. Es beſtand ferner die Abſicht, dieſen Volks⸗ 
wehren eine zentrale Leitung mit dem Sitz in Karlsruhe zu geben, 
welcher die Durchführung der techniſchen Organiſation und die Lö— 
ſung der Kleider- und Bewaffnungsfrage überlaſſen bleiben ſollte. 

Es kam anders. Erſtens hatten die Arbeiter- und Sol— 
datenräte in den Städten die Anterſtellung der 
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Volkswehren unter ihre Vollzugsgewalt durchge⸗ 
ſetzt, und dann hatte die von dem Miniſterium für militäriſche An- 
gelegenheiten für die Abernahme der Zentralleitung vorgeſchlagene 
Perſönlichkeit Bedingungen geſtellt, die ihrem politiſchen Charakter 
nach ſehr zur Vorſicht mahnten. Gefordert wurde nämlich: Erſetzung 
des noch beſtehenden Heeres durch die Volkswehr, Abernahme ſämt⸗ 
licher Waffen- und Munitionsbeſtände durch die Landeszentrale der 
Volkswehr, unmittelbaren Verkehr der Zentralleitung der Volks⸗ 
wehr mit den örtlichen Anterſtellen, ſelbſtändige Wahl des geſam⸗ 
ten Arbeitsſtabs der Zentralbehörde und Betätigungsrecht gegen⸗ 
über den örtlichen Leitungen der Volkswehr. 

Aus dieſen Forderungen ſchaute klar und deutlich die Abſicht 
heraus, die Staatsumwälzung weiter zu treiben, und zwar in der 
Richtung auf das Ziel einer proletariſchen Klaſſen⸗ 
herrſchaft. Gewiſſe Kreiſe wollten eben aus den Volkswehr⸗ 
formationen ein Fundament für eine ſpäter zu errichtende „Note 
Armee“ machen. 

Die Soldaten und Arbeiterräte verfügten in der 
Gründungszeit der Volkswehr über die politiſche Macht; 
die Arbeiterräte ſtellten ſich auf den Boden der demokratiſchen Re⸗ 
publik, beanſpruchten aber, um, wie es in einem Bericht des Be⸗ 
zirksamts Karlsruhe über die Errichtung der Volkswehr daſelbſt 
heißt, die Organiſation der Volkswehr für ſich, während die tech⸗ 
niſche Durchführung des Dienſtes, insbeſondere die Einteilung der 
Wachen, der Polizeidirektion überlaſſen wurde. Anter allen Am⸗ 
ſtänden wurde Wert darauf gelegt, daß dem Nat die Organiſation 
der Wehr und die Aufſicht über fie zuſtehe, damit er eine Bürg⸗ 
ſchaft habe, daß die bisherigen Erfolge nicht gefährdet werden. Die 
Räte erklärten ſich aber ausdrücklich bereit, bis zu einem Drittel 
Bürger in die Wehr aufzunehmen. 

Auch in anderen Städten des Landes verlief die Gründung der 
Wehr ähnlich. In Mannheim z. B. hat der Arbeiter- und Sol— 
datenrat beſchloſſen: „Zunächſt wird die Polizeimannſchaft, deren 
derzeitiger Mannſchaftsbeſtand für die erweiterten Sicherheitsauf— 
gaben nicht ausreicht, um 300 Leute verſtärkt .. ... Zur Ab⸗ 
löſung der militäriſchen Sicherheitswachen werden im Laufe der 
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Demobilmachung weitere 400 Mann benötigt, jo daß dann die Po- 
lizei um insgeſamt 700 Mann verſtärkt wäre. Dieſe Verſtärkung 
ſoll aber, für ſich zuſammengefaßt, unter einem beſonderen Kom⸗ 
mando des Arbeiterrates geſtellt bleiben; die techniſchen Anweiſun⸗ 
gen ſollten von der Polizeidirektion ergehen. 


Während des Krieges war der Mannſchaftsſtand der 
Polizei und der Gendarmerie außerordentlich zuſammen— 
geſchmolzen. In den Städten waren nicht einmal mehr ſo viel 
Schutzleute, um die Wachen beſetzen zu können; an einen geregelten 
Straßenkontrolldienſt konnte überhaupt nicht mehr gedacht werden. 
Den Anforderungen der Militärbehörden, die militäriſchen Wachen 
durch die Polizei abzulöſen, konnte das Miniſterium infolgedeſſen 
nur ganz unzulänglich Rechnung tragen. Mühlenbetriebe, Lager— 
bäufer und militäriſche Lagerplätze waren bei der damals allgemei— 
nen vorherrſchenden Not der Gefahr von Plünderungen ausge— 
ſetzt. Bei Berückſichtigung des Amſtandes, daß auch die militäri— 
ſchen Truppen aus der neutralen Zone, welche bis dahin die reichs— 
und landeseigenen Gebäude und Kriegsſtofflager ſowie die lebens⸗ 
notwendigen privaten Betriebe dauernd bewacht hatten, auf Grund 
des Waffenſtillſtandsvertrags herausgezogen werden mußten, hielt 
man ſich bei Aufſtellung der Volkswehren zahlenmäßig an das mi- 
litäriſche Vorbild. Dadurch entſtand für die Staatskaſſe eine 
außerordentlich große Belaſtung, die nur inſofern wieder einiger— 
maßen erleichtert werden konnte, als das Reich, wie die privaten 
Betriebe, fürrdie Bewachung ihrer Anlagen zur Rückerſtattung der 
entſtandenen Bewachungskoſten veranlaßt wurden. 


Auch für das platte Land ſtellte ſich die Notwendigkeit ein, 
Schutzwehren zu gründen. Im November 1918 erließ z. B. 
das Bezirksamt Heidelberg an die Bürgermeiſterämter des 
Landbezirks einen Runderlaß mit der Aufforderung, „es möge 
für den Fall, daß die gegenwärtigen von den Anabhängigen So— 
zialdemokraten und anderen Gruppen veranlaßten inneren Anruhen 
auch auf unſeren Bezirk übergreifen, alsbald die Bildung von Bür— 
gerwehren in die Wege geleitet werden.“ Dieſe Wehren wurden 
den Bürgermeiſterämtern unterſtellt. Es entſtanden im Laufe der 
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erſten Wochen nach dem Zuſammenbruch eine ganze Anzahl ſolcher 
Wehren im Lande. 

Am 9. Dezember ſtellte der Polizeireferent des Miniſteriums 
feſt, der Mannſchaftsbeſtand der Volkswehren belaufe ſich bereits 
auf 10 000, rechne man die beſoldeten Leiter der ſonſtigen Bürger⸗ 
wehren, der Volksräte und Soldatenräte hinzu, ſo könne man von 
25 000 Menſchen ſprechen, die zu Laſten von Gemeinde, Staat 
und Reich zum Schutze der Ordnung, des Eigentums und der De— 
mobilmachung tätig ſeien, was eine finanzielle Laſt hervorrufe, die 
unmöglich lange getragen werden könne. 

Wie unmöglich es aber in jenen Wochen geweſen war, ohne 
ſolche Wehren auszukommen, geht aus einem Schreiben der Kom⸗ 
mandanturbehörde in Müllheim hervor, wonach dort in der Nähe 
des Bahnhofs 68 Lager ſcharfer Munition, ſchußfertige Granaten 
und Gasgeſchoſſe, untergebracht waren, die nach dem Abzug der 
Truppen aus der neutralen Zone von der Volkswehr bewacht 
werden mußten. So war es, da Baden als Aufmarſchgebiet wäh⸗ 
rend des Krieges galt, natürlich in einer großen Anzahl von Orten. 

Gegen die Exiſtenz der Volkswehren gab es im unmittelbaren 
Anſchluß an die Gründung derſelben auch Schwierigkeiten inſofern, 
als nach den Waffenſtillſtandsverhandlungen Volkswehren, die Ar⸗ 
beiter- und Soldatenräten unterſtanden, von der Entente nicht ge: 
duldet wurden. Marſchall Foch ließ mitteilen, er werde zu der 
erforderlichen Sicherung von Ruhe und Ordnung nur militä- 
riſche Polizeitruppen in der neutralen Zone zulaſſen. 

Mitte Dezember wurde infolgedeſſen ein Bataillon des 110. 
Infanterieregiments nach Mannheim zurückverlegt, weswegen 
ſchwere Zuſammenſtöße mit der Bevölkerung drohten. Zur Klä⸗ 
rung der Sachlage wurde von dem Miniſterium des Innern bei dem 
Rat der Volksbeauftragten in Berlin angefragt, ob „die Beſtim— 
mungen, wonach die Truppen als Polizeitruppen in der neutralen 
Zone zuläſſig ſind, ſo zu verſtehen ſeien, daß auf Anordnung der 
Entente derartige Truppen in der neutralen Zone ſein müſſen, oder 
ob es ſich lediglich um ein Recht unſererſeits handle, militäriſche 
Formationen zum Sicherheitsdienſt in der neutralen Zone heranzu— 
ziehen? Dürfen wir über deren Verteilung Anordnungen treffen? 


Badiſche Volksregierung verlangt, daß dieſe Truppen als Polizei- 
truppen ihr bedingungslos unterſtehen und daß, ſoweit nicht beſon⸗ 
dere Waffenſtillſtandsbedingungen .. .. dem entgegenſtehen, fie 
weiter allein zu beſtimmen habe, in welche Orte derartige Truppen 
gelegt werden und in welchem Amfang. Aufklärung iſt notwendig, 
weil in Mannheim durch den plötzlichen Einmarſch eines Batail- 
lons 110 und in anderen Städten lebhafte Erregung entſtanden iſt. 
Wer hat den Befehl zum Einmarſch gegeben? Einmarſch erfolgte, 
ohne daß Volksregierung überhaupt verſtändigt wurde.“ Aus der 
Antwort war zunächſt zu entnehmen, daß die militäriſchen Stellen 
im Einverſtändnis mit den Reichsſtellen gehandelt hatten. 

Marſchall Foch ließ zur Aberraſchung der Vorläufigen Volks⸗ 
regierung nach Mannheim mitteilen, die Stadt werde durch eine 
Brigade und 3 Eskadrons feindlicher Truppen beſetzt; der Wako 
in Spaa begründete er dieſen Beſchluß mit dem Hinweis auf die 
von der Volkswehr angedrohte Entwaffnung des obengenannten 
Bataillons. Es konnte ihm aber der Nachweis erbracht werden, daß 
in Mannheim Ruhe und Ordnung herrſche, worauf er ſeinen Be— 
ſchluß rückgängig machte. 

Noch einmal drohte die Vertreibung der Mannheimer Volks⸗ 
wehr und zwar im Anſchluß an Erwerbsloſendemonſtrationen. Die- 
ſer Vorgang erlangte durch eine Verfügung von Marſchall Foch 
vom 26. 1. 1919, wonach alle wehrfähigen Einwohner, die nicht 
ſchon vor dem 1. 8. 1914 innerhalb der neutralen Zone wohnhaft 
geweſen ſeien, dieſe zu verlaſſen hätten, eine beſondere Schärfe. 

Mit Beendigung der Demobilmachung in der neutralen Zone 
beriet das Miniſterium des Innern mit der Landeszentrale über 
den Abbau der Volkswehr. Gemäß den Waffenſtillſtands— 
bedingungen wurde die Kommandogewalt über die Volkswehren 
ganz allgemein den Bezirksämtern übertragen, wenn auch die Kom⸗ 
mandoſtellen der Volkswehr vorläufig noch beſtehen blieben. In 
den kleineren Orten und Städten wurde die Volkswehr jedoch ſtark 
eingeſchränkt. Anterm 11. Dezember 1918 ging den Bezirksämtern 
vom Miniſter Dr. Haas ein Erlaß zu, in welchem der Abbau der 
Volkswehren angeordnet wird. „Es muß”, jo hieß es in demſelben, 
„anerkannt werden, daß die Volkswehr im allgemeinen ihrer Auf: 
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gabe bisher durchaus gerecht geworden ift und daß ſehr erhebliche 
Werte durch fie geborgen und geſchützt worden ſind .... In der 
neutralen Zone war infolge der Zurückziehung aller Truppen die 
Aufgabe viel umfangreicher, als im übrigen Staatsgebiet, da die 
Volkswehr hier neben ihren ſonſtigen Aufgaben auch den ſeitheri⸗ 
gen militäriſchen Schutz von Heeres- und Staatsgut übernehmen 
müßte Der Rückmarſch der Truppen, der eine gewiſſe Ge- 
fahr bildete, iſt jetzt beendet; die Truppen haben ihren Standort 
bezogen und bilden ſchon hierdurch einen gewiſſen Schutz 
Wenn hiernach verfahren wird, ſo erübrigt ſich in den allermeiſten 
Bezirken die Stellung eines Bezirkshauptmanns der Volkswehr 

. Die Heranziehung der Volkswehren iſt auf das unbedingt 
Erforderliche zu beſchränken 

Das Amſichgreifen des Bolſchewismus ließ es der Regierung 
geraten erſcheinen, der Aufſtellung von Freiwilligen Bataillonen nä⸗ 
ber zu treten. Die Mannſchaften der Volkswehr fühlten ſich da- 
durch aber in ihrer Exiſtenz bedroht. In einer Eingabe des Leiters 
der Karlsruher Volkswehr, Kopp, vom 21. 3. 1919 an den Mini⸗ 
ſter Dr. Haas, wird dieſer Befürchtung lebhaft Ausdruck verliehen. 
Es heißt in derſelben, die Volkswehren hätten ſich, mit Ausnahme 
jener in Mannheim, überall als zuverläſſige Organe der Regie 
rung gehalten. Wenn aber infolge des Mannheimer Vorgangs — 
über dieſen iſt noch zu berichten — fortwährend die Zuverläſſigkeit 
der Volkswehren überhaupt angezweifelt werde, dann müſſe das auf 
die Dauer deren moraliſches Fundament erſchüttern. Dieſe Beob⸗ 
achtung habe zum organiſationsmäßigen Zuſammenſchluß der Füh⸗ 
rer aller Volkswehren im Lande geführt, die verlangen müßten, daß 
ihnen ein Vertreter der Regierung dauernd Aufſchluß gebe, um zu 
einem Vertrauensverhältnis zu kommen. 

Der Miniſter des Innern, Dr. Haas, hatte bei der Zuſpitzung 
der gegenſeitigen Befehdung der Arbeiterſchaft untereinander mit 
bürgerlichen Kreiſen und Studentenverbindungen auch wegen der 
Bildung von Ordnungswehren verhandelt. Hiergegen er— 
hoben die Volkswehren gleichfalls Proteſt. Der Beizug bürger- 
licher Elemente als Reſerven zur Volkswehr wurde gutgeheißen, 
deren Ausrüſtung aber müſſe Sache der Volkswehr ſein, hieß es. 
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Dieſe und andere Beſchwerden konnten von der Vorläufigen 
Regierung nicht mehr erledigt werden, denn mittlerweile war die 
Nationalverſammlung mit der Schaffung einer neuen Verfaſſung 
zu einem glücklichen Ende gekommen, ſo daß die definitive 
Regierung gebildet werden konnte. 
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Die Lage beim Zuſammentritt der Nationalverſammlung 


Die Gefahr einer Gegen revolution von ſpartakiſti⸗ 
ſcher Seite her war gegen Ende Dezember auch in Baden be— 
merkbar geworden. Berliner Kuriere reiſten im Lande umher und 
übten nicht ohne Erfolge die Werbetätigkeit aus. Gegenmaßregeln 
zu treffen, erſchien dem Miniſter des Innern, Dr. Haas, an der 
Zeit. In Mannheim hatten ſich die Spartakiſten hinter die Arbeits⸗ 
loſen geſteckt, was zu allerlei Ausſchreitungen gegen die Geſchäfts⸗ 
welt führte. Als in Berlin die Gegenrevolution noch Ausſicht auf 
Erfolg hatte und jene Bewegung nach Düſſeldorf überſprang und 
als auch in Stuttgart ſich die erſten Verſuche zu gewalttätigen 
Störungen des öffentlichen Lebens zeigten, da war es für den auf⸗ 
merkſamen Beobachter der politiſchen Vorgänge in Baden ganz 
zweifelsfrei geworden, was die nächſte Zukunft bringen werde. Ge- 
rüchte, man werde bei einem ungünſtigen Wahlausfall die Natio⸗ 
nalverſammlung ſprengen, waren an der Tagesordnung. 

Bei dieſer Atmoſphäre war es nur zu verſtändlich, daß die 
zweite Landes verſammlung der Arbeiter- und 
Soldatenräte in Durlach am 27. Dezember nicht gerade ru⸗ 
hig verlief. Lebhafte Klagen gegen die Verwaltungsorgane des 
Staates und gegen Gemeindeverwaltungen, wegen deren Nichtbe- 
achtung der Richtlinien für den Verkehr mit den Räten, gaben An⸗ 
laß zu mitunter leidenſchaftlichen Auseinanderſetzungen. Gleichwohl 
ſtellte ſich dieſe Verſammlung hinter die Regierung, was in der 
mit großer Mehrheit erfolgten Ablehnung zweier Anträge zum Aus- 
druck kam, von denen der erſte es für unzweckmäßig erklärt wiſſen 
wollte, die Wahl zur badiſchen Nationalverſammlung überhaupt 
ſtattfinden zu laſſen; die Republik Großdeutſchlands ſei anzuſtre⸗ 
ben. Der zweite Antrag ſtrebte die Vertagung der Wahlen zur 


A. Remmele, Staatsumwälzung und Neuaufbau 4 


a | ae 


badischen Nationalverſammlung an, bis die Nationalverſammlung 
des Reiches die Richtlinien für die Geſtaltung der Einzelſtaaten 
gegeben habe. 

Hinter dieſen Anträgen verbargen ſich, mehr als der Wortlaut 
derſelben erkennen ließ, Befürworter des Räteſtaates; es kam die— 
ſen darauf an, für die Durchführung ihrer propagandiſtiſchen An⸗ 
ternehmungen gegen die demokratiſche Republik Zeit zu gewinnen. 

Die am 5. Januar 1919 erfolgte Wahl zur Badiſchen Natio- 
nalverſammlung hatte zwar eine Stärkung der ſozialdemokratiſchen 
Poſition im Lande zum Ausdruck gebracht, dabei aber auch das 
Refultat einer glatten Ablehnung der linksextremen Parteigruppen 
ſeitens der Wählerſchaft ergeben. 

Die Vertreter der Landeszentrale der Arbeiterräte 
teilten der Regierung mit, es ſei zu befürchten, daß die nächſte Lan— 
desverſammlung der Arbeiter- und Soldatenräte zu einer Politik 
treiben würde, welche das Land in neue Gefahren ſtürze. In den 
Kreiſen der Arbeiter ſehe man in dem Ausgang der Nationalwahl 
eine Gefahr für die Erfolge der Staatsumwälzung. Es ſei deshalb 
notwendig, daß die bürgerlichen Mitglieder der Vorläufi⸗ 
gen Volksregierung auf dieſer Landesverſammlung in der 
Lage ſeien, Erklärungen darüber abzugeben, inwieweit dieſe 
Parteien auf dem Boden der demokratiſchen Republik ſtehen und 
bereit ſeien, das allgemeine gleiche Wahlrecht für die Gemeinde-, 
Bezirks- und Kreisverwaltungen zu ſichern und den ſozialen Erfor— 
derniſſen gerecht zu werden. Es erging Beſchluß dahin, die Par- 
teivorſtände der Koalitionsparteien zu veranlaſſen, für die Abgabe 
entſprechender Erklärungen die nötige Vorſorge zu treffen. 

Der erweiterte Ausſchuß und die Landeszentrale 
der Arbeiterräte beriet mit dem Landes ausſchuß der 
Soldatenräte bereits am 6. Januar über dieſe Situation. Es 
war urſprünglich gedacht geweſen, mit der Wahl zur National- 
verſammlung das Mandat der Landeszentrale in den Schoß 
ſeiner Auftraggeber zurückzugeben. Angeſichts der gefahr— 
drohenden Situation wurde nun aber beſchloſſen, der auf 
den 10. Januar 1919 nach Durlach einzuberufenden (3.) Landes- 
verſammlung vorzuſchlagen, es ſollten die Räte weiter am— 
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tieren, bis die neuzuſchaffende Verfaſſung des Landes eine Klä— 
rung über die Stellungnahme der politiſchen Parteien zu den For⸗ 
derungen der Arbeiterklaſſe gezeigt hätte und bis die Wahlen für 
die Gemeinde- und Städteverwaltungen auf Grund eines modernen 
Wahlrechts ihre Erledigung gefunden haben würden. 

In einer Publikation über dieſen Beſchluß wurden als Mini⸗ 
mal⸗ Forderungen für die Stellung der Regierungsparteien 
in der Nationalverſammlung aufgeſtellt: Inangriffnahme der So⸗ 
zialiſierung derjenigen Betriebe, bei welchen die erforderlichen Vor⸗ 
ausſetzungen vorliegen; Sicherung des Achtſtundentags; Erſetzung 
der heutigen Heeresorganiſation durch ein Volksheer auf demokra⸗ 
tiſcher Grundlage. 

Am 9. Januar tagten die Landtagsabgeordneten der 3 Fraktio⸗ 
nen der Koalitionsparteien, um zu dieſer Sachlage Stellung zu neh⸗ 
men. Deren Stellungnahme wurde in Beſchlüſſen feſtgelegt, die 
noch vor dem Zuſammentritt der Landesverſammlung der Arbei⸗ 
ter⸗ und Soldatenräte am 10. Januar veröffentlicht wurden. 

Die Sozialdemokratiſche Fraktion erklärte: „die 
Richtlinien der Landeszentrale entſprechen in jeder Beziehung der 
Auffaſſung der Fraktion über die gegenwärtige politiſche Lage und 
über die in der allernächſten Zukunft zu erledigenden Aufgaben.“ 
Die Fraktion der demokratiſchen Partei bekannte 
ſich zu einer demokratiſchen Republik auf der Grundlage einer 
Volkskammer, die aus der allgemeinen, gleichen und unmittelbaren 
Wahl aller Staatsbürger beiderlei Geſchlechts nach dem Grundſatz 
der Verhältniswahl gebildet wird. Die Wahlen für die Gemein⸗ 
den ſollen nach denſelben Grundſätzen erfolgen. Der Achtſtunden⸗ 
tag ſoll aufrecht erhalten werden, ſoweit nicht die allgemeine Wirt⸗ 
ſchaftslage eine andere reichsgeſetzliche Regelung erfordert. Die 
Sicherung auf internationaler Grundlage iſt anzuſtreben. Die Re⸗ 
gierung wird aufgefordert, Vorbereitungen zur Bildung eines ba- 
diſchen Volksheeres unverzüglich zu treffen. 

„Leitſtern und Ziel bei allen unſeren politiſchen Arbeiten und 
Streben“, ſo publizierte die Zentrumsfraktion, „iſt das 
Wohl des ganzen Volkes. In Fragen der Freiheit und der Volks- 
wohljahrt hat niemand ein Recht an unſerem guten Willen zu 
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zweifeln. Deswegen haben wir uns auf den Boden der gegebenen 
Verhältniſſe geſtellt. Wir werden mitwirken, für Baden die de- 
mokratiſch⸗republikaniſche Staatsform im Verfaſſungsgeſetz zu ge- 
ſtalten. Die Frage, ob Ein- oder Zweikammerſyſtem, iſt nicht von 
der Bedeutung, daß ſie allgemeine Güter der Volkswohlfahrt, die 
öffentliche Ruhe und Ordnung ſowie den Aufbau des Staaten ge— 
fährden dürfte. Wenn Volksinitiative und Referendum in der 
Verfaſſung angeführt werden, halten wir im weſentlichen die von 
uns zu wahrenden Intereſſen des Volkes geſichert und ſind gewillt, 
unter dieſer Vorausſetzung für das Einkammerſyſtem zu ſtimmen. 
Der Beſeitigung des Klaſſenwahlrechts in der Selbſtverwaltung 
ſtimmen wir zu. Wir ſind auch für eine Verſtaatlichung der hierzu 
geeigneten und reifen Großbetriebe. Wir werden es uns angele- 
gen ſein laſſen, den Achtſtundentag zu erhalten, ſoweit die volks⸗ 
wirtſchaftliche Lage es geſtattet.“ 

Gleichzeitig aber forderte die Zentrumsfraktion, die 
Vertretung der Landeszentrale der Arbeiterräte in der Regierung 
müſſe nun zurückgezogen werden. Mit der Wahl der National⸗ 
verſammlung ſei von nun an die Vorläufige Regierung nur noch 
dieſer gegenüber verantwortlich. Die Landeszentrale und 
die ſozialdemokratiſche Fraktion lehnten dieſe For⸗ 
derung ab, worauf die Zentrumsfraktion eine alte Forderung des 
Landesbauernrates aufgriff, auch dieſen nunmehr einen Vertreter 
in der Regierung zu gewähren. Dieſer Vorſchlag fand ſchließlich 
die Zuſtimmung der Landeszentrale und der Koalitionsparteien, 
von erſterer unter der Vorausſetzung, daß die Vorläufige Regie— 
rung im Amte bleibt, bis das Land eine Verfaſſung hat. Vertreter 
des Landesbauernrates in der Regierung wurde Abgeordneter 
Weißhaupt. 

Zu der Landesverſammlung (10. 1. 1919) der Arbei⸗ 
ter- und Soldatenräte fanden ſich alle Minifter der Vorläufigen 
Regierung ein. Die Verſammlung war von 249 Delegierten be⸗ 
ſucht, unter ihnen befanden ſich 105 Soldatenräte. Nachdem die 
Miniſter für ſich und für ihre Parteien ſich im weſentlichen für 
die von der Landeszentrale aufgeſtellten Forderungen ausgeſprochen 
hatten, kam es zu einer teilweiſe recht leidenſchaftlichen Auseinan⸗ 
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derſetzung, wobei die Anhänger der A. S. P. D. eine nochmalige 
Ausſchreibung der Wahl zur Nationalverſammlung und anderer- 
ſeits ſogar eine Verhinderung des Zuſammentretens der National- 
verſammlung befürworteten. Dieſe Oppoſition blieb jedoch ſtark in 
der Minderheit. Die Verſammlung ſtimmte für den Beſchluß 
des Elferrats: „Solange Ausſicht beſteht, die Volksforderungen 
ihrer Sicherung entgegenzuführen, treten die Arbeiter- und Sol⸗ 
datenräte geſchloſſen hinter die Nationalverſammlung und die Vor⸗ 
läufige Regierung.“ 

Die Nationalverſammlung hat bei ihrem Zuſammen⸗ 
tritt am 15. Januar dieſen Entſcheidungen der Landesverſammlung 
ſeine Zuſtimmung erteilt. Damit war zwar zwiſchen dem größten 
Teil der Anhängerſchaft der Arbeiter- und Soldatenräte und der 
Vorläufigen Regierung, nebſt der Nationalverſammlung, eine 
Grundlage für ein weiteres vertrauensvolles Zuſammenarbeiten er⸗ 
zielt, nicht aber war die ungeſtörte weitere Konſolidierung der poli⸗ 
tiſchen Verhältniſſe im Lande erreicht. Noch ſollte der junge Volks⸗ 
ſtaat ſchwere Belaſtungsproben aushalten, ehe die Ordnung in 
ihm einigermaßen gewährleiſtet war. 
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Vor kommenden Stürmen 


Die Wahl zur verfaſſungsgebenden Badiſchen Nationalver— 
ſammlung hatte 996 980 gültige Stimmen gebracht, wovon dem 
Zentrum 369 057, der Sozialdemokratiſchen Partei 316 181, der 
Deutſch⸗Demokratiſchen Partei 227 111, der Deutſchnationalen 
Volkspartei 70 081 und der Anabhängigen Sozialdemokratiſchen 
Partei 14 550 Stimmen zufielen. Die A. S. P. erhielt ſomit kei— 
nen Sitz im Landtag, das Zentrum 40, die Sozialdemokraten 36, 
die Demokraten 25, die Deutjch-Nationale Volkspartei 6. 

Die der A. S. P. D. zugehörenden Miniſter Brümmer und 
Schwarz traten auf dieſen Wahlausgang hin aus der Regierung 
aus. Sie erklärten: „Nachdem die Wahlen zur badiſchen Natio- 
nalverſammlung eine bürgerliche Zweidrittel-Mehrheit ergeben ha⸗ 
ben, erachten wir die Vorbedingungen, die uns am 11. November 
v. J. zum Eintritt in die Regierung bewogen, als nicht mehr gegeben. 
Wir halten es bei der Zuſammenſetzung der Nationalverfamm- 
lung nicht für möglich, daß die Errungenſchaften der Revolution 
bewahrt und weiter ausgebaut werden. Deshalb müſſen wir auch 
die Vorarbeiten für dieſe Nationalverſammlung ablehnen.“ 

So verſtändlich dieſer Entſchluß geweſen war, für die politiſche 
Situation im Lande blieb er nicht ohne nachteilige Folgen. Man 
muß ſich vergegenwärtigen, daß unter dem Druck der wirtſchaftlichen 
Not die bolſchewiſtiſche Agitation, die ſich ſeit der Staatsumwäl⸗ 
zung naturgemäß in Deutſchland ganz anders auswirkte als wäh- 
rend des Krieges, nun auch in Baden größeren Amfang annahm. 
Für die radikalſte Agitation waren die breiten Schichten des Vol⸗ 
kes zu jener Zeit ſehr empfänglich. Die ſozialdemokratiſchen Ar— 
beiter ſahen in ihren unabhängig-ſozialdemokratiſchen Arbeitsbrü- 
dern trotz aller politiſchen Streitereien den Genoſſen und dieſe hin- 
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wieder waren ſorgſam bedacht, daß den Spartakiſten kein Leid ge 
ſchah. Amgekehrt aber befehdeten die Spartakiſten die Anabhängi⸗ 
gen Sozialdemokraten in der rückſichtsloſeſten Weiſe und zogen da⸗ 
durch viele von dieſen zu ſich herüber. Gleichſo hielten es die An— 
abhängigen Sozialdemokraten gegenüber den Mehrheitsſozialdemo⸗ 
kraten. Die Partei der letzteren geriet dadurch vorübergehend in 
ein Stadium allgemeiner Lähmung, ſo daß ſie nur mit Mühe die 
Arbeitermaſſen vor allzugroßen Anbeſonnenheiten zurückhalten 
konnte. 

Mit ruſſiſcher Anterſtützung begann um die Jahreswende 
1918/19 in Berlin die blutige Auseinanderſetzung zwiſchen Spar- 
takusbund und dem Nat der Volksbeauftragten. Hätte die Land⸗ 
tagswahl in Baden etwa ein halbes Jahr ſpäter ſtattgefunden, 
dann würde, da bis dahin die kommuniſtiſche Welle auch unſer 
Land erreicht hatte, der Wahlausgang für die linksextremen Par- 
teien ein anderer geweſen ſein. 

In einem Korpsbefehl des Generalkommandos 
des XIV. A. K. vom 9. Januar wurde die Mitteilung verbreitet, 
die Entente drohte bei weiterem Amſichgreifen des Bolſchewismus 
und Sturz der jetzigen Regierung den Waffenſtillſtand zu kündigen 
und in Deutſchland einzumarſchieren. Die immer größer werdende 
Spartakiſtengefahr fordert deshalb beſchleunigten weiteren Ausbau 
der Sicherheitsmaßnahmen. Dieſe Maßnahmen bezwecken Schutz der 
badiſchen Landesregierung und der am 15. Januar zuſammentreten⸗ 
den badiſchen Nationalverſammlung gegen jeden Putſchverſuch jei- 
tens der Spartakiſtengruppen. Sie ſollen ferner den ungeſtörten 
Verlauf der Wahlen zur Deutſchen Nationalverſammlung am 
19. Januar gewährleiſten. Aus dieſem Befehl, der in ſeinem wei⸗ 
teren Wortlaut nähere Anweiſungen für die Durchführung mili⸗ 
täriſcher Sicherheitsmaßnahmen enthält, läßt ſich wohl ſehr deut⸗ 
lich erſehen, wie in jener Zeit alle Kräfte, gleichviel woher fie fa- 
men, zuſammengefaßt werden mußten, um einem weiteren Ver— 
ſinken ins Chaos zu entgehen. 

Wie ernſt der kommandierende General des XIV. A. K., Gene— 
ralleutnant von Gontard, die Situation anſah, geht auch aus 
ſeinem, an die Heeresangehörigen hinausgegebenen Aufruf für 
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die Wahl zur Nationalverſammlung hervor, in wel- 
chem es u. a. wörtlich heißt: „Die letzte und ſchlimmſte Gefahr, den 
Einmarſch der Feinde, werden wir abwenden helfen, wenn wir die 
jetzige Regierung gemeinſam mit den bürgerlichen Parteien und 
den Sozialdemokraten unterſtützen gegen die Anarchie und den Bol— 
ſchewismus, die zur völligen Zertrümmerung des Erwerbslebens, 
zum Hungertode führen. Anſere Stimmen müſſen alſo den Sozial— 
demokraten und den bürgerlichen Parteien, die ſich vereint gegen 
die Spartakusgruppe wenden, gehören. Es wird hier nicht dem 
Beitritt zu einer beſtimmten Partei das Wort geredet.“ 


Im Tiefgang des Chaos 


Am die Jahreswende waren die in Mannheim vorhandenen 
6000 Arbeitsloſen bereits Spielball der ſpartakiſtiſchen Agitation. 
Obwohl Stadt und Staat den Forderungen nach gerechter Er— 
höhung der Arbeitsloſenunterſtützung nachgekommen waren, wurde 
mit der Aufſtellung von weitergehenden Forderungen die Leiden— 
ſchaften der Arbeitsloſen fortwährend aufgepeitſcht. Der Vollzugs— 
rat des Arbeiterrates ſowohl wie die Preſſe im allgemeinen und 
auch die Sozialdemokratiſche Partei wurden in dieſen Arbeitsloſen⸗ 
verſammlungen immer wieder ſcharf angegriffen. Angehörige der 
A. S. P. D. und der Spartakusgruppe drangen in Verſammlungen 
der gegneriſchen Parteien ein, um daſelbſt allerlei gewalttätigen 
Anfug zu treiben. Weil die A. S. P. D. keine Zeitung herausgeben 
konnte, ſollte eine Druckerei gewaltſam beſchlagnahmt werden, ſo 
hörte man in den Verſammlungen der Arbeitsloſen reden. Stol⸗ 
zenburg, Moritz Lederer, Schlöhr, Hermann Remmele, die Wort⸗ 
führer der Propaganda unter den Arbeitsloſen taten gegen dieſe 
Rechtsunſicherheit nichts. 

Dieſe Vorgänge ſpielten ſich wie das Wetterleuchten vor einem 
Gewitter ab. 

Am 7. Januar hatten die Spartakusleute am Niederrhein in 
Schleſien und in Nordbayern die öffentliche Gewalt an ſich ge— 
riſſen und in Berlin den Angriff auf die Regierungsgebäude er- 
öffnet. In Mannheim zeigten ſich durch Störungen des Markt— 
verkehrs und Androhungen von Ladenplünderungen Anzeichen von 


A A 


ähnlichen Vorhaben. Die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft hat 
deshalb gegen dieſe Putſchbewegung demonſtriert (7. Januar). Der 
Vorbeimarſch des Zuges dauerte 1½ Stunden. 

Dieſe Rieſendemonſtration gegen die ſpartakiſtiſchen Amtriebe 
gab der A. S. P. D. Veranlaſſung zur Herausgabe eines Flugblat⸗ 
tes gegen „die ſozialdemokratiſchen Knechte des Kapitalismus“, 
welche die Freiheitsſache des Proletariats ſchädigen würden. 

Auf der dritten Delegiertenverſammlung der 
Arbeiter- und Soldaten⸗Räte (10. Januar) wurde mitgeteilt, die 
Polizeiorgane hätten in Mannheim bei Spartakiſten 8 Maſchinen⸗ 
gewehre beſchlagnahmt. Dieſe Vorgänge ſeien für das Miniſte⸗ 
rium des Innern Veranlaſſung zu entſprechenden polizeilichen 
Sicherungsaktionen geweſen, wozu auch der kurz vorher gebildete 
Verſuch der Spartakiſten, den Mannheimer Fernſprechbetrieb zu 
ſtören, beigetragen habe. 

Am Tage nach dieſer Verſammlung veröffentlichte die Badiſche 
Vorläufige Volksregierung einen Aufruf zur Bildung eines 
badiſchen Volksheeres. Die badiſche Republik ſollte da⸗ 
mit gegen jede Reaktion, aber auch gegen alle Beſtrebungen der 
Anarchie geſichert werden. 

Die Vorläufige Volksregierung hatte für ihr Vorgehen die Zu⸗ 
ſtimmung der A. V. u. S. Räte gefunden. Der Landesbauern⸗ 
rat hatte ſich ebenfalls hierfür ausgeſprochen. Die aufzu⸗ 
ſtellenden Bataillone (Heidelberg und Bruchſal) ſollten gleichzeitig 
Lehrbataillone für Gendarmen, Schutzleute und Grenzaufſeher ſein. 
Unterm gleichen Datum veröffentlichten die Badiſche Volks- 
regierung und die Landeszentrale der Arbeiterräte 
einen zweiten Aufruf an das badiſche Volk mit dem Hinweis 
darauf, es ſei bis jetzt gelungen, die Ordnung in der badiſchen Re⸗ 
publik aufrecht zu erhalten. Da aber mit der Möglichkeit gerechnet 
werden müſſe, daß nichtbadiſche Elemente, Emiſſäre, Agenten die 
Sicherheit in Baden durch Gewalttätigkeit ſtören würden, ſei die 
Notwendigkeit zur Bildung einer beſonderen ehrenamtlichen, fer e i- 
willigen Ordnungs wehr eingetreten. Der Polizeidienſt 
und der Beſtand der Volkswehr würden hierdurch in keiner Weiſe 
berührt. 
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Dieſes Vorgehen hat nicht den Beifall aller Arbeiter- und Sol- 
datenſchichten gefunden. In Konſtanz z. B. kam es wegen der 
Gründung einer Bürgerwehr zu einer Soldatenrevolte; ſie endete 
mit der Aufhebung der Bürgerwehr. Die in der Kaſerne vorhan⸗ 
denen Handgranatenvorräte wurden von den Soldaten geſprengt und 
von den Tageszeitungen erzwangen dieſe die Abgabe einer Erklä— 
rung, künftighin eine Polemik gegen die Arbeiter- und Soldaten- 
räte zu unterlaſſen. 

Am 11. Januar ſah ſich die Landeszentrale der Arbeiter und 
Soldatenräte genötigt, in einer im „Volksfreund“ veröffentlichten 
Kundgebung vor den bei den Arbeitsloſen in Karlsruhe in die 
Wege geleiteten Amtrieben der von Mannheim gekommenen Sparta⸗ 
kiſten öffentlich zu warnen. Dieſelben Leute hatten wenige Tage 
zuvor bereits in Freiburg ihr Anweſen zu treiben verſucht; hier 
ohne Erfolg. 

Das Vorgehen der Landeszentrale der Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räte fand nun auch bei den Karlsruher Führern der Anabhängigen 
Sozialdemokratie energiſchen Widerſpruch. 

Eine Landes verſammlung der Soldatenräte 
Badens in Durlach am 13. Januar hat zu dieſen Vorgängen Stel⸗ 
lung genommen und ihre Meinung in einer Einleitung zu einer 
„Verordnung für Soldatenräte” feſtgelegt. Es heißt da: „Die Sol⸗ 
datenräte ſind die Hüter der Errungenſchaften der Revolution. Sie 
unterſtützen die Regierung, die ſich auf den Boden der reinen De— 
mokratie ſtellt, verwerfen jede Gewaltherrſchaft und Diktatur jo- 
wohl von rechts wie von links. Sie erſtreben die ſchnellſte Zurück⸗ 
führung in geordnete geſetzmäßige Zuſtände, jedoch nur auf dem 
reinen demokratiſchen, republikaniſchen, ſozialen Boden.“ 

Die Wahl zur Deutſchen Nationalverſamm⸗ 
lung am 19. Januar 1919 verlief im badiſchen Lande ziemlich 
ruhig, obwohl 2 Tage zuvor ſich in Berlin die Ermordung von 
Liebknecht und Roſa Luxenburg ereignet hatte. Dieſer 
letztere Vorgang gab jedoch der Linfsertremen Bewegung mächtigen 
Antrieb. Bei den von dieſer in den Städten veranſtalteten Demon- 
ſtrations-Trauerumzügen beteiligten ſich auch die mehrheitsſoziali⸗ 
ſtiſchen Arbeiter in Maſſen. Von da ab ſpielte überhaupt die 


n 


RE SE 


Frage einer gefühlsmäßigen Betrachtungsweiſe gegenüber den Ab⸗ 
wehrmaßregeln der Behörden in den Reihen der Mehrheits⸗So⸗ 
zialdemokraten eine bedeutende Rolle. Die Spartakiſten nützten 
dieſen Stimmungsumſchwung mächtig für ihre Sache aus, wobei 
ihnen der bereits bemerkte Vorſtoß des Marſchalls Foch ſehr zu 
Hilfe kam, der in der Richtung der Entfernung aller Militärper⸗ 
ſonen aus der neutralen Zone, ſoweit dieſe nicht vor dem 1. Auguſt 
1914 bereits da wohnten und die Aberwachung des Vollzugs die⸗ 
ſer Ausweiſung durch franzöſiſche Offiziere ging. 

Von dieſem Ausweiſungsbefehl waren viele tauſende, in Baden 
anſäſſige ehemalige Heeresangehörige betroffen worden, in Mann- 
heim allein etwa 10 000. Bürgermeiſter Dr. Finter von Mann⸗ 
heim berichtete dem Miniſterium des Innern am 21. Januar, eine 
Verſammlung der Ausgewieſenen in Mannheim habe gefordert: 

„Freifahrt auf den deutſchen Bahnen; ein Zehrgeld von 30 bis 
50 Mk. je nach der Entfernung; die Zuſicherung, daß am neuen 
Aufenthaltsort keine Wartezeit auf die Erwerbsloſenunterſtützung 
einzuhalten ſei; für ledige Abzuſchiebende die Zahlung einer Ab⸗ 
findung in Höhe des vierteljährlichen Gehalts, bei Verheirateten 
fortdauernde Weiterzahlung des bisherigen Lohnes bei vierteljähr⸗ 
licher Vorauszahlung.“ Die fragliche Verſammlung habe für den 
Fall der Ablehnung dieſer Forderungen gedroht, den Oberbürger⸗ 
meiſter als Geiſel feſtzuhalten und die Stadtkaſſe zu ſprengen. 

Eine Verhandlung des Referenten vom Miniſterium des In⸗ 
nern mit dem franzöſiſchen Oberſt Wimpffen verlief ergebnis⸗ 
los, ebenſo hatte ein Proteſt der Badiſchen Regierung gegen dieſe 
Ausweiſung zunächſt keinen Erfolg. Die weiteren Verhandlungen 
mit dem franzöſiſchen Abſchnittskommandeur führten ſchließlich am 
22. Januar 1919 zu dem Ergebnis, daß die Ausweiſung nur noch 
für ſolche ehemalige Militärperſonen in Kraft blieb, 
welche nach dem 1. Januar 1919 zugezogen waren. 

Nach den bei den Verhandlungen gemachten Wahrnehmungen 
ſtellte ſich heraus, daß die franzöſiſche Armeeleitung bei der Ankün⸗ 
digung ſolcher rigoroſen Zwangsmaßnahmen von der Furcht vor 
der bolſchewiſtiſchen Gefahr geleitet geweſen war. In der neu— 
tralen Zone hielten ſich damals ſehr viele franzöſiſche Spione auf, 
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die den putſchiſtiſchen Amtrieben große Aufmerkſamkeit ſchenkten, 
und bei ihrer Berichterſtattung hierüber wahrſcheinlich auch noch 
recht kräftig übertrieben haben. 

Dieſe jedermann durchaus klare Situation war den Führern 
der links⸗extremen Parteigruppen kein Anlaß, von den fortdauern- 
den Störungen der öffentlichen Ordnung Abſtand zu nehmen; im 
Gegenteil, es zeigte ſich nun ein gar emſiges Beſtreben, die Urbei- 
ter der öffentlichen Betriebe in den Städten und der großen Be— 
triebswerke zu wilden Lohnbewegungen zu verleiten. Im Anſchluß 
an Amzüge der Arbeitsloſen vor die Tore der Fabriken wurden oft 
die Belegſchaften von der Arbeit weggeholt, man hielt auf den 
Fabrikhöfen Verſammlungen ab, wobei bald auch die Frage der 
Abernahme der Fabrikleitungen durch Betriebsräte eine bedeutende 
Rolle ſpielte. Auf die Vermahnungen der Gewerkſchaftsführer 
wurde nicht mehr gehört. Oft befanden ſich Betriebsleiter und 
Fabrikdirektoren in Lebensgefahr. 

So vergingen einige Wochen; außerhalb Badens war es noch 
unruhiger zugegangen. Auf die Ermordung des bayriſchen 
Miniſterpräſidenten Eisner am 21. Februar 1919 folgte im 
bayriſchen Landtag ein Attentat auf den Miniſter des Innern 
Auer und bald darnach die Ausrufung der Räterepublik Bayern. 

Vor dieſem Vorkommnis ſchon war der Landeszentrale der 
Arbeiterräte bekannt geworden, daß kommuniſtiſche Sendboten von 
München aus die Arbeiterbevölkerung von Württemberg und Ba— 
den zur Ausrufung einer ſüddeutſchen Räterepublik zu gewinnen 
ſuchten. Wie die von Spartakiſten und Anabhängigen in Mann⸗ 
heim verſuchte Durchführung eines Putſches bewies, nicht ohne 
Erfolg. 


Die Ausrufung der Räterepublik in Mannheim 


Die Mannheimer Arbeiter waren am 22. Februar 1919 zu 
einer Kundgebung für den ermordeten Eisner zuſammengerufen 
worden, in welcher der Münchener Schriftſteller Erich Mühſa m 
auftrat. In derſelben wurde ſchließlich die Räterepublik 
ausgerufen, ein „Revolutionärer Rat” gebildet; die 
Spartakiſten und die Anabhängigen beſetzten je ein Drittel der 
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Sitze; ein Drittel wurde den Mehrheitsſozialiſten angeboten, die 
indeſſen ihre Beteiligung ablehnten. 

Im Anſchluß an dieſe Kundgebung zogen einzelne Trupps zu 
den Gefängniſſen und den Gerichten, hier die Inſaſſen, ſelbſt 
ſchwere Verbrecher (zirka 400) befreiend und dort die innere Ein⸗ 
richtung demolierend. Sämtliche Gerichtsakten wurden in ſinnloſer 
Weiſe zu verbrennen verſucht; in einem Gefängnis wurde Brand 
gelegt, dann folgte die Plünderung von Läden und Wohnungen, 
das Theater wurde von den Tumultuanten geſchloſſen. Die Sol⸗ 
daten des 3. Bataillons vom 110. Regiment ließen ſich unter dem 
Vorgeben, daß auch die Sozialdemokratie mit bei der Bewegung 
ſei, die Waffen (Maſchinengewehre) und Munition abnehmen; 
nur einige beherzte Leute des Bataillons brachten jo viel Ehrgefühl 
auf, um einen Teil der Waffen nach Heidelberg in Sicherheit zu 
bringen. Die Volks wehr hatte verſagt; ein Teil derſelben war 
zu den Aufrührern übergegangen. Auch die Polizei hielt ſich 
zurück. 

Am Abend, es war ein Samstag, ſtatteten dann die Sparta⸗ 
kiſten der ſozialdemokratiſchen „Volksſtimme einen Beſuch ab, um 
die Herausgabe eines Flugblattes und eines Plakats, das die Lan⸗ 
deszentrale der Arbeiterräte und der Landesausſchuß der Soldaten⸗ 
räte ſowie die ſozialdemokratiſche Partei zur Aufklärung und Be⸗ 
ruhigung der Bevölkerung herausgeben wollten, zu verhindern. 
Am Sonntag früh 3 Ahr ward die „Volksſtimme“ von den Spar- 
takiſten beſetzt; fie druckten ein Plakat des Inhalts, die NRäterepu- 
blik für Süddeutſchland ſei proklamiert und das Standrecht ver- 
hängt; die Bürgerſchaft werde vor reaktionären Putſchen gewarnt. 
Dieſes Plakat wurde an allen Straßenecken angeſchlagen. 

Die Mehrheitsſozialdemokraten ſammelten ſich Sonntag früh 
im Rofengarten, um ſich hier mit den „Anabhängigen“, denen nun 
die Augen aufgegangen waren, was ſie mit ihrer Agitation ange⸗ 
richtet hatten, über die Wiederherſtellung der Ordnung zu beraten. 
Von da zogen die Sozialdemokraten in geſchloſſenen Formationen 
zur „Volksſtimme“, um die Kommuniſten, wie dieſe ſich jetzt be— 
zeichneten, hinauszuwerfen. Dieſe, gut bewaffnet, empfingen die 
Ankommenden mit Gewehrfeuer. Die Befreiungsaktion hatte Er- 
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folg, bald aber kehrten die Kommuniſten mit Maſchinengewehren 
zurück, wobei dann der Sozialdemokrat Jakob Müller durch 
einen Kopfſchuß getötet wurde. Das Ende dieſes Kampfes war 
ſchließlich ein „Waffenſtillſtand“. Es wurde gegenſeitig abgeſpro— 
chen, neue Angriffe nicht zu wiederholen. In einer am Abend noch 
ſtattfindenden gemeinſamen Sitzung zwiſchen SPD., USP. und 
Kommuniſten ſollte eine Verſtändigung angeſtrebt werden. 

Wegen dieſer Vorkommniſſe griff in ganz Anterbaden eine 
panikartige Erregung Platz, ſelbſt die franzöſiſche Beſatzungsbe— 
hörde in der Pfalz wurde von ihr erfaßt; fie verfügte die Rhein— 
brücken⸗Sperre. 

Es war eine der denkwürdigſten Anterhaltungen, die aus Anlaß 
dieſes Putſches zwiſchen der Landeszentrale der Arbeiterräte und 
der Vorläufigen Regierung ſtattfanden. Auf die Frage: „Was 
nun?“, erklärte ich: „Gewalt gegen Gewalt! Ein längeres Gehen— 
laſſen dieſes Treibens führt zum rettungsloſen Untergang!“ 

Die Regierung verhängte ſofort für das ganze Land den 
Belagerungszuſtand, verbot alle Verſammlungen, Anſammlungen 
und Umzüge, das Tragen der Waffen, die Verbreitung von Flug- 
ſchriften, fie ſetzte die Polizeiſtunde auf 7 Ahr feſt, hob die Be⸗ 
ſchränkungen der Strafprozeßordnung hinſichtlich der Verhaftungen 
auf und legte den Eiſenbahnverkehr nach und von Mannheim ſtill. 
In Karlsruhe wurden in der Nacht einige ſtattbekannte Füh- 
rer der Anabhängigen in Haft genommen. Dieſe hatten bereits 
ein Flugblatt drucken laſſen, in dem es einleitend hieß: „Die Bür— 
ger- und Soldatenwehr liegt alarmbereit. Die Regierung hat ſich 
gedrückt, der Volksrat hat die Verantwortung übernommen. Gebt 
der Bürger- und Soldatenwehr keine Waffen, keine Munition!“ 

Die Regierung hatte ſich natürlich nicht gedrückt. Zu 
ihrem Schutze rückten in Karlsruhe das Bruchſaler Freiwilligen- 
Bataillon, 2 Züge 14er und 50er Artillerie und die Lahrer Jäger 
zu Pferde ein. Die Karlsruher Anabhängigen führten jetzt ihre 
Anhänger vor das Miniſterium des Innern, viel neugieriges Volk 
ſammelte ſich an und erſchwerte dadurch der Volkswehr und Polizei 
die Durchführung des Ordnungsdienſtes. Das Miniſterium des 
Innern erhielt eine militäriſche Beſatzung, doch war die Situation 
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für die Regierung, die bei derartigen Vorkommniſſen gewöhnlich 
im Miniſterium des Innern zuſammenkam, noch ſo unſicher, daß ſie 
ſich auf Verhandlungen über die Rückgängigmachung ihrer Maß 
nahmen einlaſſen mußte. Am das Zuſtandekommen dieſer Verhand— 
lungen bemühte ſich Abg. Dr. Dietz ſehr, indem er geltend machte, 
die Karlsruher Bevölkerung werde ſich dann beruhigen. Als man 
aber den Miniſterpräſidenten Geiß veranlaßt hatte, aus einem 
Fenſter des Miniſteriums einige beruhigende Worte an die De- 
monſtranten zu ſprechen, da zeigte ſich blitzſchnell, wieviel Ahr es in 
Karlsruhe geſchlagen hatte. Anter einer von der Straße her 
tobenden wüſten Schimpfkanonade zogen ſich die Mitglieder der 
Regierung von den Fenſtern zurück. 

Am Nachmittag wurden die Inhaftierten, nachdem ſie durch 
Handſchlag verfichert hatten, keine Gewalttaten vorzunehmen, wie- 
der auf freien Fuß geſetzt. Schließlich wurde auch der Belage⸗ 
rungszuſtand wieder aufgehoben; nur in Mannheim blieb er be- 
ſtehen. 

In Mannheim loderte das Feuer vorerſt noch fort. Es 
unterblieben zwar größere Exzeſſe. Viel Janhagel trieb ſich aber 
am Abend wieder zu allerlei Anternehmungen in den Straßen um⸗ 
her. Die Verhandlung der obengenannten drei Parteigruppen zei- 
tigte das Reſultat der Aufhebung des revolutionären Arbeiterrats, 
die Freigabe der beſetzten privaten und öffentlichen Gebäude, die 
Ablieferung der Waffen und Munition an Vertrauensleute des 
Vollzugsausſchuſſes vom Arbeiterrat. In dem (Alten) Arbeiterrat 
ſollte die A. S. P. von ihren bisherigen Sitzen an die Kommuni- 
ſtiſche Partei 5 Sitze abtreten. 

Dieſe Abmachung fand die Billigung der Regierung nicht. 
Letztere beſchloß, auch das Heidelberger Bataillon alarmbereit zu 
halten, weitere Freiwilligen⸗Bataillone aufzustellen und alles 
vorzubereiten, um eine Entwaffnungsaktion in Mannheim durch- 
zuführen. 

Der vom Landesausſchuß der Soldatenräte und von der 
Landeszentrale der Arbeiterräte gemeinſam an das badiſche 
Volk gerichtete Aufruf tadelte entſchieden die außerbadiſchen 
Vorgänge und die ſeitens eines Teils der Preſſe gegen die Räte 
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fortwährend unternommenen Anfeindungen, fette dann aber aus— 
einander, wie unklug der Weg ſei, den die Putſchiſten dem arbeiten- 
den Volke zeigen: In dem Aufruf der ſozialdemokratiſchen Partei 
wurden die Folgen ſolcher Putſche auf die Ernährungsverſorgung 
des Volkes vor Augen geführt. Andere politiſche Parteien traten 
gleichfalls mit Aufrufen vor die Offentlichkeit. 


Nachdem über Sonntag weitere Komplikationen nicht mehr ein⸗ 
getreten waren, wurde ſchließlich auch die Eiſenbahnſperre aufge- 
hoben; auch wurde der Belagerungszuſtand für Mannheim etwas 
gelockert. 

Zu dieſem Zeitpunkt ereignete ſich ein neues ſchweres Ver— 
brechen. Der Chef der Firma Bopp und Reuther, Kommerzienrat 
Dr. Karl Reuther in Mannheim- Waldhof, wurde auf dem 
Weg zu ſeiner Fabrik von einem Arbeiter über den Haufen ge— 
ſchoſſen, was naturgemäß die Erregung in der Bevölkerung aufs 
neue ſteigerte. 


Nachdem die Vorbereitungen zur Gegenwehr getroffen waren, 
forderte die Regierung den Ausſchluß der Spartakiſten aus dem 
Vollzugsrat des Arbeiterrates. Am der Schutzmannſchaft größere 
Sicherheit zu geben, wurde die Bewaffnung derſelben mit Kara— 
binern angeordnet. 


Dieſe Maßnahmen waren natürlich wiederum Stoff zu einer 
Hetzpropaganda, mit der ſich ſchließlich auch die 4. Landes ver⸗ 
ſammlung der Arbeiter- und Soldatenräte vom 1. März aus⸗ 
einanderzuſetzen hatte, bei welcher Gelegenheit die Landeszentrale 
kein Zweifel darüber ließ, daß es gegen die Kommuniſten nur noch 
einen entſchiedenen Kampf geben könne. 


Am 5. März wurde der Mannheimer Bevölkerung durch die 
Preſſe mitgeteilt, nachdem das 3. Bataillon des Regiments 110 
wegen des Verſagens bei dem Putſch von Mannheim weg verlegt 
ſei, werde in den nächſten Tagen ein anderes badiſches VBatail⸗ 
lon als Polizeitruppe nach Mannheim kommen, wodurch man außer 
der Verbeſſerung der Sicherheitsverhältniſſe auch die Aufhebung 
der Brückenſperre erwarte. Dieſe Regierungsmaßnahme beant⸗ 
worteten die Kommuniſten mit der Ankündigung des Generalſtreiks. 
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Einſchaltend ſei hier bemerkt, daß ſeit einer Reihe von Tagen 
die Stadt Mannheim in weitem Amkreis von Truppen, die Reichs- 
wehrminiſter Noske auf Anrufen der badiſchen Regierung geſandt 
hatte, zerniert war. Ein Einmarſch wurde, ſolange es im 
allgemeinen in der Stadt ruhig blieb, nicht angeordnet, obwohl das 
Verſagen der Volkswehr und des Bataillons hierzu eigentlich hätte 
Veranlaſſung ſein können. In den frühen Morgenſtunden des 
7. März rückte dann das 2. badiſche Freiwilligen⸗Bataillon in 
Mannheim ein, dem die Aufgabe geſtellt wurde, die Polizei bei 
der Beſchlagnahme der militäriſchen Waffen durch Hausſuchungen 
zu decken und mitzuhelfen, die Wiederfeſtnahme der aus den Ge⸗ 
fängniſſen befreiten Verbrecher durchzuführen. 

Nach einem der Regierung gegebenen Bericht war das Ergeb- 
nis der freiwilligen Waffenablieferung außerordentlich gering. 
40 Gewehre und 1 Maſchinengewehr waren abgeliefert worden. Da 
auch die Reorganiſation des Vollzugsrats nicht durchgeführt wor⸗ 
den war, wurde ſeine Auflöſung regierungsſeitig beſchloſſen. Die 
Verhaftung der an dem Putſche vom 22. Februar Hauptbeteiligten 
ging ohne Widerſtand vor ſich; der verantwortliche Schriftleiter 
der kommuniſtiſchen „Roten Fahne“ Stolzenburg war flüchtig. 
So konnte dann am 10. März der Belagerungszuſtand wieder auf⸗ 
gehoben werden. Die Hausſuchungen nach Waffen gingen weiter. 

An Reichswehrminiſter Noske ſchickte Miniſterpräſident 
Geiß für die zur Wiederherſtellung der Ordnung in Mannheim 
zur Verfügung geſtellten Truppen ein Dankſchreiben, in 
welchem die tadelloſe Haltung der Truppen und die Tatſache her⸗ 
vorgehoben wurde, daß der Einmarſch des badiſchen Freiwilligen⸗ 
Bataillons in Mannheim ſich nur im Hinblick auf das Vorhanden⸗ 
fein der Reichswehrtruppen reibungslos durchführen ließ. 

Welche Schlußfolgerungen waren nun aus dieſem Vorgang 
zu ziehen? Nicht wenige Bürger der Stadt Mannheim waren es 
geweſen, die damals der Regierung den Vorwurf machten, ſie hätte 
gegenüber den Tumultuanten Schwäche an den Tag gelegt. Das 
Militär mußte abſolut — ſo meinten viele Leute — ſofort in die 
Stadt hineingeführt werden, um Ordnung zu ſchaffen. Das alles 
war natürlich leichter geſagt, als getan. 
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Die Regierung hatte damals keine Militär- und Polizeimacht, 
auf die mit abſoluter Sicherheit allen Eventualitäten gegenüber zu 
bauen geweſen wäre. 

Die Volkswehr war wohl in der Lage, Wachdienſte zu leiſten, 
nicht aber war fie, wie ſich dann in der Praris auch herausſtellte, 
für den geſchloſſenen Einſatz gegen Ruheſtörer erprobt; dazu fehlte 
ihr die techniſche Ausbildung. Es kam dann auch ſo, wie man in 
der Regierung von vornherein gerechnet hatte; ein Teil der Volks⸗ 
wehr verſagte vollſtändig, ja es gab ſogar Teile dieſer, die mit den 
Tumultuanten gemeinſame Sache machten. 

Die Freiwilligenbataillone waren ebenfalls für 
einen Einſatz mit Anwendung von Waffengewalt noch nicht er— 
probt. Es herrſchte übrigens unmittelbar nach ihrer Aufſtellung 
zwiſchen Offizieren und Mannſchaften keine Harmonie; die Mann- 
ſchaften waren nicht mehr an die alte militäriſche Diſziplin 
gewöhnt. 

Niemand konnte alſo ſagen, ob nicht die Mannſchaften im Falle 
eines Einſatzes einzeln oder in Gruppen zu den Putſchiſten über⸗ 
ſchwenkten. Aus dieſem Grund hielt es die Regierung nicht für 
opportun, das Heidelberger Bataillon etwa ſofort in Mannheim 
zu verwenden, denn die Mannſchaften dieſes Bataillons rekrutier⸗ 
ten ſich in ihrer Mehrheit aus Anterbadnern. Wie richtig dieſe 
Auffaſſung war, zeigte ja ſchließlich das Verhalten des in Mann⸗ 
heim ſtationiert geweſenen 3. Bataillons des 10. Regiments. 

Mittels der Polizei einen kolonnenmäßigen Einſatz zur Be- 
hebung des Tumults zu wagen, war auch nicht möglich. Die Po⸗ 
lizei hatte in den letzten Monaten einen ſtarken Zugang ehemaliger 
Heeresangehöriger erfahren. Dieſen fehlte aber noch jede polizei- 
liche Ausbildung. Der Miniſter des Innern ſah ſich deshalb zu- 
nächſt genötigt, von den in anderen Städten zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Polizeien die zuverläſſigſten Beamten und aus der Gendar⸗ 
merie ebenſo eine größere Anzahl Leute herauszuziehen, um ſie in 
Mannheim zur Wiederherſtellung der Ordnung zu verwenden. 

Was im übrigen in Baden an Militärmacht vorhanden 
war, mußte von Anfang an zur Deckung der Regierung in 
Karlsruhe bleiben, denn die Gefahr des Aberſpringens der Putſch⸗ 
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bewegung nach der Landeshauptſtadt war ſehr groß. Solange die 
Regierung in der Lage war, ſich in Karlsruhe zu behaupten, blieb 
ſie Herr der Situation. 

Enter dieſen Amſtänden blieb nur die Anforderung von Reichs- 
truppen zur Wiederherſtellung der Ordnung in Mannheim übrig. 
Dieſer Anforderung ſofort zu genügen war dem Oberkommando 
der Reichstruppen nicht möglich, weil damals ja bekanntlich in 
vielen Teilen des Deutſchen Reichs der Aufruhr zu unterdrücken 
war. Konnten Truppen nicht ſofort in die Stadt Mannheim hinein⸗ 
geworfen werden, dann war mit der Pſychologie der Maſſen zu rech⸗ 
nen, die, wenn es wegen eines nachträglichen Einmarſches zu einem 
Blutvergießen gekommen wäre, die Schuld hierfür der Regierung 
zugeſchoben haben würde. Es kam ſchon damals darauf an, der 
Bevölkerung im allgemeinen immer völlige Klarheit darüber zu 
verſchaffen, wer die Schuld für das Vergießen von Bürgerblut zu 
tragen hatte. In der Tat haben auch, nachdem die Ruhe wieder 
allgemach eingekehrt war, maßgebende Herren dem Minifter 
Dr. Haas und mir bei einem Beſuche in Mannheim gegen den 
nachträglichen Einmarſch ſehr beachtliche Bedenken vorgetragen. 

Die Regierung konnte alſo nicht wie ſie gern wollte; ſie durfte 
ſich über ihre ſchwache Stellung keiner Täuſchung hingeben, ſie 
mußte ſich jeden Schritt der Verteidigung wohl überlegen, um den 
kleinen Fonds von Vertrauen im Volke zu erhalten und zu meh— 
ren. Sie hatte aber auch aus den Mannheimer Vorgängen zu 
lernen und aus den gemachten Erfahrungen die erforderlichen Kon— 
ſequenzen zu ziehen. Sie tat das mit ruhiger Entſchlußkraft. 
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Die verfaſſungsloſe Zeit beendet 


Am 16. November 1918 erſuchte die Badiſche Vorläufige 
Volksregierung die Herren Dr. Dietz, Rechtsanwalt und Stadt⸗ 
rat in Karlsruhe, Dr. Glockner, Präſident des Verwaltungs- 
gerichtshofs, und Dr. Zehnter, Präſident des Oberlandes- 
gerichts, einen Entwurf für eine Verfaſſung auszuarbei— 
ten. Zu den genannten Herren kam noch Herr Dr. Friedrich 
Weill, Rechtsanwalt und Stadtrat in Karlsruhe, hinzu. 

Anfang Dezember nahm die Kommiſſion ihre Sitzungen auf, 
wobei ihr ſowohl von Präſident Dr. Glockner als auch von Rechts— 
anwalt Dr. Dietz ein Entwurf für eine Verfaſſung vorgelegt wurde. 

Die Entwürfe unterſchieden ſich beſonders dadurch, daß der 
Dietz'ſche das Einkammerſyſtem, der Glockner'ſche das Zweikam⸗ 
merſyſtem vorſah. Mit Rückſicht auf grundlegende Meinungsver- 
ſchiedenheiten entſchloß ſich ſpäter Rechtsanwalt Dr. Dietz, der 
Regierung einen geſonderten Entwurf einer Verfaſſung vorzulegen, 
während der Reit der Kommiſſion ſeine Beratungen fortſetzte und 
der Regierung am 23. Dezember 1918 ſeinen Entwurf vorlegte, 
wobei ein Schreiben beigefügt war: „Auch die übrigen drei Her— 
ren legen Wert darauf, hier feſtzuſtellen, daß der vorliegende Ent- 
wurf keineswegs in jedem Punkt die Zuſtimmung von allen dreien 
gefunden hat und daß ſie ſich für ihre Stellungnahme gegenüber 
dem Entwurf in jeder Beziehung volle Freiheit der Entſchließung 
vorbehalten.“ 

Am 3. Januar 1919 fand unter dem Vorſitz des Präſidenten 
Geiß eine Sitzung des Geſamtminiſteriums ſtatt, in welcher der 
Verfaſſungsentwurf Gegenſtand der Beratung war. Nach ein- 
gehender Beſprechung wurde der Entwurf zur näheren Durchbe— 
ratung einer Kommiſſion überwieſen, beſtehend aus den Miniſtern 
Haas, Marum, Trunk, Schwarz und Wirth, ſowie dem Vertreter 
der A. B. u. V. Näte Maier. Wenige Zeit ſpäter, am 14. Januar 
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1919, legte die Badiſche Vorläufige Volksregierung dem Prä- 
ſidium der am 5. Januar 1919 gewählten badiſchen verfaſſungs⸗ 
gebenden Nationalverſammlung den Entwurf eines Geſetzes betr. 
die badische Verfaſſung, der ſich im weſentlichen an den Dietz'ſchen 
Entwurf anſchloß, zur Beratung und Zuſtimmung vor, unter An⸗ 
ſchluß der Vorentwürfe von Dr. Glockner, Dr. Zehnter, von Dr. 
Dietz, ſowie eines Vorentwurfs von der Siebenerkommiſſion der 
Volksräte Badens. 

Die Badiſche verfaſſungsgebende Nationalverſammlung trat 
am 15. Januar 1919 zu ihrer erſten Sitzung zuſammen. Die Ver⸗ 
faſſungskommiſſion wählte zu ihrem Vorſitzenden den Abg. Dr. 
Dietz (Soz.), zu deſſen Stellvertreter den Abg. Dr. Glockner 
(Dem.), zum Schriftführer den Abg. Th. Friedr. Mayer 
(Deutſchn.) und zum Berichterſtatter den Abg. Dr. Zehnter (Str.). 
In etwa 30 Sitzungen ward im März 1919 das Verfaſſungswerk 
abgeſchloſſen. 

Bei der zunächſt ſtattfindenden Generaldebatte wurde u. a. auch 
die Frage aufgeworfen, ob man an die Spitze des Badiſchen Staa⸗ 
tes einen Staatspräſidenten ſtellen oder ob man davon abſehen und 
ſich nur mit dem Staatsminiſterium und dem Landtag begnügen 
wolle. Man einigte ſich auf die Beſtimmung, daß der Landtag 
alljährlich aus den Miniſtern den Präſidenten der Regierung mit 
der Amtsbezeichnung „Staatspräſident“ und ſeinen Stellvertreter 
ernennt. Dieſe Frage wurde in Anlehnung an den „Staatsmini⸗ 
ſter“ als leitenden Beamten der Geſamtregierung im alten Staat 
entſchieden. Der Staatspräſident iſt Primus inter pares; er lei- 
tet die Kollegialſitzungen, vollzieht deren Beſchlüſſe und nimmt die 
Repräſentationsgeſchäfte der Regierung wahr. Seit 1920 wurde 
der Staatspräſident auf Grund einer Abmachung der Regierungs⸗ 
parteien jedes Jahr von einer anderen Partei geſtellt (Trunk Ztr., 
Hummel Dem., Remmele Soz., Dr. Köhler Ztr., Dr. Hellpach 
Dem.). g 

Bedeutungsvoll war die Frage, ob der neue Landtag aus zwei 
Kammern zuſammengeſetzt oder nur aus einer Kammer beſtehen 
ſolle. Die Kommiſſion beſchloß einſtimmig, daß der Geſetzentwurf 
auf der Grundlage des Einkammerſyſtems aufgebaut werde. 
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Zunächſt wurde in der Verfaſſung feſtgelegt, daß Baden im 
Gegenſatz zu der vorher beſtehenden konſtitutionellen Monarchie 
nunmehr eine demokratiſche Republik ſei, in welcher das ſouveräne 
Volk ohne Anterſchied des Geſchlechts alleiniger Träger der Staats- 
gewalt iſt. Wenn auch bei allen Geſetzen das Volk als Ganzes 
nicht gefragt werden kann, ſondern nur der vom Volk gewählte 
Landtag darüber zu beſchließen hat, ſo ſteht ihm doch in dem 
Volksvorſchlagsrecht (Volksinitiative) die Möglichkeit offen, die 
Erlaſſung, Abänderung oder Aufhebung eines Geſetzes zu verlan— 
gen und, falls dieſer Forderung vom Landtag nicht entſprochen 
wird, die endgültige Entſcheidung (Volksreferendum) dem Volke 
zu überlaſſen. 

Eine weſentliche Beſtimmung enthält weiter der $ 23 der Ber: 
faſſung, der das allgemeine, gleiche, geheime, unmittelbare Wahl— 
und Stimmrecht garantiert, das im Verhältniswahlverfahren aus: 
geübt wird. 

Der II. Abſchnitt der Verfaſſung regelt die ſtaatsbürgerlichen 
und politiſchen Rechte der Badener. Hier intereſſiert beſonders 
der Grundſatz, daß alle Badener ohne Anterſchied des Geſchlechtes 
vor dem Geſetze gleich ſind. Mit dieſer Beſtimmung iſt erſtmals 
in der badiſchen Verfaſſung die grundſätzliche Gleichſtellung des 
weiblichen Geſchlechts mit den männlichen in bezug auf alle jtaats- 
bürgerlichen und politiſchen Rechte proklamiert und in der Ver⸗ 
faſſung verankert. Weiter aber hat der $ 9 der Verfaſſung be- 
ſtimmt, daß die Vorrechte des Standes, der Geburt oder der Re— 
ligion nicht anerkannt werden. Beſonders wichtig iſt dieſer Satz 
im Hinblick auf das Stammgutsrecht, das durch dieſe Beſtimmung 
aufgehoben wird. Weitergehend noch als dieſe Vorſchrift iſt 8 66, 
der die Errichtung neuer Stammgüter überhaupt verbietet und die 
beſtehenden aufhebt. Zur Ausführung dieſer Beſtimmung erging 
ſpäter am 18. Juli 1923 das Stammgüteraufhebungsgeſetz. 5 

In dem gleichen Abſchnitt, in § 11, trifft die Verfaſſung noch 
Beſtimmungen über die Anſtellung der Beamten. Hier iſt der Satz: 
„Freie Bahn dem Tüchtigen“ zum verfaſſungsmäßig verankerten 
Grundſatz geworden, da die Verfaſſung vorſchreibt, daß die öffent⸗ 
lichen Amter — mit Ausnahme der Richterſtellen — für alle dazu 
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Befähigten ohne Anterſchied des Geſchlechts gleich zugänglich ſind, 
wobei die Befähigung nur in der Regel durch die geſetzlich 
vorgeſchriebenen Prüfungen nachzuweiſen iſt. Beſonders ein- 
gehend wurden ſowohl in der Kommiſſion als auch in der ver- 
faſſunggebenden Nationalverſammlung die Beſtimmungen in den 
88 18 und 19 der Verfaſſung über das Verhältnis des Staates zur 
Kirche und Schule beſprochen. Die beiden erſten Abſätze des § 18 
der Verfaſſung gaben weniger Stoff zu Erörterungen; dagegen ent⸗ 
ſpann ſich in der Kommiſſion eine lange Debatte darüber, wie die 
verſchiedenen religiöſen Gemeinſchaften im Staate zu behandeln 
ſeien, bis man ſich ſchließlich auf die Geſetz gewordene Faſſung 
einigte, daß „alle ſtaatlich anerkannten kirchlichen und religiöſen Ge⸗ 
meinſchaften rechtlich gleichgeſtellt find“. Daß die Kirche ihre An⸗ 
gelegenheiten frei und ſelbſtändig ordnet und verwaltet und die 
Kirchenämter durch die Kirche ſelbſt vergeben werden, ſtand ſchon 
bisher im Kirchengeſetz, wenn auch mit Einſchränkungen bezügl. der 
Kirchenämterverleihung. Auch dieſe Mitwirkung des Staates bei 
der Kirchenämterverleihung iſt nunmehr gefallen und zwar nicht bloß 
für die Pfarrgüter, ſondern auch für die oberſten Kirchenbehörden. 


Sodann iſt in dem Abſatz 3 des § 18 noch die Frage der Patro- 
nate geordnet. Hierdurch werden alle landesherrlichen Patronats⸗ 
rechte, mögen fie kanoniſch-rechtlich begründet, alſo ſogenannte pri⸗ 
vate Patronatsrechte, ſein, oder in der Landeshoheit ihre Grundlage 
gehabt haben, beſeitigt. Anders liegen die Dinge bezüglich der 
Standesherren und der Grundherren. Hier wird unterſchieden 
zwiſchen den ehemals landesherrlichen Patronatsrechten und dem 
ſogenannten privaten Patronatsrecht. Nur die letzteren, ſoweit ſie 
von den Standesherren und Grundherren nachweisbar ſind, werden 
durch die Verfaſſung nicht berührt, ſonſtige Patronatsrechte ſind 
durch die Verfaſſung aufgehoben worden. 


Ebenfalls beſondere Schwierigkeiten bot die Abfaſſung des § 19. 
Hier war es vor allem die Frage, ob Religion in der Schule als 
Pflichtfach erklärt werden ſollte oder nicht. Die Geſetz gewordene 
Faſſung ſagt ausdrücklich über dieſe Frage nichts, ſondern beſtimmt 
lediglich, daß die Leitung des Religionsunterrichts Sache der 
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Kirche und der religiöſen Gemeinſchaften ift, und daß die Erteilung 
des Religionsunterrichts ſich nach dem Schulgeſetz richtet. 

Beſondere Bedeutung kommt endlich noch dem § 19 Abſ. 5 zu, 
der gleichfalls Gegenſtand zu dem bisher geltenden Recht (nach 
welchem ein Kind in volksſchulpflichtigem Alter, das die öffentliche 
Volksſchule nicht beſucht, nur den Nachweis erbringen mußte, daß 
es einen den Volksſchullehrplan entſprechenden Anterricht anderweit 
erhielt), nunmehr vorſchreibt, daß al le Kinder in volksſchulpflich⸗ 
tigem Alter, ſofern nicht eine Ausnahme gegeben iſt, die öffentliche 
Volksſchule beſuchen müſſen. 

Am 19. März 1919 erſtattete in der 11. öffentlichen Sitzung der 
verfaſſungsgebenden Badiſchen Nationalverſammlung Abg. Dr. 
Zehnter Bericht über die Arbeiten der Kommiſſion. Dieſem 
ſchloß ſich die allgemeine Debatte an, die am 19., 20. und 21. März 
ſtattfand. Am 25. März wurde die zweite Beratung über den Ge— 
ſetzentwurf, die Badiſche Verfaſſung betreffend, von der National- 
verſammlung abgeſchloſſen und die Verfaſſung mit einigen 
Anderungen angenommen. Am dem Wunſche der Badiſchen 
Vorläufigen Volksregierung, eine beſonders kraftvolle, demokratiſche 
Beſiegelung der Verfaſſung herbeizuführen, zu entſprechen, wurde 
ſie noch einer Volksabſtimmung unterſtellt. Bei dieſer Volksab⸗ 
ſtimmung wurde auch die Frage entſchieden, ob die Mitglieder der 
verfaſſungsgebenden Badiſchen Nationalverſammlung als Land— 
tagsabgeordnete für die Jahre 1919 bis 1922 gelten ſollen. Das 
Ergebnis bei der Volksabſtimmung (am 13. April 1919) war eine 
gewaltige Mehrheit für die Verfaſſung und gleichzeitig auch für 
das Weiterbeſtehen der Nationalverſammlung als Landtag. Damit 
war die verfaſſungs mäßige und rechtlichnicht mehr 
zu beanſtandende Grundlage für die Weiterent⸗ 
wicklung des badiſchen Staates in ſeiner neuen 
Form gegeben. Das Prinzip der Geſetzlichkeit war nach allen 
Regeln des Rechts gewahrt worden. Wer ſich jetzt in illegaler 
Weiſe gegen die Verfaſſung wandte, konnte die Begründung, ſie 
ſei ſelber illegaler Natur, nicht mehr zur Entſchuldigung für ſein 
Handeln anführen. Abrigens hat auch noch keine Rechtslehre die 
einwandfreie Rechtsgrundlage des neuen Staates zu beſtreiten ge— 
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wagt. Die Revolution als Periode gewaltſamer politiſcher und 
verfaſſungsrechtlicher Anderungen war nunmehr in gewiſſer Hinſicht 
abgeſchloſſen. Das ſouveräne Volk hatte ſich mit erdrückender 
Mehrheit feine Verfaſſung gegeben. And die Wahlmethode (Ver⸗ 
hältniswahl) war ſo, daß niemand ſagen konnte, er ſei mit ſeiner 
Stimme nicht zur Geltung gelangt. 

Am 3. April wurde vom Landtag die endgültige Regierung ge⸗ 
Spitze. Der bisherige Miniſter des Innern Dr. 9 aas und der 
Miniſter für Ernährungsweſen Trunk ſchieden aus ihren Am⸗ 
tern aus. An deren Stelle übernahm ich die Leitung des Mini⸗ 
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Hu mme. (Dem.) das Wera. fir Kultus uch Anterricht, 
Dr. Dr. Wirth (Str.) blieb Finanzminiſter und „Dietrich (Dem.) 
Miniſter für äußere Angelegenheiten. 

Das Kabinett erhielt verfaſſungsmäßig die Einrichtung der 
Staatsräte. Als ſolche wurden berufen: Köhler und Witte- 
mann (Str.), Marum und Dr. Engler (Soz.), ſowie Dr. 
Haas (Dem.). Die Staatsräte nehmen mit Sitz und Stimmen 
an den Kabinettsſitzungen teil, üben alſo hierbei die Rechte eines 
Miniſters aus; jedoch haben fie kein Miniſteramt, fie haben kein 
Portefeuille, wie man früher zu ſagen pflegte. 

So hatte der erſte Akt der Konſolidierung des 
neuen Badiſchen Staatsweſensſeinen Abſchluß 
gefunden. Vieles aber blieb im Fluß. Bald nach dem In- 
krafttreten der neuen Reichsverfaſſung zeigte ſich, daß einzelne Be⸗ 
ſtimmungen der badiſchen Verfaſſung mit der Reichsverfaſſung 
nicht in Einklang ſtanden. Daher trat bereits am 2. Dezember 
1919 ein Anterausſchuß des Verfaſſungsausſchuſſes zuſammen, um 
darüber zu beraten, welche Anderungen der Badiſchen Verfaſſung 
im Hinblick auf die Reichsverfaſſung notwendig und wünſchens⸗ 
wert ſeien. In 18 Sitzungen hat der Anterausſchuß des Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuſſes dieſer Aufgabe genügt und das Ergebnis ſeiner 
Beſprechungen zuſammengeſtellt. Eine Anderung der badiſchen 
Verfaſſung iſt jedoch faktiſch bisher noch nicht erfolgt. 
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Die konſolidierte aktive Wehrmacht der Regierung 
Die Freiwilligen-Bataillone 

Die allgemeine politiſche Lage erforderte dringend die Zuſſa m⸗ 
menziehung zuverläſſiger Truppen in Karls— 
ruhe. Die alten Heerestruppen konnten nicht als zuverläſſig an- 
geſehen werden, weil ſie faſt durchweg nicht in der Hand ihrer Füh— 
rer waren. Oberſtleutnant Föhrenbach vom Generalkommando 
des XIV. Armeekorps ſtellte deshalb im Auftrag der Regierung 
weitere Freiwilligen⸗-Infanterie-Bataillone 
auf, und zwar ſolche in Karlsruhe, Freiburg, Villingen und Kon⸗ 
ſlanz. Gebildet wurden außerdem 3 Eskadrons Kavallerie und 6 
Bataillone Artillerie. Das Bataillon in Heidelberg hatte Anfangs 
April einen Mannſchaftsbeſtand von 500, jenes in Bruchſal einen 
ſolchen von 600, das Karlsruher und Freiburger je 300. Der Zu⸗ 
gang zu den in Villingen und Konſtanz aufgeſtellten Yataillonen 
war nur gering; es wurde dies nach einer damaligen Meldung auf 
den paſſiven Widerſtand der Offiziere und Anteroffiziere zurückge⸗ 
führt, denen es mit der Löſung ihrer Aufgaben nicht recht ernſt ge- 
weſen ſei. Das in Mannheim befindliche Infanterie-Bataillon 
wurde nach Karlsruhe verlegt; in Mannheim wurden 2 neue Kom⸗ 
pagnien inſtalliert. Die Ausrüſtung, zum Teil auch die Verpfle⸗ 
gung, beſorgten die militäriſchen Behörden. Die Wahl von Solda⸗ 
tenräten war in dieſen Formationen nicht erlaubt. 

Im Juli wurden die Freiwilligen-Bataillone, da nach der 
Reichsverfaſſung die Länder eigenes Militär nicht mehr haben 
durften, von der Reichswehr übernommen und in die 14. Brigade 
eingereiht. Die 14. Brigade ſprach man als das „Badiſche Heer“ 
an. Ihr Führer war General von Davans. Als dann infolge 
der Auswirkung des Friedensvertrags die Reichswehr zahlenmäßig 


BAR, a 


abgebaut und aus der neutralen Zone fortgebracht werden mußte, 
ging — es war im September 1919 — die 14. Brigade in der 13. 
Brigade auf. 

Die Freiwilligen⸗Bataillone, ſowie die übrigen militäriſchen 
Truppen haben, wie wir ſpäter noch ſehen werden, dem badiſchen 
Land und der Regierung außerordentliche Dienſte geleiſtet. Ohne 
ſie wäre die bolſche wiſtiſche Welle, ähnlich wie in 
Bayern, auch über das badiſche Volk hereingebrochen. 
Am die Truppen in gute und feſte Führung zu bringen, wurde auf 
Erſuchen der Badiſchen Regierung Major Blankenhorn zum 
Stab der 14. Brigade berufen. 


Kaſernierte Bereitſchaftspolizei 

Die Entfernung der Reichstruppen aus der neutralen Zone ent⸗ 
blößte das Land Baden beinahe von jeder ſtraff zuſammengefaßten 
Truppe. Es war deshalb an die Aufſtellung einer kaſernier⸗ 
ten Polizeimacht zu denken. Die franzöſiſche Militärbe⸗ 
hörde ſelbſt war es geweſen, die durch die wiederholte Drohung, 
die neutrale Zone mit militäriſchen Polizeitruppen zu beſetzen, die 
Erwägung dieſes Gedankens in Fluß gebracht hatte. Man hätte ja 
auch die Schutzmannſchaft zahlenmäßig vermehren können. Aber 
eine Schutzmannſchaft, die in der Stadt zerſtreut wohnt, konnte nie 
rechtzeitig am Platze ſein, wenn es ſich um plötzlich auftretende An⸗ 
ruhen handelte. Noch ein anderer, ſehr wichtiger Amſtand, war zu 
berückſichtigen. 

Die Polizeibeamten im Einzeldienſt ſind mit Säbel und Pifto- 
len, alſo nicht einmal ſo gut ausgerüſtet, wie es zeitweiſe die be⸗ 
waffneten Demonſtranten geweſen waren. Eine beſſere Aus⸗ 
rü ſtung war alſo nötig. Genau fo wichtig wie die Ausrüſtung 
war aber die techniſche Ausbildung der Polizei, eine Aus⸗ 
bildung, die ihr die Befähigung zum geſchloſſenen Einſatz gegen⸗ 
über großen Menſchenanſammlungen gab, ohne daß damit immer 
gleich von der Schußwaffe Gebrauch gemacht wurde. Der innere 
Wert der Polizei war zu heben und deren Korpsgeiſt zu fördern; 
ferner waren die bei Räumung von Straßen gemachten Erfahrun⸗ 
gen für die Ausbildung der Polizei techniſch zu verwerten. Das 
alles konnte aber nur bei einer Kaſernierung erreicht werden. 
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In einem Erinnerungsbericht (1. 12. 24) des Polizeimojors 
von Teufel wird über den Gefechtswert der Beeeitſchaftspolizei 
zur Zeit ihrer Aufſtellung treffend geſagt: 

„Wir entſinnen uns noch der Lebensmittelunruhen im Juli 
1920 mit — ein bißchen Scham und ein bißchen Beluſtigung. Was 
man tut, wenn drüben der Feind ſteht und wenn es ſchießt, das 
hatten wir (beim Militär) gelernt, aber wie man die Kaiſerſtraße 
räumt, wenn ſie Kopf an Kopf voll ſteht mit Leuten, deren Mehr— 
zahl eigentlich harmlos iſt, deren ſchlimmſte Elemente vorwiegend 
mit dem Mund kämpfen, dieſe zähe Menge, die nicht weicht und 
gegen die man doch nicht die Waffen gebrauchen will, — das hatten 
wir noch nicht gelernt. 

Dicht war das Warenhaus Knopf umlagert, Plünderungen 
waren ſchon vorgekommen, da nahte ſich vom Friedrichsplatz her 
eine Kette von Sipoleuten. Sie war ſofort umringt und wurde 
mit Geſchrei und Geſchimpf von der Menge überſchüttet .. 
Vom Mühlburger Tor her marſchiert eine kleinere Kolonne zu vie— 
ren, voraus wackelt langſam ein Panzerwagen. Mit erhobener 
Hand ſtürzt auf den Führer der Kolonne ein alter Freund und ruft 
ihm zu, ſo dürfe er das nicht machen. Die Menge hängt ſich an die 
Kolonne an, immer dichter. Alles redet, jeder verhandelt mit jedem, 
gibt Ratſchläge; der Führer wird fortgeſetzt angeſprochen: von 
einem, der meint, die Polizei ſoll nach Hauſe gehen und die Menge 
nicht reizen, dann von einem andern, der rät, einmal ordentlich 
hineinzuſchießen. . . . Ja, es iſt vorgekommen, daß einer am Pan⸗ 
zerwagen hinaufkletterte und mit dem Meſſer in den Sehſchlitz 
hineinſtach. . . . Die Sipo zieht ſich zum Linkenheimer Tor zu— 
rück. Dort gab's ſchließlich noch von beiden Seiten eine nervöſe 
Schießerei. 

Ruhmvoll war der Tag nicht, aber lehrreich. Wir wiſſen ja 
alle: fo etwas paſſiert uns heute nicht mehr. Das haben wir ge- 
lernt und vieles andere dazu.” 

In der Tat ſtand die Bereitſchaftspolizei bei ihrer Aufſtellung 
vor einer neuen Aufgabe, für die Erfahrungen nicht vorlagen; den 
oberſten Grundſatz der Bereitſchaftspolizei, bei geſchloſſenem Einſatz 
der Truppe, den Rücken frei zu halten, kannte man damals noch nicht. 
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Die Aufſtellung der Bereitſchaftspolizei begann am 1. Dezem- 
ber 1919 unter Leitung des jetzt noch amtierenden Polizeioberſten 
Blankenhorn und ſeiner Mitarbeiter. Sie haben ſich im Gi- 
cherheitsdienſt des badiſchen Staates große Verdienſte erworben. 
In die neu aufzuſtellende Sicherheitspolizei wurden die Volksweh⸗ 
ren von Mannheim und Karlsruhe als Polizei⸗Abteilungen II 
und III, ferner von den übrigen im Lande noch vorhandenen Volks⸗ 
wehren nur die für den Polizeidienſt geeigneten Leute übernommen. 
Heidelberg und Freiburg ſollten gleichfalls je eine Polizeibereit- 
ſchaft erhalten, und eine weitere Bereitſchaft wurde für das Ober- 
land in Müllheim vorgeſehen. 

An geeigneten Anterkünften für die Polizeibereitſchaften fehlte 
es faſt überall. In Heidelberg war zunächſt überhaupt kein Anter⸗ 
kunftsraum verfügbar. Die erſte Abteilung der Heidelberger 
Polizeibereitſchaft wurde deshalb in Schwetzingen aufgeſtellt; 
die zu ihr gehörenden zwei weiteren Abteilungen mußten in Dur⸗ 
lach garniſoniert werden. Erſt im Jahre 1921 war die Vereini⸗ 
gung dieſer drei Abteilungen in Heidelberg möglich. In Mann⸗ 
heim geſtaltete ſich die Sachlage nicht viel anders. Die Volks⸗ 
wehrabteilung lag im Schloſſe; ſpäter, als die Polizeibereitſchaft 
errichtet war, war es möglich, fie in die L-Schule einzuquartieren; 
im Mai 1920 kam fie in die Neckarvorſtadt⸗Kaſerne, bis es dann 
im Mai 1923 gelang, eine Abteilung innerhalb der Stadt im um⸗ 
gebauten ehemaligen Gefängnis D unterzubringen. In Rarls- 
ruhe und in Freiburg war mit denſelben Schwierigkeiten zu 
kämpfen. In Müllheim (1920) geſtalteten ſich die Verhältniſſe 
beſſer. Die hier garniſonierte Polizeibereitſchaft mußte aber ſpä⸗ 
ter, weil die J. M. K.K. (Interalliierte Militär⸗Kontroll⸗Kommiſ⸗ 
ſion) Polizeibereitſchaften nur dort zuließ, wo 1913 ſchon Staats- 
polizei vorhanden geweſen war, wieder weggebracht werden. Eine 
Abteilung ging nach Waldshut, zwei Abteilungen (im Mai 
1922) kamen nach Raſtatt. Im Dezember 1920 wurde mit den 
wachſenden politiſchen Schwierigkeiten noch eine Bereitſchaft in 
Sigmaringen aufgeſtellt, die eigentlich für Konſtanz vor— 
geſehen war, ſpäter aber infolge von Raumſchwierigkeiten in Kon— 
ſtanz nach Pforzheim kam. 
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Bei den Verhandlungen zwiſchen der Reichsregierung und der 
Entente wurde die Geſamtzahl der zuläſſigen bewaffneten 
Ordnungspolizei im Deutſchen Reich auf 150 000 Mann 
feſtgelegt. Hiervon entfielen auf Baden 4200, mit eingerechnet die 
Einzelpolizei des Staates und der Gemeinden, ſowie die Gendar— 
merie. So wurde es möglich, die Mannſchaftsſtärke der kaſer— 
nierten Polizei auf 3000 feſtzuſetzen. 

Die Anterhaltungskoſten für die Bereitſchaftspolizei 
hat zu neun Zehntel das Reich übernommen, eine Regelung, die 
einmal auf das Steuerverteilungsgeſetz und zum anderen auf die 
Tatſache zurückzuführen iſt, daß die Errichtung dieſer Polizei ihre 
Arſache ja nicht in den beſonderen Verhältniſſen des betreffenden 
Landes, ſondern in dem verlorenen Krieg und den hierdurch 
hervorgerufenen politiſchen Wirren hatte. 

In einem Bericht an den Landtag vom März 1921 wurde die 
Verteilung der kaſernierten Mannſchaft folgendermaßen angegeben: 
Heidelberg 416, Mannheim 416, Karlsruhe 513, ſowie eine Abtei— 
lung Polizeiſchüler, Freiburg 416, Müllheim 292. 

Die Forderung der Entente, bis zum 22. September 1920 die 
Bereitſchaftspolizei, die bis dahin unter einem ſelbſtändigen Kom⸗ 
mando arbeitete, aufzulöſen und zu entwaffnen, mit dem Ziel, ihr 
den Charakter als Landes- und Ortspolizei ohne eigene zentrale 
Organiſation zu geben, zwang zur engſten Eingliederung 
der Bereitſchaftspolizei in die Innere Verwal⸗ 
tung des Staates. Die Kommandoſtelle wurde aufgehoben, 
und die in ihr tätigen Beamten wurden dem Miniſterium des In⸗ 
nern zugeteilt; die örtlichen Bereitſchaften wurden der Polizeidirek⸗ 
tion unterſtellt, die Bereitſchaftsführer ſind heute Beauftragte der 
Polizeidirektionen. Die Kaſſenführung wird einheitlich für alle 
Arten Polizei gehandhabt. 

Der Zugang zum badiſchen Polizeidienſt erfolgt 
für alle Anwärter im Alter von 19—22 Jahren durch die Polizei- 
ſchule. Nach einem Jahr theoretiſcher und praktiſcher Ausbildung 
kommen die Anwärter als Polizeimänner in die Vereitſchaften. 
Von Zeit zu Zeit müſſen ſie an Ausbildungskurſen teilnehmen, bis 
ſie dann als ſelbſtändige Beamte auch außerhalb der geſchloſſenen 
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Formation im Einzeldienſt der Polizei und Gendarmerie Verwen— 
dung finden können. Je nach Bewertung der Leiſtungen iſt im 
Laufe der Zeit der Übertritt zur Kriminal- und Fahndungspolizei 
möglich. 


Bis die hier geſchilderte Organiſation der badiſchen Polizei in 
mühevoller Arbeit und unter fortwährender Kontrolle der J. M. K.K. 
erreicht war, gab es für Führer und Mannſchaften und für das 
Miniſterium manche ſorgenvolle Tage. Nicht jeder ehemalige Of— 
fizier des Heeres eignete ſich für den Polizeidienſt, nicht jeder Be⸗ 
amte konnte ſich politiſch in der ſtreng geforderten Weiſe neutra- 
liſieren. 


Obwohl ſich die Entente der Einſicht von der Notwendigkeit 
eines höheren Polizeiſchutzes in Deutſchland nicht verſchließen 
konnte, hatte ſie fortwährend Bedenken geltend zu machen. Bald 
hatte ſie Sorge, Deutſchland wolle die Bereitſchaftspolizeien als 
zweite Staffel der Heeresmacht organiſieren, bald paßte ihr nicht 
das Kleid des Polizeibeamten — zu feldmäßig ſah ihr die graue 
Aniform aus. Die Piſtolenläufe in der Länge von 13 Zentimeter 
mußten um 2—3 Zentimeter abgeſchnitten werden, da es ſonſt 
ſchwere Militärwaffen ſeien. Seitengewehre dürfen nur ſoviel auf⸗ 
pflanzbar ſein, als wie Karabiner zur Verfügung ſtehen, alſo für 
jeden dritten Mann nur eines. Maſchinengewehre ſind eigentlich 
überhaupt nicht zugelaſſen, nur noch in Panzerwagen ſind ſie feſt 
eingebaut geſtattet, und zwar je zwei für einen Wagen. Der Ver⸗ 
brauch an Munition aller Art einſchließlich Handgranaten iſt genau 
begrenzt und wird kontrolliert. 


Die Amgeſtaltung der Bereitſchaftspolizei hat zu dem Organi⸗ 
jations-Zuftand der Polizei geführt, wie er 1913 vorhanden 
war, mit dem Anterſchied natürlich, daß ſie heute zahlenmäßig 
ſtärker iſt und ihr techniſcher Apparat infolgedeſſen eine größere 
Ausdehnung angenommen hat. An der Erhaltung der Ordnung 
in Baden als Grenzland iſt der weſtliche Nachbar nicht minder 
intereſſiert, als das badiſche Volk. Man ſollte daher annehmen, 
und hoffen, daß die Polizei in Baden in Zukunft davon verſchont 
bleibt, immer wieder Objekt von Betrachtungen zu ſein, die ge— 
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wöhnlich, und nicht nur für Baden, mehr Schaden als Nutzen 
bringen. 
Abbau der Volks wehr 

Hand in Hand mit dem Aufbau der ſtaatlichen Ordnungspolizei 
konnte der Abbau der Volks wehr in die Wege geleitet wer- 
den. Ehe es aber praktiſch jo weit kam, war mit Rückſicht auf die 
Staatsfinanzen zunächſt die zahlenmäßige Verminderung dieſer 
Wehren anzuſtreben. Schon in der Zeit als noch Dr. Haas Mi⸗ 
niſter des Innern war, erhoben die Volkswehren Proteſt da— 
gegen. Mir blieb nach meinem Amtsantritt bei der Erledigung 
dieſes Proteſtes keine andere Möglichkeit, als darauf hinzuweiſen, 
die Volkswehren hätte man immer nur als eine vorübergehende 
Einrichtung betrachtet; vorläufig ſei an eine völlige Aufhebung 
nicht gedacht, denn die ihr urſprünglich geſtellte Aufgabe (Stellung 
von Wachdienſten uſw.), ſei noch nicht gelöſt. Zunächſt müſſe vor 
allem darauf geſehen werden, die Volkswehr von allen Leuten zu 
befreien, die politiſch als nicht zuverläſſig gelten könnten. 

Dieſe meine Stellung fand natürlich verſchiedentlich lebhaften 
Widerſpruch, konnte jedoch im Hinblick auf die Sachumſtände nicht 
geändert werden. 

Kommandant Kopp -Karlsruhe hatte mit einem im April 
1919 an die Volkswehren hinausgegangenen Rundſchreiben den 
Verſuch zur Gründung eines Verbandes deutſcher Volkswehren 
unternommen. Einen Erfolg hatte dieſer Verſuch nicht. Dagegen 
kam im Juli desſelben Jahres die Gründung eines Ver bandes 
badiſcher Volkswehren zuſtande. Dieſe Gründungsver- 
ſammlung vertrat einſtimmig den Standpunkt, eine endgültige Auf⸗ 
löſung der badiſchen Volkswehren oder ein größerer Abbau ſei aus 
ſicherheitspolizeilichen und aus politiſchen Gründen nicht angängig. 

Nach Abſchluß des Friedensvertrages mußten die Waffende- 
pots der Volkswehren aus der neutralen Zone fortgeſchafft werden. 
Es erfolgte ihre Ablieferung an die militäriſchen Formationen. 
Auch dieſe zwangsläufig zu treffende Anordnung begegnete bei den 
Volkswehren und Arbeiterräten ſtarkem Mißtrauen. 

Im Juli 1919 hatte die demokratiſche Fraktion im Landtag auf 
einen Abbau der Volkswehren gedrängt. In der Beantwortung 
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einer Interpellation hierzu ſagte ich im Landtag u. a., das badiſche 
Volksheer könne z. St. die Volkswehr noch nicht erſetzen; die mili- 
täriſchen Truppen eigneten ſich aus Gründen der Erhaltung der 
Diſziplin nicht für den regelmäßigen Bewachungsdienſt. Der 
Mannſchaftsſtand der Volkswehren ſei im Dezember 1918 6730 
geweſen, am 1. Januar 1919 5227, am 1. März 1919 3900 und 
am 1. April 1919 4405. In der zahlenmäßigen Verringerung des 
Mannſchaftsſtandes werde fortgefahren. 

Gerade die Tatſache der unklaren Stellung der Franzoſen zur 
Frage der Bereitſchaftspolizei und Einwohnerwehr führte 
in der Frage des Abbaues der Volkswehr zu einem langſameren 
Tempo, ſo daß die definitive Aufhebung der Volksweh⸗ 
ren in Lahr, in Offenburg und Freiburg um die Jahreswende 
1919/20, in Heidelberg, Raftatt und Baden erſt im März 1920 
durchgeführt werden konnte. 
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Freiwillige Hilfswehren der Regierung 


Reſerve⸗Miliz⸗ Bataillone 

Da die Organiſation der Militärverbände des Reiches vorläu- 
fig noch unzulänglich waren, und da auch die Polizeiverbände der 
Länder nicht den Anforderungen genügten, konnte man der Spar— 
takus⸗Bewegung anfänglich nur mit unzureichender Kraft 
entgegentreten. Das Kriegsminiſterium (Berlin) richtete deshalb 
an die Landesregierungen zu Beginn des Jahres 1919 die drin- 
gende Bitte, die Gründung von Reſerve-Miliz⸗Batail⸗ 
lone in die Wege zu leiten, deren Aufgabe es ſein ſolle, die mili— 
täriſchen Verbände im Notfall zu ſtützen. 

Das Badiſche Miniſterium für militäriſche Angelegenheiten 
entſchloß ſich auf dieſe Anregung hin zur Bildung von ſolchen Ba⸗ 
taillonen. Eine größere Bedeutung erlangten dieſelben nicht; die 
Arbeiterſchaft blieb ihnen fern. Schuld daran war die in jener 
Zeit beſonders auffallende Müdigkeit des Volkes gegenüber militä⸗ 
riſchen Anternehmungen jeder Art. Obwohl nach den Satzungen 
und Richtlinien für die Miliz⸗Bataillone jede parteipolitiſche Be⸗ 
teiligung völlig ausgeſchloſſen war, wurde trotzdem gegen die Grün⸗ 
dung ſolcher Selbſtſchutzverbände innerhalb der Arbeiterſchaft aller 
Richtungen lebhaftes Mißtrauen wach, — auch in Baden. 


Einwohnerwehren 

Die Reſerve-Miliz-Bataillone verfielen ſehr bald der Bean⸗ 
ſtandung durch die Entente. Sie wurden als militäriſche Ver⸗ 
bände angeſehen. Das veranlaßte im März 1919 den Reichsmi⸗ 
niſter des Innern, den Verwaltungen der Länder nahezulegen, 
Einwohnerwehren zu bilden, die nach der Art der Feuer- 
wehren zu regelmäßigen Abungen zuſammentreten ſollten. Die Vor⸗ 
ausſetzungen zum Beitritt der Bevölkerung zu dieſen waren die 
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gleichen, wie zu den Reſerve-Miliz⸗Bataillonen. Den Einwohner- 
wehren wurde die Aufgabe geſtellt, die öffentliche Sicherheit im 
eigenen Wohnbezirk zu gewährleiſten, um Polizei und Regierungs- 
truppen in ihrer ſchweren Aufgabe, Plünderungen und Aufruhr zu 
bekämpfen, zu unterſtützen. Wehren, die ſich nur als reine Bür! 
ger⸗, Studenten-, Arbeiter⸗ oder Bauern⸗Wehren auftaten, und die 
ausdrücklich die Aufnahme anderer Standesangehöriger ablehnten, 
ſollten nicht anerkannt werden. Innerhalb kurzer Zeit entſtanden 
im Lande viele ſolcher Einwohnerwehren. In Mannheim, Rarls- 
ruhe und Freiburg erlangten ſie recht anſehnliche Stärke. In der 
erſt⸗ und letztgenannten Stadt trat ihnen auch eine große Anzahl 
führender Sozialdemokraten bei, während es in Karlsruhe trotz 
aller Bemühungen ihres Führers, Oberſtleutnant a. D. Bauer, 
nicht gelang, Mitglieder aus Arbeiterkreiſen in größerer Zahl zu 
gewinnen. 


Verſchiedentlich gab es Diſputationen darüber, ob Angehörige 
rechtsſtehender Oppoſitionsparteien Mitglieder von Einwohnerweh⸗ 
ren ſein könnten. Soweit ſich dieſe verpflichteten, die Regierung 
und die Verfaſſung ohne Rückſicht darauf, von welcher Seite aus 
Störungen der öffentlichen Ordnung erfolgten, zu verteidigen, war 
gegen deren Eintritt in die Einwohnerwehren nichts zu erinnern. 
Daraus ſchlußfolgerten die Kommuniſten, auch ſie könnten nun 
Aufnahme in die Einwohnerwehren finden (Lahr). Das ging na— 
türlich nicht; denn die Kommuniſten propagierten ja ganz ofſen die 
gewaltſame Beſeitigung der republikaniſchen Staatsform. 


Den Einwohnerwehren konnten nur engbegrenzte Auf⸗ 
gaben geſtellt werden. Ihrer Zuſammenſetzung nach war nicht 
daran zu denken, ſie etwa zum geſchloſſenen Einſatz gegen Putſche 
zu verwenden. Schon die Rückſichten auf die Anfallgefahr geboten 
in dieſer Richtung Beſchränkung. Ich bemühte mich zwar, von 
Staatswegen eine Garantie für die Übernahme etwaiger Anfall— 
koſten zu erhalten. Dieſes' Ziel zu erreichen war nicht leicht mög» 
lich. Verhandlungen mit dem Reich wegen Abernahme des Gefab- 
renriſikos verliefen reſultatlos. Es wurde ſchließlich durch die 

Neichszentrale der Einwohnerwehren die Gründung einer Anfall— 
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verficherung in Ausſicht genommen, wozu das Reich den geldlichen 
Grundſtock ſtellen ſollte. 


Gleich ſchwierig zu löſen war die Waffenfrage. Große 
Waffenbeſtände konnten in jener Zeit nirgendwo ohne dauernde 
Bewachung gelaſſen werden, ſofern es nicht möglich war, ſie in den 
Polizeigebäuden unterzubringen. Man kam deswegen zu dem Aus⸗ 
weg, die Schlöſſer der Waffen zu entfernen und dieſe an anderen 
Plätzen zu lagern. Auch machte ſich verſchiedentlich das Verlangen 
geltend, jedem Freiwilligen ſeine Waffe mit nach Hauſe zu geben. 
Daran konnte die Regierung kein Intereſſe haben; denn jede 
Waffe in der Hand des Bürgers iſt in unruhigen 
Zeitläuften eine Gefahr für die öffentliche Si— 
cherheit, ja für den Beſtand des Staates. Wenn die 
Bürger ſo ſtark politiſchen Beeinfluſſungen unterliegen, wie das 
im Anſchluß an die Staatsumwälzung der Fall geweſen war, dann 
ſtellt ſich ſehr ſchnell die Neigung ein, in den Freiwilligen Verbän⸗ 
den politiſche Diskutierklubs zu erblicken. Der Vorgang beim Kapp⸗ 
Putſch in Berlin, wo ganze Abteilungen der Einwohnerwehr zu 
den Kapp⸗Truppen übergingen, beweiſt am beſten, in welch hohem 
Maße nach dieſer Richtung hin Vorſicht am Platze war. Die Ein⸗ 
wohnerwehr in Baden hat, wie hier zu ihrer Ehre geſagt ſein mag, 
ſolche Sprünge nicht gemacht. Dies wurde ſ. Zt. in einem beſon⸗ 
deren Schreiben vor mir an den Führer der Karlsruher Einwohner⸗ 
wehr dankend anerkannt. 


Ein nach jeder Richtung hin ungetrübtes Verhältnis zwiſchen 
der Führung der Einwohnerwehren und der Regierung kam indeſ— 
ſen nicht zuſtande. Der bei manchen Wehren zu beobachtende nur 
ungenügende Zugang von Freiwilligen ließ die Meinung aufkom⸗ 
men, die Regierung habe ſich für den Aufbau dieſer Wehr nicht 
energiſch genug eingeſetzt. Dieſe Meinung wurde z. B. in einer 
Zuſchrift der Karlsruher Einwohnerwehr zum Ausdruck gebracht, 
in welcher es als tief bedauerlich bezeichnet wurde, „daß bis jetzt, 
wie aus den Arbeiterkreiſen, ſo auch aus den Kreiſen der höheren 
Beamten, der Fabrikanten, Großunternehmer uſw., ſich verhältnis⸗ 
mäßig wenig Perſonen zur Einwohnerwehr gemeldet haben. Die 
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aktive Anterſtützung ſeitens der Regierungsmitglieder fehle vollſtän⸗ 
dig, der Miniſter des Innern verhalte ſich ſehr zurückhaltend.“ 

Von einer Zurückhaltung der Regierung den Einwohnerwehren 
gegenüber war natürlich keine Rede. Die für die Miniſter verfüg⸗ 
bare Tageszeit war es letzten Endes, welche in jener aufregenden 
Zeitepoche es unmöglich machte, ſich um die Einzelausführung von 
derartigen Anternehmungen ſo intenſiv zu bemühen, wie das in ru⸗ 
higen Zeiten möglich und durchaus am Platze geweſen wäre. 

Eine Hemmung gab es allerdings bei der Erledigung dieſer 
Aufgabe. Sobald ſich das Beſtreben bemerkbar machte, für die Ein⸗ 
wohnerwehr eine Reihe von beſoldeten Dien ſt ſtellen zu ſchaf⸗ 
fen und für die Bewachung von Waffen beſondere Wachmannſchaf⸗ 
ten mit fortdauernden Zahlungsverpflichtungen des Staates aufzu⸗ 
ſtellen, war die Frage zu überlegen, ob man zu gleicher Zeit, wo 
im Abbau der Volkswehr ein beſchleunigtes Tempo eingeſchlagen 
werden ſollte, durch den Aufbau der Einwohnerwehr neue erhebliche 
finanzielle Belaſtungen für das Land in Kauf nehmen dürfe. Ein 
Verſuch des Miniſteriums, die Städte, für deren Sicherheit doch 
in erſter Linie die Organiſierung der Einwohnerwehr durchgeführt 
werden mußte, zur Tragung der Koſten für dieſelbe beizuziehen, 
mißlang völlig. Die Städte kamen zu ihrem ablehnenden Entſcheid 
wohl mit Rückſicht auf die Bürgerausſchüſſe, welche damals ſtark 
unter dem Druck der Straße ſtanden und derlei Ausgaben infolge⸗ 
deſſen nicht riskieren durften. Gewiß, die Erhaltung der Sicher⸗ 
heit des Landes hatte der Rückſicht auf die Staatsfinanzen voraus⸗ 
zuſtehen. Andererſeits mußte der von vornherein als ehrenamtlich 
gedachte Charakter der Einwohnerwehr jedoch zu wahren verſucht 
werden, ohne daß hierbei die ihr geſtellten Aufgaben vernachläſſigt 
zu werden brauchten. 

Wie bei ſo vielen anderen ſtrittigen Fragen gab es ſchließlich 
auch hier eine überraſchend ſchnelle Löſung, leider eine Löſung mit 
einem ſehr peinlichen Beigeſchmack. Schon im September 1919 ließ 
Marſchall Foch Erhebungen über den Umfang und die Bewafſf— 
nung der Einwohnerwehren anſtellen. Was für ein Ergebnis dabei 
herauskam, davon hörte man lange Zeit nichts, bis dann in unmit- 
telbarem Anſchluß an den Kapp⸗Putſch eine Note der Interalliier— 
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ten Militär⸗Kontroll⸗Kommiſſion einlief, in der die Auflöſung der 
Einwohnerwehren bis zum 10. April 1920 gefordert wurde. Auf 
Anweiſung der Reichsregierung hat hierauf das Badiſche Miniſte⸗ 
rium des Innern die Einwohnerwehren aufgefordert, die in ihrem 
Beſitz befindlichen Waffen an die ordentlichen Polizeibehörden 
abzugeben. Wo BVereitſchaftspolizei vorhanden war, wurden die 
Waffen an dieſe, ſonſt an die Polizeiverwaltungen abgeliefert. 

Damit hatte auch die Einwohnerwehr als Notſtandsorganiſa⸗ 
tion in ſchwerer Zeit aufgehört, zuexiſtieren. Noch aber 
war die Bereitſchaftspolizei keine für alle Fälle von Aufruhr aus⸗ 
reichende Macht. 


Hilfspolizei⸗-Wehren 

Es mußte nun nach einem neuen Ausweg geſucht werden, und 
zwar geſchah das in der Bildung eines Selbſtſchutzes der 
Einwohner nach Maßgabe des Begriffes einer zeitlichen Hilfs- 
mannſchaft der Ortspolizei. Allerdings, nur in den 
größeren Städten ging das, dort, wo in Anlehnung an die Staats⸗ 
polizei eine feſte Eingliederung freiwilliger Helfer in den Polizei⸗ 
körper für den Fall einer Störung der öffentlichen Ordnung ohnehin 
möglich geweſen wäre. Die bisherigen Mitglieder der Einwoh— 
nerwehren traten teilweiſe den Hilfspolizeiwehren bei. 
Dieſe wurden liſtenmäßig in Anterabteilungen geführt, durften 
aber nicht in ſelbſtändiger Organiſation zuſammengefaßt ſein oder 
in Verſammlungen zuſammenkommen. Aber eigene Waffen ver⸗ 
fügten dieſe freiwilligen Helfer nicht. 

Da ſich die techniſche Leiſtungsfähigkeit der Bereitſchaftspolizei 
fortdauernd hob, und der Gefechtswert derſelben ſchließlich auch er- 
probt werden konnte, löſte ſich auch dieſe Hilfsorganiſation auf. 
Jedenfalls haben nicht viele Menſchen in Baden von der Exiſtenz 
einer ſolchen etwas gehört. 
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Das Ende der Arbeiter: (Volks-) Räte 


Von der Waffenſtillſtandskommiſſion der alliierten Mächte 
war u. a. ein Verbot der Arbeiterräte in der neutralen 
Zone ausgeſprochen worden. Man durfte zunächſt annehmen, 
daß es mit der Durchführung dieſes Verbots noch ſeine gute Weile 
haben werde. Der Putſch in Mannheim vom 22. Februar 1919 
gab jedoch den franzöſiſchen Militärbehörden in der Pfalz Veran- 
laſſung, ſich um die Vorgänge im Grenzland Baden mehr zu küm⸗ 
mern, als dem badiſchen Volk lieb war. Seit dem 9. November 
1918 wehte auf dem Mannheimer Schloß die Rote Fahne. Der 
franzöſiſche Abſchnittskommandeur hat nach dem Putſch das Ein⸗ 
holen der Fahne gefordert, wie er auch die energiſche Forderung 
nach der Wiedereinbringung der befreiten Gefangenen und nach 
reſtloſer Waffeneinziehung vertrat. Ebenſo wurde die Auflö⸗ 
ſung der Arbeiterräte gefordert. 

An das Land Heſſen waren ſolche Forderungen nicht geſtellt 
worden, das mag zum Beweis dafür dienen, daß nur die Tumult⸗ 
Vorgänge in Mannheim der Ausgangspunkt für das Vorgehen 
des pfälziſchen Abſchnittskommandeurs gegen Baden geweſen wa— 
ren. Wollte nicht ein Einmarſch franzöſiſcher Truppen in die ba- 
diſche neutrale Zone riskiert werden, dann mußte das Miniſterium 
des Innern auch dieſer Forderung nachkommen. 

Die Vertreter der Arbeiterräte aus der neutralen Zone wurden 
am 18. März 1919 wegen der Auflöſungsfrage zu einer Konferenz 
ins Miniſterium des Innern berufen. Es erfolgte eine Einigung 
dahin, daß die bezeichneten Räte zwar aufgelöſt, jedoch als Volks 
ſekretariate eine Art Rekonſtruktion erfahren ſollten. Eine 
Abernahme der von den Arbeiterräten bisher getätigten Geſchäfte 
ſollte in ihrem ganzen Amfang nicht erfolgen. Neben der Erteilung 
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von Rechtsauskünften, ſollte es Aufgabe dieſer Volksſekretariate 
ſein, auf die Herſtellung normaler Zuſtände im gemeindlichen Leben 
hinzuwirken. Es wurde in Ausſicht geſtellt, die hierfür notwendi⸗ 
gen Geldmittel vom Miniſterium für Soziale Angelegenheiten zur 
Verfügung zu ſtellen. 


Dieſer Auflöſungsbeſchluß fand innerhalb der Arbeiterſchaft 
lebhaften Widerſpruch. Der Arbeiterrat von Mannheim — um 
nur auf einen Proteſt hinzuweiſen, — hat unterm 29. März mitge⸗ 
teilt, ein Teil ſeiner Mitglieder ſei zwar mit der Auflöſung einver⸗ 
ſtanden, wenn die beſtehenden Einrichtungen des Arbeiterrates in 
die ſtaatlichen und gemeindlichen Körperſchaften eingegliedert wür⸗ 
den, der andere Teil erkläre aber, nur dann einer Auflöſung zu wei⸗ 
chen, wenn die Entente ein diesbezügliches Altimatum ſtelle. 


Der Amſtand, daß in der heſſiſchen neutralen Zone gegen die 
Arbeiterräte nichts unternommen wurde, gab mir unmittelbar nach 
meiner Berufung zum Miniſter des Innern Veranlaſſung, den 
Bezirksämtern mitzuteilen, es ſei durch die Ambildung der Mini- 
ſterien bisher nicht möglich geweſen, Mittel für die Volksſekretariate 
flüſſig zu machen, in welche, wie oben bemerkt, die aufgelöſten Ar⸗ 
beiterräte aufgehen ſollten; deshalb müſſe die Auflöſung der 
Arbeiter-, Bauern- und Volksräte in der neutralen Zone noch hin⸗ 
ausgeſchoben werden. And die franzöſiſche Militärbehörde 
kam auf dieſe Angelegenheit ſpäter nicht mehr zurück. 


Der Landeszentrale der Arbeiterräte ſchrieb ich am 5. April 
1919, eine Teilnahme von Vertretern der Landeszen⸗ 
trale an den Sitzungen der Regierung kämen nun nach 
der Bildung einer verfaſſungsmäßigen Regierung nicht mehr in 
Frage. Nach dem Arteil meines Amtsvorgängers, Staatsrat Dr. 
Haas, hat ſich die Landeszentrale der Arbeiterräte um die Konſoli⸗ 
dierung der Republik außerordentlich wertvolle Verdienſte erwor⸗ 
ben. Der politiſchen Schwierigkeiten ſei man noch nicht Herr, wes⸗ 
halb es nicht ohne Bedeutung wäre, wenn ſpäterhin an Stelle der 
Arbeiterräte die in der Arbeiterbewegung tätigen Führer der Regie- 
rung behilflich ſein würden, die ſich immer wieder auftürmenden 
Schwierigkeiten zu überwinden. 
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Im Juli 1919 wurde den Arbeiterräten eröffnet, die Regie; 
rungſei nichtmehrimſtande, im Budget des Lan- 
des große Mittel für die Erhaltung der Arbei- 
terräte (und Volkswehren) unterzubringen. Mit 
der Erledigung der Gemeinde-, Bezirksrats⸗ und Kreisverſamm⸗ 
lungswahlen ſeien bereits die proviſoriſch in die Gemeinderäte und 
in die Bezirksräte delegiert geweſenen Mitglieder der Arbeiterräte 
ausgeſchieden. Durch die zum Zweck einer beſſeren Bekämpfung 
des Schleichhandels notwendig gewordene Amorganiſierung des 
Wucheramtes, wobei den Landeskommiſſariaten Außenſtellen des 
Preisprüfungsamtes zugeordnet wurden, könnte einer Anzahl der 
in der Bekämpfung des Schleichhandels erfahrenen und bewährten 
Arbeiterrats⸗Mitglieder Abertrittsmöglichkeit und Beſchäftigung in 
Ausſicht geſtellt werden. 


Mit dieſer Ankündigung der Geldſperre für die Arbeiterräte be⸗ 
ſchäftigte ſich die 6. und letzte Landesverſammlung der Arbeiterräte 
am 6. September 1919. Im Namen der Mehrheit des Elfer- (er- 
weiterten) Ausſchuſſes wurde von dieſen der Landesverſammlung 
zur Auflöſung der Arbeiterräte eine Reſolution unterbreitet, wonach 
„in Erwägung, daß die den badischen Arbeiter- und Volksräten auf 
Grund der ſeinerzeit vereinbarten Richtlinien zugewieſene Tätig⸗ 
keit in der Hauptſache erledigt iſt, ſich die noch beſtehenden Arbei⸗ 
ter⸗ und Volksräte aufzulöſen haben Von der Ba⸗ 
diſchen Volksregierung erwartet die Landesverſammlung, daß ſie 
nicht nur die bisherigen Errungenſchaften der Revolution vertrete, 
ſondern daß ſie auch weiter unermüdlich an den weiteren Ausbau 
des Volksſtaates arbeitet.“ 


Die Minderheit des Elferausſchuſſes, vertreten durch das durch 
Erſatzwahl ſpäter ihm beigetretene Mitglied Bock (Lörrach) pro⸗ 
teſtierte auf der Landesverſammlung gegen dieſen Beſchluß ſehr 
lebhaft. Es wurde von ihr beantragt, daß „in der Erkenntnis einer 
ſehr dürftigen Lebensmittelverſorgung und Wohnungsfürſorge jo: 
wie Erwerbsloſenverſorgung die Arbeiterräte weiter beſtehen müß⸗ 
ten. Dieſe hätten eine Einwirkung auf behördliche Maßnahmen und 
die ſtändige Kontrolle über dieſe zu vollziehen. Bevor Betriebs 
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und Wirtſchaftsräte nicht gebildet und die Sozialiſierungsfrage 
nicht gelöſt ſei, hätten die Arbeiterräte volle Exiſtenzberechtigung.“ 

Die Mehrheit der Landesverſammlung trat der Auffaſſung der 
Oppoſition nicht bei: fie beſchloß die Auflöſung der Arbei- 
terräte. 

Mit Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 8. September 
erging an die Bezirksämter die Anweiſung, auf 1. Oktober 1919 
ſämtliche Zahlungen für Arbeiterräte, gleichviel ob perſönlicher oder 
ſachlicher Art, einzuſtellen. „Sollte“, ſo hieß es in ihm wörtlich, 
„in induſtriereichen Städten ein Bedürfnis nachgewieſen werden, 
Sekretariate und Volksbüros, die von allen Bevölkerungsſchichten 
frequentiert werden, von Staats wegen geldlich zu unterſtützen, ſo 
erklärt ſich das Miniſterium bereit, für die Erlangung von Subven⸗ 
tionen hierfür tätig zu ſein.“ 

Gegen dieſe Auflöſungsbeſchlüſſe der Landesverſammlung der 
Arbeiterräte und des Miniſteriums erhoben ſich verſchiedentlich im 
Lande Proteſtkundgebungen. Von Lörrach und Freiburg aus⸗ 
gehend wurde der Verſuch der Gründung einer neuen Landesorga— 
niſation der Arbeiterräte gemacht, und ſchließlich hat auch die 
Reichszentrale der Arbeiterräte gegen dieſe Beſchlüſſe Einſpruch 
erhoben und zur Erreichung ihrer Aufhebung zwei Vertreter nach 
Baden geſchickt. 

In einer auf dieſe Vorſtellungen hin der Reichszentrale der 
Arbeiterräte gegebenen ſchriftlichen Entgegnung wurde 
von der Landeszentrale darauf hingewieſen, es ſeien zu Beginn der 
Bewegung der Landeszentrale etwa 240 Arbeiterräte angeſchloſſen 
geweſen; auf der letzten Landesverſammlung hätten nur noch 63 
Orte Vertreter geſchickt gegen 88 Orte auf der 5. Landesverſamm— 
lung. Die in den übrigen Gemeinden des Landes vorhanden ge- 
weſenen Arbeiterräte hätten ſich mittlerweile ſtillſchweigend aufge 
löſt; nach der Beſchlußfaſſung der 6. Landesverſammlung ſeien 
innerhalb von 16 Tagen 51 Auflöſungserklärungen bei der Landes- 
zentrale eingelaufen. Gegen die Auflöſung der Arbeiterräte ſei 
eigentlich nur in jenen Städten des Landes mobil gemacht worden, 
in welchen man dieſe Inſtitution als eine „Einrichtung des revo 
lutionären Proletariats“ angeſehen wiſſen wollte. 


BB > a 


Im Übrigen jeien zur Bekämpfung des Preiswuchers und 
Schleichhandels 180 aus den Arbeiterräten übernommenen Fahn⸗ 
der tätig, während die Kommunalverbände noch 120 Kontrolleure 
beſchäftigen. Dieſe Tatſache beweiſe am beſten, daß man in Baden 
ſehr wohl vernünftigen Erforderniſſen gerecht zu werden verſuche. 
Der von der Reichszentrale gegebenen Anregung, nochmals neue 
Arbeiterräte zu wählen, bis das Betriebsrätegeſetz Kraft erlangt 
habe, könne nicht Rechnung getragen werden. 

Damit hatten die Arbeiterräte aufgehört zu exiſtieren. Viel 
Ables war ihnen nachgeredet worden. Doch ſeien wir gerecht. Wo 
ſich Arbeiterräte Ankorrektheiten zuſchulden kommen ließen, war 
nicht böſer Wille das Leitmotiv; ebenſo wenig lag die Abſicht vor, 
den Behörden das Arbeiten unmöglich zu machen. Es ſprach bier- 
bei vielmehr faſt ausſchließlich die Ankenntnis gegenüber der Ver⸗ 
waltungsmaſchinerie und vielleicht auch häufig die Tatſache mit, 
daß in der Zeit des allgemeinen Amſturzes viele Männer an die 
Oberfläche des politiſchen Lebens getragen wurden, die ſich vordem 
nie um Politik gekümmert hatten. Mitunter traten auch Leute an 
die Offentlichkeit, welche ihrer ganzen Charakteranlage nach wenig 
Garantie für Solidität und ernſte Pflichterfüllung bieten konnten. 

Soll man hierüber klagen und räſonnieren? Wer die Geſchichte 
der Völker kennt und die Geſchichte der Staatsumwälzungen, der 
wird mit mir einig gehen, wenn ich ſage: Das Weltgeſchehen dreht 
ſich mitunter im Kreiſe. Alles war ſchon dageweſen! heißt ein alter 
Spruch. Die Leidenſchaften der Menſchen haben ſich gegen früher 
nicht viel geändert, und der vielgeprieſene Fortſchritt der menſch⸗ 
lichen Kultur geht immer dann wieder in die Brüche, wenn die all⸗ 
gemeine Ordnung infolge des Zuſammenbruchs eines Staats⸗ 
weſens oder infolge einer Revolution einer allgemeinen Anord⸗ 
nung weicht. And dann iſt die Zeit gekommen für ſo viele Leute, 
die bisher nichts Gutes von ſich zu bringen wußten und nun mei⸗ 
nen, ſie könnten die kranke Zeit heilen. Die machen aber die 
Krankheit nur noch ſchlimmer. Iſt aber Staat und Volk wieder 
leidlich geſund, und das Schlimmſte überwunden, dann verſchwinden 
jene Leute ganz von ſelbſt wieder aus der Öffentlichkeit. And ger 
legentlich hilft dieſe ſelbſt dabei ein bißchen nach. 
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Kommuniſtiſche Unruhen vor Annahme des Friedens- 
vertrags 


Der Verfaſſungsausſchuß der Badiſchen Nationalverſammlung 
befaßte ſich am 4. April 1919 mit einem von der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Fraktion eingereichten Geſetzentwurf, den J. Mai als geſetz⸗ 
lichen Feiertag zu erklären. Die Mehrheit des Ausſchuſſes bekun⸗ 
dete keine Neigung, ihm zuzuſtimmen. Das Staatsminiſterium 
hat daraufhin auf Grund des § 366 Ziff. 1 des Reichs ⸗Strafgeſetz⸗ 
buches verordnet, der 1. Mai gelte als gebotener Feſttag 
im Sinne des § 1 Abſ. 1 Ziff. 1 der Verordnung vom 18. Juni 
1892, die weltliche Feier der Sonn- und Feſttage betr. Damit 
hatte zunächſt auch dieſe ſtrittige Frage ihre Erledigung gefunden. 

Im Verfolg der Reviſionsarbeit für die Geſetzgebung berief die 
Regierung für die Bearbeitung des Entwurfs einer neuen Ge- 
meindeordnung eine aus Abgeordneten und aus Vertretern 
der Städte zuſammengeſetzte Kommiſſion mit dem Auftrag, einen 
neuen Entwurf für den Landtag auszuarbeiten. 


In dieſe Zeit fällt die Periode der Proteftfundgebun- 
gen gegen den Friedensvertrag. Die geſamte Bevöl- 
kerung des Landes lehnte in einmütigen Kundgebungen den Frie— 
densvertrag ab. Je näher aber der Termin der Entſcheidung über 
die definitive Annahme oder Ablehnung des Vertrags herankam, 
deſto mehr bemächtigte ſich der Bevölkerung eine ſehr gedrückte Ge- 
mütsſtimmung. Die Entente hatte für den Fall der Ablehnung 
durch die deutſche Nationalverſammlung den weiteren Vormarſch 
ihrer Truppen angeordnet. Eine geradezu panikartige Stimmung 
griff ſchließlich in den durch einen ſolchen Vormarſch in erſter Linie 
bedrohten Gebiete um ſich. Bald kam auch das Gerücht auf — es 
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war am 20. Juni — die badische Regierung ſei außer Landes ge— 
gangen. Das war natürlich nicht der Fall. 

Am 22. Juni fiel in der Nationalverſammlung zu Weimar die 
Entſcheidung; die Annahme des Friedensvertrags war deren Ne- 
ſultat. 3 

Dieſe Situation ſuchten die K ommuniſten in ganz Deutſch⸗ 
land zu einem neuen Putſch auszubeuten. In der erſten Hälfte 
des Monats Mai bereits war eine kommuniſtiſche Propaganda 
bei den Lazarettinſaſſen und Arbeitsloſen zu bemerken. Die 
wirtſchaftliche Notlage kam dieſer Agitation begreif⸗ 
licherweiſe ſehr zu ſtatten. Mußten in jener Zeit doch infolge 
Kohlenmangels ſelbſt Betriebe, die ſich bereits wieder auf Friedens⸗ 
arbeit eingerichtet hatten, Stillegungen anordnen. Der geſamte 
Schnellzugsverkehr der deutſchen Eiſenbahn mußte aus demſelben 
Grunde eingeſtellt werden. Der Abſatz der vom Ausland herein- 
gebrachten Lebensmittel wirkte preisſteigernd, und das zog ein aus 
Gründen der Spekulation vorgenommenes Zurückhalten der land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe nach ſich. Als daraufhin die Regie⸗ 
rung verſuchte, den Kriegswirtſchaftsgeſetzen Geltung zu verſchaffen, 
kam es verſchiedentlich zu Bauernrevolten, ſo in Elſenz und 
Sickingen b. Aberlingen. 

Am 7. April 1919 kam von München die Hiobspoſt von der 
Ausrufung der Räterepublik durch die A. S. P. D. Überall 
in Deutſchland, auch in Baden, riefen die Kommuniſten und die 
Anabhängigen Aktionsausſchüſſe ins Leben, unter dem Vorwand, 


lage ſeiner Tätigkeit angegeben: die geſetzliche Verankerung der Ar⸗ 
beiter-, Betriebs⸗ und Wirtſchaftsräte, ſofortiger Waffenſtillſtand 
mit Polen, Anknüpfung wirtſchaftlicher Beziehungen zu den Sow⸗ 
jetregierungen Rußlands und Angarns, Auflöſung der Freiwilligen 
Korps und Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr, ſofortige 
Freilaſſung aller politiſchen Gefangenen, die Errichtung eines 
Reichseinheitsitaates. 

Obwohl mit diefen und mit den ſonſt noch nach der wirtſchaft— 
lichen Seite hin geſtellten Forderungen die Zielrichtung der Al— 


Br 


tionsausſchüſſe ganz klar hervortrat, gelang es den Kommuniſten 
doch, einen Teil der ſozialdemokratiſchen Arbeiter vorübergehend 
zum Anſchluß an die Aktionsausſchüſſe zu bewegen. Darin trat 
zunächſt auch keine Anderung ein, nachdem in München durch einen 
neuen Putſch am 11. April die Anabhängigen von den Kommuniſten 
geſtürzt worden waren und nachdem die Ermordung des Kriegs- 
minifters Neuring (Soz.) in Dresden durch Kriegsinvalide ganz 
klar erkennen ließ, wie ſehr es die Kommuniſten auf ein blutiges 
Schreckensregiment abgeſehen hatten. 


Im Zuſammenhang mit den Vorgängen in Bayern wurden auch 
in den Induſtriezentren Norddeutſchlands die Arbeiter gegen die 
ſtaatliche Macht aufgepeitſcht. Dieſen Anternehmungen kam ſehr 
der Umſtand zuſtatten, daß die Verteidigung der deutſchen Grenze 
im Oſten die dortige Zuſammenziehung der Reichswehrtruppen er— 
forderlich machte. Dieſer Amſtand ſollte auch in Baden ausgenützt 
werden. Der Mannheimer Aktionsausſchuß ſchickte 
ein Dreimännerkollegium in alle Induſtrieſtädte des Landes, um 
„Aktionsausſchüſſe zur Einigung des Proletariats“ ins Leben zu 
rufen. Dieſe Einigung ſollte mit den „Maſſen“ unter Ausſchaltung 
der ſozialdemokratiſchen „Bonzen“ in die Wege geleitet werden. 


Bald aber zeigte ſich, um was es ſich hierbei handelte: um den 
Verſuch, den Maſſenſtreik als Vorläufer einer 
Staatsumwälzung aufzuziehen. Die Erſchießung 
Levines in München ſollte die Parole e Generalſtreik ab— 
geben. Der Aktionsausſchuß in Karlsruhe) z. B. beſchloß am 
11. Juni 1919 für den nächſten T eine Demonſtrationskund⸗ 
gebung mit Arbeitsniederlegung. Allzu ſtark wurde dieſer Parole 
nicht Folge geleiſtet; immerhin aber kamen einige tauſend Menſchen 
zuſammen, die ſchließlich vor dem Miniſterium des Innern auf- 
marſchierten, um hier „mit dem Miniſter einmal ein ernſtes Wort 
zu reden“. Dazu kam es aber nicht, denn ich hatte die geſamte Be⸗ 
amtenſchaft nach Hauſe geſchickt und durch den Amtsdiener ſagen 
laſſen, ich ſei ausgegangen. Es hat hierwegen dann eine Mords- 
ſchimpferei gegeben, ſchließlich aber bewegte ſich der Zug weiter 
zum Engländer -Platz, um ſich dort aufzulöſen. Die Führer der 
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Demonſtranten gaben fich in dieſem Fall mit Erfolg Mühe, Aus- 
ſchreitungen zu verhindern. 

Dieſe meine auch bei ſpäteren Demonſtrationen durchgeführte 
Anordnung entſprang der Aberlegung, daß unter dem Druck der 
Straße Verhandlungen mit Deputationen in der Regel unerquick⸗ 
lich verlaufen müſſen. Wird eine Deputation empfangen, während 
ſich auf der Straße große Menſchenmaſſen drängen, dann iſt ſtets 
mit der Gefahr des Nachſchiebens der Demonſtranten und mit der 
Gefahr von Tätlichkeiten zu rechnen, wie ſich das z. B. auch im 
Mannheimer Rathaus gezeigt hat. Bei den Demonſtrationen vor 
dem Miniſterium des Innern befanden ſich dieſerhalb im Amts⸗ 
gebäude außer dem Bewachungsperſonal keine Beamten. Die 
Türen wurden verſchloſſen gehalten. Hätte jemand den Verſuch 

unternommen, gewaltſam ins Haus einzudringen, dann würde er 
das auf ſein Riſiko hin gemacht haben. Sobald einmal dieſe meine 
grundſätzliche Einſtellung zu dieſer Frage bekannt geworden war, 
hörten die Demonſtrationen vor dem Miniſterium auf; allerdings 
bekam ich dann ſolche vor meiner Wohnung, ſodaß auch in ihr öfters 
Polizeimannſchaften untergebracht werden mußten. 

a Zeit, der dieſe Betrachtung gilt, ereignete ſich auch in 
Stockach ein Vorfall, der als Barometerzeichen dafür gelten 
konnte, welchen Grad der Glaube an den nahe bevorſtehenden Sturz 
der Regierungsgewalt angenommen hatte. Anter Führung eines 
Rechtsanwalts Wieland wurde von den Demonſtranten der 
Oberamtmann Dr. Pfaff „ſeines Dienſtes enthoben“, was dem 
Miniſterium Veranlaſſung gab, ihn unterm Schutz von Gendarme⸗ 
rie und unter Einſatz einer Kompagnie des 1 r. Fr. iwilligen⸗ 
Bataillons wieder in ſein Amt einzuführen. Sn Oi mei 
damals ein Kommuniſt Reinhardt aus Friedrichshafen, „die 
nächſten 4 Wochen werden eine zweite Revolution und mit ihr die 
Aufſtellung der Räteregierung bringen Wir werden nicht 
vor Kampf und Blut zurückſchrecken, nachdem wir ſolange unſer 
Leben nur für einen Mann in die Schanze geſchlagen haben. Die 
jetzige Regierung durch Gewalt mit Aufrichtung der Diktatur des 
Proletariats zu ſtürzen, ſind wir gezwungen, da wir es auf dem 
Wege der Volksabſtimmung nicht tun können.“ 
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Wie ernſt es mit dieſem Ziel den Kommuniſten war, das be— 
wies ſchließlich das in M. annheim eingeleitete z we ite 
Putſchunternehmen. Es begann am Samstag, den 
21. Juni 1919, mit ſchweren Ausſchreitungen auf dem Wochenmarkt 
wegen angeblich zu hoher Preiſe für Kirſchen und Gemüſe. Kurz 
nach 12 Ahr ſtürmte ein Anzahl Jugendlicher das Hauptgeſchäft 
der Lebensmittelgroßhandlung Greulich und Herrſchler und eine 
ganze Anzahl anderer Geſchäfte. Weil die Polizei Verhaftungen 
vorgenommen hatte, wurde die Polizeiwache R 1 geſtürmt und voll- 
ſtändig demoliert. Schließlich zogen die Plünderer auch in die 
Oſtſtadt, um hier in die Villen einzudringen und Lebensmittel zu 
fordern. 

Eine ungeheure Menſchenmenge hatte ſich aus Neugierde in 
den Straßen geſtaut, ſie nahm teilweiſe gegen die Polizei und die 
Volkswehr Stellung, ſobald dieſe an die Verfolgung der Plünderer 
herangingen. Es kam zu einer gegenſeitigen Schießerei, an 
einzelnen Punkten der Stadt auch zur Entwaffnung von Volks⸗ 
wehrleuten. Ein Mann wurde hierbei tötlich verletzt. Die Volks⸗ 
wehr ſammelte ſich ſchließlich im Schloß, um von hier aus in ge⸗ 
ſchloſſenem Einſatz eine Räumungsaktion durchzuführen. Ehe es 
aber dazu kam, ſuchten die Demonſtranten unter Anwendung von 
Waffengewalt das Schloß zu ſtürmen. Die Volkswehr ſetzte ſich 
pflichtgemäß zur Wehr und machte von ihren Schußwaffen Ge- 
brauch, wobei es dann 12 Tote und 37 Schwerverletzte gab. 

Gegen 6 Ahr abends gingen das Freiwilligen-Bataillon, die 
Volkswehr und die Polizei gemeinſam zur Säuberung der inneren 
Stadt vor. Dieſe Arbeit zog ſich bis in die ſpäten Abendſtunden 
hin, brachte aber keine definitive Ruhe; das führte kurz nach 10 Ahr 
in Karlsruhe zur Alarmierung der Freiwilligen-Truppen durch 
Sirenenſignale. Es gingen ſofort die freiwilligen Dragoner nach 
Mannheim ab. Ihnen folgten Maſchinengewehrabteilungen, 
Truppen in Kraftwagen und Panzerwagen. Auch ſonſt wurden 
Truppenverſtärkungen mit der Bahn in Zielrichtung Wieblingen 
in Marſch geſetzt. 

Die Vorbereitungen zum Einmarſch in Mannheim dauerten 
den ganzen nächſtfolgenden Sonntag; mit ihrer Ausführung und 
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mit der Führung der Einmarſchtruppen war Oberſtleutnant 
Steinwachs betraut. Als Staatskommiſſare wurden ihm die 
Staatsräte Köhler und Wittemann und der Landtagsabge— 
ordnete Maier- Heidelberg beigegeben. Die Minifter blieben 
in dieſer Nacht im Erb⸗Großherzogl. Palais, wo für den Fall eines 
Angriffes auf die Regierung ſchon ſeit längerer Zeit die entſprechen⸗ 
den Einrichtungen getroffen waren. 

Anläßlich der Anruhen im Februar hatten die Franzoſen ein 
Einſchreiten angedroht. Darauf war man jetzt wieder gefaßt. Die 
Drohung aber wiederholte ſich nicht, die Franzoſen drehten lediglich 
die Drehbrücken am Verbindungskanal der Mannheimer Häfen ab, 
um einem Sturm auf die Lebensmittellager im Hafengebiet vorzu⸗ 
beugen. 

Dem erſten Tag des Tumultes folgte jener hiſtoriſche Sonntag, 
an welchem in der Nationalverſammlung zu Weimar bis kurz vor 
Ablauf der Entſcheidungsfriſt über die Annahme des Friedens- 
vertrags ſchwer gerungen wurde. Mit der Gefahr des Einmarſches 
der Franzoſen in das badiſche Land mußte deshalb gerechnet wer⸗ 
den. Die in ganz Südweſtdeutſchland liegenden Truppenverbände 
rüſteten deshalb zum Abmarſch nach Mitteldeutſchland. 

Am Montag nachmittag erſchien auf dem Mannheimer Rathaus 
eine Deputation franzöſiſcher Offiziere, die dem 
Oberbürgermeiſter mitteilte, daß franzöſiſche Truppen nach Ablauf 
der im Altimatum feſtgeſetzten Friſt — das wäre abends um 7 Ahr 
geweſen — in Mannheim einmarſchieren würden. Der Ober⸗ 
bürgermeiſter und einige Stadträte wurden erſucht, die einziehenden 
Franzoſen an der Rheinbrücke zu erwarten, von wo ſie unter Voran⸗ 
tragung einer weißen Fahne dieſe in die Stadt führen ſollten. 

Infolgedeſſen ſchickte ſich auch das Mannheimer Freiwilligen⸗ 
Bataillon an, die Stadt zu verlaſſen, wobei ſich eines der betrü⸗ 
bendſten Schauſpiele, die man ſich denken kann, abſpielte. Wäh⸗ 
rend die Kommuniſten das abziehende Bataillon mehrmals angrij- 
fen, ſodaß dieſes von der Waffe Gebrauch machen mußte, fand ſich 
eine neugierige Menſchenmenge unter Verwünſchungen auf die 
deutſchen Behörden in der Nähe der Rheinbrücke ein, um hier den 
Einmarſch der Franzoſen zu erwarten. Am 8 Ahr am Abend aber 
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kam von der franzöſiſchen Kommandantur in Ludwigshafen die 
Mitteilung, die interalliierte Heeresleitung habe nach Annahme 
des Friedensvertrags den Vormarſch abgeſtoppt. (In Altripp waren 
um dieſe Zeit bereits zwei franzöſiſche Bataillone über den Rhein 
geſetzt). 

In derſelben Nacht kam es wiederum zu Zuſammenſtößen zwi- 
ſchen der Polizei und bewaffneten Putſchiſten. Es wurde deshalb 
das vor der Stadt kampierende Freiwilligen-Bataillon nach Mann- 
heim zurückbeordert. Noch war damit die Ruhe nicht garantiert. 
Es verbreitete ſich das Gerücht, die Franzoſen würden die Zuſam— 
menziehung der Truppen in Mannheim und Umgebung nicht dul- 
den, und das gab den am Tumult Beteiligten wieder neue Hoff— 
nungen. In der Nacht vom Dienstag zum Mittwoch rückte 
jedoch die bisher rings um Mannheim aufgeſtellte Truppenmacht 
in die Stadt ein. 

Mit dem Einzug dieſer Truppen begann dann eine planmäßige 
Säuberungsaktion; fie führte zur Herſtellung der Ruhe. Die Er- 
fahrung hierbei hat aber gelehrt, daß das militäriſche Aufgebot zu 
groß geweſen war. Es wäre möglich geweſen, die bei Ausbruch 
des Putſches zunächſt verfügbaren Truppen ſofort nach Mannheim 
hineinzubringen, ohne den langwierigen Aufmarſch ſämtlicher For⸗ 
tionen abzuwarten. 

Bei den Abwehraktionen gegen den Putſch war auch das Re⸗ 
ſerve-Miliz⸗Bataillon (Einwohnerwehr) zur Bewachung der Oſt— 
ſtadt eingeſetzt worden; es hatte ſich nach Mitteilung der Polizei- 
direktion gut bewährt, nur konnte es den zahlreichen Sonderwünſchen 
der Oſtſtadtbewohner nicht Rechnung tragen. 

Das Ende dieſes Kampfes war auch dasjenige des Aktionsaus⸗ 
ſchuſſes Mannheim, von welchem ſich jetzt die Kommuniſten zurück⸗ 
zogen, weil feine übrigen Teilnehmer ſich gegen den Putſch geſtellt 
hatten. 
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Der Kapp⸗Putſch 

Im Juli 1919 ſetzte in ganz Deutſchland ein großes Streik⸗ 
fieber ein. Trotz aller Warnungen wollten die Arbeiter nicht 
glauben, daß fie vor allem aus politiſchen Motiven zu Arbeits- 
niederlegungen verleitet wurden; fie wollten nicht die Gefahr er- 
kennen, welche durch die andauernde Störung des öffentlichen Ver⸗ 
kehrs für die allgemeine Wirtſchaft heraufbeſchworen wurde. Selbſt 
Elektrizitäts⸗, Waſſer⸗ und Gaswerke, ſowie andere lebenswichtige 
Betriebe, wurden häufig ſtillgelegt, was ſchließlich (Oktober 1919) 
der Reichsregierung Veranlaſſung zur Gründung der Techni⸗ 
ſchen Nothilfe gab. 

Dieſes Tohuwabohu löſte nun aber eine Gegenbewegung aus, 
die bald wieder von der andern Seite her das öffentliche Leben in 
ein völliges Chaos hinabführte. Am 12. März 1920 war der 
Reichsregierung klar, daß ihr eine regelrechte, rechtsradikale Auf⸗ 
ſtandsbewegung drohte. Der Kommandeur der Reichswehrdivi⸗ 
ſion I, General von Lüttwitz wurde ſeines Dienſtes enthoben. 
Zu ſpät! In der folgenden Nacht formierten ſich auf dem Döberitzer 
Abungsplatz die zu Zwecken der Auflöſung dort verſammelten Frei⸗ 
korps und rückten 8000 Mann ſtark unter Führung der Brigade 
Ehrhard und von Löwenfeld morgens gegen 5 Ahr in 
kriegsmäßiger Ausrüſtung in das Berliner Regierungsviertel ein. 

Die Badiſche Regierung ordnete ſofort ein Verbot von 
Militärtransporten auf badiſchen Bahnen an. Die Sicherheits- 
polizei von Schwetzingen wurde nach Karlsruhe gezogen. Eine 
Verhandlung mit dem badiſchen Landeskommandanten der Reichs- 
wehr, Generalmajor von Davans, und mit dem Kommandeur 
des Reichswehrſchützenregiments, Oberſtleutnant Stein wachs, 
führte zur Veröffentlichung folgenden Aufrufs: 
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„In Berlin wird der Verſuch gemacht. eine 
konſervative reaktionäre Regierung zu bilden. Wir ſind überzeugt, 
daß dieſer Verſuch am Freiheitswillen des deutſchen Volkes zer- 
ſchellt. 

Die Badiſche Regierung, die die Reichsverfaſſung und die 
Verfaſſung des Landes in Treue hält, erkennt dieſe hochverräteriſche 
Berliner Regierung nicht an und lehnt alle Beziehungen zu ihr 
B 

Wir laſſen uns durch die preußiſchen Reaktionäre, an deren 
Spitze der reaktionäre Hetzer, Generallandſchaftsdirektor Kapp ſteht, 
nicht ins Anglück ſtürzen. Der Beſtand des Reiches, die Ordnung 
im Innern ſind gefährdet und es droht uns die feindliche Beſetzung, 
wenn wir nicht mit aller Kraft uns hinter die alte verfaſſungs— 
mäßige Regierung ſtellen. 


Von den badiſchen Soldaten und der badiſchen Sicherheits- 
polizei wiſſen wir, daß fie als Badener fühlen und daß fie es ab- 
lehnen, durch eine unſerem Volksempfinden fremde reaktionäre 
preußiſche Gruppe das badiſche Volk in das ſchwerſte Anglück ſtür⸗ 
zen zu laſſen. Der badiſche Landeskommandant, General von Da⸗ 
vans, hat ſich für ſeine Perſon und für die ihm unterſtellten Offi⸗ 
ziere und Mannſchaften der badiſchen Reichswehr ausdrücklich und 
vorbehaltslos auf die Seite der badiſchen Regierung geſtellt. 
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Karlsruhe, den 13. März 1920. 
Das Staatsminiſterium.“ 


Freiherr von Lüttwitz und Direktor Kapp hatten inzwi⸗ 
ſchen von der Reichskanzlei aus eine Kundgebung erlaſſen, in 
der es hieß: „Die bisherige Reichsregierung hat aufgehört zu ſein. 
Die geſamte Staatsgewalt iſt auf Generallandſchaftsdirektor Kapp 
als Reichskanzler und preußiſchen Miniſterpräſidenten überge⸗ 
gangen. Militäriſcher Oberbefehlshaber iſt Freiherr von Lüttwitz. 
Eine neue Regierung der Ordnung, der Freiheit und der Tat wird 
gebildet.“ 
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In unmittelbarem Zuſammenhang mit dieſer Kundgebung ver- 
breiteten die Miniſterpräſidenten von Bayern, Württemberg und 
Baden (Hoffman, Bloß und Geiß) eine Erklärung, in welcher 
es hieß: „Die Regierungen der ſüddeutſchen Staaten, denen es 
gelungen war, ihre Länder und ihre Bevölkerung in mühevoller 
Arbeit aus dem Chaos und Elend mehr und mehr herauszuführen, 
betrachten es als ein Verbrechen am deutſchen Volk, daß dieſe Ent⸗ 
wicklung nach aufwärts, die ſich in der Hebung des deutſchen Kurſes 
deutlich zeigte, von Berlin aus geſtört wird. Sie werden ſich, ge 
ſtützt auf ihre Bevölkerung, gegen die verfaſſungswidrigen reak⸗ 
tionären Machenſchaften mit aller Entſchiedenheit und aller Kraft 
zur Wehr ſetzen, um neues Elend, das dem deutſchen Volk von 
Berlin droht, zu verhüten. Sie anerkennen nur die verfaſſungs⸗ 
mäßige bisherige Reichsregierung. 


München, Stuttgart und Karlsruhe, 
den 13. März 1920.“ 


Die Reichsregierung war nach Dresden geflohen. 


Wie unheilvoll dieſer Putſch wirkte, das ſollte ſich bald zeigen. 
Von den deutſchen Gewerkſchaften war für den öffentlichen Ver⸗ 
kehr der allgemeine Generalſtreik angeordnet worden. Das 
war zum Zwecke der Abwehr in Ordnung. Denn dieſer 
Zweck war hier durchaus legal. War doch die Verfaſſung, die Heilig⸗ 
keit des Geſetzes, unmittelbar bedroht! Die Kommuniſten 
forderten aber ſofortige Bildung von revolutionären Arbeiterräten, 
wofür fie die Anterſtützung der A. S. P. D. fanden. Das Miß⸗ 
trauen gegen die Einwohnerwehren, gegen die Sicherheitspolizei 
und gegen die Reichswehrtruppen war wieder wach geworden. 


Der Führer der Einwohnerwehr Freiburg, Major Knecht, 
ſah ſich infolgedeſſen zur Niederlegung ſeines Amtes veranlaßt. 
In Waldshut erzwangen die Kommuniſten bei der Einwohner 
wehr die Auslieferung der Gewehre. Die Kommuniſten und 
A. S. P. D. in Karlsruhe erwirkten von der Staatsregierung 
die Haftentlaffung einer Kommuniſtin, der Frau Wolfſtein, 
die dann ſofort (am 14. Mai) in der allgemeinen Demonjtrations- 
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verſammlung auf dem Marktplatz erſchien, um hier ihre Tiraden 
an den Mann zu bringen. 


Einige Zeitungen hatten ſich verblüffend ſchnell auf die neue 
Regierung eingeſtellt. Sie taten ſo, als ob die Exiſtenz der neuen 
Regierung unabänderlich ſei. Dies gab der Badiſchen Regierung 
Veranlaſſung, eine Vor zenſur über die Preſſe, ſowie eine 
Brief- und Telegrammzenſur zu verhängen. Geſtützt auf Art. 48 
der Reichsverfaſſung wurde der Artikel 117 der Reichsverfaſſung, 
welcher die Anverletzlichkeit des Brief-, Pojt-, Telegramm- und 
Fernſprechgeheimniſſe ausſprach, außer Kraft geſetzt. Es war nun 
aber nicht leicht, in allen Bezirken des Landes dieſem Ausnahme⸗ 
zuſtand Geltung zu verſchaffen. Die Poſtdirektoren in Villingen 
und Triberg z. B. lehnten die angeordnete Telegrammzenſur und 
die Aberwachung der Poſt ab. 


Die gegen den Putſch getroffenen fürſorglichen Maßnahmen 
der Regierung und die Tatſache, daß dieſe die Sicherheitsorgane 
feſt in der Hand hatte, hielten die Kommuniſten gleichwohl nicht 
davon ab, „Revolutionäre Arbeiterräte“ zu gründen. Deren For⸗ 
derung nach einer Bewaffnung des Proletariats wurde von mir 
entſchieden abgelehnt. Wollten die Arbeiter für etwaige Ausein- 
anderſetzungen mit den Rechtsputſchiſten etwas beſonders tun, 
dann hätten ſie Arbeiterwehren bilden können, die den beſtehenden 
Einwohnerwehren angegliedert worden wären. Am zwiſchen den 
Arbeiterwehren und der Arbeiterſchaft zu einem Vertrauensverhält⸗ 
nis zu kommen, war von mir erwogen worden, den Einwohner⸗ 
wehren einen Beirat von Vertrauensmännern der Arbeiter zur 
Seite zu ſtellen. 


Gegen die Bildung von Vertrauenskommiſſionen aus zuver⸗ 
läſſigen Perſonen hatte die Regierung nichts einzuwenden. In 
einem Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 15. März 1920 
wurde dieſe Stellungnahme der Regierung den Bezirksämtern zur 
Kenntnis gebracht mit dem Hinweis darauf, daß dieſen Vertrauens 
kommiſſionen möglichſt Mitglieder aller Regierungsparteien an- 
gehören ſollten. Aberwachungskommiſſionen ſollten ſie nicht ſein. 
Ihre Aufgabe ſollte darin beſtehen, mit dem Amtsvorſtand die Lage 
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im Bezirk zu beſprechen und ein Bindeglied zwiſchen ihm und der 
Bevölkerung darzuſtellen. 

Mittlerweile war von der Reichsregierung die Aberſiedelung 
nach Stuttgart und die Einberufung der Nationalverſamm⸗ 
lung dorthin auf den 17. März angeordnet worden. Zu dem dort 
erforderlichen Ordnungs⸗ und Sicherheitsdienſt wurde von Baden 
eine Abteilung Gendarmerie zur Verfügung geſtellt. Die Badiſche 
Regierung veröffentlichte am Abend des 14. März folgende 


Kundgebung. 

Der Tag iſt ruhig verlaufen. Im Lande haben Berfammlun- 
gen ſtattgefunden, die in Kundgebungen gegen den Berliner Am⸗ 
ſturz und für die bisherige Regierung endigten. 

Die verfaſſungsmäßige Reichsregierung Ebert⸗Bauer führt ihre 
Geſchäfte außerhalb Berlins weiter. Alle Regierungen der Länder 
ſtehen hinter ihr und lehnen jede Beziehung zu den Berliner Hoch⸗ 
verrätern abb 

In Baden ſtehen Reichswehr, Polizeitruppen und Einwohner⸗ 
wehren feſt hinter der Regierung. Dieſe iſt vollkommen Herr 


Der badiſche Landeskommandant der Reichswehr ver- 
öffentlichte folgendes Ferngeſpräch des Wehrkreiskommandeurs 3: 
Stuttgart, den 14. März 1920. 
An die Soldaten des neutralen Abſchnitts VI 
Ich habe mich, wie auch der Oberbefehlshaber in Kaſſel und 
die übrigen Abſchnittskommandeure zum Schutz der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Reichs- und Länderregierungen ſowie der nach Stuttgart 
einberufenen Nationalverſammlung verpflichtet und erwarte von 
Euch, daß Ihr Eurem Gelöbnis treu in der Erfüllung dieſer Auf⸗ 
gabe hinter Euern Führern ſteht. Das Wohl des Reiches und 
des Landes Baden hängt davon ab! 
gez. von Bergmann. 
„Die Badiſche Regierung', ſo heißt es in einer wei— 
teren Kundgebung derſelben, „nimmt von obenſtehenden Er— 
klärungen der militäriſchen Oberbefehlshaber mit Freude Kenntnis. 
Das Badiſche Volk weiß ſicherlich dieſes energiſche Eintreten für 
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die Reichsverfaſſung und die Deutſche Nationalverſammlung 
würdig einzuſchätzen. 
gez. Geiß.“ 

Dieſe Entwicklung, welche offenſichtlich auf die Kappregierung 
entmutigend wirkte, gab dem Geſchäftsträger der preußiſchen Ge- 
ſandtſchaft in Karlsruhe, Legationsrat Dr. von Schmidthals, 
Veranlaſſung, am Abend des 14. März mit mir eine Anterredung 
herbeizuführen. Er bat mich, dafür zu ſorgen, daß in den öffent⸗ 
lichen Verlautbarungen der badiſchen Regierung die Männer der 
neuen Regierung in Berlin nicht als Hochverräter bezeichnet wür— 
den. Die geſchloſſene Stellungnahme der ſüddeutſchen Regierun- 
gen gegenüber der Regierung Kapp führe doch, ſo meinte er, zu 
einem Abfall des Südens vom Reich, zur Aufrichtung der Main⸗ 
linie und wohl auch zu einer ſolchen eines neuen Rheinbundes. 
Das müſſe verhütet werden, weshalb er eine Verſtändigung der 
ſüddeutſchen Regierungen mit der Regierung Kapp für richtig 
halte. Ob Legationsrat Dr. v. Schmidthals aus eigenem Entſchluß 
oder im Auftrag von Kapp dieſen Schritt unternahm, konnte ich bei 
dieſer Anterredung und auch ſpäter nicht ergründen. 

Meine Antwort war natürlich eindeutig und klar: Die Badiſche 
Regierung lehne jede Verhandlung mit Kapp ab; fie erkenne nur 
die verfaſſungsmäßige Regierung an. Wenn es zu einer Auf⸗ 
löſung des Reiches komme, ſo trügen hierfür nicht die ſüddeutſchen 
Regierungen, fondern die Amſturzregierung in Berlin die Ver⸗ 
antwortung. 

Dieſe meine in entſchiedener Weiſe gemachten Darlegungen 
hinterließen bei Legationsrat Dr. v. Schmidthals einen derartigen 
Eindruck, daß er die Anterredung mit der Erklärung beendete, er 
wolle von dieſer Sachlage der neuen Regierung in Berlin Kennt⸗ 
nis geben und ſeine Abberufung beantragen, da er in Karlsruhe 
nicht mehr zu wirken vermöge, zumal er auch innerlich auf ſeiten 
der neuen Regierung ſtehe. Er habe ſich überzeugt, daß das Ba— 
diſche Volk geſchloſſen für die legale Regierung eintrete. 

Wie geſagt, ſo getan! Legationsrat Dr. v. Schmidthals ging 
und kehrte nicht wieder. Die preußiſche Geſandtſchaft in Karlsruhe 
hörte damit auf zu exiſtieren. 


rs 


Der nachfolgende 15. März brachte kein Nachlaſſen der öſſent⸗ 
lichen Erregung über den Kapp⸗Putſch. Kapp telegraphierte an 
dieſem Tage an die Badiſche Regierung, er ſei an die Spitze der 
neuen Regierung des Bundesſtaates Preußen berufen und beehre 
ſich, die Miniſterpräſidenten der Bundesregierungen zu einer ge⸗ 
meinſamen Beſprechung über die Wiederherſtellung der Souverä— 
nität der Bundesſtaaten, insbeſondere ihrer Steuerhoheit, einzu- 
laden. Als Tag der Verſammlung benannte er den 25. März. 


Sofort telegraphierte Staatspräſident Geiß: „Die Badiſche 
Regierung lehnt jede Beziehung zu Ihnen ab.“ 

Für den 16. März hatten die Gewerkſchaften in Ba- 
den den Generalſtreik angekündigt. Es war dies der Tag, 
an welchem in Bayern die Regierung Hoffmann geſtürzt wurde; 
aber auch die neue bayeriſche Regierung verhielt ſich gegenüber 
Kapp ablehnend. Obwohl alſo die Gefahren des Rechtsputſches 
ſtark eliminiert geweſen waren, forderten die Karlsruher Links⸗ 
parteien von der badiſchen Regierung eine Anderung in der Be⸗ 
ſetzung der führenden Stellen in der Reichswehr und Sicherheits⸗ 
polizei. Auch die Forderung nach der Bewaffnung der Arbeiter⸗ 
ſchaft kehrte wieder; ebenſo eine ſolche für eine Amneſtie und die 
Einſetzung von revolutionären Arbeiterräten. 


Bei der Beſprechung über die Forderungen ergab ſich, daß das 
Mißtrauen der Sicherheitspolizei (ehemalige Volkswehren) gegen 
ihre Führer auf Mißverſtändniſſen beruhe; den übrigen Forderun⸗ 
gen konnte nicht ſtattgegeben werden. Gegenüber dieſen Drudver- 
ſuchen wirkte es ſehr erlöſend, als der Reichsminiſter des Innern, 
Koch, der Badiſchen Regierung mitteilte: „Kapp in Berlin iſt am 
Zuſammenbrechen, ſein Einfluß beſchränkt ſich nur noch auf den 
Oſten des Reiches und auf wenige Teile von Berlin. Kapp ſucht 
jetzt durch leere Verſprechungen in Berlin die Anabhängigen an 
ſich zu ziehen.“ 

Jetzt verbreiteten die Kommuniſten das falſche Gerücht, die 
Badiſche Regierung habe ſich bereit erklärt, Arbeiterbataillone auf- 
zuſtellen und dieſe zu bewaffnen. Dies nötigte mich zu einer Ers 
klärung des Inhalts, daß dieſe Mitteilung durchaus falfch ſei; 
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es jei einer Deputation der drei Linksparteien zugeſagt worden, 
die Arbeiterſchaft könne liſten mäßig Wehrkompagnien 
aufſtellen, die im Fall der Gefahr von der Regierung zur 
Verteidigung der Republik aufgerufen werden ſollten. Waffen 
würden erſt dann ausgehändigt, wenn dieſer Fall eintrete. 

Eine Proteſtdemonſtration der Arbeiter vor dem Miniſterium 
des Innern war die Antwort hierauf. Zu Gewalttätigkeiten kam 
es dabei nicht. 

Anders geſtaltete ſich die Lage in Freiburg. In der Nacht 
vom 16/17. März ſuchte ſich eine bewaffnete Volksmenge des 
Waffenlagers in der Kaſerne zu bemächtigen. Herbeieilende Schutz— 
leute wurden von der Menge beſchoſſen und mit Handgranaten be- 
worfen, wobei ein Schutzmann getötet und mehrere ſchwer verwun- 
det wurden. Die Schutzleute zogen ſich vorübergehend zurück, 
griffen aber dann zur Verteidigung des Waffenlagers aufs neue 
an; hierbei wurden zwei Zivilperſonen getötet und 15 teils ſchwer, 
teils leicht verletzt. 

Im Landtag waren ſchon in der Sitzung vom 15. März die 
Vorgänge in Berlin und die Abwehrmaßnahmen zur Sprache ge⸗ 
kommenz dabei forderte der Führer der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei wohl Ruhe, Ordnung, Freiheit und nationale Würde, ſagte 
aber zu dem Vorgehen von Kapp und Lüttwitz kein Wort. Am 
17. März nahm ich Veranlaſſung, dem Landtag Kenntnis von den 
Vorgängen in Baden zu geben, wobei ich hervorhob, daß jetzt be— 
reits weniger von rechts als von linksradikaler Seite her Ausſchrei⸗ 
tungen zu erwarten ſeien. 

An dieſem Tage hatte die Deutſche Volkspartei eine Erklärung 
veröffentlicht, in welcher fie die Erhaltung der Reichseinheit als 
wichtigſte Aufgabe anſah und eine Verſtändigung zwiſchen den in 
Kampf befindlichen Gewalten begrüße. Sie glaubte jedoch, der 
rechtmäßigen Regierung den Vorwurf machen zu müſſen, daß ſie 
durch die Verzögerung einer Kabinettbildung aus Fachminiſtern, 
der Wahl des Reichspräſidenten durch das Volk, des Ausbaues 
des Reichswirtſchaftsrats zu einer Kammer der Arbeit, ſchuld an 
dem Putſch trage. Von der Badiſchen Regierung erwarte ſie, daß 
ſie die Notwendigkeit des Zuſammenſchluſſes aller ordnungslieben⸗ 
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den Elemente erkenne und beſonders auch die Gefahr nicht überſehe, 
die dem Land von links her drohe. 

Dieſe Gefahr hat, wie aus den hier gemachten Darlegungen gut 
genug erſichtlich iſt, die Regierung nie verkannt. Das ſchon des- 
halb nicht, weil jede Putſchbewegung, aus welcher Richtung ſie 
auch kommt, die Gefahr einer zweiten von anderer Richtung her 
in ſich birgt. 

Am 18. März hat der Berliner Regierungsputſch ſein Ende 
gefunden. An dieſem Tage erhielt General von Seeckt den Be— 
fehl über die Truppen und der während des Putſches in Berlin 
gebliebene Vertreter des Reichskanzlers, Schiffer, übernahm 
die Geſchäfte der Reichskanzlei. Am nächſtfolgenden Tage kehrte 
Reichskanzler Bauer mit dem Präſidenten der Nationalver- 
ſammlung, Fehrenbach, nach Berlin zurück und am 20. März 
die übrigen Mitglieder der Reichsregierung mit dem Reichsprä⸗ 
ſidenten. Noske, der wegen ſeiner Vertrauensſeligkeit gegen⸗ 
über den hohen Militärs ſcharf angegriffen worden war, demij- 
ſionierte, ebenſo Erzberger. Der badiſche Finanzminiſter 
Dr. Wirth trat an die Stelle Erzbergers, der Demokrat Geß— 
ler an die Stelle Noskes und der bisherige Außenminiſter 
Müller an die Stelle des Reichskanzlers Bauer. 


Linksradikale Putſchabſichten 


Das Kapp⸗Anternehmen war zu Ende. Vornehmlich der aus 
der Arbeiterklaſſe hervorgegangene Widerſtand hatte zu ſeinem 
Zuſammenbruch geführt. Allein dieſer Widerſtand hatte auch an- 
dere, der Republik ſchädliche Kräfte ausgelö. In Mannheim 
wählten die Kommuniſten am 17. März nach einer ihnen von ihrer 
Zentrale zugegangenen allgemeinen Order „Revolutionäre Be⸗ 
triebsräte“, die ſich anmaßten, die Führung der Betriebe zu über⸗ 
nehmen. Es kam dieſerhalb in den Fabriken zu fortdauernden Stö— 
rungen. Sozialdemokraiſche und chriſtliche Arbeiter wurden tätlich 
verfolgt und von der Arbeit verjagt. 

Doch dauerte der Spuk nicht lange. Bereits am 24. März er⸗ 
ſchien in Mannheim der Führer des Arbeiterrates, Schwan 
ninger, bei dem Oberbürgermeiſter Dr. Kutzer, um dieſen um 
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jeine Vermittlung bei den Arbeitgebern zu erſuchen. Nach ver- 
ſchiedenen Vorverhandlungen erklärten ſich dieſe zu einer Verſtän⸗ 
digung bereit, jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß die Rädels⸗ 
führer bei den Gewalttaten, etwa 56 an der Zahl, nicht mehr in 
die Betriebe zurückkehren dürften. Dieſe Bedingung der Anter— 
nehmer gab den linksradikalen Führern Veranlaſſung, durch Send⸗ 
boten den Generalſtreik in Baden anſagen zu laſſen. 

In Freiburg war es den Kommuniſten gleichfalls gelungen, 
die Arbeiterſchaft zur Annahme einer gegen die Regierung gerich— 
teten Reſolution zu bewegen. Die ſozialdemokratiſchen und chriſt⸗ 
lichen Arbeiter, die in Mannheim von den Kommuniſten aus den 
Betrieben verjagt worden waren und ihnen um des lieben Frie— 
dens willen fernblieben, ſchickten nun auch ihrerſeits Vertreter ins 
Land, um die Arbeiter über die wirklichen Vorkommniſſe in Mann- 
heim aufzuklären. Die Folge davon war, daß ſich nirgends der 
Wille kundtat, wegen der Vorfälle in Mannheim in den Streik zu 
treten. Aber dieſen Mißerfolg erboſt, gingen die Kommuniſten 
bei der Firma Benz in Mannheim zu Gewalttaten über, die alles 
bisher Erlebte in den Schatten ſtellten. Schwerverletzt mußten 
mehrere Arbeiter aus der Fabrik gebracht werden. 

Die Nachrichten, die vom Ruhrgebiet, wo ſich die links— 
radikale Reaktion gegen den Kapp⸗Putſch in einem „roten Putſch“ 
der Kommuniſten und Anabhängigen entladen hatte, eingingen, 
waren für die Kommuniſten gleichfalls hoffnungslos. Am die 
Reichsregierung von ihrer Abſicht, an der Ruhr mit militäriſcher 
Gewalt Ordnung zu ſchaffen, abzuhalten, wurde wiederum 
zum Generalſtreik aufgefordert. In Karlsruhe ſuchten die 
Kommuniſten am 27. März (Samstag) durch eine Demonſtration 
vor dem Miniſterium des Innern die Regierung zu veranlaſſen, 
gegen den Transport badiſcher Truppen ins Ruhrgebiet Einſpruch 
zu erheben. Eine von den Demonſtranten gewählte Kommiſſion 
konnte aber im Miniſterium keinen Eingang finden, weil es ge— 
ſchloſſen war. Infolgedeſſen zogen die Demonſtranten vor meine 
Privatwohnung und verübten hier ihren Skandal. Der Tumult 
ſetzte ſich auch am nächſten Tag (Sonntag) bis abends gegen 
10 Ahr fort. Am folgenden Montag abend wurde dann die auf 
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dem Marktplatz veranſtaltete Demonſtration polizeilich aufgelöſt; 
dabei mußte von der Waffe Gebrauch gemacht werden. 

Infolge des Zuſammenbruchs der kommuniſtiſchen Bewegung 
im Ruhrgebiet gaben die Kommuniſten ein weiteres für die Oſter⸗ 
tage (4. und 5. April) geplantes Putſchunternehmen auf. 

Erreicht hatten die Putſchiſten poſitiv nichts, negativ allerdings 
recht viel: ſie hatten die Arbeiterbevölkerung, die ſchon ohnehin 
unter dem Druck der kataſtrophalen Lage auf dem Wohnungs⸗ und 
Lebensmittelmarkt unruhig und nervös geworden war, noch mehr 
in Anruhe gebracht und die Einigkeit der Arbeiterſchaft auf Jahre 
hinaus untergraben; fie hatten ferner der badiſchen Regierung, die 
gewiß nur das Beſte wollte und, zumal nach ihrem Verhalten beim 
Kapp⸗Putſch, gewiß nicht den Verdacht reaktionärer oder arbeiter⸗ 
feindlicher Geſinnung ausgeſetzt war, neue Schwierigkeiten bereitet 
und die Konſolidierung im Lande von neuem aufgehalten. Irgend 
ein Gewinn für die arbeitende Bevölkerung, deren Intereſſen ſie 
angeblich im Auge hatten, war, wie ſchon geſagt, bei allen ihren 
Putſchen nicht herausgekommen. Den Rechtsradikalen aber 
hatten die Kommuniſten beſtens in die Hände gearbeitet. And ſie 
waren es dann auch, die aus den Putſchen und der damit geſchaf⸗ 
fenen Verängſtigung der Bevölkerung ihren Nutzen zogen. 
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Vor neuen Erſchütterungen 


Die Zeit vom März 1920 bis zum gleichen Monat des Jahres 
1921 verlief in Baden nicht gerade normal; immerhin blieb das 
Land in dieſer Zeit vor größeren Erſchütterungen der öffentlichen 
Ordnung verſchont. Doch war dieſer Zuſtand leidlicher Ruhe nur 
ein trügeriſcher Schein. Denn gerade in dieſem Jahre bereitete 
ſich auch in Baden die illegale organiſationsmäßige Formierung 
von rechtsradikalen Verbänden vor, die mit neuen Kommuniſten⸗ 
Anruhen zuſammen in der Folgezeit dem Lande noch mancherlei 
ernſte Stunden eintragen ſollten. 

Dem Reich wurde im Mai 1920 von der Entente die Auflage 
nach Ablieferung einer großen Anzahl deutſcher See- und Fluß⸗ 
Schiffe gemacht, ein Vorgang, welcher die nationalen Gefühle aufs 
neue in heftige Erregung brachte. Verſchärft wurde dieſe Be— 
wegung noch durch die Durchführung der Entwaffnung des Volkes, 
die gleichfalls auf Grund eines Diktats der Entente zu geſchehen 
hatte (Auguſt 1920). 

Die Reichstagswahlen vom 6. Juni 1920 führten zu einer 
Amkonſtruierung der Reichsregierung mit Fehrenbach (3tr.) 
als Reichskanzler an der Spitze. Auch die Regierungs⸗ 
koalition in Baden zog ihrerſeits aus der Zuſammenſetzung 
der Regierung nach der Reichstagswahl die entſprechenden Konſe⸗ 
quenzen. An Stelle des bisherigen Staatspräſidenten Geiß (Soz.), 
welcher aus der Regierung austrat, wurde Juſtizminiſter Trunk 
(Ztr.) zum Staatspräſidenten gewählt. Das Außenminiſterium 
wurde aufgelöſt und deſſen Geſchäfte dem Staatsminiſterium über- 
tragen. Außerdem ſchieden die Staatsräte Engler, Witte- 
mann und Haas aus dem Staatsminiſterium aus. Für letzte⸗ 
ren trat der demokratiſche Abgeordnete Schön als Staatsrat ein. 
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Der Ausgang der Reichstagswahlen, der an fich für die An, 
abhängigen recht günſtig geweſen war, hatte für dieſe Partei 
doch Zerſetzungserſcheinungen im Gefolge. Der rechte Flügel die— 
ſer Partei wollte von der Putſchtaktik nichts mehr wiſſen, während 
der linke Flügel ſich innerlich immer mehr zur KPD. hingezogen 
fühlte. Das führte im September (1920) zu einer Reichskonfe- 
renz und im Oktober zu einem Reichsparteitag der ASP., auf 
welchem es zur offenen Spaltung kam. Auch in Baden vollzog 
fie ſich. Die Mehrzahl der Führer blieb der USPD. treu, die 
Mehrheit der Anhänger aber ſchloß ſich der KPD. an. Dieſe 
Wandlung trug gewiß nicht zur Beruhigung der Arbeitermaſſen 
bei; ſie gerieten in ein immer radikaleres Fahrwaſſer. Begünſtigt 
wurde die Radikaliſierung der Arbeitermaſſen durch die ſeit dem 
Kapp⸗Putſch mit beſonderer Heftigkeit einſetzende Währungsver- 
ſchlechterung und durch dieſe zum Teil mitbedingte Verteue⸗ 
rung der Lebenshaltung. Der Anwille der Bevölkerung 
fand ſeinen Ausdruck in Straßendemonſtrationen, wobei es ge⸗ 
legentlich auch zu Markt und Ladenplünderüngen kam, ſo . B. 
am 6. Juli 1920 in Karlsruhe. Hier drangen die Demon⸗ 
ſtranten in das Warenhaus Knopf ein und begannen mit der 
Plünderung. Die Polizei vermochte ſich an dieſem Tage nicht 
durchzuſetzen. Sie mußte zurückgenommen werden. Die Menge 
aber zog bis zum Linkenheimer Tor nach. Dort kam es dann zwi⸗ 
ſchen ihnen und den Demonſtranten zu einer Schießerei. 

Eine ebenſo gewalttätige Bewegung zur Erzielung einer Preis- 
herabſetzung für Lebensmittel wurde von den Kommuniſten in den 
erſten Auguſttagen in Stockach in Szene geſetzt. Es kam dabei 
zu Ausſchreitungen verſchiedener Art, ſo auch zur unrechtmäßigen 
Wegnahme von Viehtransporten. Mit der Bildung einer 
Preisabbaukommiſſion wurde hier, wie auch in ande- 
ren Orten des Landes, dieſe Bewegung in normale Bahnen ge— 
leitet. 

Solche Einzelvorkommniſſe waren den Kommuniſten ſtets Waj- 
ſer auf die Mühle, das offenbarte ſich in den Vorgängen in Ra— 
dolfzell (27. Juni 1920) und in Konſtanz, wo gegen Ende des Jah— 
res 1920 in öffentlichen Verſammlungen ſchon wieder vom „Vor— 
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abend des Bürgerkrieges“ geſprochen wurde. Immerhin waren dieſe 
Vorgänge als harmlos anzuſehen gegenüber jenen Ereigniſſen, 
welche die Zukunft in ihrem Schoße barg. 


Die Märzunruhen 1921 


Gegen Oſtern 1921 kamen von Norddeutſchland her Meldun- 
gen über neue Kommuniſtenunruhen. In Mitteldeutſchland war 
es zum offenen Aufruhr gekommen. Auf Grund von Meldungen 
aus Heidelberg, Karlsruhe und Mannheim erließ ich ein Verbot 
von Straßenumzügen und ſonſtigen Demonſtrationen unter 
freiem Himmel. Die Kommuniſten erkärten, ſie würden dieſes 
Verbot mißachten und ihre Demonſtrationen rückſichtslos durchfüh⸗ 
ren. Noch immer mochten fie nicht daran glauben, daß die Staats- 
gewalt nun doch wieder in der Lage war, den geſetzlichen Beſtim— 
mungen und den Anordnungen der Regierung Geltung zu ver— 
ſchaffen. So kam es am Oſterdienstag (29. März 1921) in 
Karlsruhe und Mannheim zu Zuſammenſtößen mit der 
Polizei. In Mannheim ward die Polizei von den Demonitran- 
ten angegriffen, einzelne Beamten wurden entwaffnet, ſo daß von 
der Waffe Gebrauch gemacht werden mußte. Dabei büßten drei 
Kommuniſten ihr Leben ein. In Karsruhe wurde die Polizei mit 
Handgranaten angegriffen. Bei der Abwehr kamen zwei unbe- 
teiligte Männer, fernab vom Kampfplatz, durch Querſchläger ums 
Leben. 

Warum kam es überhaupt zu dieſen Demonſtrationen? Die 
Antwort iſt wenig ſchmeichelhaft: auf ausländiſchen Be— 
fehl! Der zweite Kongreß der Kommuniſtiſchen Internationale 
zu Moskau (Auguſt 1920) hatte beſchloſſen, „mit allen Mitteln, 
auch mit den Waffen in der Hand, für die Schaffung einer Sowjet⸗ 
Republik als Abergangsſtufe zur völligen Vernichtung des Staates 
zu kämpfen“. Im Vollzug dieſes Beſchluſſes bereitete die 
KPD. die allgemeine Aufſtandsbewegung für die Oſterwoche 1921 
vor. Das Rundſchreiben der KPD. des Bezirks Baden Nr. 13 
vom 19. März 1921 ſprach ausdrücklich davon, es ſei „überall Vor— 
ſorge zu treffen, daß im gegebenen Moment die Geſchäfte der Par— 
tei illegal weitergeführt werden können. . . . Die politiſche Situa⸗ 
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tion iſt jo, daß täglich an uns die Notwendigkeit größerer Aktions- 
fähigkeit und höchſter Tatkraft herantreten kann; alſo auf dem 
Poſten! 

In der Sitzung des Landtags vom 13. April 1921 habe ich 
hierzu ſehr umfangreiches Material vorgetragen. Es wurde dabei 
von mir nachgewieſen, daß die badiſchen Kommuniſten ſich in der 
Woche vor Oſtern aus Halle Inſtruktionen geholt hatten. Ver⸗ 
ſchiedene, im Lande vorgekommene Gewalttätigkeiten, wie z. B. in 
Ettlingen, wo in der Nacht vom 29./ 30. März die Gemeindepolizei 
von kommuniſtiſchen Lazarettinſaſſen entwaffnet und der Verſuch 
unternommen wurde, die öffentlichen Gebäude zu beſetzen, bewie⸗ 
ſen, daß die Orders für den geplanten Putſch weitergegeben wor⸗ 
den waren. 


Orgeſch — Selbſtſchutzverbände — Geheimbünde 


Die kommuniſtiſchen Putſche ließen im Bürgertum den Ge— 
danken an Selbſtverteidigung wach werden. Als die En⸗ 
tente den Abbau der Einwohnerwehren und die Durchführung der 
Entwaffnung forderte, haben deshalb dieſe Kreiſe gegen die An- 
nahme eines ſolchen Diktats eine zum Teil recht leidenſchaftliche 
Propaganda entfaltet. An die Stelle der Einwohnerwehren trat 
in Bayern z. B. die Organiſation Eſcherich, gegen welche die 
Entente aber gleichfalls Einſpruch erhob. In Baden wurde eine 
ſolche Selbſtſchutzorganiſation nicht geduldet. Die Folge davon 
war, daß im geheimen verſucht wurde, zu einer Selbſtſchutz⸗ 
organiſation zu kommen. 

Am 25. Februar 1921 wurde auf dem Hof Kargegg, Gemeinde 
Bodman (Eigentümer Graf von Bodman) ein W affentrans⸗ 
port feſtgeſtellt. Ein Leutnant a. D. brachte nach dieſem Hof 
1424 Infanteriegewehre, 8 leichte und 1 ſchweres Maſchinenge⸗ 
wehr, 9 Maſchinengewehrſchlitten und etwa 60 000 Schuß Muni⸗ 
tion; die Waffen waren auf zwei Laſtautos verpackt. Bei der 
Beſchlagnahme ergab ſich die Tatſache, daß die Waffenbeſtände 
aus dem Württembergiſchen herübergebracht worden waren. Am 
15. und 28. Mai, ſowie am 2. Juni 1921 wurden in der Gegend 
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von Oſterburken 3300 Gewehre, 60 Maſchinengewehre, Mu- 
nition und anderes Material beſchlagnahmt. Die Spur der Her— 
kunft dieſer Waffen führte wieder ins Württembergiſche. 

Ein paar Eiſenbahnbeamte und andere rechtsorientierte Perſön— 
lichkeiten in Oſterburken und Umgebung waren an dieſer Waffen⸗ 
verſchiebung beteiligt. Sie machten bei ihrer Vernehmung geltend, 
die Waffen ſollten vor der behördlichen Beſchlagnahme und Ver⸗ 
nichtung geſchützt werden. Doch ſah die Sache keineswegs ſo harm— 
los aus. Der Verdacht, daß die an den Waffenverſchiebungen be— 
teiligten Perſönlichkeiten Geheim bünden angehörten, die ſich 
dann für den Fall eines Rechtsputſches der Waffen bedienen wür⸗ 
den, ſollte ſich bald beſtätigen. 

Schon im März 1920 waren Hauptmann a. D. Otto Wa— 
gener und Leutnant a. D. Hans Thümmel in Karlsruhe 
wegen des Verdachtes, in einer Geheimorganiſation tätig zu ſein, 
feſtgenommen worden. Mangels genügender Beweiſe mußte ſie 
jedoch wieder außer Verfolgung geſetzt werden. Gegen Ende des 
Jahres 1920 war in Preußen der militäriſche Charakter der Or⸗ 
ganiſation Orgeſch feſtgeſtellt worden. 

Die grundſätzliche Einſtellung der Badiſchen Regierung gegen 
die Selbſtſchutzverbände hielt Hauptmann a. D. Otto Wagener 
nicht davon ab, dem Generalleutnant von Wat ter in einer Ver— 
ſammlung zu Karlsruhe am 18. November 1920 Gelegenheit zu 
geben, über die Erfahrungen des Kampfes gegen die Kommuniſten 
im Ruhrgebiet und über die Notwendigkeit der Bildung von 
Selbſtſchutzverbänden zu ſprechen. Dabei wurde erklärt, die bür- 
gerlichen Elemente müßten ſich rechtzeitig zum Zwecke des Selbſt— 
ſchutzes organiſieren, weil die Regierung viel zu ſchwach ſei, einem 
Angriff von links her ſtand zu halten. Vor allen Dingen müßte 
für die Bereitſtellung der nötigen Geldmittel Sorge getragen wer— 
den. Für Geld könne man Gewehre, Kanonen und Flugzeuge be— 
kommen, ob fie von dem Himmel oder der Hölle kämen. Für Ba— 
den ſeien etwa 6 Millionen Mark nötig, wovon man etwa 2 Mil- 
lionen für laufende Ausgaben brauche und 4 Millionen für den 
Ernſtfall verfügbar haben müßte. (Nach der damaligen Währung.) 
Zur Errichtung dieſer Organifation und zur Aufbringung der Mit- 
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tel ſolle Baden in drei Bezirke (Ober-, Mittel- und Anterbaden) 
eingeteilt werden, und an ihre Spitze ſeien hauptamtlich geeignete 
Perſönlichkeiten zu berufen. Wenn man keinen Erfolg habe, dann 
ſei ja doch alles verloren, und es ſei dann gleichgültig, ob auch die 
für die Organiſation geſpendeten Mittel verloren ſeien. Nicht 
gegen die legale Regierung ſolle ſich das Unternehmen richten, ſon⸗ 
dern erforderlichenfalls ſogar für deren Schutz tätig ſein. 

Alle Verwarnungen der Regierung fanden nicht genügend Be— 
achtung. Denn, wie ſich einige Monate ſpäter im Zuſammenhang 
mit den Waffenfunden in Oſterburken herausſtellte, war die 
Orgeſch⸗ Organiſation für Baden tatſächlich heim ⸗ 
lich aufgezogen worden. Die Anterſuchung gegen die 
Waffenverſchiebungen führte zu Verhaftungen von ehemaligen 
Militärperſonen, welche in Heidelberg, Karlsruhe und Freiburg 
Büros der Orgeſch aufgemacht hatten. Erſter Stabsleiter für das 
Land war mit Sitz in Heidelberg Hauptmann a. D. Erich 
Damm. In einem nach München abgefandten Monats be— 
richt wurde die Behauptung aufgeſtellt, in Baden befänden ſich 
mehr Waffenlager, als allgemein angenommen wurde. Weiter 
hieß es, Kommuniſten hätten planmäßig die Zerſtörung der Sipo 
vollbracht; die Sipo in Heidelberg hätten die Kommuniſten ſicher, 
in Karlsruhe ſeien im letzten halben Jahre von der Sipo 60 Kom— 
muniften aufgenommen worden. Im Kampf gegen die Kommu— 
niſten ſei die Sipo unzuverläſſig. 

Bei dieſer Berichterſtattung handelte es ſich natürlich um frei 
erfundene Schwindelnachrichten. 

Meine Gegnerſchaft gegen die Selbſtſchutzverbände war häufig 
Gegenſtand ſchärfſter Angriffe. Ich weiß, nicht jeder in dieſen 
Verbänden Veteiligte hatte Neigung zu ſtaatsfeindlichen Aktionen. 
Bei vielen dieſer Leute war die Verbitterung über die aus dem 
Friedensvertrag ſich zwangsläufig ergebenden Eingriffe der En— 
tente in die deutſche Staatshoheit Leitmotiv des Handelns. Auch 
ein durchaus ehrlicher Wille, der kommuniſtiſchen Putſcherei ein 
Paroli zu bieten, ſpielte eine erhebliche Rolle. Aber noch mehr als 
dies trat doch ganz offenſichtlich das Beſtreben in die Erſcheinung, 
für die Reftaurierung der Monarchie den Boden zu ebnen. Doch 
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laſſen wir dieſe Streitfrage offen, jedenfalls war Wachſamkeit am 
Platze, nach der einen wie nach der anderen Richtung. 

Die Artikel 177 und 178 des Friedensvertrages verboten aus⸗ 
drücklich Vereinigungen, die ſich mit militäriſchen Dingen befaſſen 
und Ergänzungsformationen für die Reichswehr. Geſtützt hierauf 
erließ der Oberſte Rat der Alliierten bereits am 1. Dezember 1919 
ſein gegen die Einwohnerwehr gerichtetes Verbot. General Nol— 
let hat mit der Note Nr. 574 vom 12. März 1920 dieſes Verbot 
in Wirkſamkeit geſetzt. (Termin 10. April 1920.) Auf der Konfe⸗ 
renz in Spaa vom 9. Juli 1920 wurde vom Hohen Nat der Alli⸗ 
ierten Regierungen abermals die unverzügliche Entwaffnung der 
Einwohnerwehren verlangt und die Alliierten-Konferenz zu Paris 
vom 29. Januar 1921 hielt bezüglich der Selbſtſchutzorganiſationen 
in Erwiderung auf die Noten der deutſchen Regierung vom 9. und 
22. Dezember 1920 ausdrücklich an den Grundſätzen der Entwaff⸗ 
nung und Auflöſung der Selbſtſchutzorganiſationen feſt, wie ſie im 
Protokoll von Spaa und in der Note von Boulogne in Ausfüh⸗ 
rung der Artikel 177 und 178 des Vertrags aufgeſtellt worden ſind. 

Hiergegen die Politik des Angehorſams fortzuſetzen hätte neue 
Nepreſſalien eingetragen. Keine deutſche Regierung konnte dafür. 
die Verantwortung übernehmen. 

Anterm 30. Mai 1920 erging deshalb eine Verordnung 
des Reichspräſidenten, nach welcher (mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren, beim Vorliegen mildernder Amſtände mit Ge- 
fängnis) beſtraft wird, wer es unternimmt, ohne Genehmi— 
gung der zuſtändigen Dienſtſtellen Perſonen zu Ver⸗ 
bänden militäriſcher oder polizeilicher Art zuſammenzufaſſen oder 
wer an ſolchen Verbänden teilnimmt. Den badiſchen Bezirks— 
ämtern ſchrieb ich damals (22. November 1920): „Es dürfe kein 
Zweifel darüber beſtehen, daß alle zur Organiſation Eſcherich 
(Orgeſch) gehörigen oder mit ihr verbundenen oder mit gleichen 
Grundſätzen und Zielen arbeitenden Vereine unzuläſſig ſind. Wo 
ſolche Vereine den Schutz von Perſonen und Eigentum, ſowie die 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung und die Abwehr jedes 
Rechts- oder Linksputſches und ähnliches als ihr Ziel erklären, 
übernehmen fie Aufgaben der Polizei, deren Ausübung ausſchließ— 
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lich Recht der Behörden iſte. Gleiches Einſchreiten wie gegen 
die Orgeſch oder ihr ähnliche Organiſationen iſt auch gegenüber 
allen anderen geſetzwidrigen Vereinen und Verbänden erforderlich.“ 


Das Reichsgeſetz zur Durchführung der Artikel 177/78 des 
Friedensvertrags (RG BBl. S. 235), vom 22. März 1921, das ge- 
mäß dem Verlangen der Entente auf der Londoner Konferenz er⸗ 
laſſen wurde und durch welches die endgültige Auflöſung der noch 
beſtehenden Selbſtſchutzorganiſationen durchgeführt werden ſollte, 
wäre unnötig geweſen, wenn nicht immer wieder Geheimverbände 
neu entſtanden wären. Eine weitere Verordnung des 
Reichspräſidenten vom 24. Mai 1921 über das Ver⸗ 
bot militäriſcher Verbände (RGBl. S. 711) ſah auch 
erhebliche Strafen für den Verſtoß gegen dasſelbe vor. 


Mit dem Verbot der Orgeſch und ähnlicher Selbſtſchutzorgani⸗ 
ſationen gaben ſich die davon betroffenen Kreiſe jedoch nicht zufrie⸗ 
den. Hauptmann a. D. Damm gründete in Heidelberg eine Korre⸗ 
ſpondenz „Süd weſt deutſcher Zeitungsdienſt“ ge 
nannt. Das Abonnement auf dieſe Korreſpondenz ſchuf ihm die 
Exiſtenzmittel und die Möglichkeit, mit ſeinen Leuten organiſa⸗ 
toriſch in Verbindung zu bleiben. Die Abnehmer der Korreſpon⸗ 
denz waren ſeine Vertrauensleute in Baden und Württemberg. 
Aber auch dieſe Einrichtung wurde ſchließlich polizeilich verboten; 
das veranlaßte ihn dann, ſeinen Wohnſitz nach Württemberg zu 
verlegen. Damit war jedoch, wie wir ſpäter ſehen werden, die 
Orgeſch-Frage noch keineswegs erledigt. 


Mittlerweile war die Epoche des Ruhreinbruchs der Franzoſen 
und Belgier herangekommen. Den hiergegen ordnungsgemäß von 
den deutſchen Behörden geführte Abwehr⸗Kampf wollten extreme 
Rechtskreiſe weiter treiben. Eine Art „Grenzſchutz'“ organi⸗ 
ſierten jetzt die Orgeſchleute. In Verſammlungen auf dem Lande 
behaupteten ſie, die von ihnen betriebene Aktion erfolge durchaus 
im Einvernehmen mit den Reichsbehörden. Der badiſche Miniſter 
des Innern ſei von dieſen informiert und habe gegen die Bildung 
eines „Grenzſchutzes“ nichts mehr einzuwenden. Dieſen Behaup— 
tungen trat ich, weil ſie unwahr geweſen, entſchieden entgegen. 
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Gegen die Bildung von örtlichen Selbſtſchutzorganiſationen 
wurde, entſprechend dem Notgeſetz vom 16. Oktober 1923, die Aus⸗ 
übung polizeilicher Befugniſſe betreffend, gleichfalls eingeſchritten. 
Den Gemeindeverwaltungen wurde empfohlen, ihre polizeilichen 
Organe zu verſtärken. Die Verſtärkung derſelben durch wehrfähige 
Einwohner als Hilfspoliziſten wurde als unzuläſſig erklärt. 


Die Ermordung Erzbergers 


Das Jahr 1921 mit ſeiner Auswirkung des Friedensvertrages 
von Verſailles ſtellte unſer Volk vor die größte Belaſtungsprobe. 
Die Entente ſuchte in Deutſchland in der Frage der Kriegsent- 
ſchädigung und Reparationsleiſtungen Zugeſtändniſſe zu erlangen, 
die über die Leiſtungsfähigkeit der deutſchen Wirtſchaft weit hin⸗ 
ausgingen. Gegenvorſchläge der deutſchen Wirtſchaft wurden als 
undiskutabel ſchroff zurückgewieſen. Verhandlungen hierwegen ver— 
liefen ergebnislos; das „berühmte“ Londoner Ultimatum war wie- 
derum ein Diktat und als ſolches die Frucht des Haſſes geweſen, 
der immer noch eine ſchiedlich⸗friedliche Verſtändigung verhinderte. 
Das Diktat mußte ſchließlich unter dem furchtbaren Zwang der all- 
gemeinen politiſchen Lage von den verantwortlichen Reichsſtellen 
akzeptiert werden. Eine Kabinettskriſe war die Folge. Reichs- 
außenminiſter Simons wurde durch Dr. Roſen erſetzt. 

Eine mächtige Aufpeitſchung der Gemüter wurde zu gleicher 
Zeit auch durch die oberſchleſiſche Frage hervorgerufen. Die Po- 
len hatten völkerrechtswidrig deutſches Gebiet beſetzt, ohne erſt die 
Volksabſtimmung und die Entſcheidung des von den Alliierten ein⸗ 
geſetzten Schiedsgerichts abzuwarten. Die Frage der Schuld am 
Zuſammenbruch des Deutſchen Reiches kam zur öffentlichen Dis⸗ 
kuſſion, die Dolchſtoßlegende von neuem in Amlauf. Der Termin 
für die Entwaffnung lief ab. Die Entente war mit dem Ergebnis 
der Entwaffnung nicht zufrieden. Die Einwohnerwehren und 
Selbſtſchutzverbände in Bayern mußten, da dort die von der En⸗ 
tente erzwungene Auflöſung noch nicht erfolgt war, von der Reichs⸗ 
regierung aufgelöſt werden. Geheimbünde, wie „Oberland“, „Con- 
ſul“ u. a., hatten ſich in Bayern feſtgeſetzt, die von Schleſien kom⸗ 
menden Freikorps wurden hier teilweiſe angeſiedelt. Die in den 


— 119 — 


Juni 1921 fallende Ermordung des bayeriſchen Landtagsabge— 
ordneten Gareis in München beleuchtete blitzlichtartig die Si— 
tuation. 


Nachdem das Londoner Altimatum akzeptiert worden war, 
ſollte die Steuergeſetzgebung in Ordnung gebracht werden, um die 
übernommenen Zahlungsverpflichtungen erfüllen zu können. Das 
Wort Dr. Wirths von der „Erfüllungspolitik'“ wurde ab⸗ 
ſichtlich falſch gedeutet, und dieſe Mißdeutung erregte die Gemüter 
aufs neue. Nicht mehr mit Worten und mit der Schrift wollte 
man gegen dieſe Erfüllungspolitik frondieren; die Tat gegen die 
„politiſchen Schädlinge“ des deutſchen Volkes ſah man in extremen 
Rechtskreiſen als einzige Möglichkeit an, um aus dem Elend her⸗ 
auszukommen. 


Am 26. Auguſt 1921 wurde der in Bad Griesbach im 
Renchtal zur Erholung weilende Abgeordnete Erz berger bei 
einem Spaziergang in der Nähe der Alexanderſchanze ermordet. 
Der ihn begleitende Reichstagsabgeordnete Dietz (Radolfzell) 
wurde gleichfalls niedergeſchoſſen; ſeine Verwundung war glück⸗ 
licherweiſe nicht tödlich. Die Täter waren von München gekom⸗ 
men; es waren der 1893 in Saalfeld geborene Kaufmann Heinrich 
Schulz und der 1894 in Köln⸗Lindental geborene stud. jur. Hein⸗ 
rich Tilleſſen; fie waren von einer Geheimorganiſation mit 
der Ermordung Erzbergers beauftragt worden. Die Mörder flo⸗ 
hen wieder zurück nach München. Badiſche Kriminalbeamte, die 
ihnen in München auf die Spur kamen, mußten die Verfolgung er⸗ 
folglos aufgeben, weil hier den Mördern und ihren Komplizen 
Helfersdienſte geleiſtet worden waren. 


In einem anläßlich dieſes Mordes herausgegebenen Aufruf 
der Reichsregierung wurde geſagt: „Die Sprache der 
Preſſe, welche ſolchen unheilvollen Beſtrebungen dient, wird von 
Tag zu Tag eindeutiger; ſie zeigt, daß die Pläne gewiſſenloſer 
Elemente und Gruppen, die den gewaltſamen Amſturz der ver— 
faſſungsmäßigen Ordnung betreiben, in weitere Kreiſe des Volles 
getragen werden ſollen. Offen und in roheſter Form wird... 
zum Mord aufgefordert. 
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Die Reichsregierung iſt entſchloſſen, das zu tun, was die Zeit— 
umſtände und die Provokationen der Gegner der Verfaſſung ge— 
bieteriſch erheiſchen.“ 

Eine Verordnung des Reichspräſidenten be⸗ 
ſtimmte, daß zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Reichsgebiet 1. periodiſche Druckſchriften, die ſich 
Verſtöße gegen die allgemeinen Sitten zuſchulden kommen laſſen, 
auf die Dauer von 14 Tagen verboten werden können, 2. daß auch 
Verſammlungen verboten werden können. 

In dem Aufruf der Badiſchen Regierung vom 3. Sep⸗ 
tember wurde ausgeführt, die ruchloſe Tat, welcher der Abgeord— 
nete Erzberger in unſerem badiſchen Schwarzwald zum Opfer ge— 
jallen ſei, hätten die Gegenſätze im deutſchen Volke zu gefahrvoller 
Spannung verſchärft. Durch eine Kluft fühle ſich die Mehrheit 
auch des badiſchen Volkes, die treu zur Republik ſteht, von den 
Gegnern der Verfaſſung geſchieden. Zum Schutze dieſer Verfaſſung 
habe die Reichsregierung außerordentliche Maßnahmen treffen 
müſſen, welche die Zuſtimmung der badiſchen Regierung gefunden 
hätten. 

In der Tat zeigten die wegen der politiſchen Morde nunmehr 
einſetzenden Demonſtrationen der republikaniſchen und der Arbeiter— 
parteien eine ungeheure Verbitterung gegen die Parteien der 
Mechtskreife. Den Reichs- und Landesregierungen wurde der 
Vorwurf der Saumſeligkeit gemacht, weil ſie gegen die Feinde der 
Republik nicht energiſch genug eingeſchritten ſeien. 

Die Notverordnung des Reichspräfidenten vom 29. Auguſt 
1921, welche die Grundlage zu energiſchem Vorgehen gegen Ver: 
einigungen und Preſſeorgane, welche den Angehorſam gegen die 
Geſetze predigten, ſchuf, brachte nicht die erforderliche Beruhi— 
gung. Als gar noch bekannt wurde, daß Bayern gegen dieſe Ver— 
ordnung Einſpruch erhoben hatte, wuchs die Erregung. Die in den 
Verſammlungen beſchloſſenen Reſolutionen forderten „Säuberung 
aller Amtsſtuben von politiſch unzuverläſſigen Beamten, ſofortige 
Entfernung der Büſten und Bilder früherer Monarchen, Entlaſ— 
ſung der politiſchen Gefangenen, Feſtnahme der Führer von Ge— 
heimorganiſationen und Schaffung einer neuen Gerichtsbarkeit“. 
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Demonftranten drangen auch in die Redaktionsräume bürger— 
licher Zeitungen ein; es fanden Anſammlungen vor den Gefüng— 
niſſen zur Befreiung von jogen. politiſchen Gefangenen ſtatt. In 
Heidelberg (31. Auguſt 1921) war die Wut der Demonftran- 
ten derart groß, daß es der Polizei nur mit Mühe gelang, dem 
böſen Spiel ein Ende zu machen. 

Dieſe bedauerlichen Vorkommniſſe machten auf die rechtsradi⸗ 
kalen Kreiſe wenig Eindruck. Im Gegenteil: verſchiedene Wahr⸗ 
nehmungen ließen darauf ſchließen, daß Ausſchreitungen der Ar⸗ 
beiter gegen die allgemeine Staatsordnung ihnen durchaus erwünſcht 
ſeien. In Gedichten wurde der politiſche Mord verherrlicht. And 
zwar auch in Baden. 

Am den Gefahren weiterer Zuſammenſtöße vorzubeugen, wur⸗ 
den in Baden vorübergehend die Regimentsfeiern ver- 
boten. Dieſes Verbot und ein zeitlich beſchränktes Verbot der 
„Süddeutſchen Zeitung“, ſowie die Demonſtrationen in Heidelberg 
kamen auf Grund einer Förmlichen Anfrage der deutſchnationalen 
Fraktion am 22. September 1921 im Landtag zur Sprache. Dabei 
platzten die Meinungen der rechten und der linken Seite des Hau⸗ 
ſes ſcharf aufeinander. Die beſtehende Koalition billigte das Ver- 
halten der Regierung. i 

Schließlich aber verebbte die Welle der durch die Ermordung 
Erzbergers hervorgerufenen Erregung wieder, ohne allzugroßen 
Schaden anzurichten. Aber gelernt hatten die in Frage kommenden 
Kreiſe leider nur wenig. 


Die Ermordung Rathenaus 


Die Geheimbund⸗Bewegung hätte in der Deutſchen Republik 
ebenſowenig feſten Boden faſſen können wie die illegale Bewegung 
der Kommuniſten, wenn nicht infolge der Nachkriegswirkungen das 
wirtſchaftliche Elend ſo groß geworden wäre. Der Reichsregierung 
gelang es nicht, die Einkommen, das Vermögen und den Luxus 
rechtzeitig ſo zu beſteuern und die Steuern ſo zeitig einzuziehen, daß 
die öffentliche Finanzwirtſchaft und der Haushalt des Reichs ins 
Gleichgewicht gebracht werden konnte. Die Reparationsleiſtungen 
drückten ſchwer. Alles Dinge, welche die Markwährung ungünſtig 


. 


beeinflußten. Andererſeits wirkten die durch die ſchlechte Lebenslage 
hervorgerufenen Exzeſſe und Putſche — und zwar namentlich dann, 
wenn ſie ſcheinbar die ganze Exiſtenz des Reiches bedrohten — auf 
unſere Valuta ein; ſie verminderten im Ausland den Wert unſerer 
Mark in kataſtrophaler Weiſe. 

Verſetzt man ſich im Geiſte noch einmal in jene Zeit zurück, ſo 
werden die alten Bilder der allgemeinen Verelendung wieder wach: 
Das Ausland zeigt kein Verſtändnis für die wirtſchaftliche Lage 
Deutſchlands; es wird von ihm behauptet, Deutſchland ſelbſt ſchaffe 
die Inflation künſtlich, um ſich ſeinen Verpflichtungen zu entziehen. 
In Deutſchland hinwieder beginnen wirtſchaftlich führende Kreiſe 
mit dem Gedanken zu ſpielen, die Inflation ſei für die deutſche 
Wirtſchaft gar kein Nachteil. Gerade mit ihrer Hilfe bleibe der 
deutſche Lieferant auf dem Weltmarkt exportfähig; doch müſſe man 
ſich Sachwerte ſchaffen. Fabrikanlagen werden derart ſtark erwei— 
tert, wie wenn Deutſchland auf alle Zeit alleiniger Lieferant für 
die ganze Welt bleiben könne. Eine ſtarke Nachfrage nach hoch— 
wertigen Waren, wie Teppichen, Bildern, Automobilen, kommt 
ſolchen Tendenzen entgegen. Bald gehört es auch ſozuſagen zum 
guten Ton, feine Werte in Gulden, Franken oder Dollars anzu: 
legen. 

Eine Beſoldungsregelung für die Beamten und Arbeiter treibt 
die andere. Der Ausverkauf im Detailhandel ſetzt ein. Angſtein⸗ 
läufe werden gemacht. In Mittelbaden nimmt die Schwarz- 
brennerei großen Amfang an; Zucker und Obſt, die dem Volke ſo 
ſehr vonnöten ſind, wandern in den Brennkeſſel. Bei ſteigernder 
Kohlennot kann ſchon gegen Ende des Jahres 1921 den Zeitungen 
nicht mehr das nötige Papier beſchafft werden. Das Brennholz 
muß nach vorübergehend zugelaſſener freier Wirtſchaft wieder ra— 
tioniert werden. Ein Kartoffelausfuhrverbot, das Württemberg 
erläßt und namentlich Baden ſchädigt, zieht ein Viehausfuhrverbot 
Badens nach ſich. 

Die Bevölkerung ſieht die Fremden im Lande, die mit ihrem 
guten Gelde ſich alles leiſten können, mit ſehr gemiſchten Gefühlen, 
teilweiſe mit offen zur Schau getragener Ablehnung. Die Lebens— 
mittelnot zwingt zur Abdroſſelung des Fremdenverkehrs. Ein Ein- 
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reiſeverbot wird erlaſſen. Fremdenſteuer und Fremdenkontrolle be 
läſtigen den Reiſenden. Neben der Fürſorge für Kriegshinter- 
bliebene und Kriegsbeſchädigte treten nun auch die wirtſchaftlichen 
Verwüſtungen in den Reihen der Altersrentner in die Erſcheinung. 
Die Mittelſtands⸗Nothilfe erfordert jetzt ein großes Stück Geld und 
viel Arbeit. 

Obwohl die Not in den Städten rieſengroß iſt, wollen die Land⸗ 
wirte gerade jetzt von der Zwangs wirtſchaft völlig befreit werden. 
Im März 1922 entwickelt ſich dieſerhalb im Landtag eine ſehr heiße 
Auseinanderſetzung. 

Allen Warnungen zum Trotz verharren die führenden wirtſchaft⸗ 
lichen Kreiſe gegenüber dem Reparationsproblem und dem Pro⸗ 
blem einer Vermögensabgabe, ſowie jenem der richtigen Verteilung 
der Steuerlaſten in der Negation. 

Rathenau verſucht als Privatmann in beſonderer Miſſion des 
Reiches in London und ſpäter als Bevollmächtigter des Reiches 
auf der Konferenz des Oberſten Rates der Alliierten in Cannes 
Verſtändnis für die Lage des deutſchen Volkes zu erwecken und 
fordert die internationale Hilfe für den wirtſchaftlichen Wiederauf⸗ 
bau Deutſchlands. Ehe nicht dieſes Ziel erreicht iſt, hält er es für 
unmöglich, daß Deutſchland ſeinen Reparationsverpflichtungen nach⸗ 
kommen kann. Sein Wirken bleibt in der Welt nicht ohne Ein⸗ 
druck. In Frankreich aber iſt der Haß noch zu groß, um den Wider⸗ 
ſtand gegen eine loyale Verſtändigung zum Erliegen zu bringen. 

So war die Situation. Die Kommuniſten nützten ſie natur⸗ 
gemäß wieder für ihre Zwecke aus. Sie hatten dabei insbeſondere 
in den Reihen der Eiſenbahner Erfolg, wie die im Frühjahr 1922 
mehrmals einſetzenden Eiſenbahnerſtreiks bewieſen. 

Die Agitation für die deutſch⸗völkiſche Bewegung nahm jetzt 
gleichfalls einen beſonderen Aufſchwung. Der Amſtand, daß die 
Franzoſen in der Entwaffnungsfrage keine Konzeſſionen machten 
und in der Reparationsfrage ſo gar keine Mäßigung an den Tag 
legten, gab dieſen Kreiſen Veranlaſſung, die Schuld daran nicht, 
wie es allein richtig geweſen wäre, dem üblen Willen Frankreichs, 
ſondern der Reichsregierung beizumeſſen; fie ſprachen von der „na— 
tionalen Würdeloſigkeit“ der deutſchen Regierungen und der Par— 
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lamente, obwohl fie wußten, daß wir damals kein Mittel in der 
Hand hatten, uns von Frankreich eine beſſere Einſicht zu erzwingen. 

Von Bayern aus war im übrigen Deutſchland eine ſtarke Agi⸗ 
tation für die national-ſozialiſtiſche Arbeiterpartei entfaltet worden. 
Als Reichspräſident Ebert am 16. Juni 1922 die Deutſche Ge- 
werbeſchau in München beſuchte, hatte die rechtsradikale Preſſe 
gegen dieſe Reiſe des Reichspräſidenten nach Bayern in ſkandalöſer 
Weiſe Stimmung gemacht und es glücklich dahin gebracht, daß bei 
jeinem Eintreffen in München ſich die Nationalſozialiſten verſchie— 
dene Angehörigkeiten leiſteten. 

Die Maſſen des Volkes ſtanden allerdings, zumal ſoweit Baden 
in Betracht kommt, nicht hinter dieſer extremen politiſchen Bewe— 
gung. Das bewies u.a. die badiſche Landtagswahl am 
30. Oktober 1924, bei welcher 61 Abgeordnete der Koalitionspar⸗ 
teien und 25 Abgeordnete der Oppoſitionsparteien gewählt wurden. 
Zu der Zeit aber, als Reichskanzler Dr. Wirth und Nathe— 
nau, dieſer jetzt als Außenminiſter des Reiches, nach Genua reiſten, 
wo ſich die führenden Staatsmänner der Welt in einer Konferenz 
über die wirtſchaftlichen Probleme Europas zu verſtändigen ſuchten, 
war das Vertrauen der Bevölkerung auf eine Beſſerung der Zu⸗ 
kunft bereits ſo ſehr erſchüttert, daß die tollſten Behauptungen 
Glauben finden konnten. And doch hatte ſich faktiſch unſere Lage 
außenpolitiſch gerade damals etwas gebeſſert; es machten ſich Zei- 
chen eines wachſenden Verſtändniſſes für Deutſchland bemerkbar. 
Zumal Rathenau hatte Vertrauen gefunden; er ſchien auf dem 
richtigen Wege zu ſein, um zu einer ſachlichen Verſtändigung mit 
den Alliierten zu gelangen. Mitten in den vorbereitenden Arbeiten 
hierzu wurde er in Berlin ä ermordet. Am 24. Juni 1922 mor- 
gens bei der Fahrt in ſein Miniſterium ſchoſſen ihn zwei in einem 
Auto neben ihm herfahrende junge Leute nieder. Die Organiſation C 
(Conſul Kapitänleutnant Ehrhard) der deutſch-völkiſchen Geheim⸗ 
bundbewegung hatte auch hier ihre Hand im Spiele. 

Was jetzt folgte an inneren Wirren, war ſchwerer zu tragen als 
jene durch die Ermordung Erzbergers hervorgerufenen. Außen— 
politiſch war die Folge dieſes Mordes geradezu vernich— 
tend. Das Vertrauen zur politiſchen Konſolidierung Deutſchlands 
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erhielt einen ſchweren Stoß und das fand in einem raſchen Sinken 
unſerer Valuta ſeinen Ausdruck. Auch die Arbeitermaſſen traten 
wieder in Bewegung. Die Erregung über die fortgeſetzten politi⸗ 
ſchen Morde — es waren im Laufe der jüngſten Monate mehrere 
ſolche, ſo auch der Attentatsverſuch auf Scheidemann vorgekom⸗ 
men — verleitete ſie zu polizeiwidrigen Ausſchreitungen. 


Für den 27. Juni waren behördliche Trauerkundgebungen an⸗ 
geſetzt. Solche fanden auch noch am 28. ſtatt; von den Gewerk⸗ 
ſchaften waren beſondere Kundgebungen für den 4. Juli anberaumt 
worden. 


Nach einer Demonſtration am 28. Juni kam es in Karlsru he 
zu einem allgemeinen Sturm auf die Hoflieferanten⸗Wappen und 
⸗Aufſchriften. Die Büros der Deutſchnationalen Volkspartei und 
die Karlsruher Geſchäftsſtelle der deutſchnationalen „Süddeutſchen 
Zeitung“ wurden von Demonſtranten geſtürmt und teilweiſe demo⸗ 
liert. Auch drang man in Privatwohnungen ein, in denen man 
Propagandiſten der Reaktion vermutete. In Kon ſt a nz verlief 
die Demonſtration ordnungsgemäß; die Kommuniſten aber benütz⸗ 
ten ſie, um die Maſſen gegen die Regierung und den neuen Staat 
aufzupeitſchen. Ahnlich ging es in Raftatt. Auch dort wurde 
die vom Gewerkſchaftskartell anberaumte Trauerkundgebung von 
den Kommuniſten mißbraucht, die mit zyniſcher Offenheit erklärten, 
ihre Demonſtration gelte nicht der Ermordung Rathenaus, ſondern 
gehe gegen die Regierung. 


Die Erregung der Arbeitermaſſe wurde noch durch ein am 
3. Juli gegen das Gewerkſchaftshaus in Mannheim verübtes Bom⸗ 
benattentat geſteigert, deren Arheber man in deutſch⸗völkiſchen Krei⸗ 
ſen ſuchte. Die Trauerkundgebung für Rathenau in Mannheim 
verlief trotz dieſes Attentates noch in Ordnung; aber, wie ander- 
wärts, jo unternahmen im Anſchluß daran kommuniſtiſche Demon⸗ 
ſtranten verſchiedene Störungsverſuche. Mehrere 100 Mann dran: 
gen in ein Studentenhaus ein, um hier die Bilder monarchiſtiſchen 
Gepräges und alte Hoheitszeichen zu demolieren. Das Büro der 
Deutſchnationalen Volkspartei wurde auch hier heimgeſucht; ſchließ— 
lich aber gelang es der Polizei, Ordnung zu ſchaffen. 
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Bedenklicher war der Ausgang der Trauerkundgebung in Lör- 
rach. Der Bezirksamtsvorſtand hatte hier, für den Fall von Stö- 
rungen der öffentlichen Ordnung 52 Gendarmeriebeamte im Be— 
zirksamtsgebäude zuſammengezogen. Die Demonſtranten hörten 
davon und zogen vor das Amtsgebäude, um von den Gendarmen 
die Niederlegung der Waffen und ihre Teilnahme an der Demon- 
ſtration zu fordern; fie bewaffneten ſich mit Holzknüppeln, drückten 
die Tore ein, zogen ſich aber wieder zurück, als ſie die Gendarmen 
ſchußbereit ſahen. Als dann gar der kommuniſtiſche Abgeordnete 
Bock den Attentatsverſuch auf Maximilian Harden bekannt gab, 
und als von dem Bombenanſchlag auf die Volkshäuſer in Hamburg 
und Mannheim Kenntnis gegeben wurde, ſtieg die Erregung aufs 
höchſte. Die Demonſtranten formulierten Richtlinien für den nun⸗ 
mehr aufzunehmenden Kampf um die Befreiung des Proletariats; 
die Einſetzung einer Arbeiterregierung, die Verhaftung reaktionärer 
Politiker, die Beſeitigung von reaktionären Beamten aus dem 
Staatsdienſt wurde verlangt. 

Eine Kommiſſion der Demonſtranten verhandelte mit dem 
Amtsvorſtand des Bezirksamts über die Niederlegung der 
Waffen ſeitens der Gendarmerie. Dieſe Forderung wurde ab— 
gelehnt. Am eine weitere Verſchärfung der Lage zu verhindern, 
willigte der Amtsvorſtand ſchließlich auf den Vorſchlag ein: „Die 
Menge zieht ſich zurück, die Gendarmerie verläßt das Haus mit 
Waffen und darf nicht beſchimpft oder beläſtigt werden und reiſt 
mit den nächſten Zügen ab.“ Die Gendarmerie zog nach dem Amts— 
gerichtsgebäude, wo ſich die Büros für die Lörracher Gendarmerie 
befinden, ab. Dieſer Abzug hinterließ einen peinlichen Eindruck; 
er bot Veranlaſſung zu mancherlei Preſſeerörterungen. 

Ganz bedauerlich war der Verlauf der Trauerdemonſtration in 
Durlach, wo Demonſtranten in den Bürgerausſchuß-⸗Saal ſtürm⸗ 
ten und 14 große, wertvolle Bilder alter Markgrafen aus dem 17. 
und 18. Jahrhundert auf den Hof warfen und verbrannten. In 
Offenburg drangen Demonſtranten in das Bezirksamt ein. 
Gerichtsgebäude und Rathaus wurden gleichfalls heimgeſucht. 

Das Staatsminiſterium hatte aus Anlaß der Ermordung Ra- 
thenaus angeordnet, die Staatsgebäude auf Halbmaſt zu beflaggen. 
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Profeſſor Dr. Lenard -⸗Heidelberg führte die Beflaggung in ſei⸗ 
nem phyſikaliſch⸗radiologiſchen Inſtitut nicht durch und leiſtete einer 
zwiſchen den lokalen Staatsbehörden und den Arbeiterverbänden 
zuſtande gekommenen Abmachung zu einer halbtägigen Arbeitsruhe 
nicht Folge. Die Heidelberger Demonſtranten zogen vor das In- 
ſtitut. Es kam zu einer Auseinanderſetzung mit den Studenten. 
Profeſſor Lenard wurde wie ein Gefangener mit zum Gewerk 
ſchaftshaus geführt, woſelbſt es ſchließlich einigen Perſonen und der 
Polizei gelang, ihn in das Amtsgefängnis in Sicherheitshaft zu 
bringen. Kommuniſtiſche Demonſtranten zogen nunmehr vor das 
Gefängnis, um hier die Entlaſſung jogen. politiſcher Gefangener 
zu fordern; es handelte ſich um Arbeiter, die wegen eines Attentats 
auf das Zementwerk Leimen feſtgeſetzt waren. Es gelang der 
Polizei aber ſchließlich die Ordnung wieder herzuſtellen. 

Was ſich dann in Singen (am 4. Juli 1922) ereignete, das war 
der Höhepunkt der Verwirrung! Im Anſchluß an einen Demon⸗ 
ſtrationsumzug begaben ſich einige 100 Demonſtranten vor die 
Wohnung des Fabrikdirektors Dr. Paulſen, der aber verreiſt war. 
Sie drangen in die Wohnung ein, um nach Waffen und Bildern 
zu ſuchen. Man fand ſolche und auch alte Militärkleider. Auf 
dem Rückzug kamen die Demonſtranten an der Wohnung des Majors 
a. D. Scherer, eines Schwerkriegsverletzten vorbei. Er befand 
ſich gerade im Garten vor ſeinem Hauſe. Major Scherer redete 
den Leuten zu, doch fortzugehen. Ein Betreten ſeines Beſitztums 
könne er nicht dulden. Die Demonſtranten überſtiegen den Garten⸗ 
hag. Von außen her flogen Steine. Major Scherer griff nach einer 
Mehrladepiſtole, um ſich ſeiner Haut zu wehren. Es gelang ihm 
noch, die Haustüre zu erreichen und von innen abzuſchließen. Von 
hinten her waren aber bereits Leute durch Eindrücken der Fenſter in 
die Wohnung gekommen, ſie ſchlugen Scherer in der roheſten Weiſe 
nieder und töteten ihn durch Schüſſe. Dieſer ſcheußliche Vorgang 
brachte begreiflicherweiſe nicht nur die Seegegend, ſondern das ganze 
Land in Erregung. 

* 


Die Reichsregierung hatte in ihrem Aufruf an das Deutſche 
Volk vom 25. Juni darauf hingewieſen, wie der Mord an Rathenau 
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die ſchweren Gefahren enthüllt habe, denen Deutſchland durch inner- 
politiſche Gärungen ausgeſetzt ſei. Die Mahnungen, den Streit 
um Vergangenes ruhen zu laſſen und alle Kräfte der Nation dem 
Aufbau und der Rettung des Vaterlandes zu weihen, ſeien unge— 
hört verhallt. Ein Netz von Verſchwörungen drohe dem inneren 
Frieden. Weil Gefahr im Verzuge ſei, habe die Reichsregierung 
dem Reichspräſidenten empfohlen, von feiner verfaſſungsmäßigen 
Befugnis Gebrauch zu machen und durch Verordnungen den 
Schutz des Staates und das Leben ſeiner Vertreter zu ſichern. Die 
Reichsregierung verſtehe die tiefe Erregung des Volkes. Sie be— 
dauere ſelber am meiſten die wirtſchaftlichen Folgen eines ſolchen 
politiſchen Wahnſinns, zumal fie die arbeitenden Klaſſen am mei- 
ſten treffen müßten. Es wurden von ihr nunmehr energiſche Maß: 
nahmen gegen die illegalen Verbände der Rechtsradikalen ergriffen. 
Geſtützt auf den Artikel 48 der Reichsverfaſſung kam unterm 
26. Juni eine Verordnung zum Schutze der Republik 
heraus, welche den Ländern weitgehende Befugniſſe gegen die 
Preſſe erteilte. In einer Ergänzung hierzu wurde für Perſonen, 
die an einer Vereinigung teilnehmen, deren Aufgabe es iſt, Mit- 
glieder der Regierung oder eines Landes durch Tod zu beſeitigen, 
die Todesſtrafe oder lebenslängliches Zuchthaus vorgeſehen. Dieſe 
Notverordnungen wurden ſpäter durch ein ordnungsmäßig zuſtande 
gekommenes Geſetz zum Schutz der Republik erſetzt und gleich— 
zeitig damit auch der Staatsgerichtshof zur Verfolgung 
von politiſchen Verbrechen geſchaffen. 


In Vollzug der Verordnung zum Schutze der Republik wur- 
den daraufhin die in Baden beſtehenden Gruppen des deutſch-völ⸗ 
kiſchen Schutz- und Trutzbundes, der National-ſozialiſtiſchen Ar⸗ 
beiterpartei und des Jungdeutſchen Ordens aufgelöſt. Eine in 
Karlsruhe erſcheinende „Badiſche Wochenzeitung“ wurde wegen 
Verſtoßes gegen die Verordnung auf die Dauer von zwei Monaten 
verboten. 

Auf Grund der bei den Demonſtrationen gemachten Erfahrun- 
gen wurden der Bezirksverwaltung im Lande verſchärfte Anwei— 
ſungen für ihr Verhalten bei zukünftigen Anruhen gegeben. Den 
Gemeindeverwaltungen mit eigener Polizei wurde dringend nahe— 
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gelegt, ſich nicht auf die Staatsorgane zu verlaſſen, ſondern den 
örtlichen Polizeiſchutz ſo einzurichten, daß er für die Fälle der Not 
beſſer als bisher ausreiche. Erſt wenn die Störungen größeren Am— 
fang annehmen, könnten die Bezirksämter Gendarmerie oder das 
Miniſterium Gruppenpolizei zur Hilfe ſchicken. Deputationen von 
Straßendemonſtranten zu empfangen, ſollten auch die Bezirksbe⸗ 
hörden ablehnen. Die polizeiliche Staatsmacht ſei zahlenmäßig 
nicht ſo ſtark, daß ſie zu gleicher Zeit an verſchiedenen Punkten des 
Landes eingeſetzt werden könne. 

In der Landtagsſitzung vom 17. und 18. Juli 1922 kamen die 
Ausſchreitungen zur Beſprechung. Die von der Regierung getrof— 
fenen Abwehrmaßnahmen wurden vom Landtag gebilligt. 


* 


Die Folgen der innerpolitiſchen Zerrüttung machten ſich in der 
nächſten Zukunft in noch ſchlimmerer Weiſe bemerkbar; der Wille 
zur Politik des Widerſtandes blieb leider zunächſt ſieghaft. Man 
hatte nicht den Eindruck, als ob die beteiligten Kreiſe aus den 
Folgen der Ermordung Nathenaus etwas gelernt hätten. 


A. Remmele, Staatsumwälzung und Neuaufbau 9 
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Vor der Ruhrkataſtrophe 


Im Frühherbſt 1922 wurde der Sturz der Markwährung ge⸗ 
radezu kataſtrophal. Mangel an Geldzeichen trat ein. Die Poit- 
und Eiſenbahntarife, die Gebührniſſe der öffentlichen Behörden 
wurden nacheinander ſtark erhöht. Hilfsaktionen für die öffentliche, 
ja ſelbſt für die private Wirtſchaft wurden jetzt notwendig. Nach 
einer Mitteilung der Badiſchen Regierung im Landtag (Septem— 
ber 1922) erhielten damals die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften 
zum Zwecke der Erfaſſung der Ernte einen ſtaatlichen Kredit er— 
öffnet; für den gleichen Zweck bekamen die größeren Städte des 
Landes ebenfalls einen ſolchen. Der katholiſchen und evangeliſchen 
Kirche wurden Vorſchüſſe in erheblichen Beträgen gegeben, eben⸗ 
jo den Kreiſen des Landes. Der Landwirtſchaftskammer, den Ne- 
benbahnen und den Zeitungsverlegern mußten gleichfalls ſtaatliche 
Darlehen gewährt werden. 

Eine Rettung vor dem Antergang war nur noch denkbar, wenn 
der Reichshaushalt und die Etats der Länder und Gemeinden ins 
Gleichgewicht gebracht werden konnten, und wenn die Entente für 
Deutſchland ein Moratorium gewährte. Dieſes wurde nicht er⸗ 
reicht. (4. September 1922.) Für die Sicherung der neuen Etat⸗ 
und Steuergeſetze war die Baſis der Weimarer Koalition zu 
ſchmal. Reichskanzler Dr. Wirth ſtrebte deswegen die große Roa- 
lition (alſo republikaniſche Parteien plus Deutſche Volkspartei) 
an. Die S. P. D., welche ſich am 24. September 1922 wieder mit 
A. S. P. D. vereinigt hatte, glaubte eine Koalition mit der Deut 
ſchen (Liberalen) Volkspartei nicht eingehen zu können. Die De— 
miſſion Dr. Wirths war die Folge (15. November 1922). 

Dr. Wirth wurde von Dr. Cuno abgelöſt. Die Hoffnungen 
auf den Kanzler Dr. Cuno waren bei ſeinen politiſchen Anhängern 
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weit geſpannt. Endlich ein Mann, der die „Erfüllungs- 
politik“ nicht fortſetzen wird! Cuno ſelbſt ſprach davon, er wolle 
als ehrlicher Kaufmann die Verſtändigung mit der Welt verſuchen. 
Bald aber wurde ſeine Politik zu einer Politik der Kataſtrophe. 
Nicht etwa, daß er dieſe abſichtlich angeſtrebt hätte! Die Atmo- 
ſphäre, welche in der Zeit ſeiner Kanzlerſchaft die geſamte Ideen⸗ 
welt der Menſchen beherrſchte, ward eben ihm wie dem deutſchen 
Volk zum Verhängnis. Für Frankreich, wo der Nationalismus 
ſchlimmſter Richtung ans Ruder gelangt war, war das eine will- 
kommene Gelegenheit. Hielt es doch auch dieſer Nationalismus 
mit der Politik der Kataſtrophe! 


Der paſſive Widerſtand 


Anterm 4. Januar 1923 hatten die Miniſterpräſidenten Poin⸗ 
caré und Bonar Law auf einer Konferenz in Paris feſtge⸗ 
ſtellt, eine gegenſeitige Verſtändigung über die Reparationsfrage 
ſei nicht möglich. Frankreich und Belgien beſchloſſen hierauf, 
Deutſchland in der Frage der Kohlen- und Holzlieferungen der 
Nichterfüllung ſchuldig zu erklären und dieſerhalb neue deutſche Ge⸗ 
biete an der Ruhr zu beſetzen. 

Am 11. Januar 1923 begann der Vormarſch. Das Badiſche 
Staatsminiſterium ſagte damals in ſeinem an das Ba⸗ 
diſche Volk gerichteten Aufruf: „Wie ſchon oft bei ſolchen Schid- 
ſalsſchlägen, ſtellt ſich auch jetzt Badens Volk und Regierung zur 
Abwehr der Gewalt einmütig und geſchloſſen hinter die Reichs⸗ 
regierung. . .. Ohne Anterſchied der Parteien wird es geloben, 
einem übermütigen Sieger gegenüber das ihm einzig mögliche 
Verhalten zu zeigen: Ruhe, Ernſt, Würde und harten Willen, 
unbeugſam zu tragen was das Schickſal bringt.“ 

In einer Entſchließung des Badiſchen Landtags zum 
Ruhreinbruch vom 17. Januar 1923 wurde u. a. geſagt: „Wehrlos 
wie wir ſind, müſſen wir uns heute der Gewalt beugen.... Wir 
fühlen uns in der Schickſalsgemeinſchaft verbunden mit den deut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen im beſetzten Gebiet und ſtehen in unwandel— 
barer Treue zu ihnen.“ 

3% 
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Anverhofft und ſchnell bekam auch das badiſche Land 
franzöſiſche Beſatzung. Der ſteigenden Kohlennot wegen 
droſſelte die Reichsbahnverwaltung 40 % der Schnell- und Durch⸗ 
gangszüge. Dabei fielen auch die im Friedensvertrag von Ver⸗ 
ſailles ausdrücklich ausbedungenen Expreßzüge Paris — Prag, 
Paris — Warſchau via Kehl — Karlsruhe weg. Von dieſem Ent⸗ 
ſchluß der Reichsverkehrsverwaltung erhielt die Badiſche Negie- 
rung erſt Kenntnis, als die Franzoſen bereits ihre „Repreſſalien“ 
in der Form der militäriſchen Beſetzung von Offenburg und Am⸗ 
gebung durchgeführt hatten. Am 5. Februar 1923 von 7—9 Ahr 
vormittags (Sonntag) wurden Offenburg, Appenweier, Windſchläg 
und Ortenberg beſetzt. Von 7 Ahr abends ab wurde der Per— 
ſonen- und Güterverkehr zwiſchen Appenweier und Offenburg ein- 
geſtellt. Durchgelaſſen werden ſollten nur noch die internationalen 
Züge Holland — Schweiz. 

Die franzöſiſche Erklärung, nach welcher dieſe Maßnahme als 
Repreſſalie für den eingeſtellten Verkehr der Expreßzüge anzu⸗ 
ſehen ſei, wurde von der Badiſchen Regierung als ein 
Vorwand bezeichnet. Infolge dieſer Auffaſſung beſtritt die Re⸗ 
gierung der franzöſiſchen Militärmacht jedes Recht, im neubeſetz⸗ 
ten Gebiet die Beamtenſchaft des öffentlichen Dienſtes der fran⸗ 
zöſiſchen Befehlsgewalt zu unterſtellen. Der Proteſt der Badi⸗ 
ſchen Regierung, den Oberamtmann Dr. Schwoerer in Offen⸗ 
burg dem franzöſiſchen Kommandanten vorzutragen hatte, charak⸗ 
teriſierte das Vorgehen der Franzoſen als eine „ſchwere Verletzung 
friedlichen Gebietes, die im Widerſpruch mit dem Völkerrecht ſteht 
und in keiner Weiſe im Friedensvertrag von Verſailles eine 
Rechtsgrundlage findet. ... Die Aufforderung des Kommandan⸗ 
ten der franzöſiſchen Truppen an die Behörden des neubeſetzten 
Gebietes, ſeinen Befehlen Folge zu leiſten, iſt für dieſe völlig un⸗ 
verbindlich. Alle Beamten haben lediglich den Anordnungen der 
Reichs- und Landesregierung zu gehorchen.“ 

Der Badiſche Landtag ſchloß ſich in ſeiner Sitzung vom 
14. Februar 1923 dieſem Proteſt an. 

Die Interalliierte Rheinlandskommiſſion 
hat auf einen Proteſt des Reichs- und Staatskommiſſars der beſetz⸗ 
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ten rheiniſchen Gebiete, Frhr. v. Hatzfeldt, dieſem eröffnet, fie billige 
die Maßnahmen der franzöſiſchen Regierung, unterſtelle die beſetz⸗ 
ten Gebiete dem Regime des Brückenkopfes Kehl und dehne die 
Amtsgewalt des Delegierten der Interalliierten Rheinlandskom⸗ 
miſſion auf dieſes Gebiet aus. 

Wie die Beamten des badiſchen Staates, ſo haben es auch die 
Eiſenbahner abgelehnt, unter der Befehlsgewalt der Franzoſen 
ihren Dienſt zu verſehen. Vor allem weigerten ſie ſich, die fran⸗ 
zöſiſchen Nachſchubzüge zu fahren. Infolgedeſſen kam es zur völ⸗ 
ligen Stillegung des Verkehrs zwiſchen Appenweier und Nieder⸗ 
ſchopfheim und Offenburg — Ortenberg. Damit fielen auch die 
Durchgangszüge Holland — Schweiz aus, außerdem ging damit der 
Renchtalbahn der Anſchluß an die Rheintalbahn in Appenweier 
verloren. 

Sofort eröffneten nun die Franzoſen ihre Politik der Vergel⸗ 
tung. Weitere Orte des Amtsbezirks Offenburg wurden beſetzt, 
viele Reichs-, Staats⸗ und Gemeindebeamte nacheinander verhaf⸗ 
tet, ausgewieſen oder in auswärtige Gefängniſſe transportiert. 
Oberamtmann Dr. Schwoerer ſollte eine Proklamation der Inter⸗ 
nationalen Rheinlandskommiſſion zum öffentlichen Anſchlag brin- 
gen. Weil er dieſer Aufforderung nicht nachkam, wurde er aus⸗ 
gewieſen. 

Am 12. Februar 1923 waren die Staats- und Gemeindebe- 
amten von Offenburg zu einer Ausſprache mit Reichspräfident 
Ebert und Mitgliedern der Reichsregierung nach Karlsruhe be- 
ſtellt. Dies gab dem Rheinlandsdelegierten in Offenburg Veran⸗ 
laſſung, dem Oberbürgermeiſter von Offenburg, Holler, ſeine 
Mißbilligung auszuſprechen. Der zweite franzöſiſche Beamte, 
Oberſt Rey, hielt dem Oberbürgermeiſter vor, es ſei in der jetzi⸗ 
gen Zeit für den erſten Verwaltungsbeamten einer Gemeinde erſte 
Pflicht, auf feinem Poſten zu bleiben.. .. Bei Prüfung der jetzi⸗ 
gen Lage müſſe zugegeben werden, daß die Beſatzungsbehörde bis 
jetzt der deutſchen Verwaltung keine Befehle erteilt habe, die gegen 
das Nationalgefühl irgendwie verſtoßen hätten. Mit Bedauern 
habe man aus den Zeitungen von Offenburg erfahren, daß der 
Oberbürgermeiſter anläßlich einer Verſammlung in Karlsruhe das 
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Wort geſprochen habe: „Wir werden unſeren Mann ſtellen, ver- 
trauen Sie auf uns!“ 

Oberbürgermeiſter Holler erklärte, er habe von Anfang an 
die Beſetzung von Offenburg und Amgebung als einen Bruch des 
Völkerrechts bezeichnet, und Proteſt hiergegen eingelegt. Er ſei 
von Anfang an bereit geweſen, im Intereſſe der heimgeſuchten Be⸗ 
völkerung den Verkehr zwiſchen der Militärbehörde und dieſer zu 
vermitteln. Soweit aber Handlungen verlangt würden, die in it- 
gend einer Weiſe in die Staatshoheit der deutſchen Behörde ein- 
griffen, lehne er, gemäß den Vorſchriften für die Beamten, jede 
Mitwirkung und jede Folgeleiſtung ab. 


Bald (2. Februar 1923) wurde das Bezirksamt militäriſch be⸗ 
ſetzt. Dieſes wurde nun nach Gengenbach verlegt. Es konnte 
von hier nur den Verkehr mit den Gemeinden des unbeſetzten Ge- 
bietes Offenburg unterhalten; deshalb wurden die Gemeinden des 
beſetzten Gebietes der Verwaltung des Bezirksamts Kehl unterſtellt. 


Mannheim und Karlsruhe bekamen gleichfalls die Laſt 
einer feindlichen Beſatzung zu verſpüren. Am die neunte Morgen- 
ſtunde des 3. März 1923 überſchritt ein kriegsſtarker Zug Fran⸗ 
zoſen die Schiffsbrücke bei Maxau mit der Zielrichtung Hafen⸗ 
gebiet Karlsruhe. Das Hafenamt wurde beſetzt. Zu der gleichen 
Zeit beſetzten die Franzoſen in Mannheim das Zollamt, das 
ganze Hafengebiet, den Stadtteil Jungbuſch, den Hauptgüterbahn⸗ 
hof am oberen und unteren Sand (Induſtriehafengebiet) und die 
Humboldtſchule in der Neckarſtadt. Auf dem Neckar ſtromwärts 
fuhren franzöſiſche Polizeiboote auf. Kurze Zeit ſpäter wurde be- 
kannt, die Beſetzung ſei vorgenommen worden, um bei der Auf⸗ 
richtung der Sperrlinie zum Zwecke der Erhebung von Aus- und 
Einfuhrabgaben die beiden Rheinufer beherrſchen zu können. 


Der Stadtrat von Karlsruhe ließ dem Kommandanten der 
franzöſiſchen Truppen unter Bezugnahme auf die franzöſiſche An⸗ 
ordnung, daß Kohlen, Kohlenerzeugniſſe und metallurgiſche Erzeug⸗ 
niſſe weder zu Waſſer noch zu Lande aus den Häfen ausgeführt 
werden durften, einen Proteſt zugehen. Einen gleichen Schritt 
unternahm der Stadtrat von Mannheim. 
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Am Vormittag des 7. März 1923 beſetzten die Franzoſen auch 
das Zollamt in Maxau und die Gemeinde Knielingen. 

Damit war das Vorrücken der Franzoſen nicht zu Ende: am 
7. März 1923 wurden die Kollerinſel im Amtsbezirk Schwet- 
zingen und am 31. März morgens um 5 Ahr in Mannheim die 
Friedrichsbrücke und das alte Benzwerk beſetzt. Die Fran⸗ 
zoſen wollten in Erfahrung gebracht haben, es würden im alten 
Benzwerk Motore für Anterſeeboote gebaut. Die Beſetzung des 
Benzwerkes wurde am 18. April wieder aufgehoben, weil der Ver⸗ 
dacht ſich als unbegründet erwieſen hatte. 

In Offenburg hatten die Franzoſen eaten de 
(23. März 1923) geſtellt, die, weil ſie einfach nicht erfüllt werden 
konnten, zur Verhaftung des Oberbürgermeiſters Holler 
führten. 

Leopoldshafen erhielt, um den angeblich vorhandenen 
Schmugglerverkehr mit der Pfalz zu unterbinden, am 24. Juni 
1923 franzöſiſche Beſatzung. Weil in Mannheim (18. Auguſt 
1923) innerhalb der Beſatzungszone zwei badiſche Fahndungs⸗ 
beamte einen Separatiſtenanhänger aus der Pfalz feſtzunehmen 
verſuchten, wobei es zu einer gegenſeitigen Schießerei kam, erfolgte 
am 20. September 1923 die Beſetzung des Mannheimer 
Schloſſes als Strafmaßnahme. Noch im Oktober 1923 for- 
derte der Delegierte der Interalliierten Rheinlandskommiſſion der 
Pfalz, General de Metz, die Ausmöblierung der Nepräſentations⸗ 
räume des Mannheimer Schloſſes, um hier einer höheren franzö- 
ſiſchen Verwaltungsbehörde Anterkunft zu verſchaffen. Dieſe For⸗ 
derung wurde vom badiſchen Staate nicht erfüllt; Komplikationen 
traten deswegen nicht ein. 


Wirkungen des Ruhrkampfes auf die Wirtſchaft 


Der gegen den militäriſchen Einbruch in deutſches Gebiet not- 
wendig gewordene Widerſtand machte es den Regierungen zur 
Pflicht, auf die Bevölkerung einzuwirken und ſie in allen ihren 
Teilen zu einem dem Ernſt der Sachlage entſprechenden Verhalten 
zu veranlaſſen. Aus dieſem Grunde erfolgte am 20. Januar 1923 
ein allgemeines Landes verbot für Tanzbelufti- 
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gungen und Faſtnachtsveranſtaltungen. Die 
Reichsregierung erließ (8. Februar 1923) einen ſehr ernſt gehalte⸗ 
nen Appell gegen den Alkoholgenuß und die hie und da beobachteten 
Schlemmereien. Es bildete ſich eine Badiſche Landesſtelle für das 
Deutſche Volksopfer (22. Februar 1923). Die Reichsbahn begann 
mit dem Perſonalabbau, der naturgemäß bei den Beteiligten gro- 
ßen Anwillen hervorrief. Wie ernſt damals die Situation für die 
Reichsbahn war, ergibt ſich aus der Tatſache, daß ſie Notgeld 
herausgeben mußte, um mit deſſen Hilfe ſich die für die Betriebs- 
führung erforderlichen Zahlungsmittel zu verſchaffen. Der badiſche 
Staat ſuchte ſich über die Finanzklemme mit einem Notgeſetz, be⸗ 
treffend die Vorauszahlungen auf die Grund- und Gewerbeſteuer 
auf das Rechnungsjahr 1923, zu helfen. 

Welches Ausmaß der Währungszerfall ſchließlich an⸗ 
nahm, das iſt an der Bewegung des Dollarkurſes zu ermeſſen, der 
am 16. Auguſt 1922 auf Mk. 1000.— und am 31. Auguſt 1923 auf 
Mk. 11 500 000.— Papiermark ſtand. Die Reichsregierung legte 
ſchließlich eine „wertbeſtändige Anleihe“ auf und nahm die Schaf- 
fung einer Goldnotenbank in Angriff; auch wurde ein Reichsbe⸗ 
amtenabbaugeſetz vorbereitet. 

Mit dieſen Arbeiten ging es leider nur langſam vorwärts; gar 
zu viel Widerſtände mußten überwunden werden, ſo daß letzten 
Endes noch ein Ermächtigungsgeſetz nötig wurde, mit welchem die 
Regierung des Reichs zu retten ſuchte, was zu retten möglich war. 
Der Verfall der deutſchen Geldwirtſchaft ging derweil in raſendem 
Tempo weiter. Gemeinden, Fabriken und Lebensmittelgeſchäfte 
halfen ſich jetzt mit Ausgabe von Notgeld, welches aber nur be- 
ſchränkten Zahlungs- und Verkehrswert hatte und ſchließlich die 
völlige Zerrüttung des Geldverkehrs herbeiführte. An der 
Peripherie des Reiches, in ganz Oberbaden bis nach Freiburg 
herab, kamen deshalb fremde Währungen (Gulden, ſchweizer Fran—⸗ 
ken, engliſche Pfund, Dollars uſw.) in Verkehr. Der Badiſche 
Finanzminiſter Dr. Köhler bereitete, um für den Fall des totalen 
Zuſammenbruchs der Mark gerüſtet zu fein, die Ausgabe eines ba- 
diſchen wertbeſtändigen Geldes („Baden-Dollar“) vor. Bald mehr: 
ten ſich auch die Fälle, daß die Bevölkerung die Papiermark mit 
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ſamt dem Notgeld als Lohnzahlungsgeld nicht mehr annahm. Da- 
durch ſah ſich die Badiſche Regierung genötigt, ihr wertbeſtändiges 
Geld in Verkehr zu bringen (23. Oktober 1923). Gegen Abgabe 
von Deviſen wurde dasſelbe an die Induſtrie und an die Landwirt 
ſchaft weitergeleitet, ſo daß auf dieſe Weiſe Arbeiter, Angeſtellte 
und ſchließlich auch die Staatsbeamten mit dem „Badendollar“ ent- 
lohnt werden konnten. Der Badendollar erfreute ſich übrigens auch 
außerhalb des Landes eines gewiſſen Anſehens, wie dann über⸗ 
haupt die Verhältniſſe in Baden in den letzten Jahren draußen 
ſtändig als relativ gut angeſehen wurden. 

Die Geſchäftswelt nahm um dieſe Zeit die Berechnung der 
Warenpreiſe auf der Goldbaſis vor. Hierbei kam es zu überſpann⸗ 
ten Berechnungen, woraus dann wieder neue, ſchwere Konfliktge⸗ 
fahr entſtand. Infolgedeſſen ging die Geſchäftswelt unter Mit⸗ 
wirkung der Staatsbehörde zur Aufſtellung von Schlüſſelzahlen 
bei der Warenberechnung über (20. November 1923). 

Ehe der völlige Zuſammenbruch der deutſchen Währung amtlich 
anerkannt wurde, ſtand ganz Deutſchland wieder in hellem Auf⸗ 
ruhr. Reichs- und Staatsbehörden konnten ſich nur noch unter 
Anwendung von Ausnahmegeſetzen halten. 

Ein neues (zweites) Ermächtigungsgeſetz (3. Dezember 1923) 
mußte geſchaffen werden. Mit dieſem wurden die Renten- 
mark, die neuen Steuergeſetze und der Abbau der 
Verwaltung und der Beamten in die Wege geleitet. 
Bereits am 12. Dezember 1923 folgte auch Baden mit einem Geſetz 
über den Perſonalabbau und am 28. Dezember 1923 mit einem 
ſolchen über die Vereinfachung der Inneren Verwaltung. 


Bedingungsloſe Aufgabe des paſſiven Widerſtandes 


Die hohen Koſten, welche die Führung des paſſiven Wider- 
ſtandes verurſachte, belaſteten das deutſche Reichsbudget außer 
ordentlich ſtark. Der Ruhrkampf war ja nie eigentlich finanziert 
worden. Mit der Notenpreſſe glaubte man das Geſchäft der Fir 
nanzierung beſorgen zu können. Berge von Papiergeld wurden 
gedruckt und in Amlauf geſetzt. Wer nicht rechtzeitig mit ſeinen 
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Vermögensbeſtänden „in die Sachwerte flüchtete“, verfiel in kurzer 
Zeit völliger Verarmung. 


Die Politik des paſſiven Widerſtandes hatte ſtreng genommen 
ſchon im Mai 1923 Schiffbruch gelitten. Von dieſer Zeit ab war 
es den fremden Machthabern gelungen, den paſſiven Widerſtand zu 
überwinden. Als zweiſchneidiges Schwert ſchädigte er jetzt auch die 
deutſchen Intereſſen. Von England aus wurde vorgefühlt, ob und 
wie dieſem Kampf ein Ende gemacht werden könne. Das gab 
Reichskanzler Dr. Cuno und dem Außenminiſter von Roſen⸗ 
berg Veranlaſſung, an die alliierten Mächte unterm 2. Mai eine 
No te zu richten, mit welcher eine Verſtändigung angeftrebt wurde. 
Selbſt in Frankreich zeigte ſich damals der Wille, dem Kampfe ein 
Ende zu bereiten. Das gab Poinare Veranlaſſung (25. Mai) zur 
Demiſſion; er nahm ſie aber am andern Tag, nachdem ihm eine 
Vertrauenskundgebung zuteil geworden war, wieder zurück. 


Natürlich war in Frankreich für Poincaré die Situation eine 
andere als in Deutſchland für Cuno. Infolge der wachſenden Not 
war hier die Gefahr eines neuen Amſturzes und einer 
neuen Kataſtrophe in drohende Nähe gerückt. Das veranlaßte den 
Kanzler (4. Juni 1923) eine Ergänzungsnote hinaus zu 
geben, in welcher für die Löſung des ſtrittigen Problems noch prä⸗ 
ziſere Vorſchläge gemacht wurden. Aber auch dieſe Bemühungen 
blieben ohne Erfolg. Wochen gingen ins Land, ohne daß die Aus⸗ 
ſichten für eine Verſtändigung wuchſen. Frankreich forderte von 
der deutſchen Regierung die bedingungsloſe Aufgabe 
des paſſiven Widerſtandes und die Einſtellung aller 
Anterſtützungsmaßnahmen für die Bevölkerung im beſetzten Gebiet. 


Solche Forderungen riefen naturgemäß heftige politiſche Er⸗ 
örterungen hervor. Das deutſche Volk war in zwei Teile gejchie- 
den, der eine kämpfte für die Löſung vom Friedensvertrag unter 
zeitweiſer Preisgabe der rheiniſchen Lande, der andere drängte auf 
eine Verſtändigung. Reichskanzler Cuno konnte ſich zu einer 
klaren Stellung nach der einen oder anderen Seite hin nicht durch— 
ringen. Am 12. Auguſt 1923 überreichte er dem Reichspräſidenten 
die Demiſſion ſeines Kabinetts. 


— I 


Dem nun folgenden Kabinett Streſemann (große KRoali- 
tion mit Hilferding als Finanzminiſter) fiel die Aufgabe der Liqui⸗ 
dierung des Nuhrkampfes zu, wie ihm auch das ſchwere Problem 
zugeſchoben wurde, die Rettung Deutſchlands durch wirtſchafts⸗ 
und ſteuerpolitiſche Maßnahmen herbeizuführen. 

Mitte September fanden zwiſchen der Reichsregierung und Ver⸗ 
tretern der beſetzten Gebiete Verhandlungen über die Frage ſtatt, 
ob der paſſive Widerſtand weiterhin fortgeführt werden könne. In 
einer Konferenz der Reichsregierung mit den Miniſterpräſidenten 
der deutſchen Länder (25. September 1923) wurde eine Aberein⸗ 
ſtimmung darüber erzielt, „daß der paſſive Widerſtand aus inner⸗ 
politiſchen und vor allem aus finanziellen Gründen abgebrochen 
werden müſſe. Ebenſo war man übereinſtimmend der Anſicht, daß 
es die Abſicht und Aufgabe der Reichsregierung ſei, den Abbruch 
des paſſiven Widerſtandes in einer der Würde und Ehre des deut⸗ 
ſchen Volkes entſprechenden Weiſe vorzunehmen. Gegenüber et⸗ 
waigen Verſuchen, die Einheit des Reiches anzutaſten, erklärten 
alle verantwortlichen Leiter der Länder den feſten Willen, die Ein⸗ 
heit des Reiches als ein unantaſtbares Gut der Nation zu bewahren 
und zu verteidigen.“ 

In ihrer Begründung zur Aufhebung des paſſiven Widerſtandes 
(26. September) ſagte die Reichsregierung u. a., „in der Hand der 
Einbruchsmächte liegt es, wenn ſie Deutſchland den Frie⸗ 
den wiedergeben oder mit der Verweigerung dieſes Friedens alle die 
Folgen herbeiführen wollen, die daraus für die Beziehungen der 
Völker entſtehen müſſen.“ 

Deutſchland hatte alſo einen mit anderen nicht militäriſchen 
Mitteln geführten Krieg verloren, und zwar, wie jeder, der 
Einblick in die allgemeine Wirtſchaft hat, wiſſen mußte, in finan⸗ 
zieller und wirtſchaftlicher Hinſicht viel fürchterlicher verloren, als 
den Weltkrieg. Denn jetzt ſtand das deutſche Volk effektiv vor einem 
Nichts; die Mittelſchichten des Volkes waren total enteignet. Der 
Kampf um die nackte Exiſtenz des Reiches hatte begonnen. 

Weil Streſemann nach der Anſicht der Linksparteien gegen 
Sachſen und Thüringen hin ſehr energiſch, nach Bayern hin aber 
nur zaghaft die Klinge führte, verließen ihn die ſozialdemokratiſchen 
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Mitglieder des Kabinetts (23. November 1923). Das hatte jeine 
Demiſſion zur Folge. Der neue Kanzler war der Zentrumsführer 
Wilhelm Marx (3. Dezember 1923). 


Die Extremen während des Ruhrkampfes 


Angeſichts der Vorgänge in anderen Ländern des Reichs ſah 
ich mich bereits am 18. September 1922 veranlaßt, die Deutfch- 
ſozialiſtiſche Partei und den Verband national-geſinnter Soldaten 
polizeilich aufzulöſen. Bald folgte ein Verbot der von dem Privat⸗ 
dozenten Dr. Ruge, Heidelberg, herausgegebenen Zeitſchrift 
„Deutſche Wohlfahrt“ (16. Oktober 1922). 

Trotz der Berufung Dr. Cunos zum Reichskanzler hatten 
nämlich die unter der Führung Hitlers ſtehenden Nationalſozia⸗ 
liſten in Bayern nach wie vor in der ſchärfſten Weiſe gegen die 
Politik des Reiches agitiert. Auf den 28. Januar 1923 war von 
ihnen ein Parteitag nach München einberufen worden, und ſie 
hatten dazu aus ganz Deutſchland die Maſſen ihrer Anhänger auf 
die Beine gebracht. Die Anhänger hatten „Befehl“, wehrfähig zu 
erſcheinen. Auch von Baden waren Gruppen von Nationalſozia⸗ 
liſten nach München gezogen. Man ſprach ganz offen von einer 
Probemobilmachung. Es müſſe zuerſt mit dem „inneren 
Feind“ abgerechnet und mit den „November-Männern“ aufgeräumt 
werden, dann gehe es an den äußern Feind. 

Dieſer Vorgang veranlaßte die Bayeriſche Regierung, den 
Belagerungszuſtand zu verhängen und die Veranſtaltung den Na— 
tionalſozialiſten zu verbieten. Hitler beantwortete die Regierungs- 
maßnahme mit der Drohung, der Staatsgewalt ſeinerſeits Gewalt 
entgegenzuſetzen. Die Lage war ernſt; immerhin ging es diesmal 
noch ohne ſchwere Komplikationen ab. 

Aber während der nun folgenden Monate zog ſich über 
Deutſchland und ſo auch über Baden, ein neues nationalſoziali⸗ 
ſtiſches Anwetter zuſammen. In Steinen bei Lörrach kam es 
Anfang März zwiſchen Nationalſozialiſten und Sozialdemokraten 
im Anſchluß an eine Verſammlung von erſteren, die verbotener- 
weiſe ſtattgefunden hatte, zu einem Zuſammenſtoß; dabei wurde der 
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Führer der Nationalſozialiſten, Dr. Winter, erſtochen. Der preu⸗ 
ßiſche Innenminiſter Severing ließ Mitte März in den Ber⸗ 
liner Büros der Deutſchvölkiſchen Hausſuchungen vornehmen. Da— 
bei wurde Material über den Beſtand einer deutſchvölkiſchen Ge 
heimorganiſation gefunden. Wie in Preußen, ſo wurde nun auch 
in Baden auf Grund des Geſetzes zum Schutze der Republik die 
deutſchvölkiſche Freiheitspartei — ſo lautete der neue Name — 
verboten. 

Die Kommuniſten waren ebenfalls mit geheimbündleriſchen 
Vorbereitungen beſchäftigt. Anter Berufung auf das Vorgehen 
der Nationalſozialiſten und Deutſchvölkiſchen bildeten fie gleich- 
falls „Selbſtſchutzformationen“; dagegen trafen natürlich die badi⸗ 
ſchen Staatsbehörden entſprechende Vorkehrungen. 

Durch alle dieſe Amtriebe wurde die Einheit des deutſchen 
Volkes im Abwehrkampf gegen den Ruhreinbruch ſtark in Frage 
geſtellt. Der paſſive Widerſtand ſollte — jo wollten es die Na⸗ 
tionalbolſchewiſten (Deutſchvölkiſche, Nationalſozialiſten uſw.) — 
ein „Kleinkrieg“ gegen Frankreich werden. And mit Hilfe von 
Sabotageakten an Induſtriewerken, Flußläufen und Eiſenbahnen 
ſuchte man dieſem Ziel näherzukommen (Windſchläg 15. Juni 1923). 

Obwohl die Eiſenbahner als Hauptbeteiligte in der Führung 
des paſſiven Widerſtandes gegen derartige Sabotageakte lebhaften 
Widerſpruch erhoben, war die Zivilbehörde kaum in der Lage, der⸗ 
artige Diſziplinloſigkeiten völlig zu unterbinden. 

Vom Juli 1923 ab machten ſich nun Putſchgerüchte bemerkbar. 
Gefahr ſollte, wie gemeldet wurde, von rechts wie von links drohen. 
Auf den 29. Juli kündigten die Kommuniſten für ganz Deutſchland 
eine Generalmuſterung ihrer „kämpfenden Schar“ an. Die revo⸗ 
lutionären (kommuniſtiſchen) Betriebsräte ſuchten, wo es nur mög⸗ 
lich war, die Arbeiter in den Generalſtreik zu führen. Wo ſolche 
Streiks unternommen wurden, endeten ſie mit einem Mißerfolg 
für die Veranſtalter. Immerhin wurde die Lage allmählich jo ge— 
fährlich, daß ſie geradezu den Beſtand des Reiches in Frage ſtellte. 

In Sachſen waren die Kommuniſten in die Regierung einge— 
treten. Sie glaubten von hier aus ihre Beſtrebungen auf allge 
meinen Amſturz weiter vor tragen zu können. Die Folge war zu— 
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nächſt die, daß auch in Thüringen eine Ara ſozialiſtiſch-kommuni⸗ 
ſtiſcher „Verſtändigung“ begann. Gegen Sachſen kam es ſchließ— 
lich zum Einſatz der Reichsexekutive. 

Bayern zeigte das Bild offener Auflehnung gegen die Staats— 
gewalt von der anderen Seite her. Bei Aufhebung des paſſiven 
Widerſtandes war von der bayeriſchen Regierung (26. September 
1923) angeſichts der zu erwarteten Störungen der Ordnung der 
Ausnahmezuſtand für das Land Bayern verhängt worden. 

Die Reichsregierung kam durch dieſes Vorgehen Bayerns in 
eine ſehr unangenehme Lage. Der Reichspräſident erklärte des⸗ 
halb auch ſeinerſeits- und zwar für das ganze Deutſche Reich den 
militäriſchen Ausnahmezuſtand und übertrug die vollziehende Ge- 
walt auf den Reichswehrminiſter Geßler. Ordnung war aber da— 
mit keineswegs geſchaffen. 

Die rechtsgerichtete Preſſe in Bayern war es, die vollkommen 
unbelehrbar blieb und auf eigene Fauſt einen Kampf gegen die 
Reichsgewalt eröffnete. Im „Völkiſchen Beobachter“ wurde der 
Chef der Heeresleitung, General von Seeckt, in überaus häßlicher 
Weiſe beleidigt. Einer Aufforderung der Reichsregierung, gegen 
dieſes Blatt einzuſchreiten, leiſtete der bayeriſche Staatskommiſſar 
für die öffentliche Ordnung, Herr von Kahr, keine Folge. Der 
Befehlshaber der in Bayern ſtehenden Reichswehrtruppen, Gene- 
ral von Loſſow, erhielt nun den Auftrag, ſeinerſeits vorzugehen. 
Er verſchanzte ſich jedoch hinter die bayeriſche Regierung und ver- 
weigerte ſeiner vorgeſetzten Dienſtſtelle den Gehorſam. 

Die bayeriſche Regierung nahm die Truppen der VII. (baye⸗ 
riſchen) Diviſion „in Pflicht“ und „ernannte“ den vom Reichs- 
wehrminiſter ſeiner Dienſtſtelle enthobenen Diviſionskommandeur 
von Loſſow zum Landeskommandanten und Diviſionskommandeur 
(21. Oktober 1923). Dieſer Schritt der Bayeriſchen Regierung 
war ein mit der Verfaſſung unvereinbarer Eingriff in die mili⸗ 
täriſche Kommandogewalt. Die Reichsregierung, die ſich damals 
auf die große Koalition ſtützte, ſtellte angeſichts ſolcher Entartun- 
gen in einer Erklärung feſt, „an dem Tage, an welchem die deut⸗ 
ſchen Vertreter im Ausland an ſämtliche Mächte eine Erklärung 
über die außenpolitiſche Lage abgaben, um die Aufmerkſamkeit der 
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Welt auf die durch Frankreichs Verhalten geſchaffene unerträg- 
liche Not im Rheinland und im Ruhrgebiet zu lenken, in der die 
Zuſammenfaſſung aller Kräfte mehr als je notwendig iſt, um gegen- 
über dem äußeren Gegner feſt zu beſtehen, habe es die bayeriſche 
Staatsregierung für richtig erachtet, einen offenen Verfaſſungsbruch 
und inneren Kampf im Reich herbeizuführen. Bald ſollte die 
Reichsregierung aber merken, daß ihrer noch Schlimmeres harrte. 
Aus ganz Deutſchland zogen nationaliſtiſche Trupps nach Bayern, 
um ſich hier in die Kampf⸗Formation einreihen zu laſſen. 

Zu Beginn des Monats November befanden ſich an der baye- 
riſch⸗thüringiſchen Grenze die illegalen bayeriſchen Kampfverbände 
in vollem Aufmarſch. Dieſe Sachlage gab der Reichsregierung 
Veranlaſſung, in einem Aufruf offen zuzugeben, daß gewiſſe Kreiſe 
verſuchen, geſtützt auf die Not unſeres Volkes, einen ungeſetzlichen 
Druck auf die Staatsgewalt auszuüben und vielleicht ſogar die 
Brandfackel eines Kampfes Deutſcher gegen Deutſche in das 
Deutſche Haus zu werfen. 

Natürlich waren auch die Kommuniſten jetzt tätiger denn je. 
Vom Juli ab entfalteten ſie eine ſtarke Verſammlungspropaganda. 
Der baldige Aufſtand wurde hierbei angekündigt, die Ausrufung 
einer Arbeiter⸗ und Bauernregierung in nahe Ausſicht geſtellt. In⸗ 
folgedeſſen verbot ich auf Grund des militäriſchen Ausnahmezuſtan⸗ 
des den für den 21. Oktober nach Karlsruhe einberufenen Lan- 
des⸗Betriebsräte-Kongreß. 

Anfang November rückte die Reichswehr zur Sicherung 
der öffentlichen Ordnung in Thüringen ein. Am 9. desſelben 
Monats ſetzten ſich in München Hitler und Ludendorff gegen das 
Reich in Bewegung. Wie die Reichsregierung an demſelben 
Tage mitteilte, war in München die bayeriſche Regierung 
geſtürzt, und der bayeriſche Miniſterpräſident von Knilling 
verhaftet. Hitler hatte ſich angemaßt, eine „Reichsregierung“ zu 
bilden und General Ludendorff zum „Befehlshaber der deutſchen 
Armee“, ſich ſelbſt zum Leiter der Geſchicke Deutſchlands zu be 
ſtimmen. Dieſer ganze Wahnſinn wurde ausgerechnet in demſel⸗ 
ben Zeitpunkt produziert, als die Maßnahmen der Reichsregierung 
die Valuta der Mark im Ausland um vielfaches gebeſſert hatten. 
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Für die Badiſche Regierung war von mir bis zur 
Klärung der Situation in Südbayern angeordnet, daß private 
Nachrichten aus Bayern in der Preſſe nicht veröffentlicht werden 
durften, bevor ſie den Polizeidirektoren (Bezirksämtern) zur Aber⸗ 
prüfung vorgelegt waren. Die Ausgabe von Extrablättern, das 
öffentliche Anſchlagen von ſolchen, ſowie das Plakatieren von Tele⸗ 
grammnachrichten wurden grundſätzlich verboten. 

In verſchiedenen Städten des Landes wurden bekannte Führer 
der Nationalſozialiſten in Sicherheitshaft genommen und der Poſt,⸗, 
Telegraphen- und Eiſenbahnverkehr nach Bayern eingeſtellt. Für 
den Fall des Abzugs der Reichswehr aus den oberbadiſchen Gar- 
niſonen ſollten dieſe durch Bereitſchaftspolizei erſetzt werden. In 
den Amtsſtädten des Landes ohne Staatspolizei wurde die Gen— 
darmerie zu erhöhter Alarmbereitſchaft zuſammengezogen. 

Der Reichspräſident und die Reichsregierung übertrugen ihre 
verfaſſunsgmäßigen Exekutivrechte auf General von Seeckt, den 
Chef der Heeresleitung. Er allein hatte jetzt noch die vollziehende 
Gewalt. Die zivilen Reichs- und Landesbehörden unterſtanden 
von nun an den militäriſchen Befehlshabern (8. November 1923). 
Die Organiſationen der Deutſch-Völkiſchen und Nationalſoziali⸗ 
ſten wurden verboten; die Aufhebung dieſer Verbote erfolgte erſt 
mit der Aufhebung des militäriſchen Belagerungszuſtandes 
(1. März 1924). 

Der nationalſozialiſtiſche Aufruhr brach ſchnell zufammen. Be⸗ 
reits am 10. November 1923 konnte die Badiſche Regierung ihre 
fürſorglichen Verteidigungsmaßnahmen wieder abbauen. Beſtehen 
blieben nur noch die einſchränkenden Verordnungen über Ver— 
ſammlungen und Amzüge unter freiem Himmel. 


Ausbeute des Ruhrkampfes durch die Kommuniſten 


Es läßt ſich nicht beftreiten, daß die Maſſe der arbeitenden Be— 
völkerung, wenn ſie ſich an Teuerungsdemonſtrationen beteiligte, 
hinter dieſen nichts anderes erblickte als den Verſuch, einen Druck 
auf die Behörden auszuüben, um ſo eine Milderung der unhaltbar 
gewordenen wirtſchaftlichen Zuſtände herbeizuführen. Für die 


as 


Führer dieſer Bewegung aber konnte man dieſe Entſchuldigung 
nicht gelten laſſen. 


In einem Zirkular an die Anterbezirksleitungen des Bezirkes 
Baden der K. P. D. aus den Anfangstagen des September 1923 
wurde mitgeteilt, es ſei in den nächſten Tagen mit einer Verſchär— 
fung der Lage zu rechnen. Ein Aufruf mit dem Titel „Das Ge— 
bot der Stunde“ enthielt Forderungen, in welchen klar ausgeſprochen 
wurde, daß die Kommuniſten die Staatsleitung in die Hand nehmen 
und zu dieſem Zweck einen bewaffneten Aufſtand vorbereiten wür⸗ 
den“. In einem anderen Zirkular vom 10. September 1923 wird 
darauf hingewieſen, die politiſchen Verhältniſſe in Deutſchland 
zwängen zur ſofortigen Durchführung eines Verbindungsdienſtes 
im Land; Auskunfts- und Abgabeſtellen müßten allerorts geſchaffen 
werden, Kurierlinien durch das ganze Land ſeien einzurichten. Zwei 
Tage ſpäter ſchon wurde in einem weiteren Rundſchreiben eine 
Probe für den Kurierdienſt angekündigt. Außerdem wurde an 
dieſem Tage die Abhaltung von Bezirkskurſen organiſiert, auf ihnen 
erhielten die Leiter der Betriebshundertſchaften und der Betriebs- 
zellen Inſtruktionen für ihre demnächſtige Tätigkeit. 

Die Wirkung ſolcher Agitation war bald zu ſpüren. Am Frei⸗ 
tag, den 14. September zogen die Bauarbeiter von Weil⸗Leo⸗ 
poldshöhe nach Lörrach, um hier die Tertilarbeiter aus 
den Betrieben zu holen en. Dabei kam es zu Gewalttätigkeiten und 
zur Befreiung von Sträflingen aus dem Gefängnis. Die Anter⸗ 
nehmer der Textilinduſtrie mußten eine einmalige Teuerungsbei⸗ 
hilfe von Frs. 50.— bewilligen. Zur Wiederherſtellung der Ord— 
nung war die Sicherheitspolizei von Freiburg in Marſch geſetzt, auf 
halbem Wege aber wieder aufgehalten worden, weil mittlerweile 
in Lörrach mit dem Einbruch der Dunkelheit Ruhe eingekehrt war. 


Im Intereſſe der Staatsautorität war es nötig, die Befreiten 
wieder feſtzunehmen. Dazu mußte die Bereitſchaftspolizei zu 
Hilfe geholt werden. Am 17. September (Montag) ſollte dieſe 
Aktion zur Durchführung kommen. Ich erklärte mich auch aus all- 
gemeinen politiſchen Gründen mit dieſer Maßnahme einverſtanden; 
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denn mir waren ja die von den Kommuniſten für den Oktober ge- 
planten Putſchunternehmungen nur zu bekannt. 

An dem angeſetzten Montag früh 5 Ahr 45 kam die Bereit- 
ſchaftspolizei nach Lörrach. Sie beſetzte die Amtsgebäude und 
ſicherte ſich ſelbſt durch eine Stacheldrahtumzäunung. Im ganzen 
Induſtriegebiet traten die Arbeiter ſofort in den Ausſtand und ver⸗ 
übten den ganzen Tag über vor dem Stacheldraht ihren Tumult. 
Sie erklärten, ſie würden die Polizei in Lörrach nicht dulden. Ge⸗ 
gen Abend kam es zu einer Schießerei; dabei gab es auf Seite der 
Demonſtranten 2 Tote und mehrere Schwerverletzte. Am nächſten 
Tage ſetzte ſich die Demonſtration fort; es wurde behauptet, die 
Polizei ſei nur deswegen nach Lörrach gekommen, damit die Unter- 
nehmer die von ihnen zugeſtandene Teuerungszulage wieder rüd- 
gängig machen könnten. Mit dieſer Begründung wurde für das 
ganze Land die Generalſtreik-Parole ausgegeben. 

Der ganze Konflikt kam der Leitung der K. P. D. aber etwas zu 
früh; er verdarb ihr vorerſt ſogar das Konzept. Nachdem aber ein⸗ 
mal die Bewegung ins Rollen gekommen war, nahmen die K. P. D.⸗ 
Führer dieſen Vorgang als eine Art Probemobilmachung an, be⸗ 
ſetzten die Grenze, damit kein Fabrikant in die Schweiz entkäme, 
bildeten einen „Ordnungsdienſt“ und formierten einen mehrere tau⸗ 
ſend Mann ſtarken Zug zum Anmarſch gegen die Polizei. Die 
Menge wurde in verſchiedene Trupps, Kampftrupps, Sanitäter 
uſw. eingeteilt. Fabrikanten wurden als Geiſeln feſtgeſetzt und 
verſchleppt. Für Oberbaden wurde nun der Aus nahmezu⸗ 
ſtand verhängt, und für das übrige Land ein allgemeines Verbot 
der Verſammlungen, Anſammlungen und Demonſtrationen unter 
freiem Himmel erlaſſen. Nach drei Tagen (20. Sept. 1923) war 
auch dieſer Spuk zu Ende. Die Freiburger Abteilung der Bereit⸗ 
ſchaftspolizei konnte aus Lörrach zurückgezogen werden. Die von 
Waldshut wurde zunächſt noch in der Nähe von Lörrach belaſſen. 

Ein bemerkenswerter Vorfall iſt noch zu erwähnen! Natio- 
nal⸗Sozialiſten im Wieſental hatten ſich Maſchinengewehre 
verſchafft, um ſich, wie fie ſagten, gegen die K. P. D. ſelbſt zu ſchüt⸗ 
zen. Woher die Waffen waren, konnte nicht genügend aufgeklärt 
werden; die Munition war von der Reichswehr in Donaueſchingen. 
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Gleichzeitig mit der Demonſtration in Lörrach ſetzten auch in 
Lahr derartige Kundgebungen ein. Schon am Nachmittag des 
4. September ſammelte hier Frau Landtagsabgeordnete Anger 
(Komm.) die Erwerbsloſen zu einem Demonſtrationszug. Auf den 
im Zug mitgeführten Tafeln war die Inſchrift zu leſen: „Der Tag 
der Rache iſt gekommen!“ In den nächſtfolgenden Tagen wieder- 
holten ſich dieſe Zuſammenrottungen. Jetzt wurden auch die Anter⸗ 
nehmer (genau wie in Lörrach) zu Verhandlungen über eine ein⸗ 
malige Beihilfenzulage von 50 Frs. nach dem Rathaus „zitiert“, 
wobei ſich Frau Anger zu der Bemerkung fortreißen ließ: „Bald 
werden die Anternehmer am Galgen baumeln!“ 

Noch deutlicher als im Lahrer Gebiet zeigte ſich der Einfluß der 
von Lörrach ausgegangenen Ordres in Kirchheim (Heidelberg). 
Die Arbeiterſchaft der Waggonfabrik Fuchs ſchickte mir ultimativ 
formulierte Forderungen auf Zurückziehung der „Neichswehrfolda- 
teska“ aus den Straßen von Lörrach, Beſtrafung der „Schuldigen 
an dem Blutbad“ und Anerkennung der proletariſchen Abwehrfor⸗ 
mation und Kontrollausſchüſſe. Für den Fall der Nichtannahme 
dieſer Forderung wurde der Generalſtreik angedroht. 

„Wenn die Belegſchaft der Waggonfabrik Fuchs,“ ſo hieß es 
in meinem Antwortſchreiben, „wegen der Vorkommniſſe in Lörrach, 
die ſich lediglich auf das Schuldkonto der kommuniſtiſchen Partei 
ſchreiben laſſen, in den Streik einzutreten gedenkt, ſo kann das nur 
als höchſt unbeſonnen bezeichnet werden. Den aus einem ſolchen 
Streik entſtehenden Schaden tragen lediglich die Arbeiter und ihre 
Familien.“ 

Einer ſolchen Aberlegung waren die Arbeiter von Fuchs und 
auch jene ſonſtiger Heidelberger Betriebswerke nicht zugänglich. 
Es kam bald zu Demonſtrationen im Innern der Stadt; ſie ver⸗ 
liefen zunächſt noch harmlos, führten aber wenige Tage ſpäter zu 
Zuſammenſtößen mit der Bereitſchaftspolizei. 

In Emmendingen (18. Sept. 1923) beſchränkte ſich die 
Demonſtration auf die Geltendmachung von rein wirtſchaftlichen 
Forderungen; dabei ſpielte die Gewährung von Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfen und die Bereitſtellung von Nahrungsmitteln durch die Stadt 
die Hauptrolle. Anders war die Stimmung in Weinheim. 

ö ne 
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Dort proteſtierte das Gewerkſchaftskartell am 22. September gegen 
die Verhängung des Ausnahmezuſtandes und forderte die Zurück⸗ 
ziehung der Polizeitruppen aus dem Gebiete des Oberlandes. 
„Sollten unſere Forderungen nicht die notwendige Berückſichtigung 
finden,“ ſo ſchrieb dieſe Organiſation dem Staatsminiſterium, 
„dann müſſen wir Maßnahmen ergreifen, die uns die Gewähr bie- 
ten, unſerer „gewerkſchaftlichen Tätigkeit“ voll und ganz gerecht zu 
werden.“ 

Naoͤcch entſchiedener proteſtierte die Arbeiterſchaft in Grenzach; 
fie trat in den Ausſtand und erklärte darin zu verharren, bis die 
Polizei aus Lörrach zurückgezogen würde, und die Hinterbliebenen 
der „gemordeten“ Arbeiter eine ausreichende Entſchädigung und die 
Verwundeten eine ausreichende Anterſtützung vom Staate erhalten 
hätten. 

Aber nicht nur auf die Arbeiterſchaft übten die Vorgänge in 
Lörrach ihren unheilvollen Einfluß aus, auch in verſchiedenen G e - 
meindekollegien kam es wegen des Lörracher Falles zu De— 
monſtrationen. Der Bürgermeiſter von Maulburg und jene 
von Zell i. W. und Fahrnau mußten dem Miniſterium die For⸗ 
derung auf Zurückziehung der Bereitſchaftspolizei telegraphieren. 
Ihnen wurde von mir geantwortet, die Regierung verwende die 
Polizei fo, wie es nach der allgemeinen Sachlage geboten erſcheine. 
„Die Bevölkerung müſſe ſich eben daran gewöhnen, auch in ihren 
heimatlichen Mauern die polizeiliche Staatsmacht zu ſehen. Das 
gäbe eine ſchöne Verwaltung, wenn über ſolche Fragen öffentliche 
Demonſtrationsverſammlungen zu entſcheiden haben würden! Was 
Geſetz und Eid von mir fordern, das wird in aller Ruhe nach je⸗ 
weiliger Sachlage angeordnet werden. Beeinfluſſungen, die unter 
dem Druck der Straße zuſtande kommen, können eine Berückſichti⸗ 
gung nicht finden.“ 

* 

Damit aber war die Streik- und Demonſtrationsbewegung 
nicht zur Ruhe gekommen. Den Arbeitern wurde abermals von 
den Kommuniſten Hoffnung gemacht auf die große General- 
abrechnung mit der Staatsmacht. Mit der Einſtellung des 
paſſiven Widerſtandes ſollte, jo hatte es geheißen, im offenen Bür⸗ 
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gerkrieg die verfaſſungsmäßige Staatsform des deutſchen Reiches 
beſeitigt und an ihrer Stelle die Diktatur des Proletariats auf 
gerichtet werden. Im Oktober ſollte der Sturm beginnen. Als 
Brandherde der Bewegung waren in Ausſicht genommen die In: 
duſtriegebiete Hamburg und Bremen im Norden, Sachſen und Thil⸗ 
ringen in Mitteldeutſchland und das badiſche Oberrhein⸗ 
Induſtriegebiet im Südweſten. 

Der Kommuniſt Geißert von Waldshut verkündigte in den 
Verſammlungen ohne jede Scheu (29. Auguſt 1923), die Kommu⸗ 
niſten müßten alles beſchlagnahmen. Es müſſe für Waffen und 
Munition geſorgt werden. Auf einer Konferenz in Lörrach führte 
er aus, „die Arbeiter- und Bauernregierung könne nur durch einen 
bewaffneten Aufſtand erreicht werden. Dieſer ſtehe für die aller⸗ 
nächſte Zeit bevor. Deshalb ſei es erforderlich, in den einzelnen 
Ortsgruppen proletariſche Hundertſchaften zu bilden.“ 

So, wie in den vorgenannten Orten, machte ſich auch in vielen 
anderen Gemeinden und Städten des Landes die Erregung der Ar⸗ 
beiterſchaft über das Vorgehen der Regierung gegen die Lörracher 
Putſchiſten Luft; immer wieder ſtellten dabei — was ja an ſich 
verſtändlich war — die unhaltbar gewordenen wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſtände ein gutes Agitationsmittel dar. 

* 


Im Zuſammenwirken mit den Parteigängern in Württemberg 
bereitete man die Oktober⸗„Aktion“ vor. Die Parole zu Muni⸗ 
tionsdiebſtählen wurde herausgegeben; und ſie wurde auch 
befolgt, wie aus den ſpäteren Vorgängen in Neckargemünd, Heidel⸗ 
berg, Rajtatt, Baden-Baden, dem hohen Schwarzwald und am 
Oberrhein klar zu erſehen iſt. Sprengbomben wurden eifrig fabri⸗ 
ziert. In dem Rundſchreiben der K. P. D. Bezirk Baden Nr. 10, 
datiert vom 12. Oktober 1923 (Mannheim) hieß es: „Die Partei 
hat ſich ſo einzuſtellen, daß der Sieg politiſch und organiſatoriſch 
vorbereitet wird, den Kampf in allen Phaſen zu leiten und wir 
die Staatsleitung in die Hand nehmen.“ „Militäriſche Oberleiter“ 
wurden beſtellt, die ſich dann in Lörrach zuſammenfanden. 

Frau Landtagsabgeordnete Anger, die ſich aus Furcht vor 
Strafe wegen der Ausſchreitungen in Lahr, in Offenburg unter den 
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Schutz der Franzoſen ſtellte, ſchrieb von hier aus ihrem Landtags⸗ 
kollegen Bock (28. Okt. 1923): „Wir werden nun handeln! Mitt⸗ 
woch Nacht Donnerstag iſt Stichtag. Gib wie folgt Kenntnis: 
Frieda ankommt? Das iſt die Stunde der Entſcheidung. Wir ſind 
noch ſchlecht bewaffnet. Was aus uns wird, weiß ich deshalb noch 
nicht. Sind entſchloſſen zu kämpfen bis zum Sieg oder Antergang. 
Sendet Anterſtützung mit 4 M. G. und 100 Gewehren oder Piſtolen 
mit Munition. Sind wir geſichert? Was Ihr leiſten könnt, gebt 


Kuriernachricht.“ 
* 


Das Vorgehen der Arbeitsloſen in Mannheim am 15. Ok⸗ 
tober 1923 und den nachfolgenden Tagen, wo im Rathaus Türen 
eingedrückt, die elektriſche Straßenbahn angehalten und Plünde⸗ 
rungen von Warenhäuſern vorgenommen wurden, enthüllte klar die 
Tatſache, daß die Kommuniſten ihre Methode der Revolte nach 
einem ganz beſtimmten Plan und mit einer ganz beſtimmten Ziel⸗ 
richtung betrieben. Der Polizeiwachtmeiſter Böttger wurde 
damals mitten auf der Straße von weiter Entfernung her erſchoſſen. 
Auch andere Polizeibeamte wurden mit Schüſſen angegriffen. Es 
war ſchwerer Aufruhr, der hier tagelang die geſamte Bevölkerung 
in Schrecken verſetzte; er mußte niedergekämpft werden. Am 17. Ok⸗ 
tober allein gab es auf ſeiten der Aufrührer 6 Tote. Bei der 
Zähigkeit, mit der die kommuniſtiſchen Führer in Mannheim vor⸗ 
gingen, war ſchließlich ein entſchiedenes Zugreifen der Polizei 
nötig; das gab nun wieder, wie immer in ſolchen Fällen, den an 
den Vorkommniſſen unbeteiligten Zuſchauern Veranlaſſung zu Kla⸗ 
gen über angeblich allzuforſches Vorgehen der Polizei. 

Der Aufruhr beſchränkte ſich nicht nur auf die Stadt Mann⸗ 
heim; auch die Orte der näheren Umgebung wurden von Rotten 
Erwerbsloſer heimgeſucht, die plündernd von Laden zu Laden zogen, 
und die Verſuche, ſie bei ihren Plünderungen zu ſtören, teilweiſe 
mit der Waffe in der Hand beantworteten. Hier Schwäche zu zei⸗ 
gen, wäre geradezu ein Anreiz zu weiteren Plünderungen geweſen. 

Bei den zu gleicher Zeit ſich in Weinheim abſpielenden 
Plünderungen und Zuſammenrottungen, bei denen übrigens ſehr 
viele Ortsfremde mitwirkten, mußten angeſichts der Tatſachen, daß 
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die Aufrührer Handgranaten verwendeten, Bereitſchaftspolizei und 
eine größere Anzahl von Gendarmen eingeſetzt werden. Gerade die 
Vorgänge in Weinheim ließen gar keinen Zweifel mehr darüber 
aufkommen, daß es ſich um eine ſyſtematiſch durchgeführte Aktion 
der kommuniſtiſchen Partei handelte. 

Heidelberg bekam die Ladenplünderungen erſt ſpäter 
(24. November 1923) zu ſpüren. Gegen die Polizei, die ſich be⸗ 
mühte, die Plünderungen unmöglich zu machen, ſetzte dabei bald 
eine wohl organiſierte und mit aller Diſziplin durchgeführte Gegen⸗ 
wehr der Erwerbsloſen ein; auch hierbei wurde die Anwendung von 
Schußwaffen in nicht wenigen Fällen feſtgeſtellt. Die Bewegung 
ſprang über auf Neckargemünd; fie ähnelte hier in ihrem 
Verlaufe jener in Heidelberg. Auch in den kleineren Städten der 
Bodenſeegegend verliefen die Erwerbsloſendemonſtrationen nach 
dem gleichen Muſter. 

Die Situation war alſo klar: Die Kommuniſten hatten 
Oberbaden zum Ausgangspunkt ihrer revoluti⸗ 
onären Aktion gemacht. Aber es glitt ihnen doch die Be⸗ 
wegung zu früh aus den Händen und ſo kam, was kommen mußte: 
ein wildes Durcheinander, ein planloſes Plündern und fortdauern⸗ 
der Schrecken für die Bevölkerung bald in dieſer, bald in jener Stadt 
oder Gemeinde, aber keine rechte Einheitlichkeit und kein poſitives 
mitfortreißendes Ziel. Womit die Führer der Kommuniſten nicht 
gerechnet hatten, das trat mit dieſer die Kräfte zerſplitternden 
Kampfmethode ein: ſie holten ſich eine Schlappe um die andere. 
Schon bei den vorbereitenden Handlungen wurden ſie matt geſetzt 
und die aktiven Elemente wurden hinter Schloß und Riegel ge⸗ 
bracht. Das Endziel, die Zuſammenfaſſung der in ver⸗ 
ſchiedenen Teilen des deutſchen Reiches zu gleicher Zeit losbrechen ; 
den Putſche zu einem bewaffneten Aufſtand und offenen Bürger 
krieg, war damit nicht mehr zu erreichen. 

Da mittlerweile die Kommuniſten auch im übrigen Deutſchland 
zu putſchen verſucht hatten, erließ der Inhaber der vollziehenden 
Gewalt, der Chef der Heeresleitung, von Seeckt, auf Grund des 
militäriſchen Ausnahmezuſtandes unterm 20. November 1923 ein 
Verbot ſämtlicher Organiſationen und Einrichtungen der kommuni⸗ 
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ſtiſchen Partei Deutſchlands, der kommuniſtiſchen Jugend und der 
kommuniſtiſchen 3. Internationale ſowie auch ſpäter ein Verbot der 
roten Gewerkſchaftsinternationale. Damit wurden die Drudjachen- 
propaganda und die kommuniſtiſche Preſſe ſowie die Verſammlungs⸗ 
agitation unterdrückt; die Vermögensbeſtände und Drudjachenvor- 
räte wurden beſchlagnahmt. Die Verbote ſind ausdrücklich damit 
begründet, die K. P. D. habe durch ihren bewaffneten Aufſtand in 
Hamburg und die Betätigung in ihren übrigen Bezirken — na⸗ 
mentlich in Sachſen und Thüringen — in den letzten beiden Mo— 
naten erwieſen, daß ſie beſtrebt ſei, Soldaten der Wehrmacht zum 
Angehorſam gegen ihre Vorgeſetzten und die Bevölkerung zum 
Widerſtand gegen die Anordnungen der Inhaber der vollziehenden 
Gewalt zu verleiten und durch den politiſchen Generalſtreik und be— 
waffneten Aufſtand die verfaſſungsmäßige Staatsform des deut— 
ſchen Reiches umzuſtürzen. 

Zur völligen Antätigkeit hatte dieſes Verbot die 
K. P. D. nicht bringen können. Nach außen hin herrſchte zwar 
Ruhe. Viele Anhänger derſelben zogen ſich zurück, weil nach den 
Gewalttätigkeiten vom September und Oktober im ganzen badiſchen 
Lande zahlreiche Verhaftungen vorgenommen wurden. In den 
größeren Städten ſuchte die jetzt illegal fortbeſtehende Bezirkslei⸗ 
tung der K. P. D. Straßenanſammlungen zu arrangieren; die An⸗ 
hänger wurden aufgefordert, dabei in „Aniform“ zu erſcheinen. 

Obwohl in einem Geheimzirkular die Rede davon war, die 
K. P. D. laſſe ſich nicht verbieten und werde weiterarbeiten, zeigt 
ein Bericht aus Baden, welcher einem von Frankfurt a. M. nach 
Stuttgart reiſenden Kurier abgenommen wurde, daß die Führer 
mit der Entwicklung der Dinge nicht zufrieden waren. Der „mili⸗ 
täriſche“ Leiter des Bezirks Baden teilt in dieſem Bericht mit, es 
habe ſich zwar in der Leitung der Funktionskörper einiges gebeſſert; 
auch ſeien die Betriebszellen aufgebaut, aber es werde in dieſen 
wenig Arbeit geleiſtet. Im Anterbezirk Heidelberg ſei nach der 
blutigen Demonſtration ein ſtarker Rückſchlag eingetreten. 
Im Betrieb der Waggonfabrik Fuchs ſeien die Anhänger faſt alle 
gemaßregelt, weshalb eine Niedergeſchlagenheit in den Reihen 
herrſche. In Karlsruhe ſtehe es beſſer, hier ſei auch der Einfluß 
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auf die Erwerbsloſen größer als in Heidelberg und in Mannheim. 
Geklagt wird in dem Bericht auch über das paſſive Verhalten der 
Genoſſen, das zum Teil durch die miſerable Bewaffnung entſchul⸗ 
digt werde. Die Produktion von Handgranaten ſchreite gut fort. 
Es beſtehe aber ein Mangel an Handfeuerwaffen, die für die Durch⸗ 
führung von Demonſtrationen unerläßlich ſeien. 

In dieſem wie in anderen aufgefangenen Kurierberichten tritt 
viel Großſprecherei zutage; denn es unterlag gar keinem Zweifel, 
daß mit der fortdauernden Beſſerung der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe und infolge des ſcharfen Vorgehens der Polizeiorgane die 
kommuniſtiſche Bewegung weſentlich an Bedeutung verlor. Es er⸗ 
folgten zwar immer wieder neue Organiſationsumſtellungen; alle in 
aktives Leben, das kräftig genug geweſen wäre, die öffentliche Ord⸗ 
nung jo zu erſchüttern, wie das früher möglich geweſen war, ge- 
langte nicht mehr zur Entwicklung. 

Am 1. März 1924 wurde mit der Beſeitigung des militäriſchen 
Ausnahmezuſtandes das Verbot der kommuniſtiſchen Partei und 
ihrer Organe aufgehoben. Die kommuniſtiſche Preſſe führte nun 
gegen die Sicherheitsorgane des Staates wieder eine recht blut⸗ 
rünſtige Sprache. Das führte hin und wieder zu befriſteten Ver⸗ 
boten der kommuniſtiſchen Zeitungen. 

Beim Studium der kommuniſtiſchen Geheimliteratur aus den 
Jahren 1923/24 findet man ſo viel Phantaſtik, daß ſich einem 
geradezu die Frage aufdrängt, ob denn die Macher der K. P. D. noch 
im vollen Beſitz des Verſtandes geweſen ſind. Noch ſchlimmer 
als dieſe Phantaſtik war aber die Gleichgültigkeit und Anbedenk⸗ 
lichkeit, mit der die Arbeiter, die der kommuniſtiſchen Parole folg⸗ 
ten, einfach in Tod und Lebensgefahr hineingehetzt wurden. Es 
heißt doch, das Leben der Arbeiter bewußt und in verbrecheriſcher 
Weiſe aufs Spiel ſetzen, wenn ihnen z. B. die Weiſung gegeben 
wird, fie ſollten die auf Automobilen anfahrende Polizei durch Auf- 
ſpringen auf die Wagen zu entwaffnen ſuchen. 

„Zurück in die Gewerkſchaften“, ſo heißt es in einem von dem 
Reichstagsabgeordneten Kenzler und dem Landtagsabgeord— 
neten Ritter in Mannheim am 28. Januar 1925 verſchickten 
Zirkular. „In den Betrieben kann man am beſten die Revolution 
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organiſieren. Aus den Betrieben werden einft die bewaffneten 
Stoßtrupps hervorbrechen als Avantgarde der ſozialen Revolution. 
Je mehr kommuniſtiſche Betriebsräte wir haben, deſto größer unſer 
Einfluß bei den Maſſen und deſto beſſer können alle Vorbereitun⸗ 
gen in unſerem Sinne getroffen werden.“ 

Mit der „Avantgarde“ ſcheint es aber nicht mehr weit her zu 
ſein, wie ſeitdem das Ergebnis der verſchiedenſten Betriebsrats⸗ 
wahlen zeigte. Aber auch dem „Bollwerk der ſozialen Revolution“, 
mit welchem die K. P. D. gemeint iſt, fehlen wohl Zement und 
Granit. Der Löwe brüllt wohl noch, Zähne hat er keine mehr! 


Die Räumung der beſetzten Gebiete in Baden 


Bald nachdem die Eiſenbahn von der franzöſiſch-belgiſchen 
Negie in Betrieb genommen worden war, haben die Vertrauens- 
leute der badiſchen Eiſenbahner unter Zuſtimmung der Reichsbahn⸗ 
verwaltung bei den franzöſiſchen Behörden wegen einer Wieder- 
aufnahme des Dienſtes auf der Strecke Appenweier — Offenburg 
ſondiert (Mitte Februar 1923). Die von den Franzoſen geſtellten 
Bedingungen konnten nicht akzeptiert werden; liefen ſie doch darauf 
hinaus, daß die Beamten völlig unter dem Kommando der fran- 
zöſiſchen Eiſenbahn-Regie zu arbeiten hätten. Am zwiſchen Mittel⸗ 
und Anter- mit Oberbaden eine Eiſenbahnverbindung zu erhalten, 
richtete die Reichsbahn einen Amgehungsverkehr über Pforzheim — 
Calw, Oberndorf — Villingen ein, der allerdings viel Zeit in An⸗ 
ſpruch nahm. 

Zur Anterſtützung des gewerblichen Lebens in Offenburg wurde 
vom Staat ein Laſtautomobilverkehr zwiſchen Renchen und Offen⸗ 
burg eingerichtet. Ein Perſonenverkehr mit Automobilen wurde 
mit einem Verbot beantwortet; auch der Laſtwagenverkehr unterlag 
vielerlei Schikanen. Ebenſo mißlich wie hier geſtalteten ſich die 
Verhältniſſe im Renchtal. Es tauchte deswegen der Gedanke auf, 
mit einem Amgehungsgleisſtück auf die Rheintalbahn zu kommen. 
Die dagegen von den Reichsbehörden erhobenen Bedenken und die 
dafür notwendigen Vorarbeiten ließen ſo viel Zeit verloren gehen, 
daß, als endlich mit der Ausführung begonnen werden konnte, 
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Deutſchland bereits im Begriff ſtand, den paſſiven Widerſtand auf 
zuheben (Juli 1923). 

Nach Aufgabe des paſſiven Widerſtandes zog die badische Re⸗ 
gierung durch ihre Bezirksorgane an zuſtändiger franzöſiſcher Stelle 
Erkundungen über die Rückgabe der Eiſenbahn ein. Der Schritt 
erfolgte im Einvernehmen mit dem Reichsverkehrsminiſter. Die 
Pariſer Regierung ließ ſich jedoch Zeit, die alte Ordnung wieder 
herzuſtellen. Der franzöſiſche Major Caillaux, Verbindungs- 
offizier der J. M. K.K. in Karlsruhe, ſtellte die Sachlage zwar jo 
dar, als ob die franzöſiſche Regierung der Rückübertragung des 
Eiſenbahnbetriebs in den Bezirken Kehl und Offenburg an die 
deutſche Verwaltung keine Schwierigkeiten entgegenſetze. Allein, 
es ſcheint ſich hierbei mehr um eine private Auffaſſung gehandelt zu 
haben. Hat doch der franzöſiſche Militärkommandeur, Oberftleut- 
nant Rozier, dem Stadtrat in Offenburg auf das Gerücht hin, 
die Eiſenbahner rüſteten ſich zur Aufnahme des Betriebes auf 1. 
oder 9. Oktober, ſchriftlich mitgeteilt, die Aufnahme der Arbeit könne 
nicht in Frage kommen, ſolange er nicht im Beſitz der Befehle der 
Pariſer Behörden ſei. Der in Kehl amtierende Generalſtabschef 
Rouſſau meinte bei einer Anterredung mit dem Amtsvorſtand 
des Bezirksamts Kehl (26. September 1923), die Eiſenbahner könn⸗ 
ten ſich ja bei der franzöſiſch-belgiſchen Regie zur Arbeit anmelden, 
und zwar einzeln. Roufjau ſelbſt ſagte, die Löſung ſei gar nicht 
einfach; denn, wenn es ſich auch nur um eine kleine Bahnſtrecke 
handle, jo würde dieſe kaum früher als die übrigen Negiebahnen 
der deutſchen Verwaltung zurückgegeben werden. Eine Rückkehr 
der Eiſenbahner zum Dienſt „en masse“ wurde für unmöglich 
erklärt. 

Der Streitfall wurde ſchließlich aber doch dadurch gelöſt, daß 
die Franzoſen das Bahngebiet Kehl — Appenweier — Offenburg aus 
der franzöſiſch⸗belgiſchen Regie ausſchieden; endlich am 12. Dezem⸗ 
ber 1923 wurde der Eiſenbahnbetrieb durch die deutſche Verwal⸗ 
tung wieder aufgenommen. 

Bei der Zurückgabe der Bahnen in den Häfen von 
Mannheim, Rheinau und Karlsruhe wurde die deutſche Verwal⸗ 
tung verpflichtet, ſich keine Vorzugsrechte zu geſtatten, welche den 
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interalliierten Intereſſen in den Häfen Nachteil bringen könnte. 
Das Recht der Kontrolle über den allgemeinen Verkehr behielt ſich 
die Beſatzungsbehörde noch für einige Zeit vor. 


Neben den Bemühungen um die Zurückgabe des Eiſenbahnbe⸗ 
triebs gingen auch ſolche über die Wiedereinſetzung des 
Bezirtsamts in Offenburg einher. Der Abſchnitts⸗ 
kommandant von Offenburg ſchrieb an den Stadtrat, der in dieſer 
Angelegenheit die Vermittlung übernommen hatte, daß er die An⸗ 
regung auf Wiedereinſetzung des Bezirksamts dem Kommandanten 
der franzöſiſchen Rheinarmeen befürwortend überwieſen habe. Der 
Vadiſchen Regierung ließ er mitteilen, es ſollten einſtweilen neue, 
früher nicht in Offenburg beſchäftigte Beamte für die Beſetzung 
des Amtes vorgeſchlagen werden. Das geſchah. Gleichwohl aber 
hatte es auch hier noch gute Weile gedauert, ehe es zu einer Ver⸗ 
ſtändigung kam. 


Nicht nur das Bezirksamt, auch die Stadtverwaltung — dieſe 
wurde ſeit der Verhaftung des Oberbürgermeiſters vom Stadtrat 
lollegial geführt — mußte auf die Forderung der franzöſiſchen Be⸗ 
ſatzungsbehörde hin wieder etabliert werden; Oberbürgermeiſter 
Holler könne wieder zurückkommen. Seine Rückkehr erfolgte am 
25, Januar 1924. Am 7. Januar 1924 hatte das Bezirksamt feine 
Tätigkeit wieder aufgenommen. 


Geblieben war noch die ſtarkemilitäriſche Beſatzung. 
Erſt am 18. Auguſt 1924 teilte der damalige Brückenkopfkomman⸗ 
dant Boquet dem Oberamtmann und dem Stadtrat in Offen⸗ 
burg mit, daß noch an demſelben Tage die vollſtändige Räumung 
des geſamten Offenburger Gebietes erfolgen werde. Der Befehl 
zur Räumung war der franzöſiſchen Beſatzungsbehörde ſelbſt ſehr 
überrafchend gekommen. Hals über Kopf mußten die Räumungs⸗ 
arbeiten durchgeführt werden. Abends 9 Ahr 15 verließ der letzte 
franzöſiſche Soldat die Stadt Offenburg. Gleichzeitig wurden auch 
Appenweier, Windſchläg, Arloffen, Ebersweier, Rammersweier, 
Zell-Weierbach, Feſſenbach, Ortenberg, Elgersweier, Zunsweier, 
Schutterwald, Waltersweier und Bühl frei. Anläßlich dieſer er— 
freulichen Entwicklung fand der übliche Austauſch behördlicher 
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Glückwunſchtelehramme ſtatt. Der damalige Staatspräſident, 
Dr. Köhler, begab ſich perſönlich in das wieder befreite Gebiet. 

Die militäriſche Räumung des Hafens in Karlsruhe und die 
Räumung der Mannheimer Hafenanlagen erfolgte am 21. Oktober 
1924. In beiden Häfen blieb jedoch auch weiterhin die vor der 
Beſetzung ſchon tätig geweſene franzöſiſche Schiffahrtskontrolle 
(1 Offizier, 25 Mann) ſeßhaft. An dieſem Tage wurde auch das 
Mannheimer Schloß geräumt. 
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„Schwarz — weiß — rot“! 


Der völkerrechtswidrige Einbruch der Franzoſen in Deutſchland 
hat auch noch ein anderes Anheil als das bisher beſprochene ange— 
richtet. Durch ihn erhielten die monarchiſtiſchen Geheimbünde wie- 
der neue Nährkraft. Ganz ernſt zu nehmende Leute ſuchten das 
deutſche Volk für eine Politik zu gewinnen, die ihm zu allem an⸗ 
dern Anglück auch noch einen neuen blutigen Aderlaß eingetragen 
haben würde. 

Den Ruhreinbruch mit einer regelrechten Kriegserklä⸗ 
rung zu beantworten, das hielten jene Leute zwar auch nicht für 
möglich; denn neben dem Mangel an Kriegsausrüſtung und neben 
der Gefahr einer polniſchen Invaſion erſchien ihnen für die 
Inaugurierung einer ſolch agreſſiven Kataſtrophenpolitik die parla⸗ 
mentariſche Lage doch nicht günſtig genug. Aber ſie ſpielten mit 
allerlei andern, nicht minder gefährlichen Ideen und Plänen. 

In einer im Frühjahr 1923 verbreiteten bayeriſchen Korreſpon⸗ 
denz („Schwarz-weiß⸗rot“) heißt es: der Streſemannflügel der 
Deutſchen Volkspartei befindet ſich zwar jetzt durchaus in den Rei⸗ 
hen der hinter der Regierung (Cuno) ſtehenden Parteien. Er hat 
in ſeiner Preſſe aber doch einmal die Möglichkeit der endlichen 
Bildung der ſogen. großen Koalition angedeutet. Das gibt zu 
denken; denn naturgemäß wäre damit wieder der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei der ausſchlaggebende Einfluß im Reichstag verliehen 
und für Herrn Dr. Wirth kämen u. A. wieder Tage heroiſcher 
Selbſtaufopferung zum beſten des Vaterlandes und zugunſten ſei⸗ 
ner eigenen Perſon. Von den beiden anderen bürgerlichen Par- 
teien der Mitte kann man bei ihrem notoriſchen Mangel an poli- 
tiſchen Köpfen als ſicher annehmen, daß ſie, wie im Jahre 1917, 
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zuliebe eines innenpolitiſchen „Erfolges“ für die Demokraten vor 
ihren politiſchen Fehlern und Aufgaben nicht zurückſcheuen würden. 

Deshalb alſo wurde die Regierung Cuno toleriert und 
der paſſive Widerſtand als Vorläufer ernſterer 
Kampfesmethoden gegen die Franzoſenherr⸗ 
ſchaft am Rhein undan der Ruhrangeſehen. „Wir 
dürfen“, ſo hieß es damals in der genannten Korreſpondenz, „der 
Regierung keine Vorwürfe machen und ihr auch nicht das Ver⸗ 
trauen kündigen, wenn fie unter Amſtänden gewaltſame Aufleh— 
nungsverſuche, wie ſie im beſetzten Gebiet täglich möglich ſind, hart 
tadelt.“ 

Die Regierung Cuno ſollte ruhig „ihr Geſicht wahren“, wie der 
Chineſe ſagt, „bis der Wille zur paſſiven Abwehr immer mehr und 
mehr durch die dazu geeigneten an jedem Ort verſchiedenen Mittel 
in den Willen zur Befreiung Deutſchlands umgeſetzt iſt“. Denn 
„auch die franzöſiſche Leidenſchaft muß noch mehr erregt werden, 
das Preſtige der Franzoſen muß noch mehr feſtgelegt ſein, damit 
auch die in Frankreich vorhandenen Stimmen der ſogen. wirtſchaft⸗ 
lichen Verſtändigung durch Verhandlungen nicht mehr durch- 
dringen.“ 

Aber ruhig ſein! Nichts merken laſſen, ſonſt wird „den Flau⸗ 
machern und Verhandlungsfreunden Waſſer auf die Mühlen“ ge⸗ 
leitet. Auch „keine Angriffe auf die Regierung wegen ihrer angeb- 
lichen Schlappheit, ihrer angeblichen Ahnlichkeit mit der Regierung 
Bethmann, ihrem angeblichen Mangel an Energie“. 

Die Leute, welche die erwähnten politiſchen Ziele progagierten, 
hatten auf weſentliche Teile des Volkes nicht zu unterſchätzenden 
Einfluß. Sie haben der ſtudierenden Jugend die Herzen warm ge 
macht und die Köpfe verdreht. Der Glaube an die Möglichkeit 
eines Banden- und Guerillakrieges, aus welchem ſich dann der 
Frontkrieg herausſchälen würde, galt ihnen geradezu als heilig. 
Noch kein Wüſtenvolk habe wegen Mangels an kleinen Waffen 
auf die Führung eines Krieges verzichten müſſen, hieß es. Auf die 
Frage, woher aber die ſchwere Bewaffnung, Geſchütze, Flugzeuge, 
kämen, kam die Antwort: „Iſt es erſt einmal ſo weit, dann bekommt 
man für Geld auch dieſe“. 
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Immer wieder muß bei alldem daran feſtgehalten werden, daß 
Frankreich es ſelber war, welches in erſter Linie die Schuld an die⸗ 
ſer gefährlichen Aberreizung des Nationalgefühls trug: Hätte 
Frankreich nach Friedensſchluß Deutſchland gegenüber keine Ge— 
waltpolitik, ſondern eine Politik friedlicher Verſtändigung getrie⸗ 
ben, wäre der unſelige Ruhreinbruch nicht gekommen, dann würde 
Deutſchland die Epoche der illegalen Soldätelesſpielerei erſpart ge⸗ 
blieben ſein. 

* 


Seit Juli 1922 waren in Baden die deutſchvölkiſchen Organi- 
ſationen verboten. Zu den verbotenen Vereinigungen gehörten 
der „deutſchvölkiſche Schutz- und Trutzbund“, die „Nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Arbeiterpartei“, der „Bund nationalgeſinnter Soldaten“ und 
die „deutſchen Sozialiſten“. Gewiß traten an deren Stelle immer 
wieder andere „Erſatz“-Verbände (gewiſſe Turnvereine und Wan⸗ 
derklubs); aber die Polizei war auf der Hut und ließ die Macher 
dieſer ſtaatsfeindlichen Verbände nicht zur Ruhe kommen. 


Der Ruhreinbruch hat den Vereinigungen neuen Impuls ge⸗ 
geben. Das zeigte ſich vor allem in den Städten in dem veränder⸗ 
ten Straßenbild. Es handelte ſich dabei um eine Erſcheinung, die 
man bisher nicht beobachtet hatte. Die Jugend ſteckte ſich in die 
Windjacke und ſchnallte ſich auch für den Weg zur Schule den 
Lederriemen um den Leib. Immer wieder war von dem Aus— 
marſch zu „Felddienſtübungen“ zu hören. Die Schüler der Mittel- 
und Hochſchulen vernachläſſigten infolgedeſſen ihre ſchüleriſchen 
Pflichten, eine Tatſache, die bei den Schulprüfungen nur zu deut⸗ 
lich wahrgenommen wurde. 

Als ſchließlich Cuno's Politik in die Sackgaſſe geriet, und der 
Münchner Novemberputſch 1923 elend zuſammenbrach, da ließ 
auch das nach Romantik dürſtende Treiben der Jugend etwas nach; 
die geiſtigen Nährväter dieſer Jugend mochten wohl eingeſehen ha⸗ 
ben, daß die Sehnſucht nach einer Wiederkehr all des Großen und 
Schönen, das die deutſche Nation einſtens ihr eigen nannte, nicht 
mit militäriſchen Spaziergängen zu verwirklichen iſt. 


— 161 — 


Bald machte ſich nun auch in den Bünden, ſoweit fie noch nicht 
einem Polizeiverbot verfallen waren, eine innere Zerſetzung bemerk— 
bar. Die ablehnende Einſtellung zum Staate von heute mäßigte 
ſich; und zu dieſer Mäßigung trug der Sieg der Rechtsparteien 
bei der Reichstagswahl im Mai 1924 wohl nicht wenig bei. 

Soweit ſich die verboten geweſenen Vereinigungen an den 
Wahlen beteiligten, wurden ſie nach Maßgabe der Verfaſſung von 
den Verboten befreit. Das eine oder andere Verbot wurde nach 
der Reichstagswahl vom Dezember 1924 nicht mehr erneuert. Das 
war deshalb möglich, weil die illegalen Vorbereitungen zum 
Kampfe gegen die Staatsmacht und die Staatsform im weſentlichen 
eingeſtellt worden waren. 

Die wichtigſten jener Verbände ſind der „Stahlhelm“ und der 

a „WWehrwolf”. Eine große Anhängerſchaft haben ſie in Baden noch 
nicht erlangt. Der Bund „Wehrwolf“ hat genug mit inneren Aus⸗ 
einanderſetzungen zu tun. Mit ihm in Konkurrenz ſtehen der von 
Stuttgart aus geleitete „Wikin gbund“, der aus der Marine- 
Brigade Erhard hervorging, und dann in Sbefondere der e 
nationale Jugendbund“ nennt ſich ſeit Ende 1924 „Großdeutſcher 
Jugendbund“. Aus dem Jungdeutſchen Orden ging infolge innerer 
Zwiſtigkeiten die „Jugendvereinigung Knappſchaft“ hervor, ähnlich 
ſo, wie ſich vom Verband national geſinnter Soldaten die 
„Deutſche Ehrenlegion“ losſplitterte. Dieſe Organiſation gliedert 
ſich in „Nitterſchaften“ und fie verſendet „Ehrendenkmünzen“. Ein 
weiterer Frontkriegerbund beſteht unter dem Namen „Schlageter⸗ 
bund“. 

Die vielſeitige Zerſplitterung, die auch in dieſer Bewegung jo 
augenfällig zutage tritt, hat dazu geführt, die hier in Frage ſtehen⸗ 
den Vereinigungen zu örtlichen Arbeitsgemeinſchaften zuſammen 
zu faſſen; jo entſtand das, was ſich die „Vaterländiſche Arbeits- 
gemeinſchaft Badens“ nennt. So gehören z. B. der „Vaterländi⸗ 
ſchen Arbeitsgemeinſchaft Schwarz⸗ weiß⸗rot“ in Freiburg an: 
Der „Jungdeutſche Orden“, die „Deutſchnationale Volkspartei“, 
die „Nationalſozialiſtiſche Freiheitspartei“ und der „Deutſche Offi- 
ziersbund“. In der „Arbeitsgemeinſchaft Schwarz-weiß -rot“ zu 

A. Remmele, Staatsumwälzung und Neüaufbau 7 11 
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Mannheim vereinigten ſich der „Großdeutſche Jugendbund“, 
der „Jungdeutſche Orden“, der „Bismarckbund“, der Bund „Wehr- 
wolf“, der „Deutſche Offisiersbund“, die „Deutſche Ehrenlegion“, 
die Sportabteilung der „Deutſchen Partei“, die „Deutſchnationale 
Volkspartei“. Ahnlich ſetzen ſich auch in 1 Städten des 
Landes die Arbeitsgemeinſchaften zuſammen. In ihnen wirken 
Volkspartei“, das iſt vor allem in den ſchon älteren „Vaterländi⸗ 
ſchen Arbeitsgemeinſchaften“, wie z. B. in Karlsruhe der Fall. 
Alle dieſe Bünde haben das politiſche Leben in Baden nicht 
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ame 


ſtark beeinflußt. Die viele Mühe für einen dauernden Zuſammen⸗ 
ſchluß zeitigte nur ein mageres Reſultat. Mit der ruhigen poli- 
tiſchen Entwicklung des Landes im Jahre 1924 ging auch dieſen 
Vereinigungen ein weſentlicher Teil ihrer Zugkraft verloren. Im 
übrigen und nicht zuletzt führten die perſönlichen Eiferſüchteleien 
der Führer zu dauernden Zerſplitterungen. Sehr oft kommt es übri⸗ 
gens vor, daß ein einzelner mehreren dieſer Bünde und Orga— 
niſationen zugleich angehört. Es konnten nämlich in Deutſchland 
bis zum 1. Juni 1924 nicht weniger wie 42 ſolcher Vereinigungen 
gezählt werden, die zwar nicht alle in Baden Fuß faßten, von de⸗ 
nen aber die größere Mehrzahl auch hier ihr Heil verſuchten. 
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„Schwarz — rot — gold“! 


Der Aufmarſch von Geheimbünden gegen die Staatsmacht im 
Spätjahr 1923 und die Beherrſchung des Straßenlebens in den 
Städten durch die militärähnlich gekleideten Anhänger der genann- 
ten nationaliſtiſchen Verbände veranlaßte die Frage, ob nicht der 
— natürlich nur ſcheinbaren — Verlaſſenheit der Republik durch 
die Bildung eines republikaniſchen Frontkämpfer⸗ 
bundes entgegengewirkt werden könne. Innerpolitiſche Gründe 
waren es alſo, die für die Gründung des „Reichsbanners Schwarz⸗ 
Not⸗Gold“ maßgebend wurden. BEN, 

Dieſe Organifation wendet fich an alle Freunde der Republik; 
ihre Anhänger rekrutierten ſich vor allem aus den Parteien der 
Weimarer Koalition. Das „Reichsbanner“ will der Republik in 
Zeiten der Gefahr als Schutztruppe dienen. Als überparteiliche 
Organiſation lehnt es die Einmiſchung in rein politiſche Fragen ab, 
hilft aber in Wahlzeiten werbend allen Parteien, welche Anhänger 
der republikaniſchen Staatsform ſind. 

Die Gründung des „Bundes Republikaniſcher Frontkämpfer“ 
erfolgte am 22. Februar 1924 zu Magdeburg; dort befindet ſich 
auch der Hauptvorſtand. In Baden vollzog ſich die Bildung im 
Sommer 1924. Die Zahl der Mitglieder hat ſich außerordentlich 
ſchnell geſteigert. Nicht! ſelten konnten Abertritte junger Leute von 
den Rechtsverbänden feſtgeſtellt werden. Daraus iſt der Schluß 
zu ziehen, daß eben ganz allgemein bunte Farbe, Trommel und 
Wanderfahrt die Gemüter der heranwachſenden Generation beherr⸗ 
ſchen. In der Vorkriegszeit war dieſem Bedürfnis durch die 
Militärdienſtpflicht abgeholfen geweſen. 

Am Kampf gegen das „Reichsbanner“, der natürlich nicht aus- 
blieb, beteiligten ſich auch die Kommuniſten; dieſe gründeten 
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den „Roten Frontkämpferbundl. Den Veranſtaltungen des 
„Reichsbanners“ wollen fie Rote Frontkämpfertage ent⸗ 
gegenſtellen. 

* 


Vom Standpunkt der Staatsordnung aus geſehen, wäre das 
Nichtvorhandenſein der Organiſationen ſolcher Art ſicherlich das 
beſſere. Schon die Exiſtenz der Rechtsbünde ſchuf mancherlei 
Schwierigkeiten, mit denen ſich die Polizei auseinanderzuſetzen 
hatte. Das Vorhandenſein dreier ſich ſchroff bekämpfender Krie⸗ 
gerbundrichtungen verſchärft naturgemäß die politiſche Lage. An⸗ 
dererſeits iſt es erfreulich, daß jetzt auch die Farben des Reiches 
ihre Bannerträger finden. 
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Die Regierungskoalition in Baden 


Nach der Reichstagswahl im Mai 1924 forderten die Deutſch⸗ 
nationalen ſowohl wie die Kommuniſten die Auflöſung des Land⸗ 
tags, weil dieſer nicht mehr die richtige Stimmung der Wähler- 
ſchaft widerſpiegele. Anter den Folgeerſcheinungen des Ruhr- 
kampfes und des Währungsverfalles haben damals recht viele 
Wähler den Oppoſitionsparteien ihre Stimmen gegeben. 

Bis zur Reichstagswahl im Dezember 1924 hatte ein Teil der 
ſeinerzeit zur Oppoſition übergelaufenen Wählerſchaft wieder ge- 
lernt klarer zu ſehen. And bei der Reichspräſidentenwahl 1925 
ſetzte ſich dieſe Entwicklung fort. 

Die Sozialdemokratie hatte für ihre Anteilnahme an 
der Regierung des Reiches und des Landes eine ſtarke Belaſtung 
zu tragen. Bei der Reichstagswahl im Jahre 1920 nahm ihr die 
Anabhängige Sozialdemokratiſche Partei einen erheblichen Teil 
ihrer Anhänger fort, während dann nach der Wiedervereinigung der 
beiden ſozialdemokratiſchen Parteien die Kommuniſtiſche Partei 
ehemals ſozialdemokratiſche Wähler vorübergehend für ſich zu inter⸗ 
eſſieren wußte. 

Auch die Demokratiſche Partei erlebte ſeit der Staats 
umwälzung ein Auf und Ab. Sie iſt als die Erbnachfolgerin der 
bis zum Zuſammenbruch beſtehenden Fortſchrittlichen Volkspartei 
anzuſprechen. In der demokratiſchen Partei war 1918 auch die frü⸗ 
here Nationalliberale Partei aufgegangen. 

Bald aber erſtand als Fortſetzung der Nationalliberalen Par- 
tei die Deutſche (Liberale) Volkspartei; damit ver⸗ 
lor die demokratiſche Partei ihre ſtarke Poſition vom Jahre 1919 
wieder. Auch die Gründung des Landbundes erfolgte zum 
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Teil auf Koſten der Demokraten, obwohl durch dieſelbe in erjter 
Linie der Einfluß des Zentrums auf die Bauernſchaft gebrochen 
werden ſollte. 

Das Zentrum hat ſich in den hinter uns liegenden Sturm⸗ 
perioden gut gehalten. 

Die Stellung der Regierungs-Koalition in Baden iſt wohlge- 
feſtigt, wie man aus einer wahlſtatiſtiſchen Zuſammenſtel⸗ 
lung der prozentualen Anteile an den jeweils abge- 
gebenen gültigen Stimmen erſieht. Sie betrugen bei den 
Reichswahlen in den nachſtehend verzeichneten Jahren: 


für: Zentrum Soziald. Demokratie Zuſammen: 
1912 3141 5 66,9. 
Bu: 362 34,8 215 92,5 
1920 36,4 20,1 12,3 68,8 
24 I. R. 346 15,2 78 57,6 
1924 2. R. 34,5 19,9 9,3 63,7 
1925 RPW. 34,2 227 10,1 67,0 


Dieſe Aberſicht gewinnt an Deutlichkeit, wenn ihr eine zweite, 
und zwar jene über die Wahlergebniſſe der Oppoſi⸗ 
tionsparteien zur Seite geſtellt wird. In der dabei genann⸗ 
ten Gruppe Rechtsblock ſind die Deutſchnationale Volkspartei 
— die 1912 in der Konſervativen Partei und der Deutſchen 
Reichspartei auch im Bund der Landwirte ihre Vorläufer 
hatte —, die Nationalſozialiſtiſche und die Deutſchvölkiſche Partei 
mitſamt dem Landbund zuſammengefaßt. Die prozentualen An⸗ 
teile der Oppoſitionsparteien an den jeweils abgegebenen gül- 
tigen Stimmen ſehen ſo aus: 


Rechts⸗ Deutſche Wirtſch. K. P. D. 
block Volkspart. Gruppen A. S. P. Zuſammen 


191² 70: 116,0. 2 33,0 
1919 75 22 5 BR 75 
1920 12,0 6,8 5 124 0 
1924 1. R. 20,5 7,9 3,1 10,8 8 
1924 2. N. 170 9,8 2,3 72 % 


25 NW. 28,3 — — 4,5 32,8 
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In Baden iſt ſomit die Parteigruppierung der Wählerſchaft 
im ganzen geſehen, heute wieder faſt genau ſo wie 1912. Zentrum 
und Demokratie haben eine etwas beſſere Stellung, die Sozial- 
demokratie eine etwas ſchlechtere. 

Der Bruderzwiſt innerhalb der ſozialiſtiſchen Arbeiterſchaft und 
die Parteiſpaltung hatte dieſes Nefultat gezeitigt. Der in Be— 
wegung gekommene Bankerott der K. P. D. bedeutet Wiederauf- 
ſtieg der Sozialdemokratie. 
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Zwiſchen Verantwortung und Kritik 


An einem Samstag abend — wir ſchrieben den 9. November 
1918 — läßt der Feldwebel Selz von der 2. Kompagnie des Er- 
ſatzbataillons vom Reſerve-⸗Infanterie-Regiment Nr. 111 in Vil⸗ 
lingen die Mannſchaften antreten. Es werden Inſtruktionen für 
die Kontrollpoſten erteilt, welche die auf den Bahnhöfen ankom⸗ 
menden Soldaten auf ordnungsgemäß ausgeſtellte Arlaubsſcheine 
hin zu kontrollieren haben. Wer ohne Arlaubsſchein ankommt, 
ſoll feſtgenommen und in die Kaſerne gebracht werden. 

Was iſt los? Auf den Mannſchaftsſtuben begann das Rätſel⸗ 
raten. Außer den Zeitungsmeldungen über die politiſchen Vor⸗ 
gänge in Berlin war nichts bekannt geworden. Nichts wußten 
wir von den Vorgängen bei der Marine in Kiel und Wilhelms— 
haven. 

In der Nacht und am folgenden Sonntag früh kamen mit der 
Bahn Marineſoldaten an; ſie zeigten Arlaubsſcheine mit dem 
Stempelaufdruck: „Soldatenrat Wilhelmshaven“. Nach Haufe 
zu Frau und Kindern reiſten ſie. Für ſie war der Krieg aus. 

Deutſchland, mein Vaterland, Du gehſt ſchweren Zeiten ent⸗ 
gegen! 

Noch war es in der Garniſon völlig ruhig. Nur einige, wenige 
Kameraden hatten von den Beobachtungen auf den Bahnhöfen 
Kenntnis erhalten. 

Da, es iſt gegen 11 Ahr morgens, ertönt das Trompetenſignal: 
„Das Ganze ſammeln!“ Wir ſtehen im Karree; an das Erſatz⸗ 
bataillon reiht ſich die Geneſendenkompagnie und die Wachabtei- 
lung des Gefangenenlagers. Alle Offiziere ſtehen in der Mitte. 

Der Bataillonskommandeur von der Mar witz, ein ſehr alter 
Herr, verlieſt ein vom Stellvertr. Generalkommando eingelaufenes 
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Schreiben. Es hätten fich, jo hören wir dem Sinne nach, inein- 
zelnen Garniſonen Anruhen gezeigt, weil ange— 
nommen werde, der Kaiſer ſtehe nicht ehrlich zu dem Friedensange— 
bot. Dieſe Annahme ſei falſch; der Abſchluß eines Waffenſtill⸗ 
ſtandes ſtehe bevor. Das Villinger Bataillon ſolle Beſonnenheit 
zeigen und Diſziplin. 

In dieſen Minuten ringe ich mit einem ſchweren Entſchluß. 
Es hört ſich nämlich der Vortrag fo an, als wollten die hohen Mi— 
litärs auch jetzt noch nach der Methode des Vogel Strauß vor dem 
Weltgeſchehen den Kopf in den Sand ſtecken. Hilfslos und ſchwach 
klang, was der Major vorlas, und was er aus Eigenem dazu ſagte. 
Was jene Anruhen, von denen in dem Telegramm die Rede war, 
bedeuteten, ahnten ſie offenbar nicht. 

Mein Entſchluß war fertig! Es kam das Kommando: Weg- 
treten! Ich ſprang auf einen hinter mir ſtehenden Kaſten: „Das 
Bataillon hört auf den Landfturmmann Remmele!“ Wie wenn 
eine Bombe einſchlug, ſo ſchnell drehen ſich die Offiziere nach mir 
um. Auch die Mannſchaften ſchauen verblüfft drein. 

Mein Hauptmann (Blum) läuft auf mich zu; es ſcheint, als 
wolle er mich herunterholen; ich hätte ihm das nicht einmal ver⸗ 
übeln können. 

„Herr Hauptmann, die Folgen meines Handelns ſind mir voll⸗ 
auf bewußt, aber hören Sie mich erſt!“ 

„Kameraden! Was wir ſoeben hörten, bedeutet: Der Krieg iſt 
verloren, die Revolution im Lande, unſer Vaterland dem IUnter- 
gang geweiht. Viele von Euch werden glauben, mit dem Ende des 
Krieges werde in Deutſchland wieder alles werden, wie es einſtens 
geweſen. Das wird eine große Enttäuſchung geben. Deutſchland 
wird einen harten Frieden bekommen, Not und Elend bei uns noch 
furchtbarer werden als bisher. Wir in Villingen wollen deshalb 
in ruhiger Geſchloſſenheit der Dinge harren, die da kommen, und 
unſere Pflicht tun. Ohne Diſziplin und Ordnung iſt kein Aber 
gang zum Frieden möglich.“ 

Während ich noch ſprach, von dem furchtbaren Schickſal Deutich- 
lands und dem Zuſammenbruch der wirtſchaftlichen Kräfte des 
deutſchen Volkes, verließen einige Offiziere weinend den Platz. 
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Ich ftehe wieder in Reih' und Glied. Der Major geht mit 
ausgeſtreckten Händen auf mich zu, um mir für die Anſprache z u 
danken. Er moniert nicht, daß ich ohne alle ſoldatiſche Regel 
gehandelt hatte. Tränen ſtehen ihm in den Augen; wie gebrochen 
verläßt er den Platz. 

Am Nachmittag übertrug der Major ſein Kommando an mei⸗ 
nen Hauptmann. Während ich auf des neuen Kommandeurs Be⸗ 
fehl in ſeiner Wohnung zu einer Anterredung weile, ziehen in der 
Stadt bereits Soldaten unter Vorantragen einer roten Fahne in 
geſchloſſenem Zuge umher. Von Donaueſchingen waren Send⸗ 
boten gekommen, die zur Bildung eines Soldatenrates aufforderten. 


Was tun? Ich ging in eine Soldaten- und Arbeiterverſamm⸗ 
lung, die ganz ſpontan zuſammen gekommen war. Ein wildes 
Durcheinander finde ich vor. Wie am Morgen im Kaſernenhof, 
jo verhalte ich mich auch hier. Ob und wie ein Soldatenrat zu- 
ſtande kommen ſoll, das müſſe in der Kaſerne ausgemacht werden. 
Im Prinzip möge man dieſe Frage jetzt abtun, die praktiſche Aus⸗ 
führung aber verſchieben. 

Leicht war es nicht, dieſes Ziel zu erreichen, aber ſchließlich ge⸗ 
ſchieht es ſo, wie ich empfohlen. 

Andern Tags früh gehe ich auf das Bataillonsbüro. Auf dem 
Wege dahin begegnen mir Offiziere ohne Degen und Achſel⸗ 
ſtücke . .. Die meinigen, es find allerdings Achſelklappen, ſitzen 
noch an der Montur. 

Der Adjutant des Majors ſtellt mir in ſeinem Büro die Frage, 
wann ich die Geſchäfte und die VBataillonskaſſe übernehme. „Sie 
bleiben doch wohl auf Ihrem Poſten!“ iſt meine Antwort, „ich 
werde weder die Kaſſe noch das Bataillon übernehmen!“ 


Nun ging es zurück in die Kaſerne. Viele Kameraden, die jün⸗ 
geren vor allem, wollen auf und davon, nach Hauſe. Angeordnet 
wird: „Zuerſt werden die älteren Kameraden beurlaubt!“ 

Von Mannheim, der Stadt meiner vieljährigen Wirkſamkeit, 
erhalte ich keine erfreulichen Mitteilungen. Parteifreunde telegra- 
phieren, ich ſolle zurückkommen, es ſei daſelbſt mehr zu tun als in 
einer Kaſerne. Einige Tage ſträube ich mich; die Erhaltung der 
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Ordnung im Bataillon liegt mir am Herzen. Schließlich aber ziehe 
ich ab, „bis auf weiteres beurlaubt!“ 

Im Turmſaal des Mannheimer Rathauſes wird mir die Lage 
Deutſchlands fo recht vor Augen geführt. Hier ſtehen Deputatio- 
nen aus dem Gefangenenlager vor dem Arbeiterrat. Ruſſen, Fran⸗ 
zoſen und Engländer treten ſehr ſelbſtbewußt auf; man ſieht, ſie 
ſind ſich ihrer Poſition als Sieger durchaus bewußt. Sie be- 
ſtimmen, wie es von nun an im Gefangenenlager gehalten wird, 
mit der Zeiteinteilung für den „freien Ausgang“ und anderem mehr, 
bis der Abtransport möglich iſt. 

Im ſtädtiſchen Lebensmittelamt wartet die Arbeit auf mich. 
Wie in einem Bienenhaus geht es hier zu. Nicht wollen die Hilfe⸗ 
ſuchenden begreifen, daß die Nahrungsmitteldecke nun, wo der Ver⸗ 
kehr ſtockt, noch dünner geworden iſt, und daß deshalb noch mehr 
als bisher mit den Rationen hausgehalten werden muß. Aus den 
Lagern der Armee im Hafengebiet ſolle man holen, was die Be⸗ 
völkerung braucht. Wie die Truppen bis zu ihrer Auflöſung er⸗ 
nährt werden ſollen, das kümmert die Leute nicht. 

Einzelne zurückwandernde Soldaten in voller Kriegsausrüſtung 
erſcheinen auf der Bildfläche. Sie wollen Verpflegung, Abkehr⸗ 
ſchein und Kleidung. Vis ſie zur „zuſtändigen Stelle“ gebracht 
ſind, entringt ſich meinen Lippen manch ein hartes Wort. Meine 
Nerven fangen an, mit mir „durchzugehen“. 

Doch bald ſollte es noch ganz anders kommen. Meine Aber⸗ 
ſiedelung nach Karlsruhe wird „befohlen“. Für kurze Zeit, ſo 
dachte ich, wird es gehen. Was ich als „Kurpfälzer“ bisher von 
Karlsruhe gehört hatte, wirkte ja nicht gerade verlockend. Eine 
ſteife Reſidenz ſei Karlsruhe, jo hieß es immer. Nun, was ich hier 
vorfand, trug zur Beruhigung meiner aufgepeitſchten Nerven ge⸗ 
wiß nicht bei. Tag und Nacht und Nacht und Tag ſchien hier das⸗ 
ſelbe zu fein. Lag ich nicht im Kraftwagen, auf der Reife irgend- 
wohin, wo es „zu löſchen“ gab, dann ſtak ich oft bis in die Morgen⸗ 
ſtunden in Sitzungen oder am Arbeitstiſch. Meinen Freunden in 
der Landeszentrale der Arbeiterräte ging es nicht beſſer — voran 
ihrem Sekretär, meinem Kameraden Stenz. Anſer Logisbett 
brauchte manchesmal nicht in Ordnung gebracht zu werden.... 
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Für wen hetzen wir uns jo ab? frugen wie uns oft. Wir find 
doch unſchuldig an dem fürchterlichen Bankerott des Staates; es 
mögen doch diejenigen den Trümmerhaufen aufräumen, die bisher 
die Verantwortlichen waren, oder für die und auf deren Befehl 
wir Dienſt geleiſtet hatten. Das waren natürlich „kurzbeinige 
Spinnen“; denn mitverantwortlich waren wir doch immerhin 
für den Teil des Volkes, der nun von unten auf zur, wenn auch 
vorerſt „wilden Herrſchaft“ kam. Mit dieſem Volksteil waren wir 
verwachſen, ihn vor Dummheiten zu bewahren war unſere Pflicht. 
And hinzu kam die ſelbſtverſtändliche Pflicht, dem Vaterland in 
ſeiner Not zu helfen, ohne im Augenblick zu fragen: Wer iſt ſchuld? 
Der neue, der noch zu ſchaffende, neue Staat ſollte ein republika⸗ 
niſch⸗demokratiſches Gebilde ſein. Nicht die Diktatur durfte kom⸗ 
men, auch nicht wieder die Monarchie, die ausgeſchaltet wurde, 
nachdem ihre Bannerträger das Weite geſucht. Eine heilige Ver- 
pflichtung trieb uns alſo vorwärts, ließ uns die Strapazen eines 
harten Winters tragen. 


Nie iſt mir der Gedanke gekommen, daß die Ar- 
beiterſchaft auf dem Boden der ftaatsbürger- 
lichen Gleichberechtigung kraft ihrer zahlen⸗ 
mäßigen Stärke allein die Herrſchaft im Staate 
ausüben könne. Die geſchichtliche Miſſion des 
Bürgertums iſt noch nicht zu Ende. Es ausſchalten zu 
wollen vom Dienſte am Vaterland war und i ft nur möglich unter 
Aufrichtung der Diktatur des Proletariats. Das hieße, die 
Brandfackel des Bürgerkrieges ins Land werfen. Ganz abgeſehen 
von dem großen Mangel an geiſtigen Kräften, die dem Proleta⸗ 
riat für die Führung des Staates fehlten, könnte die proletariſche 
Klaſſenherrſchaft mit der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung der 
der Welt nicht fertig werden; es ſei denn, man riskierte ein totales 
Zerſchlagen der kapitaliſtiſchen Produktionsform. Gewiß iſt die 
dereinſtige Aberwindung des kapitaliſtiſchen Syſtems ein Ziel der 
Menſchheit, aber ein Ziel, das mit einem Salto mortale aus die⸗ 
ſer Wirtſchaftsordnung heraus nicht zu erreichen iſt. Man ſehe 
nur, wie jetzt nach jahrelangen Experimenten auch Rußland ſeine 
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Wirtſchaft großenteils wieder mehr nach kapitaliſtiſchen Grund- 
ſätzen orientiert! 

Zudem: Wer ſtand denn am Anfange der Revolution hinter 
der ganzen Bewegung? Die Anhänger der Sozialdemokratie etwa 
allein? Störriſch geworden ſind zuerſt die Heimatgarniſonen und 
die Etappe. Anzufrieden gewordene Bauern gebärdeten ſich da- 
mals wohl am rabiateſten, kleine Geſchäftsleute und die Mittel- 
ſchichten des Volkes ebenſo radikal wie die Arbeiter. Man ſchaue 
ſich heute nur einmal die Perſonalliſten der Soldatenräte daraufhin 
an, welchen Berufsſtänden ihre Mitglieder angehörten! Die poli⸗ 
tiſche Erfahrung mußte einem doch jagen, daß dieſe Leute alle wie- 
der ſehr ſchnell umlernen würden, wenn ſie erſt einmal zu Hauſe 
ſind und merken, daß mit dem Ende des Krieges das Kriegselend 
noch lange nicht aufhört. „Heute Hoſianna und morgen kreuziget 
ihn!“ iſt doch ein ewig wahrer Satz; ihn darf niemand außer acht 
laſſen, der ſeine Arbeit auf lange Sicht einſtellt. 

Wie viele Weisheitsapoftel liefen nicht in der erſten Zeit der 
Amwälzung umher! Sie loszuwerden, war damals ein Gebot der 
Stunde, ſie losgeworden zu ſein ein Glück für die Freiheitsbe⸗ 
wegung, für die in Geburtswehen liegende junge Republik. Ich 
weiß, Freundſchaften hat das keine eingetragen. Aber im Laufe 
der Jahre erwies ſich dieſe Haltung als durchaus richtig. 

Die Marſchroute für die Arbeit in der Landeszentrale 
der Arbeiterräte war alſo glatt gegeben. Die Parole konnte 
nur heißen: Wiederherſtellung der Ordnung und neuer Aufbau mit 
Hilfe aller Kräfte, die guten Willens waren. Deshalb geſtaltete 
ſich auch die Zuſammenarbeit mit der Vorläufigen Regie- 
rung gut und ziemlich reibungslos. Daß wir Sozialdemokraten 
mit den Herren aus dem bürgerlichen Lager anfänglich nicht gerade 
auf dem Fuße abſoluten Vertrauens ſtanden, ergab ſich aus dem 
ſehr einfachen Grunde der bisherigen, einſeitigen politiſchen 
Betätigung aller. Gegenſätze der Weltanſchauung laſſen ſich nicht 
verwiſchen; es ſei denn, man verleugnet ſie. Das zu tun, hat uns 
niemand zugemutet, wie umgekehrt auch wir die Überzeugung uns 
ſerer Partner achteten. Bürgertum und Proletariat können ſehr 
wohl in einem Zeitalter der gemiſchten Geſellſchaftsſchichtung 
ſtaatspolitiſch zuſammenarbeiten, ſobald nur erſt einmal der Wille 
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zur abſoluten Alleinherrſchaft gebannt iſt. Was die durch die ka— 
pitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung verurſachte und dauernd in Fluß 
gehaltene Amſchichtung des Volkes noch aus ſich heraus geſtalten 
und formen wird, läßt ſich heute ſchwer ſagen. Einſtweilen heißt es 
arbeiten, für ſeine Ideen kämpfen, den Staat nach dem Grundſatz 
ſozialer Gerechtigkeit ausbauen. Einſtweilen heißt es ſich ſchied— 
lich-friedlich vertragen, damit die Welt nicht noch ein größeres 
Jammertal werde, als ſie es ohnedies ſchon iſt. 

Ein „Spießer“ ſei ich, hieß es bei den Kommuniſten, ein „Kapi⸗ 
taliſtenſöldling“, ein „Arbeiterverräter“. Das mochte noch erträg— 
lich dünken. Als ich aber erſt als verantwortlicher Innenminiſter 
den neuen, jungen und noch jo ſchwachen Staat gegen harte An- 
griffe verteidigte und damit ſeine Lebensfähigkeiten ſicherſtellen 
half, da ließ man mich zum „Bluthund“, zum „Arbeitermörder“ 
avancieren. Andern konnte ich auch an dieſem törichten Gerede 
nichts, ſo wenig ich den mir von meinem Gewiſſen vorgeſchriebenen 
Weg verlaſſen durfte. In ſchweren Stürmen und harten Stunden 
prüfte ich deshalb öfters die Frage, ob ich auf dem rechten Weg 
geblieben. Dann vor allem tat ich das, wenn es in den eigenen 
Parteikreiſen anfing zu raunen, ob mein Handeln nicht für die 
Partei eine gar zu harte Belaſtungsprobe ſei. Das war eg ficher- 
lich manchesmal, und, da in der Politik ehrliche Anerkennung gar 
oft ein fremder Begriff iſt, erhielt die Sozialdemokratiſche Partei 
ihre Verantwortungsbereitſchaft manchmal ſchlecht gelohnt; insbe⸗ 
ſondere bei den Wahlen. 

Da hieß es denn: Feſtbleiben! Die Zeit wird lehren, ob unſere 
Sache und unſere Arbeit gut oder ſchlecht geweſen war. Feſtblei⸗ 
ben konnte ich allerdings nur, weil es gelungen war, die Aufrüſtung 
der Polizei und deren Ausbildung jo zu fördern, daß fie als abſo⸗ 
lut zuverläſſige Staatsmacht gelten konte. Oft war das heute noch 
ungelöſte Problem: Bevölkerung und Polizei der Aus- 
gangspunkt des Mißtrauens gegen die von mir getroffenen Sicher⸗ 
heitsmaßnahmen, ſo ſehr ſich die Polizei auch bemühte, zu beweiſen, 
daß es ihr mit ihrer höchſten Aufgabe, der Allgemeinheit Schutz und 
Hort und der Verfaſſung des Staates und des Reiches Hüter zu 
ſein, Ernſt iſt. Die unter meiner Verantwortung vom 7. bis 24. 
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Juni 1925 in Karlsruhe zuftande gekommene Internationale 
polizeitechniche Ausſtellung dürfte wohl jedermann klar 
gemacht haben, wie ſehr ſich gegen früher die Aufgaben der Polizei 
verändert haben. Heute ſchon läßt ſich alſo klarer ſehen, und die 
zukünftige Geſchichte wird es noch mehr beweiſen, wie richtig es 
war: Feſtzuſtehen! Am die Republik zu erhalten, deshalb 
war dies nötig. Sie über die Fährniſſe hinweg gerettet zu haben, 
das war ein Erfolg, der die Verläſterungen vergeſſen machte. 

Sie zu vergeſſen war und iſt umſo leichter möglich, als ja längſt 
das Lager der rechtsorientierten, republikfeindlichen Parteien mit 
ihren gegen mich gerichteten, zeitweiſe ſehr ſcharfen Angriffen 
für einen billigen Ausgleich ſorgte und noch ſorgt. Es gereicht 
dies zum Troſt und gibt Gewähr dafür, daß es ſchon der rich- 
tige, weil mittlere Weg war, auf welchem ich mich in der Regie- 
rungskoalition bewegte. 

Allerdings erhielt die Regierungskoalition ihren in- 
neren Halt in ſtarkem Maße durch den Amſtand, daß ſie, im 
Kampfe für die Erhaltung der republikaniſchen Staatsform ſtehend, 
bei wichtigen geſetzgeberiſchen Vorlagen vieles, was die Einheitlich- 
keit hätte ſtören können, zurückſtellte. Hält die Konſolidierung des 
Staatsweſens weiterhin an, dann wird es in dieſer Richtung auch 
in Baden ebenſo, wie bisher ſchon in andern Ländern des Reiches 
anders werden, dann wird nämlich jede an der Koalition beteiligte 
Partei wieder ihre parteigrundſätzliche Stellung zu wichtigen poli- 
tiſchen Problemen — es ſei nur an die Steuergeſetzgebung und an 
ſchulpolitiſche Fragen erinnert — ſtärker zu wahren ſuchen. Da⸗ 
mit droht der Koalition natürlich auch die Gefahr einer Schwä⸗ 
chung, wenn nicht gar die der Auflöſung. 

Aber auch die Stellung der Oppoſition gegenüber der Roali- 
tionsregierung erhält jetzt einen klareren Amriß. Von den vielen 
von der Oppoſition aufgegriffenen Streitfragen ſei hier nur eine 
kurz erötert] und das iſt die Frage der Perſonalpolitikder 
Badiſchen Regierung. Überall kämen, jo heißt es, Zen⸗ 
trumsleute zur Beförderung; die Sozialdemokratie ſehe da intereſſe— 
los zu, während die Demokratie ſich ohne Widerſpruch majoriſieren 
laſſe. Von den Liberalen kommt dieſer Vorwurf. Das iſt 
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inſofern recht intereſſant, als ja in Baden zu Zeiten liberaler 
Alleinherrſchaft ein Sozialdemokrat beim Staat nicht einmal die 
Stelle eines Amtsdieners erhalten konnte, und als in jener Zeit 
auch ein dem Zentrum naheſtehender Beamter nicht gleiches 
Recht wie ſein der liberalen Partei zugehörender Kollege genoß. 


Die Folge einer ſolchen ungerechten Zurückſetzung war natür- 
lich, daß nach der Staatsumwälzung beim Freiwerden neuer Stel- 
len viele dem Zentrum zuzuzählende Beamte ordnungsgemäß bei 
der Beförderung berückſichtigt werden mußten. Die Demokratie 
hatte in der Vorkriegszeit nicht minder Anlaß, über eine Zurück⸗ 
ſetzung ihrer im Staatsdienſt ſtehenden Mitglieder Klage zu führen. 
Eine Behebung dieſes Anrechts war im neuen Staat gar nicht zu 
umgehen. 

Wer jedoch behauptet, in Baden habe nunmehr eine andersge- 
artete Parteiwirtſchaft Platz gegriffen, der begeht ein Anrecht. 
Jedenfalls haben die Beamten keinen Anlaß zu derartigen Be— 
ſchwerden. Gewiß finden heute bei der Auswahl junger Anwärter 
für alle Beſoldunsgruppen jetzt auch Sozialdemokraten, Demokra⸗ 
ten und Zentrumsanhänger Berückſichtigung. Vorausſetzung aber 
iſt, daß die Anwärter über die erforderliche Quali⸗ 
fikation verfügen. Dieſes Erfordernis iſt auch bei den Ver 
ſetzungen und Beförderungen in erſter Linie ausſchlaggebend. Das 
Dienſtalterprinzip findet erſt an zweiter Stelle Anwendung. Für 
eine Spitzenſtelle mit beſonders großen Anforderungen kann ver- 
nünftigerweiſe nur der beſte Anwärter berufen werden; nur das 
dienſtliche Intereſſe darf die Entſcheidung beeinfluſſen. 

Auch die Auffaſſung von einer ungerechten Beeinfluſ⸗ 
ſung der Miniſter durch ihre Parteigenoſſen bei Stellenbe⸗ 
ſetzungen iſt vollkommen irrig. Zuſchriften in Perſonalangelegen⸗ 
heiten gehen in den Geſchäftsgang. Ein Miniſter, der ſich zum 
Werkzeug von unlauteren Stellenanſprüchen mißbrauchen laſſen 
wollte, hätte bald ausgeſpielt. Solch ein Mißbrauch der Dienſtge⸗ 
walt hat noch immer ſehr bald ſein Korrektiv gefunden. Selbſtver— 
ſtändlich laufen gelegentlich Empfehlungen in Perjonalangelegen- 
heiten ein — genau wie das auch im alten Staat der Fall war —; 
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aber ſolche Empfehlungen bieten keinen Anlaß, den Weg sach- 
licher Erledigung zu verlaſſen. 

Es gibt in der badiſchen Politik ganz andere Fragen, die 
Grund zu Beſorgniſſen geben. Der Kampf um das Problem der 
Verteilung der Steuerlaſten wird die Gemüter mehr 
als vieles andere bewegen, und die Frage, inwieweit der Konſum 
mit Hochſchutzzöllen belaſtet werden ſoll, wird ſich auch nur 
unter den größten Schwierigkeiten befriedigend beantworten laſſen. 
Wenn es ſich hierbei im weſentlichen auch um reichsrechtliche Ge— 
ſetzmaterien handelt, vom Kampf um deren Geſtaltung bleibt die 
Landespolitik nicht unbeeinflußt. 

Das Thema: Land wirtſch aft ſteht gleichfalls dauernd zur 
Erörterung. Man mißverſtehe mich nicht, die Landwirtſchaft in 
Baden bedarf der Staatshilfe, ohne dieſe gäbe es für viele Land— 
wirte keine Exiſtenzmöglichkeit mehr. Die durch die Auswirkungen 
der Inflation in der Landwirtſchaft hervorgerufene Entſchuldung 
macht bereits wieder einer neuen Verſchuldung Platz. Infolge⸗ 
deſſen muß alles das, was zur Erhaltung der Exiſtenz der Land⸗ 
wirtſchaft notwendig ift, die wohlwollende Pflege des Staates er- 
fahren. Aber die Erfüllung dieſer Aufgabe darf nicht zur Vernach— 
läſſigung der Intereſſen anderer ſozialſchwacher Kreiſe des Volkes 
führen. Verbraucher (im engeren Sinne des Wortes verſtanden), 
Mieter und Lohnempfänger befinden ſich gleichfalls in großer Not⸗ 
lage. Dieſe Kreiſe ſteuerlich viel ſtärker zu belaſten, als die Land— 
wirtſchaft iſt ein Anrecht. 

Baden entwickelt ſich lebhaft zu einem Induſtrieſtaat. 
Die Pflege von Induſtrie, Handel und Gewerbe iſt ſomit gleich 
falls eine wichtige Staatsaufgabe. Eine allzu einſeitige, nur zu 
Laſten dieſer Erwerbsgruppen gehende Steuerpolitik würde ſich 
bald rächen. Wichtige Intereſſen der Induſtriebevölkerung würden 
dadurch gefährdet, ohne daß daraus der Landwirtſchaft ein Nutzen 
erwächſt. Eine zahlungskräftige Induſtriearbeiterſchaft nährt den 
Bauernſtand. Anfrieden zwiſchen dieſen zwei großen Volksteilen, 
ein beiderſeitiges Nicht-verſtehenwollen führt zum ſozialen Abſtieg. 

Der Landbund hat zur Verſchärfung dieſer Lage viel bei— 
getragen. Die Demokratie mußte ihm bereits durch Abgabe 
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vieler Wähler ihren Tribut zahlen. Das Zentrum empfindet 
ebenſo die Konkurrenz durch den Landbund und will ſich infolge 
deſſen von dieſem nicht übertrumpfen laſſen, eine Taktik, die, ge⸗ 
rade vom Standpunkt der Wahrung landwirtſchaftlicher Intereſſen⸗ 
vertretung aus geſehen, nicht unbedenklich erſcheint. Es ſei nur an 
die Kämpfe um die Geſtaltung der Gebäudeſonderſteuer erinnert. 

Solches Geſchehen und Erleben belaſtet begreiflicherweiſe die 
Koalitionspolitik. Ihr Weg wird dadurch ſteiniger, rauher. Aus 
den gelegentlichen Lockrufen der liberalen Volkspartei 
zum Zentrum und zur Demokratie hinüber iſt wohl zu erkennen, 
daß ſie die Zeit für gekommen hält, um die Sozialdemokratie aus 
dem Sattel heben zu können. Doch ſo einfach geſtaltet ſich die 
Kursänderung in der badiſchen Politik ſicherlich nicht. 

Wie aber auch die Entwicklung in der Frage der Erhaltung der 
bisherigen Regierungskoalition gehen mag, die Sozialdemokratie 
wird ihr in ruhiger Haltung gegenüberſtehen; fie wird ſich zwar be- 
mühen, die der Koalition entſtehenden Schwierigkeiten zu meiſtern, 
in der Erwartung, daß Demokratie und Zentrum das gleiche tun. 
Bringen die Koalitionsparteien das nicht fertig, dann werden eben 
andere politiſche Parteien, die der republikaniſchen Staatsform 
innerlich weniger zugeneigt ſind, den Gewinn davon haben. Der 
Wechſel der Partei in der Herrſchaft iſt bekanntlich ein natürlicher 
Vorgang in einem parlamentariſch regierten Lande. Der Einfluß 
der politiſchen Parteien auf die Geſtaltung der politiſchen Ge- 
ſchicke des Landes iſt jetzt zwar größer, als er es im alten Obrig⸗ 
keitsſtaat geweſen war, der vorgeſchriebene Weg, um zu dieſem 
Einfluß zu gelangen, aber auch ſehr viel ſteiniger als früher. Die 
Frage der Verantwortung iſt es, durch welche die poli- 
tiſche Arbeit heutzutage belaſtet iſt; ohne rückhaltsloſe An- 
erkennung der Staatsnotwendigkeiten und ohne 
Erziehung der Parteianhänger zum Staatsbe—⸗ 
wußtſe in geht es da einfach nicht. Nur ſo kann der Weg vor⸗ 
wärts und aufwärts führen! 
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Anhang 


Die Chefs der inneren Verwaltung im alten Staat 
(1808 bis 1918) 


Eine oberſte Landesverwaltung des Großherzogtums im heu- 
tigen Sinne wurde erſt geſchaffen, nachdem für die verſchiedenen, 
im Großherzogtum zuſammengefaßten Landesteile gleichmäßige 
Rechtsverhältniſſe hergeſtellt waren. Dieſe Regelung erfolgte durch 
die ſogenannten 13 Konſtitutionsedikte des Geheimerates Ni⸗ 
kolaus Brauer vom Jahre 1803 und durch die ebenfalls von 
Brauer ausgearbeiteten 7 Konſtitutionsedikte vom Jahre 1807. 
Im Jahre 1808 wurde dann das frühere Geheimeratskollegium durch 
die von Dalberg durchgeführte Reform aufgelöſt und an Stelle die⸗ 
ſes Kollegiums eine Anzahl Miniſterien eingerichtet, darunter auch 
das Miniſterium des Innern. Die Chefs dieſes Miniſteriums 
waren folgende: 


Freiherrvon Hacke (vom 5. Juli 1808 bis 31. Dezember 
1809). Dieſer erſte Miniſter der Innern Verwaltung war 1803 
beim Anfall der Pfalz in badiſche Dienſte übergegangen, ſchied aber 
bald wieder aus dem Amte aus. 


Karl Freiherr Marſchall von Biberſtein (vom 
31. Dezember 1809 bis 28. Februar 1810). Marſchall von Biber⸗ 
ſtein gilt mit dem damaligen Kabinettsminiſter Freiherrn von Reit- 
zenſtein als Schöpfer der neuen Landesorganiſation vom Jahre 1809, 
die den Geſchäftskreis der unteren und mittleren Verwaltungsbe— 
hörden, insbeſondere auch der Miniſterien ordnete. 


Freiherr von Andlaw (vom 28. Februar 1810 bis 
11. April 1813). Andlaw war bis zu feiner Berufung zum Minis 
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ſter Hofrichter in Freiburg. Später wurde er in diplomatiſcher 
Miſſion verwandt. Obwohl ſeine Berufung zum Miniſter bereits 
im Februar 1810 erfolgt war, konnte er erſt mit Ende dieſes Jahres 
ſein Amt antreten, weil er bis dahin in beſonderer Miſſion in Paris 
tätig war. In ſeine Amtszeit fällt die Ausführung der neuen Lan⸗ 
desorganiſation. Er ſchuf ein Statut über die allgemeine Zivil-, 
Diener⸗, Witwen- und Waiſenkaſſe, desgleichen ein ſolches für die 
Verwaltung der kirchlichen und milden Stiftungen. Es entſtanden 
weiterhin eine Straßen- und Schiffahrtsordnung, Beſtimmungen 
über die Handhabung der öffentlichen Sicherheit, über die Aber⸗ 
wachung und Benützung der Gemeindegüter. Die erſte Sammlung 
ſtatiſtiſcher Notizen fällt in ſeine Dienſtzeit. Die Reitzenſteiniſchen 
Pläne für die Durchführung der Landesorganiſation ſuchte er unter 
Ablehnung größerer organiſatoriſcher Anderungen durchzuführen. 
Dabei hatte er mit einer Gegenpartei zu rechnen, die unter der Füh⸗ 
rung des Geheimrats Brauer ſtand. Brauer konnte zwar zunächſt 
nicht zum Ziel kommen. Als jedoch Großherzog Karl im April 1813 
ein von Brauer entworfenes Edikt über die Amgeſtaltung der Mi⸗ 
niſterien des Innern und der Finanzen ohne Befragung des Mini⸗ 
ſters Andlaw mit dem alten Datum vom 21. Juli 1812 im Regie⸗ 
rungsblatt veröffentlichen ließ, nahm Andlaw ſeinen Abſchied. Er 
kehrte auf den Hofrichterpoſten nach Freiburg zurück. 


Freiherr von Hövel (vom 11. April 1813 bis 22. Ok⸗ 
tober 1813). Juſtizminiſter Freiherr von Hövel übernahm die 
Stelle Andlaws interimiſtiſch. 


Freiherr von Berckheim (vom 22. Oktober 1813 bis 
15. Juli 1817). Berckheim bemühte ſich in Gemeinſchaft mit Gleich⸗ 
geſinnten vor allem um eine ſtraffere Führung der inneren Verwal⸗ 
tung. Von ihm ſtammen die Vorarbeiten für eine neue Landes⸗ 
verfaſſung. Infolge von Anderungen in der Staatsverwaltung ver- 
ließ er im Juli 1817 das Miniſterium und ging als Bundesge⸗ 
ſandter nach Frankfurt a. M., wo er als Badiſcher Bevollmächtigter 
die Verhandlungen über die Aufrechterhaltung des territorialen Am— 
fangs unſeres Landes zum Abſchluß brachte. Das Miniſterium 
blieb bis zum 1. April 1820 unbeſetzt. Die Geſchäfte führte in 
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diefer Zeit der vom Finanzminiſterium herübergenommene Minis 
ſterialdirektor Freiherr von Sensburg. In deſſen Amtszeit fällt die 
Erlaſſung der in ihren Grundzügen von dem damaligen Finanzrat 
Nebenius ausgearbeiteten „Verfaſſungsurkunde für das Großher⸗ 
zogtum Baden“ vom 22. Auguſt 1818. 


Daniel Gulat von Wellenburg (vom 1. Mai 1820 
bis 24. Dezember 1821). Die durch Wellenburg erfolgte Führung 
des Miniſteriums geſchah ebenfalls nur proviſoriſch. Seine Amts⸗ 
zeit war wie die des Miniſterialdirektors Sensburg ausgefüllt durch 
heftige Kämpfe mit dem Landtag. 


Freiherr von Berckheim (vom 24. Dezember 1821 bis 
29. Dezember 1830). Die zum zweiten Male erfolgte Berufung 
Berckheims zum Miniſter ſcheint einer ablehnenden Stellung des 
Hofes gegenüber dem Landtag entſprungen zu ſein. Berckheim hul⸗ 
digte grundſätzlich abſolutiſtiſchen Theorien und drang dieſerhalb 
auf die Auflöſung des Landtags (1824). Die ihm zur Verfügung 
ſtehenden Machtmittel nützte er im Wahlkampf für die Erreichung 
einer ihm genehmen Mehrheit aus. Sein Bemühen war von Er⸗ 
folg gekrönt. Von den früheren Vertretern der Oppoſition kehrten 
nur drei wieder. Wohl gelang es ihm die materielle Not des Lan⸗ 
des zu heben, aber das Verfaſſungsleben erſtarrte nahezu völlig, zu⸗ 
mal die autokratiſche Regierungsführung des Großherzogs Ludwig 
den verfaſſungsfeindlichen Beſtrebungen Berckheims einen ſtarken 
Rückhalt bot. Erſt mit dem Regierungsantritt des Großherzogs 
Leopold (30. März 1830) ging dieſe reaktionäre Periode zu Ende. 
Großherzog Leopold enthob Berckheim ſeines Amtes und berief zu 
deſſen Nachfolger den Miniſterialdirektor im Miniſterium des In⸗ 
nern, Ludwig Winter. 


Ludwig Winter (vom 29. Dezember 1830 bis 27. März 
1838). Mit Winter begann ein neuer Aufſchwung des politiſchen 
Lebens, der in wichtiger geſetzgeberiſcher Tätigkeit des Landtags 
ſeinen Ausdruck fand. Der Miniſter ſchuf zwei Geſetze über die 
Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden und über die Rechte 
der Gemeindebürger; er machte ſich ferner verdient durch die Schaf— 
fung eines Gendarmeriegeſetzes, eines Geſetzes über Abſchaſſung 
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des Straßengeldes, und durch die Abſchaffung der Landes-, ins- 
beſonders der Straßenfrohnden; eine neues Preſſegeſetz löſte die 
Zenſur ab. 

Gegen dieſe ſeine liberale Politik erhob Preußen Einſpruch. 
Auf Verlangen des Bundestags in Frankfurt a. M. mußte das 
Preſſegeſetz wieder zurückgenommen, die Zenſur wieder eingeführt 
und die Vereinsfreiheit eingeſchränkt werden. Es wurden die vom 
Bundestag im Jahre 1832 gegen die Rechte der Volksvertretungen 
gefaßten Beſchlüſſe nun auch für Baden verkündet. Die Aniver— 
ſität Freiburg wurde, weil auf ihr freiſinnige Politik getrieben 
worden ſei, im September 1832 vorübergehend geſchloſſen, und die 
auswärtigen Studenten wurden ausgewieſen. 

Dieſer Rauhreif politiſcher Reaktion brachte für das politiſche 
Leben in Baden abermals eine Erſtarrung mit ſich. Miniſter Win⸗ 
ter beſchränkte ſich daher auf die Verfolgung wirtſchaftlicher Auf⸗ 
gaben. Bemerkenswert aus dieſer Zeit iſt die Ablöſung der Zehn- 
ten, der Ausbau des Straßennetzes, die Erbauung des Mannheimer 
Rheinhafens und die Inangriffnahme der Vorarbeiten für den 
Bahnbau Mannheim — Baſel. 1835 beſchloß der Landtag den 
Anſchluß an die deutſche Zollunion. Einer durchgreifenden Reform 
der Staatsverwaltung ſtand Winter allerdings ablehnend gegen— 
über. Am 26. März 1838 ſchloß der Landtag mit einem ſtolzen 
Rückblick auf das Geleiſtete; Tags darauf machte ein Schlaganfall 
ſeinem Leben ein Ende. 

Karl Nebenius (vom 26. April 1838 bis 5. Oktober 1839). 
Winters Nachfolger wurde der Miniſterialdirektor Karl Friedrich 
Nebenius. Er hatte ſeit Jahren an den Arbeiten des Miniſteriums 
größten Anteil gehabt und widmete ſich nun beſonders einer Neu⸗ 
organiſation der Inneren Verwaltung. Doch bald wurde er auf 
Veranlaſſung des damaligen Miniſters des Großherzoglichen Hau⸗ 
ſes und der auswärtigen Angelegenheiten, des Freiherrn von Blit— 
tersdorff, des Dienſtes enthoben, da er deſſen antikonſtitutionellen 
Beſtrebungen im Wege ſtand. 

Freiherr Rüdt von Collenberg (vom 5. Oktober 
1839 bis 5. November 1844). Collenberg vertrat die Politik Blit⸗ 
tersdorffs. Er geriet dadurch aber ſehr bald mit der Zweiten Kam⸗ 
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mer in Konflikt. Das führte im Jahre 1842 zur Auflöſung des 
Landtages. Der amtliche Apparat wurde nun wieder zur Beein- 
fluſſung und Einſchüchterung der Wählerſchaft mißbraucht. Ohne 
Erfolg! Die Wahl führte zur vollſtändigen Niederlage der Regie- 
rung. Blittersdorff verließ bereits 1843 ſein Amt, Rüdt von Col- 
lenberg folgte ihm im nächſten Jahre. 


Ludwig Friedrich Eichrodt (vom 5. November 1844 
bis 28. Dezember 1844). Miniſterialdirektor Ludwig Friedrich 
Eichrodt rückte an Rüdt von Collenbergs Stelle, in der Abſicht, dem 
Geiſte der Verfaſſung entſprechend ſein Amt zu führen. Er ſtarb 
jedoch unverhofft ſchnell. 

Karl Friedrich Nebenius (vom 28. März 1845 bis 
19. Dezember 1846). Zum zweiten Male übernahm Nebenius die 
Leitung des Miniſteriums des Innern. Wie es damals hieß, tat 
er das lediglich proviſoriſch bis zur Berufung einer jüngeren Kraft, 
die für die Aufgaben dieſer politiſch erregten Zeit geeigneter war. 
Die Neuwahlen zum Landtag — er war im Februar 1846 wieder 
aufgelöſt worden — führte zu einer weiteren Verſtärkung der Op- 
poſition. Nebenius hatte zu entſcheiden, ob der Konflikt mit dem 
Landtag weiter fortgeſetzt werden ſolle. Schon im März des ge— 
nannten Jahres war der gemäßigt liberale, im Jahre zuvor zum 
Mitglied des Staatsrats und Vizekanzler des oberſten Gerichts⸗ 
hofs ernannte J. B. Bekk, zunächſt ohne Portefeuille in das Staats- 
miniſterium berufen worden. Nach Schluß der Landtagsſitzung 
vom 19. Dezember 1846 ſchied Nebenius aus dem Amt, Bekk trat 
an ſeine Stelle. 


Johann Bapt. Bekk (vom 19. Dezember 1846 bis 3. Juni 
1849). Bekk war keine ſtarke Natur. Nachdem durch preußiſche 
und durch Reichstruppen die Freiheitsbewegung der Jahre 1848 
und 1849 niedergeworfen waren, wurde Bekk feiner Dienſte ent- 
hoben. Als Sünder wurde auch er in die Wüſte geſchickt, obwohl 
doch für die Verteidigung der Staatsautorität in erſter Linie der 
Kriegsminiſter (Hofmann) verantwortlich geweſen war. 


Adolf Freiherr Marſchall von Biberſtein (vom 
21. Juni 1849 bis 2. Juni 1853). Geſtützt auf die für längere Zeit 
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im Lande gebliebenen preußiſchen Truppen, richtete Marſchall von 
Biberſtein zur Wiederherſtellung der Ordnung ein ſcharfes Regi- 
ment auf. Die gänzliche Auflöſung der Kammer vermied er; ledig⸗ 
lich für die wegen ihrer Teilnahme an der Revolution flüchtig ge- 
wordenen Landtagsabgeordneten wurden Erſatzwahlen angeordnet. 


Freiherrvon Wechm ear (vom 2. Juni 1853 bis 20. Sep- 
tember 1856). Wechmar war Juſtizminiſter; er übernahm nunmehr 
auch die Führung des Innenminiſteriums und bekleidete dieſe Funk⸗ 
tion bis zu ſeinem Ausſcheiden aus dem Staatsdienſte. 


Freiherr von Stengel (vom 20. September 1856 bis 
2. April 1860). Wie ſein Amtsvorgänger, jo übernahm der bis da- 
hin im Ruheſtand geweſene Juſtizminiſter Freiherr von Stengel 
das Präſidium der beiden Miniſterien, der Juſtiz und des Innern. 
Während ſeiner Amtszeit wurde die Trennung der Rechtspflege 
von der Verwaltung in der unteren Inſtanz vollzogen. Stengel trat 
auch dem Ausbau des Geſetzes über die Verfaſſung und Verwaltung 
der Gemeinden näher. In der Zeit von 1856 - 1860 brachte er die 
Staatsverträge mit Frankreich über die Ausübung der Eigentums⸗ 
rechte an den Rheinufern und Dämmen und über den Bau von 
Brücken über den Rhein zum Abſchluß. Mit der Schweiz kam ein 
Vertrag über die Freizügigkeit und über die Gleichſtellung beider- 
ſeitiger Angehöriger in gewiſſen Streitſachen zuſtande. Einer Ver⸗ 
einbarung mit dem Vatikan über die Regelung der Angelegenheiten 
der katholiſchen Kirche trat die Zweite Kammer nicht bei; dies ver⸗ 
anlaßte Stengel zu ſeinem Rücktritt. 


Auguſt Lamey (vom 2. April 1860 bis 27. September 
1866). Lamey war bis zu ſeiner Berufung zum Miniſter Profeſſor 
der Rechtswiſſenſchaften an der Aniverſität Freiburg. In ſeiner 
Amtszeit wurde in Baden (1862) die Gewerbefreiheit und Frei⸗ 
zügigkeit für alle Bewohner des Staatsgebietes, ſowie ferner die 
bürgerliche Gleichſtellung der Iſraeliten beſchloſſen und durchge- 
führt. Das Geſetz vom 5. Oktober 1863 über die Organiſation der 
Inneren Verwaltung verwirklichte den Gedanken der Selbſtverwal⸗ 
tung in doppelter Richtung (Bezirksräte und Kreisverbände); es 
ſchuf weiter die Verwaltungsrechtspflege mit dem Bezirksrat als 
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erſter und dem Verwaltungsgerichtshof als zweiter Inſtanz. Die 
Kreisregierungen, die eine Mittelinſtanz zwiſchen den Bezirksäm⸗ 
tern und dem Miniſterium gebildet hatten, wurden aufgehoben, und 
ein Teil ihrer Geſchäfte einer neuen Zentralſtelle, dem Verwaltungs- 
hof, zugewieſen. Ferner wurde das Inſtitut der Landeskommiſſäre 
geſchaffen. Das Polizeiſtrafgeſetzbuch vom 31. Oktober 1863 ſtellte 
den Grundſatz auf, daß polizeiliche Strafen wie kriminelle nur auf 
Grund einer geſetzlichen Strafandrohung verhängt werden dürften. 
Die von der Strafverfolgung unabhängige polizeiliche Exekutive 
wurde als ſelbſtändige Befugnis der Polizeigewalt anerkannt und 
mit den erforderlichen Rechtsſchranken umgeben. 


Julius Jolly (vom 27. Juli 1866 bis 25. September 1876). 
Bis zu ſeiner Berufung zum Miniſter war Jolly Mitglied des 
Verwaltungsgerichtshofes. Wie ſein Vorgänger im Amte, ſo wid⸗ 
mete auch er ſich dem Ausbau der Geſetzgebung auf dem Gebiet des 
Verwaltungsrechtes. Anter anderem brachte er die Geſetze über 
die Preſſe und über das Vereinsrecht heraus; desgleichen ein ſol⸗ 
ches über die Miniſterverantwortlichkeit. Ferner führte er eine An⸗ 
derung des Wahlrechtes durch. Auch die Einführung der metriſchen 
Maß⸗ und Gewichtsordnung erfolgte in ſeiner Amtszeit. Es er⸗ 
ſchienen außerdem Geſetze über Kredit- und Vorſchußvereine, über 
Stiftungen und über die öffentliche Armenpflege, ſowie ein Geſetz 
zur Anderung der Gemeindeordnung. Differenzen auf kirchenpoli⸗ 
tiſchem Gebiet führten zu Jollys Dienſtenthebung. 


Ludwig von Stöſſer (vom 25. September 1876 bis 
20. April 1881). Jollys Nachfolger wurde der damalige Landes⸗ 
kommiſſar Ludwig von Stöſſer. In deſſen Amtszeit fällt eine An⸗ 
derung der Vorſchriften über die Aufbringung des Gemeindeauf- 
wandes, die geſetzliche Regelung der Rechtsverhältniſſe der mit Ge- 
meindebürgſchaft verſicherten Sparkaſſen, ebenſo der Vollzug des 
Reichsgeſetzes vom 21. Oktober 1876 über die gemeingefährlichen 
Beſtrebungen der Sozialdemokratie (Sozialiſtengeſetzz. Am 
20. April 1881 wurde das im Jahre 1860 errichtete Handelsmini— 
ſterium mit dem Miniſterium des Innern vereinigt. Bis dahin 
hatten die Miniſter der Inneren Verwaltung in der Regel auch die 
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Geſchäfte des Miniſteriums für Kultus und Unterricht wahrgenom⸗ 
men. Dieſe Aufgabe wurde jetzt dem Juſtizminiſter übertragen. 
Der ſeitherige Präſident des Handelsminiſteriums, Ludwig Tur⸗ 
ban, trat an die Spitze des Innenminiſteriums; Stöſſer ging in den 
Ruheſtand. 

Ludwig Turban (vom 2. April 1881 bis 9. Oktober 1890). 
Aus Turbans Tätigkeit beim Handelsminiſterium und ſpäter beim 
Miniſterium des Innern ſind zu erwähnen die Vorarbeiten zu dem 
Gewerbegeſetz von 1862 und zu dem Waſſergeſetz von 1876, die 
Fürſorge für das gewerbliche Ausſtellungsweſen und die Errichtung 
von Gewerbevereinen an Stelle der früheren Zünfte, die Gründung 
einer gewerblichen Zentralſtelle, die Schaffung der Landesgewerbe— 
halle, die Neubelebung des gewerblichen Anterrichts durch Ausbau 
einer großen Anzahl von Gewerbeſchulen ſowie von Fachſchulen, vor 
allem durch die Errichtung der Kunſtgewerbeſchule in Karlsruhe. 
Im Jahre 1878 wurde die geſetzliche Grundlage zur Errichtung von 
Handelskammern geſchaffen. Auf dem Gebiete der Landwirtſchaft 
ſind erwähnenswert die Ausgeſtaltung des Landeskulturweſens durch 
Schaffung der Kulturinſpektionen, Anterſtützung der Pferdezucht aus 
ſtaatlichen Mitteln, die geſetzliche Regelung für die Feſtſtellung 
zur Befähigung zum Hufbejchlag betr., und eine ſolche, die Ver⸗ 
ſicherung der Rindviehbeſtände und die gemeinen Schafweiden be— 
treffend. Die Feld-Bereinigungsgeſetze und das Jagd- und 
Fiſchereirecht erfuhren eingehende Anderungen. Auf dem Gebiet 
des Verkehrsweſens iſt bemerkenswert das Straßengeſetz von 1884 
ſowie der Ausbau des Straßennetzes, ferner der weitere Ausbau 
des Eiſenbahnnetzes und die Schaffung eines Eiſenbahnrates. Aus⸗ 
geſtaltet wurde die Verwaltungsrechtspflege, die Gemeindeverwal- 
tung im Sinne der Selbſtverwaltung und die Gemeindeſteuergeſetz— 
gebung. Zwecks Durchführung der ſozialen Geſetzgebung des Nei- 
ches erfolgte im Jahre 1879 die Schaffung einer Fabrikinſpektion, 
1882 die Errichtung eines Landesgeſundheitsrats, dann kam die 
Regelung der Standesvertretung der Arzte, Tierärzte und Apo⸗ 
theker (1883) und die Regelung des Verfahrens bei Aufnahme in 
Irrenanſtalten (1888). Im gleichen Jahre wurde das Beamten⸗ 
geſetz geſchaffen. Die Herausgabe einer neuen topographiſchen 
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Karte des Landes Baden, die geologiſche Landesunterſuchung und 
das Berggeſetz von 1890 ſind weitere wichtige Arbeiten und Ent— 
ſcheidungen aus Turbans Amtszeit. In ſeinem 70. Lebensjahr 
wurde ihm auf 9. Oktober 1890 der erbetene Rücktritt bewilligt. 

Auguſt Eiſenlohr (vom 9. Oktober 1890 bis 15. Oktober 
1900). Eiſenlohr ſchuf 1891 einen Landwirtſchaftsrat zur Vertre⸗ 
tung der Intereſſen der Landwirtſchaft und zur Beratung des Mi— 
niſteriums in landwirtſchaftlichen Fragen, 1893 zum gleichen Zweck 
für das Gewerbe den Landesgewerberat. Zur Beaufſichtigung und 
Leitung des gewerblichen Anterrichts wurde 1892 unter dem Na— 
men „Gewerbeſchulrat“ eine Zentralmittelbehörde errichtet. Das 
Budget der Jahre 1892/1893 enthielt erſtmals einen Betrag von 
200 000 M. als Beihilfe zu einer Hagelverſicherung; 1900 wurde 
die Gründung eines Hagelverſicherungsfonds geſetzlich geregelt. 
Auf dem Gebiete der Landwirtſchaft ſind erwähnenswert: die Ge— 
währung von Entſchädigungen bei Seuchenverluſten, die Regelung 
der Haltung von Zuchtfarren, Zuchtebern und Zuchtböcken, das Ab— 
änderungsgeſetz über die Verſicherung der Nindviehbeſtände und 
die Regelung des Abdeckereiweſens. Auf dem Gebiete der Ge— 
meindeverwaltung ergingen Vorſchriften über die Beſteuerung durch 
die Kommunen und die Wahlen der Verwaltungsorgane der Kom— 
munen; eine Fürſorgekaſſe für Gemeinde- und Körperſchaftsbeamte 
wurde ins Leben gerufen. Anderungen erfuhren das Polizeiſtraf— 
geſetzbuch, das Verwaltungsrechtspflegegeſetz, das Ortsſtraßengeſetz, 
das Jagdgeſetz und das Dienſtbotengeſetz; weiter wurden erlaſſen 
das Geſetz über die geſchloſſenen Hofgüter, das Waſſergeſetz und 
das Enteignungsgeſetz. Eine große Anzahl von Verordnungen 
ergingen zum Vollzug der Reichsgeſetze über die Arbeiterverſiche— 
rung. Erhebliche Aufwendungen wurden für die ſtaatlichen Heil— 
und Pflegeanſtalten gemacht. Die ſchon früher üblichen Staats- 
beiträge zur Anterſtützung des Baues von Kreisſtraßen und Ge— 
meindewegen, für Waſſerverſorgung, Brückenbauten und Fluß 
korrektionen, für Anlage und Erweiterung von Krankenanſtalten, 
erfuhren namhafte Erhöhungen. Auch die geldlichen Aufwendungen 
des Staates zur Förderung von Gewerbe und Landwirtſchaft 
wurden weſentlich erhöht. 
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Dr. Karl Schenkel (vom 1. Oktober 1900 bis 22. April 
1907). Auf 1. Oktober 1910 trat Eiſenlohr in den Ruheſtand. Ihm 
folgte im Amte der damalige Präſident des Verwaltungsgerichts— 
hofs, Dr. Schenkel. Anter Führung dieſes Staatsmannes 
wurde die Landwirtſchaftskammer, Arzte⸗, Zahnärzte⸗, Tier⸗ 
ärzte- und Apothekenkammer errichtet; von ihm ſtammt eine 
Novelle zur Gemeinde- und Städteordnung und insbeſondere die 
Verfaſſungsreform vom Jahre 1904. Natürlich iſt mit der Er- 
wähnung dieſer Aufgaben ſeine ſtaatsmänniſche Tätigkeit nicht 
erſchöpfend behandelt. Wie ſein Vorgänger, ſo mußte auch er ſich 
mit der immer ſtärker werdenden Arbeiterbewegung auseinander- 
ſetzen. Die Behandlung der Fragen über die Arbeiterverſicherung 
und Arbeitergeſetzgebung nötigte dazu. Lohnſtreitigkeiten und Ar⸗ 
beiterſtreiks wurden für die Staatsverwaltung immer mehr ein Pro- 
blem, an welchem nicht ohne Stellungnahme vorüberzukommen war. 
Es lag alſo in der Natur der Verhältniſſe, daß Schenkels Perſön⸗ 
lichkeit in politiſcher Hinſicht bald ſehr umſtritten war. Während 
er in den erſten Jahren ſeiner Miniſtertätigkeit ſowohl bei den Kon⸗ 
ſervativen wie beim Zentrum Anerkennung fand, ſtand er den 
Grundſätzen der Sozialdemokratie ablehnend gegenüber. Mehr als 
einmal hat er davon geſprochen, daß ſich ein Staatsbeamter nicht 
zur Sozialdemokratie bekennen dürfe. Gleichwohl aber erklärte 
Schenkel andererſeits, daß er die ſozialdemokratiſchen Herren in der 
Zweiten Kammer des Landtags nicht miſſen möchte. Deren Be— 
ſtrebungen für die Verbeſſerung der Lage der unteren Klaſſe ſeien 
durchaus begrüßenswert, denn es ſei immer noch beſſer, die ſozial⸗ 
demokratiſche Arbeiterſchaft legal zu Worte kommen zu laſſen, als 
mit ihr in öffentlicher Feindſchaft zu ſtehen. Dieſe Erkenntnis 
fand mißtrauiſche Bekrittelung. Als der Abgeordnete Wacker 
(Zentrum) es einmal dem Miniſter geradezu zum Vorwurf machte, 
daß er gegenüber der Sozialdemokratie einen gewiſſen Neſpekt an 
den Tag lege, wehrte ſich Schenkel dagegen; die jozialdemo- 
kratiſchen Verſammlungen laſſe er zwar nicht mehr allgemein poli⸗ 
zeilich überwachen, aber es ſei ihm nie eingefallen, dieſe Partei, die 
ja wie jede andere ein doppeltes Geſicht zeige, völlig unbeaufſich— 
tigt zu laſſen (Zweite Kammer, 16. Januar 1902). Solange ſich 
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die Sozialdemokratie in den Schranken des Geſetzes halte, werde ſie 
behandelt wie jede andere Partei. Nur lehne er es ab, Sozialdemo— 
kraten zu Mitgliedern des Bezirksrats zu ernennen (Zweite Kam— 
mer 17. März 1902). So blieb Schenkel eigentlich doch in jcharfer 
Gegnerſchaft zur Sozialdemokratie ſtehen. Später hielt ihm das 
Zentrum vor, er treibe Kulturkampf und habe das Wahlabkommen 
der Liberalen mit der Sozialdemokratie gefördert. 

Dr. Heinrich Freiherr von und zu Bodman (vom 
22. April 1907 bis 11. November 1918). Bodman hatte von 1899 
bis 1904 die Stelle des Landeskommiſſärs in Konſtanz bekleidet, 
von 1904 bis 1906 die eines ſtellvertretenden Bevollmächtigten zum 
Reichsrat mit dem Wohnſitz in Berlin, 1906 wurde er Präſident 
der Waffer- und Straßenbau-Direktion. Seine Berufung zum Mi⸗ 
niſter des Innern erfolgte am 22. April 1907. Bodmans Tätigkeit 
bewegte ſich zunächſt auf der von ſeinem Amtsvorgänger eingehal— 
tenen Linie. Auf allen Gebieten des ſtaatsrechtlichen Lebens der 
Inneren Verwaltung ſuchte er durch Anpaſſung der Geſetze und 
Verwaltungsmaßnahmen den veränderten Verhältniſſen in Handel, 
Gewerbe und Landwirtſchaft gerecht zu werden. Für die Handels- 
und Gewerbeſchulen und für die Ausbildung des Lehrperſonals 
dieſer Schulen und der landwirtſchaftlichen Winterſchulen ſchuf er 
neue Rechtsgrundlagen; ebenſo geſchah dies für den höheren öffent— 
lichen Dienſt der Beamten in der Verwaltung. Im September 
1907 brachte er eine neue Landesbauordnung zur Handhabung der 
Baupolizei und des Wohnungsweſens heraus und kurze Zeit her— 
nach erſchienen die Satzungen der Landwirtſchaftskammer. Das 
Steuerrecht der Kreisverbände wurde neu geregelt und für das 
Hilfsperſonal im Geſundheitsweſen Ausbildungs- und Dienſtvor⸗ 
ſchriften erlaſſen. Bald wurde auch eine allgemeine neue Geſund— 
heitsordnung fertiggeſtellt. Für die Rhein- und Bodenſeeſchiffahrt 
ſchuf Bodman polizeiliche Fahr- und Dienſtvorſchriften. Bereits 
im Jahre 1908 bildete er einen Waſſerwirtſchaftsrat, der die Re— 
gierung bei der Behandlung von Fragen des Ausbaues der Waſſer— 
ſtraßen und der Ausnützung der Waſſerkräfte gutachtlich beraten 
ſollte. Dieſe Seite ſeiner Tätigkeit fand ihre Krönung in dem im 
Spätherbſt 1912 vom Landtag akzeptierten Geſetz über den Bau 
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und Betrieb des Murgkraftwerkes. Mit dieſem Geſetz wurde die 
Grundlage für die ſtaatliche Elektrizitätsverſorgung in Baden ge⸗ 
legt, die bekanntlich heute in der geſamten Kulturwelt große Auf⸗ 
merkſamkeit findet. 

Bodmans Arbeit für die Anderung der Gemeinde- und Städte⸗ 
ordnung vom Jahre 1910 wurde zwar bei den Städteverwaltungen 
nicht allgemein als gut anerkannt, immerhin aber ſchuf ſie mit ihren 
verſchiedenen Vollzugsverordnungen (Gemeindevoranſchlagsanwei⸗ 
jung, Wahlordnung uſw.) eine Verbeſſerung der Rechtsverhältniſſe. 
Eine Reihe anderer Geſetze und Verordnungen — wie z. B. das 
Ortsſtraßengeſetz, Enteignungsgeſetz, Dienſtordnung für Gendar⸗ 
merie, Prüfungsordnung für Zahnärzte, neue Ordnung der Feuer⸗ 
wehrunterſtützungskaſſe, Irrenfürſorgegeſetz, Viehſeuchengeſetz uſw. — 
die zeitweiſe in raſcher Reihenfolge heraus kamen, legten Zeugnis 
dafür ab, wie ſtark auch in der Vorkriegszeit das öffentliche Leben 
pulſierte. 

Wie ſeinem Amtsvorgänger, ſo blieb auch Herrn von Bodman 
die Auseinanderſetzung mit den politiſchen Problemen nicht erſpart. 
Im Mittelpunkt ſolcher Auseinanderſetzungen ſtand dabei die immer 
ſtärker werdende allgemeine Arbeiterbewegung und — die Sozial- 
demokratie. In der Erſten Kammer hatte einmal Freiherr von 
Stotzingen die Sozialdemokratie als eine ſchleichende Krankheit 
bezeichnet, die noch gefährlicher ſei als eine akute. Bodman rea⸗ 
gierte hierauf (Sitzung vom 23. Juli 1910), indem er erwiderte, die 
Bewegung der Sozialdemokratie könne man nicht ſchlechthin als 
eine Krankheit bezeichnen. Sie ſei in ihrem Ziel, ſoweit ſie auf Ab⸗ 
ſchaffung der Monarchie und auf die Vergeſellſchaftung des kapita⸗ 
liſierten Eigentums gehe, gewiß zu bekämpfen und vielleicht könne 
man auch in dieſer Hinſicht von einer Krankheit ſprechen, — ſie ſei 
aber außerdem eine großartige Arbeiterbewegung zur Befreiung des 
4. Standes, zur Emporhebung der großen Maſſe der Arbeiter, die 
mitarbeiten wollten im Staatsleben, die ſich betätigen wollten, und 
in dieſer Beziehung müſſe man ihr entgegenkommen. Veranlaſſung 
zu ſeinem Vorſtoß gegen den Miniſter bot Freiherr von Stot⸗ 
zingen die Beratung der Reform der Gemeinde- und Städte⸗ 
ordnung, die ihm zu weit ging. 
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Einige Monate vorher ſchon hatte Bodman in der Zweiten 
Kammer eine ähnliche Auseinanderſetzung. Es war eine Diskuf- 
fion über die Frage des Großblocks, über das taktiſche Zuſammen⸗ 
gehen mit der Sozialdemokratie entſtanden. Bodman fand ein jol- 
ches Zuſammengehen, das zu einer Stärkung der Sozialdemokratie 
im Landtag führe, nicht für opportun, wobei er aber dann hervor 
hob, es komme ihm nicht auf eine Kampfſtellung gegen die Sozial⸗ 
demokratie an, er wolle mit ihr poſitiv zuſammenarbeiten, ſolange 
ſie ſich ſtaatsbejahend verhalte. Er höre gerne auf die Stimme der 
Gewerkſchaftsvertreter, da es ſich bei dieſen um Vertreter einer 
großartigen Bewegung zur Befreiung des 4. Standes handle. 

Dieſes öffentliche Bekenntnis zur Politik der Vernunft wurde 
Bodman, ebenſo wie einſtens Schenkel, ſehr übel genommen. Es 
ſoll deswegen zeitweiſe eine Entfremdung mit dem Landesfürſten 
entſtanden ſein. Offenbar gab es dieſerhalb lange Zeit keine Ruhe, 
denn Bodman ſah ſich ſchließlich in der Sitzung der II. Kammer 
vom 1. Februar 1912 genötigt, nochmals auf ſeine im Jahr 1910 
gemachten Ausführungen zurückzukommen. Er ſtellte ſie ſo dar, 
daß er nicht allgemein die Sozialdemokratie als eine großartige 
Bewegung bezeichnet, ſondern geſagt habe, „ſie iſt außerdem eine 
großartige Arbeiterbewegung“. Veranlaſſung, ſich noch einmal mit 
dieſer Frage auseinanderzuſetzen, gab ihm auch die ablehnende 
Stellungnahme der Sozialdemokratie zum Budget. 


Gelchichte 
der Pinilterverantwortlichkeit 
in Baden 
Von 
Franz Schnabel 
8° 97 Seiten. Broſchiert M. 1.50. 


Dies Buch handelt von einem politiſchen und ſtaatsrechtlichen 
Gegenſtande, der im alten kaiſerlichen Deutſchland recht eigentlich 
im Mittelpunkte der parlamentariſchen Kämpfe um die Reichs- 
verfaſſung geſtanden hat und um den noch bis in den Krieg und 
in ſeine letzten Tage hinein leidenſchaftlich geſtritten worden iſt. 
Was das alte Reich nie hat erlangen können — eine praktiſch 
vollziehbare parlamentariſche Verantwortlichkeit ſeiner höchſten 
Beamten — hat Baden ſchon vor Begründung des Reiches ver- 
faſſungsrechtlich niedergelegt. Erſt nach langen und ſchwierigen 
Kämpfen allerdings iſt es geſchehen, aber dann doch in endgül- 
tiger und vorbildlicher Weiſe. Der Liberalismus war vor der 


Reichsgründung ſtark genug, um ſich durchzuſetzen; im neuen Reiche 
aber war ihm die Grenze gezogen. Von dieſer Tatſache aus führen 
die Gedanken bis in unſere Gegenwart. 


Einige Arteile: 


. . . Begreiflich, daß die geſchichtliche Darſtellung dieſer Ver⸗ 
faſſungskämpfe, die noch vor der Gründung des Deutſchen Reiches 
eine verfaſſungsrechtliche Frage endgültig und vorbildlich ent- 
ſchieden haben, welche für das Reich erſt nach feiner Zertrümme⸗ 
rung im republikaniſchen Staat gelöſt werden konnte, von allge- 
meinſtem Intereſſe iſt .... Mannheimer Geſchichtsblätter. 


Man darf dieſe Schrift als einen wertvollen Beitrag zur 
Geſchichte des älteren deutſchen Liberalismus und nicht bloß zur 
badiſchen Landesgeſchichte bezeichnen. 

Archiv für Politik und Geſchichte, Berlin. 


. . . bietet ein reizvolles Stück badiſcher Geſchichte .... Dem 
Politiker wird die Kunſt des Karlsruher Profeſſors ein glänzen⸗ 
der Leitfaden durch all die Irrungen und Meinungen moderner 
Verfaſſungsprobleme ſein. Heidelberger Tageblatt. 


Vor allem der inmitten der ſtaatlichen Entwicklung ſtehende 
Politiker wird daraus Nutzen und Belehrung ſchöpfen können. 
Zeitſchrift für Verwaltungsrecht, Leipzig. 
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